
VERORDNUNG (EU) 2024/3011 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 27. November 2024

über die Übertragung von Verfahren in Strafsachen

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 82 Absatz 1 Unterabsatz 2 
Buchstaben b und d,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Union hat sich den Erhalt und die Weiterentwicklung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
zum Ziel gesetzt.

(2) Nach dem Haager Programm zur Stärkung von Freiheit, Sicherheit und Recht in der Europäischen Union (3) müssen 
die Mitgliedstaaten Möglichkeiten prüfen, die Strafverfolgung in grenzüberschreitenden multilateralen Fällen in 
einem Mitgliedstaat zu konzentrieren, um die Effizienz der Strafverfolgung zu erhöhen und gleichzeitig eine 
geordnete Rechtspflege zu gewährleisten.

(3) Das Maßnahmenprogramm zur Umsetzung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher 
Entscheidungen in Strafsachen (4) fordert ein Instrument vorgesehen, das die Übertragung von Strafverfahren auf 
andere Mitgliedstaaten ermöglicht.

(4) Die justizielle Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten muss weiter entwickelt werden, um die effiziente und 
geordnete Strafrechtspflege im gemeinsamen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts auszubauen und 
sicherzustellen, dass der am besten dafür geeignete Mitgliedstaat eine Straftat untersucht oder verfolgt. Insbesondere 
könnten gemeinsame Vorschriften für die Mitgliedstaaten über die Übertragung von Strafverfahren dazu beitragen, 
unnötige parallele Strafverfahren in verschiedenen Mitgliedstaaten wegen desselben Sachverhalts und gegen dieselbe 
Person, die zu einem Verstoß gegen den Grundsatz ne bis in idem führen könnten, zu vermeiden. Diese 
gemeinsamen Vorschriften könnten auch die Zahl der mehrfachen Strafverfahren, die in verschiedenen 
Mitgliedstaaten wegen desselben Sachverhalts oder gegen dieselbe Person geführt werden, verringern. Mit diesen 
gemeinsamen Vorschriften soll auch sichergestellt werden, dass eine Übertragung von Strafverfahren erfolgen kann, 
wenn die Übergabe einer Person zur Strafverfolgung aufgrund eines Europäischen Haftbefehls nach dem 
Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates (5) verzögert oder abgelehnt wird, z. B. weil in dem anderen Mitgliedstaat 
ein paralleles Strafverfahren wegen derselben Straftat geführt wird, damit die verfolgte Person nicht straflos bleibt.

(5) Gemeinsame Vorschriften für die Übertragung von Strafverfahren sind auch für eine wirksame Bekämpfung der 
grenzüberschreitenden Kriminalität unerlässlich, dies ist insbesondere im Hinblick auf Straftaten wichtig, die von 
organisierten kriminellen Gruppen begangen werden, z. B. Drogenhandel, Schleuserkriminalität, Menschenhandel, 
illegaler Handel mit Feuerwaffen, Umweltkriminalität, Cyberkriminalität oder Geldwäsche. Die Strafverfolgung 
organisierter krimineller Gruppen, die in mehreren Mitgliedstaaten tätig sind, kann für die beteiligten Behörden mit 
erheblichen Schwierigkeiten verbunden sein. Die Übertragung von Strafverfahren ist ein wichtiges Instrument, das 
den Kampf gegen organisierte kriminelle Gruppen, die in der Union tätig sind, verstärken würde.
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(1) ABl. C, C/2023/869, 8.12.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2023/869/oj.
(2) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 23. April 2024 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 

5. November 2024.
(3) ABl. C 53 vom 3.3.2005, S. 1.
(4) ABl. C 12 vom 15.1.2001, S. 10.
(5) Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen 

den Mitgliedstaaten (ABl. L 190 vom 18.7.2002, S. 1).

http://data.europa.eu/eli/C/2023/869/oj


(6) Um eine wirksame Zusammenarbeit zwischen den ersuchenden Behörden und den ersuchten Behörden bei der 
Übertragung von Strafverfahren zu gewährleisten, sollten die Vorschriften für eine solche Übertragung in einem 
verbindlichen und unmittelbar geltenden Rechtsakt der Union festgelegt werden.

(7) Diese Verordnung sollte für alle Ersuchen um Übertragung im Zusammenhang mit Strafverfahren gelten.

(8) Mit dem Rahmenbeschluss 2009/948/JI des Rates (6) soll verhindert werden, dass gegen dieselbe Person wegen 
desselben Sachverhalts in verschiedenen Mitgliedstaaten parallele Strafverfahren geführt werden, was zu 
rechtskräftigen Entscheidungen in zwei oder mehr Mitgliedstaaten führen könnte. Mit dem Rahmenbeschluss wird 
daher ein Verfahren für direkte Konsultationen zwischen den zuständigen Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten 
eingeführt, um ein Einvernehmen über eine effiziente Lösung zu erreichen, bei der die nachteiligen Folgen solcher 
parallel geführter Verfahren sowie Zeit- und Ressourcenverschwendung dieser zuständigen Behörden vermieden 
werden. Wenn diese zuständigen Behörden im Anschluss an die Konsultationen nach dem genannten 
Rahmenbeschluss beschließen, die Strafverfahren im Wege der Übertragung in einem Mitgliedstaat zu konzentrieren, 
sollte diese Übertragung im Einklang mit dieser Verordnung erfolgen.

(9) Andere Rechtsakte im Bereich des Strafrechts, insbesondere diejenigen, die sich auf bestimmte Arten von Straftaten 
beziehen, wie die Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen Parlaments und des Rates (7) und die Rahmen-
beschlüsse 2002/475/JI (8) und 2008/841/JI (9) des Rates, enthalten Bestimmungen über die Faktoren, die bei einer 
Konzentration von Strafverfahren in einem Mitgliedstaat zu berücksichtigen sind, wenn mehr als ein Mitgliedstaat 
eine Straftat aufgrund desselben Sachverhalts wirksam verfolgen kann. Wenn die zuständigen Behörden der 
betreffenden Mitgliedstaaten im Anschluss an die Zusammenarbeit im Einklang mit solchen Rechtsakten 
beschließen, die Strafverfahren im Wege der Übertragung in einem Mitgliedstaat zu konzentrieren, sollte eine 
solche Übertragung im Einklang mit dieser Verordnung erfolgen.

(10) Zur Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Urteile und gerichtliche Entscheidungen in 
Strafsachen wurden mehrere Rechtsakte der Union erlassen, insbesondere die Rahmenbeschlüsse 2005/214/JI (10), 
2008/909/JI (11) und 2008/947/JI (12) des Rates. Diese Verordnung ergänzt diese Rahmenbeschlüsse und berührt 
nicht deren Anwendung.

(11) Diese Verordnung berührt nicht den spontanen Informationsaustausch, der in anderen Rechtsakten der Union 
geregelt ist.

(12) Diese Verordnung gilt nicht für Entscheidungen über die Neuzuweisung, Verbindung oder Abtrennung von 
Verfahren, bei denen die Europäische Staatsanwaltschaft ihre Zuständigkeit nach der Verordnung (EU) 2017/1939 
des Rates (13) ausgeübt hat.

(13) Für die Zwecke dieser Verordnung sollten die Mitgliedstaaten ihre zuständigen Behörden so benennen, dass der 
Grundsatz des direkten Kontakts zwischen diesen Behörden gefördert wird.

(14) Ist es den Gerichten und Staatsanwälten aufgrund des Aufbaus der innerstaatlichen Rechtsordnung der 
Mitgliedstaaten nach der Tradition des Common Law nicht möglich, ergänzende Maßnahmen zu der Entscheidung 
über die Annahme oder Ablehnung einer Übertragung von Straftaten zu ergreifen, so sollte eine andere Behörde, die 
befugt ist, Maßnahmen in Strafverfahren zu ergreifen, diese ergänzenden Maßnahmen für die Zwecke dieser 
Verordnung und zur Erleichterung ihrer wirksamen Anwendung in der gesamten Union ergreifen können. Die 
Einschaltung einer solchen zuständigen Behörde sollte in keiner Weise die ausschließlich von einem Richter, einem 
Gericht, einem Ermittlungsrichter oder einem Staatsanwalt zu treffende Entscheidung über die Annahme oder 
Ablehnung einer Übertragung des Strafverfahrens berühren, die auf jeden Fall dessen Beurteilung der 
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(6) Rahmenbeschluss 2009/948/JI des Rates vom 30. November 2009 zur Vermeidung und Beilegung von Kompetenzkonflikten in 
Strafverfahren (ABl. L 328 vom 15.12.2009, S. 42).

(7) Richtlinie (EU) 2017/541 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 zur Terrorismusbekämpfung und zur 
Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates und zur Änderung des Beschlusses 2005/671/JI des Rates (ABl. L 88 vom 
31.3.2017, S. 6).

(8) Rahmenbeschluss 2002/475/JI des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung (ABl. L 164 vom 22.6.2002, S. 3).
(9) Rahmenbeschluss 2008/841/JI des Rates vom 24. Oktober 2008 zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität (ABl. L 300 vom 

11.11.2008, S. 42).
(10) Rahmenbeschluss 2005/214/JI des Rates vom 24. Februar 2005 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen 

Anerkennung von Geldstrafen und Geldbußen (ABl. L 76 vom 22.3.2005, S. 16).
(11) Rahmenbeschluss 2008/909/JI des Rates vom 27. November 2008 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen 

Anerkennung auf Urteile in Strafsachen, durch die eine freiheitsentziehende Strafe oder Maßnahme verhängt wird, für die Zwecke 
ihrer Vollstreckung in der Europäischen Union (ABl. L 327 vom 5.12.2008, S. 27).

(12) Rahmenbeschluss 2008/947/JI des Rates vom 27. November 2008 über die Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung auf Urteile und Bewährungsentscheidungen im Hinblick auf die Überwachung von Bewährungsmaßnahmen und 
alternativen Sanktionen (ABl. L 337 vom 16.12.2008, S. 102).

(13) Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchführung einer Verstärkten Zusammenarbeit zur Errichtung 
der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABl. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).



Ablehnungsgründe nach dieser Verordnung umfassen sollte. Die Einschaltung einer anderen zuständigen Behörde 
dient ausschließlich dazu, die gerichtliche Entscheidungsfindung und die wirksame Anwendung dieser Verordnung 
zu erleichtern.

(15) Wenn dies aufgrund des Aufbaus ihrer innerstaatlichen Rechtsordnung erforderlich ist, sollten die Mitgliedstaaten für 
die administrative Übermittlung und Entgegennahme von Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren sowie für 
den sonstigen amtlichen Schriftverkehr im Zusammenhang mit diesen Ersuchen eine oder mehrere zentrale 
Behörden benennen können. Diese zentralen Behörden könnten auch administrative Unterstützung leisten und 
Koordinierungs- und Unterstützungsaufgaben wahrnehmen, um die Annahme von Ersuchen um Übertragung von 
Strafverfahren zu erleichtern und zu fördern.

(16) Nach einigen Rechtsakten der Union sind die Mitgliedstaaten bereits verpflichtet, die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um die gerichtliche Zuständigkeit für bestimmte Straftaten zu begründen, z. B. für Straftaten im 
Zusammenhang mit terroristischen Handlungen gemäß der Richtlinie (EU) 2017/541 oder der Fälschung des Euro 
gemäß der Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (14) in Fällen, in denen die Übergabe 
einer Person abgelehnt wird.

(17) Um sicherzustellen, dass Strafverfahren nach dieser Verordnung übertragen werden können, wenn dies im Interesse 
einer effizienten und geordneten Rechtspflege und des wirksamen Schutzes der in den Rechtsvorschriften der Union 
verankerten Grundrechte der verdächtigen oder beschuldigten Personen und Opfer erforderlich ist, sollte diese 
Verordnung die gerichtliche Zuständigkeit in bestimmten Fällen regeln, sodass der ersuchte Staat seine gerichtliche 
Zuständigkeit in Bezug auf Straftaten, für die das nationale Recht des ersuchenden Staates gilt, ausüben kann. Der 
ersuchte Staat sollte für Straftaten, die Gegenstand des Ersuchens um Übertragung von Strafverfahren sind, 
gerichtlich zuständig sein, wenn er als der für die Verfolgung der betreffenden Straftat am besten geeignete 
Mitgliedstaat angesehen wird. Die in dieser Verordnung vorgesehenen Vorschriften über die gerichtliche 
Zuständigkeit sollten die Mitgliedstaaten nicht daran hindern, nationale Maßnahmen zu erlassen, um sicherzustellen, 
dass sie ihre gerichtliche Zuständigkeit in den in dieser Verordnung vorgesehenen besonderen Fällen ausüben 
können.

(18) Zusätzlich zu der gerichtlichen Zuständigkeit, die bereits im nationalen Recht des ersuchten Staates vorgesehen ist, 
sollte die Zuständigkeit auf der Grundlage der in dieser Verordnung genannten besonderen Gründe begründet 
werden, wenn dieser Mitgliedstaat als der für die Verfolgung am besten geeignete angesehen wird. Der ersuchte Staat 
sollte in Fällen gerichtlich zuständig sein, in denen der ersuchte Staat die Übergabe einer verdächtigen oder 
beschuldigten Person, gegen die ein Europäischer Haftbefehl vorliegt und die sich im ersuchten Staat aufhält und 
dessen Staatsangehörigkeit besitzt oder dort ihren Wohnsitz hat, ablehnt, sofern diese Ablehnung auf den in dieser 
Verordnung genannten besonderen Gründen beruht. So sollte beispielsweise die gerichtliche Zuständigkeit 
begründet werden, wenn die Übergabe auf der Grundlage von Artikel 4 Nummer 7 Buchstabe b des 
Rahmenbeschlusses 2002/584/JI abgelehnt wird, der in Fällen Anwendung findet, in denen Straftaten außerhalb 
des Hoheitsgebiets des Ausstellungsmitgliedstaats begangen wurden und das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats 
die Strafverfolgung wegen derselben Straftaten, die außerhalb seines Hoheitsgebiets begangen wurden, nicht zulässt. 
Diese Vorschrift kann bei Fällen Anwendung finden, bei denen eine Straftat im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats oder eines Drittstaats von Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten oder Drittstaatsangehörigen 
begangen wird und die verdächtige oder beschuldigte Person ihren Wohnsitz im ersuchten Staat hat. Dies ist 
besonders wichtig im Hinblick auf schwere Verbrechen, die gegen Grundwerte der internationalen Gemeinschaft 
verstoßen, wie Kriegsverbrechen oder Völkermord, bei denen die Gefahr der Straflosigkeit besteht, wenn ein 
Europäischer Haftbefehl auf der Grundlage von Artikel 4 Nummer 7 Buchstabe b des Rahmenbeschlusses 
2002/584/JI abgelehnt wird. Der ersuchte Staat sollte auch dann zuständig sein, wenn die Straftat hauptsächlich dort 
ihre Wirkungen entfaltet oder einen Schaden verursacht. Ein Schaden sollte berücksichtigt werden, wenn er nach 
dem nationalen Recht des ersuchten Staates zu den Tatbestandsmerkmalen einer Straftat gehört. Der ersuchte Staat 
sollte auch zuständig sein, wenn dort gegen dieselbe verdächtige oder beschuldigte Person bereits ein Strafverfahren 
wegen eines anderen Sachverhalts geführt wird, damit das gesamte mutmaßlich strafbare Verhalten dieser Person in 
einem einzigen Staat beurteilt werden kann, oder wenn dort gegen andere Personen ein Strafverfahren wegen 
desselben, teilweise desselben oder eines damit verbundenen Sachverhalts geführt wird, was für die Konzentration 
der Ermittlungen und der Strafverfolgung in Bezug auf eine kriminelle Vereinigung in einem Mitgliedstaat von 
besonderer Bedeutung sein kann. In beiden Fällen muss die verdächtige oder beschuldigte Person in dem zu 
übertragenden Strafverfahren die Staatsangehörigkeit des ersuchten Staates besitzen oder dort ihren Wohnsitz 
haben.

(19) Um das Ziel dieser Verordnung zu erreichen und Kompetenzkonflikte zu vermeiden und unter besonderer 
Berücksichtigung der Mitgliedstaaten, deren Rechtsordnung auf dem Legalitätsprinzip beruht sowie der 
Mitgliedstaaten, in denen lediglich die Verfolgung bestimmter Straftaten auf dem Legalitätsprinzip beruht, sollte 
der ersuchende Staat bei einem Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren die Möglichkeit haben, auf ein 
Strafverfahren zur Verfolgung der betreffenden Person wegen der Straftat, die Gegenstand des Ersuchens um 
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(14) Richtlinie 2014/62/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zum strafrechtlichen Schutz des Euro und 
anderer Währungen gegen Geldfälschung und zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2000/383/JI des Rates (ABl. L 151 vom 
21.5.2014, S. 1).



Übertragung ist, zu verzichten. Daher sollte in dieser Verordnung festgelegt werden, dass die zuständigen Behörden 
des ersuchenden Staates die Möglichkeit haben, auf das bei ihnen eingeleitete Strafverfahren zugunsten des 
Mitgliedstaates, der sich als für die Strafverfolgung besser geeignet erwiesen hat, zu verzichten oder das 
Strafverfahren auszusetzen oder einzustellen, auch wenn diese Behörden nach nationalem Recht zur Strafverfolgung 
verpflichtet wären. Die Bestimmungen dieser Verordnung über die Wirkungen der Übertragung von Strafverfahren 
im ersuchenden Staat sollten hiervon unberührt bleiben.

(20) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die mit der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union (im Folgenden „Charta“) und der Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten anerkannt wurden.

(21) Diese Verordnung berührt nicht die Verfahrensrechte, wie sie in der Charta oder in anderen Rechtsakten der Union, 
etwa in den Richtlinien 2010/64/EU (15), 2012/13/EU (16), 2013/48/EU (17), (EU) 2016/343 (18), (EU) 2016/800 (19) 
und (EU) 2016/1919 (20) des Europäischen Parlaments und des Rates für die Mitgliedstaaten, die durch diese 
gebunden sind, festgelegt sind. Insbesondere sollte die ersuchende Behörde sicherstellen, dass solche nach dem 
Unionsrecht und nach nationalem Recht vorgesehenen Rechte gewahrt werden, wenn sie um die Übertragung von 
Strafverfahren nach dieser Verordnung ersucht.

(22) Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass bei der Anwendung dieser Verordnung den Bedürfnissen 
schutzbedürftiger Personen Rechnung getragen wird. Im Einklang mit der Empfehlung der Kommission vom 
27. November 2013 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für verdächtige oder beschuldigte schutzbedürftige 
Personen (21) sind unter schutzbedürftigen verdächtigen oder beschuldigten Personen alle verdächtigen oder 
beschuldigten Personen zu verstehen, die aufgrund ihres Alters, ihrer geistigen oder körperlichen Verfassung oder 
aufgrund irgendeiner möglichen Behinderung nicht in der Lage sind, einem Strafverfahren zu folgen oder tatsächlich 
daran teilzunehmen.

(23) Ebenso sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass bei der Anwendung dieser Verordnung die Verfahrensrechte von 
Verdächtigen und beschuldigten Personen in Untersuchungshaft gewahrt werden — wo dies angebracht ist, unter 
Berücksichtigung der Empfehlung (EU) 2023/681 der Kommission (22).

(24) Eine ersuchende Behörde sollte die Möglichkeit haben, um die Übertragung eines Strafverfahrens entweder von sich 
aus, nachdem Konsultationen mit einer ersuchten Behörde erfolgt sind oder nicht, oder auf Vorschlag einer 
verdächtigen oder beschuldigten Person oder auf Vorschlag eines Opfers zu ersuchen. Diese Verordnung sollte keine 
Verpflichtung begründen, um die Übertragung eines Strafverfahrens zu ersuchen oder es zu übertragen. Bei der 
Entscheidung, ob ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens gestellt werden soll, sollte die ersuchende 
Behörde prüfen, ob mit einer solchen Übertragung dem Ziel einer effizienten und geordneten Rechtspflege gedient 
wäre, auch unter dem Gesichtspunkt, ob dies für den Zweck des betreffenden Verfahrens erforderlich und 
angemessen ist. Diese Prüfung sollte in jedem Einzelfall vorgenommen werden, um den Mitgliedstaat zu ermitteln, 
der am besten in der Lage ist, die betreffende Straftat zu verfolgen.

(25) Bei der Entscheidung, ob ein Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren gerechtfertigt ist, sollte die ersuchende 
Behörde mehrere Kriterien berücksichtigen, deren Priorität und Gewichtung von den Tatsachen und Umständen des 
Einzelfalls abhängen sollten. Im Interesse der Gerechtigkeit sollten alle relevanten Faktoren berücksichtigt werden. 
Wurde beispielsweise die Straftat ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates begangen oder ist der 
Großteil der durch die Straftat verursachten Auswirkungen oder ein wesentlicher Teil des Schadens — sofern diese 
Auswirkungen oder dieser Schaden Teil der Tatbestandsmerkmale der Straftat sind — im Hoheitsgebiet des ersuchten 
Staates eingetreten, so sollte davon ausgegangen werden können, dass dieser Staat besser in der Lage ist, die Straftat 
zu verfolgen, da die zu erhebenden Beweise, wie Zeugenaussagen, Aussagen des Opfers oder Sachverständigen-
gutachten, im ersuchten Staat verfügbar sind und daher leichter erhoben werden könnten, wenn das Strafverfahren 
übertragen würde. Darüber hinaus würde die Einleitung eines anschließenden Schadensersatzverfahrens im 
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(15) Richtlinie 2010/64/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Oktober 2010 über das Recht auf Dolmetschleistungen 
und Übersetzungen in Strafverfahren (ABl. L 280 vom 26.10.2010, S. 1).

(16) Richtlinie 2012/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über das Recht auf Belehrung und 
Unterrichtung in Strafverfahren (ABl. L 142 vom 1.6.2012, S. 1).

(17) Richtlinie 2013/48/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 über das Recht auf Zugang zu einem 
Rechtsbeistand in Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstreckung des Europäischen Haftbefehls sowie über das Recht auf 
Benachrichtigung eines Dritten bei Freiheitsentzug und das Recht auf Kommunikation mit Dritten und mit Konsularbehörden 
während des Freiheitsentzugs (ABl. L 294 vom 6.11.2013, S. 1).

(18) Richtlinie (EU) 2016/343 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über die Stärkung bestimmter Aspekte der 
Unschuldsvermutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren (ABl. L 65 vom 11.3.2016, S. 1).

(19) Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren 
für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 1).

(20) Richtlinie (EU) 2016/1919 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 über Prozesskostenhilfe für 
Verdächtige und beschuldigte Personen in Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstreckung eines 
Europäischen Haftbefehls (ABl. L 297 vom 4.11.2016, S. 1).

(21) ABl. C 378 vom 24.12.2013, S. 8.
(22) Empfehlung der Kommission (EU) 2023/681 vom 8. Dezember 2022 zu den Verfahrensrechten von Verdächtigen oder 

Beschuldigten in Untersuchungshaft und zu den materiellen Haftbedingungen (ABl. L 86 vom 24.3.2023, S. 44).



ersuchten Staat erleichtert, wenn das zugrunde liegende Verfahren zur Feststellung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit ebenfalls in diesem Mitgliedstaat durchgeführt würde. Ebenso könnte die Übertragung von 
Strafverfahren in Fällen, in denen sich der Großteil der Beweismittel im ersuchten Staat befindet, die Erhebung und 
anschließende Zulässigkeit der nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates erhobenen Beweise erleichtern.

(26) Wenn eine oder mehrere der verdächtigen oder beschuldigten Personen die Staatsangehörigkeit des ersuchten Staates 
besitzen oder dort ihren Wohnsitz haben, kann eine Übertragung von Strafverfahren gerechtfertigt sein, um das 
Recht der verdächtigen oder beschuldigten Person auf Anwesenheit in dem Gerichtsverfahren nach der Richtlinie 
(EU) 2016/343 zu gewährleisten. Ebenso kann eine Übertragung von Strafverfahren gerechtfertigt sein, wenn ein 
oder mehrere Opfer Staatsangehörige des ersuchten Staates sind oder dort ihren Wohnsitz haben, damit die Opfer 
leichter am Strafverfahren teilnehmen und während des Verfahrens wirksam als Zeugen vernommen werden 
können. Wenn die Übergabe einer verdächtigen oder beschuldigten Person, gegen die ein Europäischer Haftbefehl 
vorliegt, im ersuchten Staat aus den in dieser Verordnung genannten Gründen abgelehnt wird, könnte eine 
Übertragung auch gerechtfertigt sein, wenn sich die Person im ersuchten Staat aufhält, ohne dessen 
Staatsangehörigkeit zu besitzen oder dort ihren Wohnsitz zu haben.

(27) Es ist Sache der ersuchenden Behörde, anhand des ihr vorliegenden Materials zu prüfen, ob Grund zu der Annahme 
besteht, dass die verdächtige oder beschuldigte Person oder das Opfer im ersuchten Staat ihren Wohnsitz hat. Liegen 
nur wenige Informationen vor, sollte diese Prüfung auch Gegenstand von Konsultationen zwischen der ersuchenden 
Behörde und der ersuchten Behörde sein, um zu bestätigen, dass die verdächtige oder beschuldigte Person oder das 
Opfer in dem betreffenden Staat ihren Wohnsitz hat. Für die Zwecke dieser Prüfung könnten verschiedene objektive 
Umstände, die darauf hindeuten können, dass die betreffende Person den gewöhnlichen Mittelpunkt ihrer Interessen 
in einem bestimmten Mitgliedstaat begründet hat oder zu begründen beabsichtigt, von Bedeutung sein. Grund zu der 
Annahme, dass eine Person im ersuchten Staat ihren Wohnsitz hat, kann insbesondere dann bestehen, wenn eine 
Person als wohnhaft im ersuchten Staat registriert ist, indem sie über einen Personalausweis oder einem 
Aufenthaltstitel verfügt, oder durch Eintrag in einem amtlichen Melderegister. Wenn die betreffende Person im 
ersuchten Mitgliedstaat nicht gemeldet ist, könnte ein Hinweis auf einen Wohnsitz sein, dass diese Person ihre 
Absicht bekundet hat, sich in diesem Mitgliedstaat niederzulassen, oder dass sie infolge eines beständigen Verweilens 
von gewisser Dauer in diesem Mitgliedstaat Bindungen zu ihm von ähnlicher Intensität aufgebaut hat, wie sie sich 
aus der Begründung eines formellen Wohnsitzes in diesem Mitgliedstaat ergeben. Bei der Entscheidung der Frage, ob 
im Einzelfall hinreichende Bindungen zwischen der betreffenden Person und dem ersuchten Staat bestehen, die die 
Annahme rechtfertigen, dass die betreffende Person in diesem Mitgliedstaat ihren Wohnsitz hat, sind verschiedene 
objektive Faktoren zu berücksichtigen, die die Situation dieser Person kennzeichnen; dazu gehören insbesondere die 
Dauer, die Art und die Umstände ihres Aufenthalts im ersuchten Staat oder die familiären oder wirtschaftlichen 
Bindungen dieser Person zu diesem Staat. Ein zugelassenes Fahrzeug, ein Bankkonto, die Tatsache, dass sich die 
Person ununterbrochen im ersuchten Staat aufgehalten hat, oder andere objektive Faktoren könnten für die 
Feststellung von Bedeutung sein, dass Grund zu der Annahme besteht, dass die betreffende Person im ersuchten Staat 
ihren Wohnsitz hat. Ein kurzer Besuch, ein Ferienaufenthalt, auch in einer Ferienwohnung, oder ein ähnlicher 
Aufenthalt im ersuchten Staat ohne weitere echte Verbindung reicht nicht aus, um den Aufenthalt in diesem 
Mitgliedstaat zu begründen.

(28) Die Übertragung von Strafverfahren könnte auch gerechtfertigt sein, wenn im ersuchten Staat gegen die verdächtige 
oder beschuldigte Person ein Strafverfahren wegen desselben, teilweise desselben oder eines anderen Sachverhalts 
anhängig ist oder wenn im ersuchten Staat ein Strafverfahren gegen andere Personen wegen desselben, teilweise 
desselben oder eines damit verbundenen Sachverhalts anhängig ist, beispielsweise bei der Verfolgung grenzü-
berschreitender krimineller Vereinigungen, bei denen mehrere mitbeschuldigte Personen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten verfolgt werden könnten. Wenn die verdächtige oder beschuldigte Person eine freiheitsentziehende 
Strafe wegen einer anderen Straftat im ersuchten Staat verbüßt oder sie dort verbüßen soll, könnte die Übertragung 
von Strafverfahren zudem gerechtfertigt sein, um das Recht der verurteilten Person zu gewährleisten, während der 
Verbüßung der Strafe im ersuchten Staat in der Verhandlung in dem Verfahren, das Gegenstand des Ersuchens um 
Übertragung ist, anwesend zu sein. Die ersuchenden Behörden sollten gebührend prüfen, ob die Übertragung von 
Strafverfahren im Falle der Vollstreckung der Strafe im ersuchten Staat die Aussicht auf Resozialisierung der 
betreffenden Person verbessern könnte. Zu diesem Zweck könnte die Bindung der Person an den ersuchten Staat, ob 
sie diesen als den Ort familiärer Verbindungen ansieht, sowie sprachliche, kulturelle, soziale, wirtschaftliche oder 
sonstiger Verbindungen berücksichtigt werden. Außerdem treffen die zuständigen Behörden häufig Vereinbarungen 
über die Konzentration von Verfahren in dem Staat, der als der am besten geeignete ermittelt wurde. Solche 
Vereinbarungen könnten in Koordinierungssitzungen der Agentur der Europäischen Union für justizielle 
Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust), die mit der Verordnung (EU) 2018/1727 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (23) errichtet wurde, in bilateralen oder multilateralen Sitzungen ohne Beteiligung von Eurojust oder 
nach Konsultationen gemäß dem Rahmenbeschluss 2009/948/JI getroffen werden.
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(29) Bevor die ersuchende Behörde eine Übertragung von Strafverfahren allein aus dem Grund in Betracht zieht, dass sich 
die meisten Beweismittel im ersuchten Staat befinden, wird sie ermutigt, die Möglichkeit zu berücksichtigen, 
Beweismittel aus anderen Mitgliedstaaten mithilfe bestehender Instrumente für die gegenseitige Anerkennung 
gerichtlicher Entscheidungen, wie der Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (24) — für 
diejenigen Mitgliedstaaten, die durch sie gebunden sind —, und im Wege der Rechtshilfe zu erlangen.

(30) Verdächtige oder beschuldigte Personen oder Opfer sollten vorschlagen können, dass das sie betreffende 
Strafverfahren an einen anderen Mitgliedstaat übertragen wird. Verdächtige oder beschuldigte Personen oder Opfer 
sollten einen solchen Vorschlag entweder den zuständigen Behörden des ersuchenden Staates oder des ersuchten 
Staates vorlegen können, wenn sie der Auffassung sind, dass Gründe vorliegen, aus denen eine Übertragung von 
Strafverfahren im Interesse der Justiz gerechtfertigt ist. Beispielweise könnte ein solcher Vorschlag im ersuchenden 
Staat von einer verdächtigen oder beschuldigten Person oder von einem Opfer eingereicht werden, wenn ihr bekannt 
ist, dass im ersuchten Staat ein Strafverfahren wegen desselben, teilweise desselben oder eines damit verbundenen 
Sachverhalts gegen dieselbe verdächtige oder beschuldigte Person oder wegen desselben, teilweise desselben oder 
eines damit verbundenen Sachverhalts gegen andere Personen anhängig ist. Solch ein Vorschlag könnte in dem 
ersuchten Staat eingereicht werden, in dem beispielsweise eine verdächtige oder beschuldigte Person oder ein Opfer 
ihren Wohnsitz hat oder die Staatsangehörigkeit dieses Staates besitzt oder Kenntnis davon hat, dass ein Verfahren 
wegen desselben, teilweise desselben oder eines damit verbundenen Sachverhalts eingeleitet wurde, der dieselben 
verdächtigen oder beschuldigten Personen betrifft. Solch ein Vorschlag sollte zwar geprüft und aufgezeichnet 
werden, jedoch weder die ersuchende Behörde noch die ersuchte Behörde dazu verpflichten, um Übertragung von 
Strafverfahren zu ersuchen oder diese zu übertragen oder die Behörde eines anderen Mitgliedstaates zu diesem 
Zweck zu konsultieren. Wenn eine dieser Behörden aufgrund eines von einer verdächtigen oder beschuldigten 
Person oder einem Opfer oder von einem von ihnen beauftragten Rechtsanwalt eingereichten Vorschlags zur 
Übertragung von Strafverfahren Kenntnis von parallelen Strafverfahren erhält, ist sie nach dem Rahmen-
beschluss 2009/948/JI verpflichtet, die andere Behörde zu konsultieren.

(31) Die ersuchende Behörde sollte die verdächtige oder beschuldigte Person so bald wie möglich von der Absicht, ein 
Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens zu stellen, in Kenntnis setzen und ihr Gelegenheit geben, nach 
geltendem nationalen Recht, unter anderem zu Aspekten im Zusammenhang mit der wiedergutmachungs-
orientierten Strafrechtspflege, Stellung zu nehmen, damit die Behörden die berechtigten Interessen dieser Person 
berücksichtigen können, bevor sie ein Ersuchen um Übertragung stellen. Es ist wichtig, diese Informationen 
schriftlich zu erteilen. Die Informationen könnten auch mündlich erteilt werden, soweit die Tatsache, dass die 
Informationen erteilt wurden, im Einklang mit dem im nationalen Recht vorgesehenen Verfahren für 
Aufzeichnungen festgehalten wurde. Die Informationen könnten unter Verwendung von Standardformularen erteilt 
werden. Hält die ersuchende Behörde es beispielsweise aufgrund des Alters oder der körperlichen oder geistigen 
Verfassung der betreffenden verdächtigen oder beschuldigten Person für erforderlich, so sollte — soweit verfügbar — 
der gesetzliche Vertreter dieser Person die Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. Bei der Prüfung des berechtigten 
Interesses der verdächtigen oder beschuldigten Person an der Unterrichtung über die Absicht, ein Ersuchen um 
Übertragung zu stellen, sollte die ersuchende Behörde berücksichtigen, dass die Vertraulichkeit von Ermittlungen 
gewahrt werden muss oder dass die Ermittlungen gegen die betreffende Person beeinträchtigt werden könnte, 
beispielsweise immer dann, wenn dies zum Schutz eines wichtigen öffentlichen Interesses erforderlich ist, wie in 
Fällen, in denen die Unterrichtung laufende verdeckte Ermittlungen beeinträchtigen oder die nationale Sicherheit des 
Mitgliedstaats, in dem das Strafverfahren geführt wird, ernsthaft gefährden könnte. Wenn die ersuchende Behörde die 
verdächtige oder beschuldigte Person trotz angemessener Bemühungen nicht ausfindig machen oder erreichen kann, 
sollte die Verpflichtung zur Unterrichtung dieser Person ab dem Zeitpunkt gelten, zu dem die verdächtige oder 
beschuldigte Person ausfindig gemacht oder erreicht werden konnte.

(32) Die in der Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (25) verankerten Rechte der Opfer, 
einschließlich des Rechts auf Information, sollten bei der Anwendung dieser Verordnung berücksichtigt werden. 
Diese Verordnung sollte nicht so ausgelegt werden, als hindere sie die Mitgliedstaaten daran, Opfern in ihrem 
nationalen Recht weitergehende Rechte zu gewähren, als sie im Unionsrecht vorgesehen sind.

(33) Bei der Entscheidung über das Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren sollte die ersuchende Behörde den 
berechtigten Interessen der Opfer, einschließlich ihres Schutzes und Aspekten im Zusammenhang mit der 
wiedergutmachungsorientierten Strafrechtspflege, gebührend Rechnung tragen und prüfen, ob die Übertragung von 
Strafverfahren die Opfer in dem betreffenden Strafverfahren daran hindern könnte, ihre Rechte wirksam auszuüben. 
Dabei könnte beispielsweise u. a. geprüft werden, inwieweit die Möglichkeit und die Vorkehrungen für Opfer 
vorhanden sind, während des Verfahrens im ersuchten Staat auszusagen, wenn dieser nicht der Mitgliedstaat ist, in 
dem sie ihren Wohnsitz haben. Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob die Opfer die Möglichkeit haben, Beweise, 
beispielsweise von Zeugen und Sachverständigen, zu erlangen und vorzulegen, um Schadensersatz zu beantragen 
oder Zeugenschutzprogramme oder Programme im Rahmen der wiedergutmachungsorientierten Strafrechtspflege 

DE ABl. L vom 18.12.2024

6/56 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj

(24) Richtlinie 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über die Europäische Ermittlungsanordnung 
in Strafsachen (ABl. L 130 vom 1.5.2014, S. 1).

(25) Richtlinie 2012/29/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über Mindeststandards für die Rechte, die 
Unterstützung und den Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2001/220/JI des Rates (ABl. 
L 315 vom 14.11.2012, S. 57).



im ersuchten Staat in Anspruch zu nehmen. Das Recht der Opfer auf Schadensersatz sollte durch die Übertragung 
von Strafverfahren nicht beeinträchtigt werden. Diese Verordnung berührt nicht die Vorschriften über Schadenser-
satz und die Rückgabe von Vermögensgegenständen an die Opfer im Rahmen nationaler Verfahren.

(34) Wenn sichergestellt werden muss, dass der dem Opfer im ersuchenden Staat gewährte Schutz im ersuchten Staat 
fortgesetzt wird, sollten die zuständigen Behörden des ersuchenden Staates den Erlass einer Europäischen 
Schutzanordnung im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 606/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (26) oder der Richtlinie 2011/99/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (27) — für diejenigen 
Mitgliedstaaten, die durch sie gebunden sind — in Erwägung ziehen.

(35) Sobald die ersuchende Behörde beabsichtigt, ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens zu stellen, sollte sie 
die Opfer, die ihren Wohnsitz im ersuchenden Staat haben bzw. falls es sich um juristische Personen handelt, die im 
ersuchenden Staat niedergelassen sind, und die Informationen über das Strafverfahren gemäß Artikel 6 Absatz 1 der 
Richtlinie 2012/29/EU in der durch nationales Recht umgesetzten Fassung erhalten, oder im Falle juristischer 
Personen, die nach nationalem Recht solche Informationen erhalten, sobald wie möglich davon in Kenntnis setzen. 
Die ersuchende Behörde sollte diesen Personen Gelegenheit geben, nach geltendem nationalen Recht Stellung zu 
nehmen, damit die Behörden ihre berechtigten Interessen berücksichtigen können, bevor sie ein Ersuchen um 
Übertragung stellen. Es ist wichtig, diese Informationen schriftlich zu erteilen. Die Informationen könnten auch 
mündlich erteilt werden, soweit die Tatsache, dass die Informationen erteilt wurden, im Einklang mit dem im 
nationalen Recht vorgesehenen Verfahren für Aufzeichnungen festgehalten wurde. Die Informationen könnten unter 
Verwendung von Standardformularen oder — bei einer außergewöhnlich großen Zahl an zu unterrichtenden 
Opfern — über andere Mittel der allgemeinen Information der Öffentlichkeit erteilt werden, beispielsweise über 
spezielle Instrumente der Online-Veröffentlichung, die den Justizbehörden nach nationalem Recht zur Verfügung 
stehen. Hält die ersuchende Behörde es beispielsweise aufgrund des Alters oder der körperlichen oder geistigen 
Verfassung des betreffenden Opfers für erforderlich, so sollte — soweit verfügbar — dessen gesetzlicher Vertreter die 
Gelegenheit zur Stellungnahme erhalten. Bei der Prüfung des berechtigten Interesses der Opfer an der Unterrichtung 
über die Absicht, ein Ersuchen um Übertragung zu stellen, sollte die ersuchende Behörde berücksichtigen, dass die 
Vertraulichkeit von Ermittlungen gewahrt werden muss oder dass die Ermittlung beeinträchtigt werden könnte, 
beispielsweise in Fällen, in denen die Unterrichtung laufende verdeckte Ermittlungen beeinträchtigen oder die 
nationale Sicherheit des ersuchenden Staats ernsthaft gefährden könnte.

(36) Standardformulare könnten in bestimmten in dieser Verordnung vorgesehenen Fällen auch dazu verwendet werden, 
es der ersuchenden Behörde und der ersuchten Behörde zu erleichtern, sich gegenseitig zu unterstützen, um die 
verdächtige oder beschuldigte Person oder das Opfer zu unterrichten und ihre Stellungnahme zur Absicht, ein 
Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens zu stellen, einzuholen. Die Möglichkeit, solche Standardformulare zu 
verwenden, sollte die Möglichkeit einer direkten Benachrichtigung von verdächtigen oder beschuldigten Personen 
oder Opfern durch die ersuchende Behörde oder die ersuchte Behörde nicht ausschließen.

(37) Die ordnungsgemäße Anwendung dieser Verordnung erfordert Kommunikation zwischen der ersuchenden Behörde 
und der ersuchten Behörde, die ermutigt werden sollten, einander zu konsultieren, wann immer dies angebracht ist, 
um die reibungslose und effiziente Anwendung dieser Verordnung zu erleichtern, entweder unmittelbar oder, wo 
dies angebracht ist, unter Einschaltung von Eurojust.

(38) Die ersuchende Behörde sollte die ersuchte Behörde konsultieren können, bevor sie ein Ersuchen um Übertragung 
von Strafverfahren stellt, wenn dies insbesondere erforderlich ist, um festzustellen, ob die Übertragung von 
Strafverfahren im Interesse einer effizienten und geordneten Rechtspflege liegt, auch unter dem Gesichtspunkt, ob 
dies für den Zweck des betreffenden Verfahrens erforderlich und angemessen ist, und ob die ersuchte Behörde einen 
der in dieser Verordnung vorgesehenen Gründe für eine Ablehnung voraussichtlich geltend machen wird.

(39) Bei der Übermittlung eines Ersuchens um Übertragung von Strafverfahren sollte die ersuchende Behörde genaue und 
eindeutige Angaben zu den Umständen und Bedingungen, auf denen das Ersuchen beruht, sowie alle sonstigen 
Unterlagen übermitteln, damit die ersuchte Behörde in voller Kenntnis der Sachlage über das Ersuchen um 
Übertragung von Strafverfahren entscheiden kann. Das ausgefüllte Formblatt für das Ersuchen sowie — um 
Übersetzungskosten und -zeit zu reduzieren — zumindest die wesentlichen Bestandteile der schriftlichen Unterlagen 
oder Informationen sollten von der ersuchenden Behörde in eine Amtssprache des ersuchten Staates oder eine 
andere von diesem Staat gemäß dieser Verordnung akzeptierte Sprache übersetzt werden. Die wesentlichen 
Bestandteile der betreffenden Dokumente sind die Auszüge, die notwendig erscheinen, damit die ersuchte Behörde in 
voller Kenntnis der Sachlage über das Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens entscheiden kann.

(40) Solange die ersuchte Behörde noch keine Entscheidung über die Annahme oder Ablehnung einer Übertragung von 
Strafverfahren getroffen hat, sollte die ersuchende Behörde ihr Ersuchen um Übertragung zurücknehmen können, 
beispielsweise wenn ihr andere Umstände bekannt werden, die eine Übertragung von Strafverfahren nicht mehr 
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rechtfertigen. Informationen über die Rücknahme des Ersuchens um Übertragung des Strafverfahrens sollten der 
ersuchten Behörde sofort übermittelt und den verdächtigen oder beschuldigten Personen und den Opfern mitgeteilt 
werden, soweit einschlägig.

(41) Die ersuchte Behörde sollte die ersuchende Behörde unverzüglich, spätestens jedoch 60 Tage nach Eingang des 
Ersuchens um Übertragung von Strafverfahren, über ihre Entscheidung über die Annahme oder Ablehnung der 
Übertragung von Strafverfahren unterrichten. In bestimmten Fällen, in denen es der ersuchten Behörde nicht 
möglich ist, diese Frist einzuhalten, beispielsweise wenn sie der Ansicht ist, dass zusätzliche Informationen 
erforderlich sind, sollte diese Frist um höchstens 30 Tage verlängert werden können, um unangemessene 
Verzögerungen zu vermeiden. Stimmt die ersuchte Behörde der Übertragung des Strafverfahrens zu, sollte sie eine 
ordnungsgemäß begründete Entscheidung treffen. Lehnt die ersuchte Behörde die Übertragung von Strafverfahren 
ab, sollte sie die ersuchende Behörde über die Gründe hierfür unterrichten. Dabei reicht es aus, dass die ersuchte 
Behörde knappe Informationen über den bzw. die einschlägigen Gründe für die Ablehnung erteilt.

(42) Hat die ersuchte Behörde die Übertragung des Strafverfahrens angenommen, so sollte die ersuchende Behörde der 
ersuchten Behörde unverzüglich Originale oder beglaubigte Kopien aller Unterlagen der Verfahrensakte oder 
zumindest wichtiger Teile davon zusammen mit deren Übersetzung übermitteln. Sobald das nationale Verfahren 
eingestellt wird, sollte die ersuchende Behörde der ersuchten Behörde unverzüglich alle übrigen sachdienlichen Teile 
der Verfahrensakte im Original oder in beglaubigter Kopie, einschließlich sachdienlicher physischer Beweismittel, wie 
Gegenstände im Zusammenhang mit der Straftat oder DNA- oder Blutproben, übermitteln. Originalunterlagen 
sollten nur übermittelt werden, wenn die ersuchte Behörde sie beispielsweise für den Fall anfordert, dass die Prüfung 
eines Dokuments zu forensischen Zwecken erforderlich ist. Sofern die Unterlagen der Verfahrensakte im Original 
und die physischen Beweismittel im ersuchten Staat nicht mehr benötigt werden, sollten sie an den ersuchenden 
Staat auf dessen Antrag zurückgesandt werden, beispielsweise wenn diese Dokumente oder physischen Beweismittel 
für die Zwecke anderer strafrechtlicher Ermittlungen benötigt werden. Teilt der ersuchende Staat auf Verlangen des 
ersuchten Staates mit, dass er nicht beabsichtigt, die Originalunterlagen der Verfahrensakte oder die physischen 
Beweismittel wiederzuerlangen, wenn diese nicht mehr benötigt werden oder am Ende des Verfahrens, so sollte der 
ersuchte Staat im Einklang mit seinem nationalen Recht darüber entscheiden können, wie mit den verbleibenden 
Beweismitteln zu verfahren ist, einschließlich darüber, ob diese Beweismittel aufbewahrt oder vernichtet werden 
sollen. Sobald ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens angenommen wurde, sollten die ersuchende 
Behörde und die ersuchte Behörde einander konsultieren können, um festzulegen, welche Unterlagen ganz oder 
teilweise übermittelt und erforderlichenfalls übersetzt werden müssen, um eine effiziente Übertragung zu erleichtern. 
Es ist jedoch wichtig, dass die Entscheidung, lediglich Teile der Unterlagen zu übermitteln, gut abgewogen wird und 
auf einer sorgfältigen Prüfung der betreffenden Dokumente beruht, um ein faires Verfahren nicht zu beeinträchtigen.

(43) Die Übertragung von Strafverfahren sollte nicht aus anderen als den in dieser Verordnung vorgesehenen Gründen 
abgelehnt werden. Damit die Übertragung von Strafverfahren angenommen werden kann, sollte wegen des 
Sachverhalts, der dem Strafverfahren, das übertragen wird, zugrunde liegt, im ersuchten Staat eine Strafverfolgung 
möglich sein. Die ersuchte Behörde sollte die Übertragung von Strafverfahren ablehnen, wenn das Verhalten, das 
Gegenstand des Ersuchens um Übertragung ist, im ersuchten Staat keine Straftat darstellt oder wenn der ersuchte 
Staat für die Verfolgung der betreffenden Straftat keine Zuständigkeit hat, außer wenn er die in dieser Verordnung 
vorgesehene Zuständigkeit ausübt. Die ersuchte Behörde sollte die Übertragung des Strafverfahrens auch dann 
ablehnen, wenn die Voraussetzungen für die Verfolgung der Straftat im ersuchten Staat nicht erfüllt sind. Dies könnte 
beispielsweise der Fall sein, wenn das Opfer einen Antrag, der für die Verfolgung der Straftat im ersuchten Staat 
erforderlich ist, nicht rechtzeitig gestellt hat oder wenn die Strafverfolgung aufgrund des Todes oder der 
Schuldunfähigkeit der verdächtigen oder beschuldigten Person nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates 
nicht mehr möglich ist. Darüber hinaus sollte die ersuchte Behörde die Übertragung von Strafverfahren ablehnen, 
wenn der Strafverfolgung im ersuchten Staat andere Hindernisse entgegenstehen. Die ersuchte Behörde sollte die 
Möglichkeit haben, die Übertragung von Strafverfahren abzulehnen, wenn die verdächtige oder beschuldigte Person 
nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates Vorrechte oder Immunität genießt, etwa in Bezug auf bestimmte 
Personengruppen — beispielsweise Diplomaten — oder besonders geschützte Beziehungen — beispielsweise das 
Recht auf Vertraulichkeit zwischen Anwalt und Mandant —, oder wenn sie der Auffassung ist, dass die Übertragung 
von Strafverfahren nicht im Interesse einer effizienten und geordneten Rechtspflege liegt, beispielsweise weil keines 
der Kriterien für die Übertragung von Strafverfahren erfüllt ist, oder wenn das Formblatt für eine Übertragung von 
Strafverfahren unvollständig oder offensichtlich unrichtig ist und von der ersuchenden Behörde nicht vervollständigt 
oder berichtigt wurde, sodass die ersuchte Behörde nicht über die für die Prüfung des Ersuchens um Übertragung 
von Strafverfahren erforderlichen Informationen verfügt. Die ersuchte Behörde sollte das Ersuchen auch dann 
ablehnen können, wenn es sich bei der Handlung an dem Ort, an dem sie begangen wurde, nicht um eine Straftat 
handelt und der ersuchte Staat keine originäre Zuständigkeit für die Ermittlung und Verfolgung dieser Straftat hat. 
Dieser Ablehnungsgrund trägt dem Territorialitätsprinzip Rechnung, d. h., dass der ersuchte Staat in der Lage sein 
sollte, die Übertragung eines Strafverfahrens abzulehnen, wenn die außerhalb des Hoheitsgebiets des ersuchenden 
Staates begangene mutmaßliche Straftat an dem Ort, an dem sie begangen wurde, keine Straftat darstellt und das 
nationale Recht des ersuchten Staats die Verfolgung solcher Straftaten, die außerhalb seines Hoheitsgebiets begangen 
wurden, nicht zulässt. Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck „originäre Zuständigkeit“ eine 
Zuständigkeit, die bereits im nationalen Recht vorgesehen ist und sich nicht aus dieser Verordnung ergibt.
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(44) Der Grundsatz ne bis in idem, der in den Artikeln 54 bis 58 des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 (28) und in Artikel 50 der Charta in der Auslegung durch den 
Gerichtshof der Europäischen Union verankert ist, ist ein Grundprinzip des Strafrechts, nach dem ein Angeklagter in 
einem Strafverfahren nicht erneut wegen derselben Straftat verfolgt oder bestraft werden darf, für die er bereits 
rechtskräftig freigesprochen oder verurteilt worden ist. Daher sollte die ersuchte Behörde die Übertragung von 
Strafverfahren ablehnen, wenn die Übernahme des Verfahrens gegen diesen Grundsatz verstoßen würde.

(45) Bei der Prüfung, ob ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens angenommen oder abgelehnt werden soll, 
sollte die ersuchte Behörde beurteilen, ob eine solche Übertragung dem Ziel einer effizienten und geordneten 
Rechtspflege dienen würde. Diese Prüfung sollte in jedem Einzelfall vorgenommen werden, um den Mitgliedstaat zu 
ermitteln, der am besten in der Lage ist, die betreffende Straftat zu verfolgen. Die ersuchte Behörde sollte bei dieser 
Beurteilung über einen weiten Ermessensspielraum verfügen. Die Beurteilung sollte auf die relevanten Umstände des 
Falles beschränkt werden, einschließlich der Frage, ob es einen Anhaltspunkt dafür gibt, dass die Straftat nicht ganz 
oder teilweise im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates begangen wurde, der Großteil der Auswirkungen der Straftat 
oder ein wesentlicher Teil des Schadens, die Teile der Tatbestandsmerkmale der Straftat sind, nicht im Hoheitsgebiet 
dieses Staates eingetreten sind, und die verdächtige oder beschuldigte Person nicht die Staatsangehörigkeit dieses 
Staates besitzt oder dort ihren Wohnsitz hat. Die persönliche, materielle oder familiäre Situation eines Opfers, eines 
Zeugen oder einer anderen betroffenen Person sollte für die Beurteilung, ob die Übertragung des Strafverfahrens dem 
Ziel einer effizienten und geordneten Rechtspflege dienen würde, nicht allein ausschlaggebend sein.

(46) Bevor die ersuchte Behörde beschließt, einem Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren auf Grundlage eines der 
Ablehnungsgründe nicht stattzugeben, sollte sie sich — wo angebracht — mit der ersuchenden Behörde in 
Verbindung setzen, um alle erforderlichen zusätzlichen Informationen einzuholen.

(47) Der ersuchte Staat sollte sicherstellen, dass verdächtige und beschuldigte Personen sowie Opfer Zugang zu einem 
wirksamen Rechtsbehelf gegen die Entscheidung, die Übertragung von Strafverfahren anzunehmen, im Einklang mit 
Artikel 47 der Charta und den im nationalen Recht vorgesehenen Verfahren haben, wenn ihre Rechte durch die 
Anwendung dieser Verordnung beeinträchtigt werden. Die Überprüfung der Entscheidung über die Übertragung von 
Strafverfahren sollte ausschließlich auf den Kriterien beruhen, die in den in dieser Verordnung vorgesehenen 
Ablehnungsgründen enthalten sind. Bei der Beurteilung der Frage, ob das Strafverfahren übertragen werden sollte, 
sollten alle Umstände berücksichtigt werden, die für die Prüfung dieser Kriterien relevant sind. In diese Beurteilung 
könnten häufig nicht nur die Abwägung der Interessen oder Rechte von Einzelpersonen, deren Rechte beeinträchtigt 
werden könnten, sondern auch die Besonderheiten und praktischen Aspekte der Funktionsweise des Strafrechts-
systems einbezogen werden. Dieser Rechtsbehelf sollte andere Rechtsbehelfe nach nationalem Recht unberührt 
lassen.

(48) Bei der Beurteilung, ob die Übertragung des Strafverfahrens dem Interesse einer effizienten und geordneten 
Rechtspflege dient und ob einem Ersuchen um Übertragung aus einem der in dieser Verordnung festgelegten 
fakultativen Ablehnungsgründe nicht stattgegeben werden sollte, sollte die ersuchte Behörde über einen weiten 
Ermessensspielraum verfügen. Die Überprüfung der Ausübung dieses Ermessens sollte sich darauf beschränken zu 
beurteilen, ob die ersuchte Behörde bei ihrer Entscheidung, dem Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens 
stattzugeben, die Grenzen ihres Ermessens nicht offensichtlich überschritten hat.

(49) Das Ergebnis des Rechtsbehelfs könnte sein, dass die Entscheidung, der Übertragung des Strafverfahrens 
zuzustimmen, ganz oder teilweise aufrechterhalten oder aufgehoben wird. Im Falle eines erfolgreichen Rechtsbehelfs 
wird das Strafverfahren grundsätzlich an den ersuchenden Staat zurückverwiesen. In einigen Fällen könnte das 
Gericht jedoch im Einklang mit dem nationalen Recht auch entscheiden, dass die Entscheidung über die Annahme 
der Übertragung des Strafverfahrens aufrechterhalten werden kann, sofern bestimmte Bedingungen oder zusätzliche 
Formalitäten erfüllt sind, beispielsweise die Bedingung, dass einige fehlende Angaben im Formblatt für das Ersuchen 
ausgefüllt werden oder dass zusätzliche Maßnahmen zur Durchführung der Übertragung ergriffen werden, wie die 
Fortsetzung des Zeugenschutzes.

(50) Ein Rechtsbehelf nach dieser Verordnung sollte keine Prüfung des Falles in der Sache nach sich ziehen, beispielsweise 
ob die Beweise ausreichen, um die Einleitung oder Fortsetzung einer Ermittlung zu rechtfertigen, ob der Sachverhalt 
oder die subjektiven Aspekte des Falles, wie Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit, nach den geltenden Standards 
festgestellt wurden, oder in Bezug auf den Beweiswert oder die Beweiskraft bereits erhobener Beweise oder die 
Glaubwürdigkeit von Aussagen.

(51) Damit das Recht auf die wirksame Ausübung eines Rechtsbehelfs garantiert werden kann, sollte der ersuchte Staat 
sicherstellen, dass verdächtige und beschuldigte Personen sowie Opfer das Recht auf Zugang zu allen Unterlagen im 
Zusammenhang mit der Übertragung des Strafverfahrens haben, die die Grundlage für die Entscheidung über die 
Annahme einer Übertragung nach dieser Verordnung bildeten und die erforderlich sind, um die genannten 
Entscheidung wirksam anzufechten. Das Recht auf Zugang zu derartigen Unterlagen sollte nach den Verfahren des 

ABl. L vom 18.12.2024 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj 9/56

(28) Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten 
der Benelux-Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik betreffend den schrittweisen Abbau 
der Kontrollen an den gemeinsamen Grenzen (ABl. L 239 vom 22.9.2000, S. 19).



nationalen Rechts des ersuchten Staates ausgeübt werden und kann eingeschränkt werden, wenn es die 
Vertraulichkeit von Ermittlungen untergraben oder die Ermittlungen anderweitig gefährden oder der Sicherheit von 
Personen schaden würde. Jede Verweigerung eines solchen Zugangs sollte unter Berücksichtigung der verschiedenen 
Phasen des Strafverfahrens gegen die Rechte der betroffenen Personen abgewogen werden. Beschränkungen dieses 
Zugangs sollten eng und im Einklang mit dem in der Charta verankerten Recht auf ein faires Verfahren ausgelegt 
werden.

(52) Die Frist für die verdächtige oder beschuldigte Person oder das Opfer für das Einlegen eines wirksamen Rechtsbehelfs 
sollte höchstens 15 Tage ab dem Tag des Eingangs der begründeten Entscheidung über die Annahme der 
Übertragung von Strafverfahren bei der betroffenen Person betragen. Situationen, in denen die verdächtige oder die 
beschuldigte Person oder das Opfer zum Zeitpunkt der Übertragung des Strafverfahrens nicht identifiziert werden 
konnte und eine solche Person deswegen zu diesem Zeitpunkt nicht von der begründeten Entscheidung unterrichtet 
werden konnte, sollten dem nationalen Recht unterliegen.

(53) Die Annahme der Übertragung von Strafverfahren durch die ersuchte Behörde sollte die Aussetzung oder Einstellung 
des Strafverfahrens im ersuchenden Staat zur Folge haben, um zu vermeiden, dass im ersuchenden Staat und im 
ersuchten Staat doppelte Maßnahmen ergriffen werden. Dies sollte jedoch unbeschadet notwendiger Ermittlungs- 
oder sonstiger Verfahrensmaßnahmen, einschließlich erforderlicher dringender Maßnahmen, gelten, die der 
ersuchende Staat nach Eingang der Mitteilung über die Annahme durch die ersuchte Behörde möglicherweise 
ergreifen muss, wenn dies für die effiziente und geordnete Rechtspflege erforderlich ist. Der Begriff „Ermittlungs- 
oder sonstige Verfahrensmaßnahmen“ sollte weit ausgelegt werden und nicht nur jede Maßnahme der 
Beweiserhebung umfassen, sondern auch jede Verfahrenshandlung, mit der Untersuchungshaft oder eine andere 
vorläufige Maßnahme angeordnet wird. Wenn die Ermittlungs- oder anderen Verfahrensmaßnahmen, die 
unternommen wurden, abgeschlossen oder nicht länger erforderlich sind, sollte das Strafverfahren im ersuchenden 
Staat ausgesetzt oder eingestellt werden, um sicherzustellen, dass das Strafverfahren im ersuchenden Staat nicht 
unangemessen verlängert wird. Wenn im ersuchten Staat ein Rechtsbehelf mit aufschiebender Wirkung eingelegt 
wurde, sollte das Strafverfahren im ersuchenden Staat nicht ausgesetzt oder eingestellt werden, bis im ersuchten Staat 
über den Rechtsbehelf entschieden worden ist.

(54) Für die Fälle, in denen sich die Zuständigkeit für das Strafverfahren ausschließlich auf die vorliegende Verordnung 
stützt, und wenn ein Ersuchen um Übertragung eingegangen ist und noch keine Entscheidung über die Annahme 
oder Ablehnung der Übertragung von Strafverfahren getroffen wurde, sollten die Mitgliedstaaten in ihrem nationalen 
Recht eine Rechtsgrundlage für die vorläufige Festnahme der verdächtigen oder beschuldigten Person, die sich im 
ersuchten Staat aufhält, oder für den Erlass anderer vorläufiger Maßnahmen durch die zuständige Behörde dieses 
Staates vorsehen können. Eine solche vorläufige Festnahme oder andere vorläufige Maßnahmen sollten nur im 
Einklang mit dem nationalen Recht und nur dann ergriffen werden, wenn dies erforderlich ist. Eine solche vorläufige 
Festnahme oder andere vorläufige Maßnahmen sollten denselben Verfahrensgarantien unterliegen, die nach 
nationalem Recht für dieselben Maßnahmen gelten, einschließlich der gerichtlichen Kontrolle. Darüber hinaus sollten 
eine solche vorläufige Festnahme oder andere vorläufigen Maßnahmen nach einer ordnungsgemäßen Prüfung auf der 
Grundlage der Informationen getroffen werden, die der ersuchten Behörde vorliegen. Diese Verordnung sollte jedoch 
keine Rechtsgrundlage für die Festnahme von Personen im Hinblick auf ihre physische Überstellung in den ersuchten 
Staat darstellen, damit dieser ein Strafverfahren gegen die betreffende Person einleiten kann.

(55) Eine zuständige Behörde des ersuchten Staates sollte die ersuchende Behörde schriftlich über jede Entscheidung 
unterrichten, die zum Abschluss des Strafverfahrens im ersuchten Staat getroffen wurde. Eine ähnliche Verpflichtung 
ergibt sich aus dem Rahmenbeschluss 2009/948/JI, wenn eine Einigung über die Konzentration des Verfahrens in 
einem Mitgliedstaat erzielt wurde. Wenn die ersuchte Behörde beschließt, das Strafverfahren im Zusammenhang mit 
dem Sachverhalt, der dem Ersuchen um Übertragung zugrunde liegt, einzustellen, sollte sie der ersuchenden Behörde 
die Gründe für die Einstellung mitteilen. Zumindest die wesentlichen Bestandteile dieser Informationen und der im 
ersuchten Staat getroffenen endgültigen schriftlichen Entscheidung sollten von der ersuchten Behörde in eine 
Amtssprache des ersuchenden Staates oder eine andere von diesem Staat gemäß dieser Verordnung akzeptierte 
Sprache übersetzt werden. Mit den wesentlichen Bestandteilen der Informationen und der Entscheidung sind die 
Auszüge gemeint, die notwendig erscheinen, damit die ersuchende Behörde über ihren allgemeinen Inhalt in 
Kenntnis gesetzt wird.

(56) Falls die ersuchte Behörde beschließt, das Strafverfahren im Zusammenhang mit dem Sachverhalt, der dem Ersuchen 
um Übertragung zugrunde liegt, einzustellen, sollte die ersuchende Behörde das Strafverfahren fortsetzen oder 
wieder aufnehmen können, wenn dies nicht zu einem Verstoß gegen den Grundsatz ne bis in idem in der Auslegung 
durch den Gerichtshof der Europäischen Union führt, d. h., wenn die Entscheidung über die Einstellung des 
Verfahrens, die weitere Strafverfolgung nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates nicht endgültig ausschließt 
und nicht nach Prüfung in der Sache getroffen wurde, sodass ein weiteres Strafverfahren wegen derselben 
Handlungen in diesem Staat nicht ausgeschlossen ist. Die Opfer sollten die Möglichkeit haben, im ersuchenden Staat 
nach dessen nationalem Recht die Wiederaufnahme des Strafverfahrens anzuregen oder zu beantragen, sofern dies 
nicht zu einem Verstoß gegen den Grundsatz ne bis in idem führt.
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(57) Sobald ein Strafverfahren nach dieser Verordnung übertragen wird, sollte die ersuchte Behörde ihre einschlägigen 
nationalen Rechtsvorschriften und Verfahren anwenden. Diese Verordnung sollte nicht so ausgelegt werden, als 
schränke sie das Strafverfolgungsermessen nach nationalem Recht ein.

(58) Diese Verordnung sollte keinesfalls so ausgelegt werden, dass sie sich auf die Verjährungsfrist des ersuchten Staates, 
wie sie im nationalen Recht jenes Staates vorgesehen ist, auswirkt.

(59) Um der Übertragung des Strafverfahrens volle Wirksamkeit zu verleihen, sollten von der ersuchenden Behörde 
übermittelte Beweismittel nicht allein aufgrund der Grundlage, dass die Beweismittel in einem anderen Mitgliedstaat 
erhoben wurden, in dem entsprechenden Strafverfahren im ersuchten Staat verweigert werden. Das zuständige 
Gericht des ersuchten Staates sollte bei der Bewertung solcher Beweismittel sein Ermessen nach dem nationalen 
Recht beibehalten, während verdächtige und beschuldigte Personen ihr Recht auf Anfechtung der Zulässigkeit 
solcher Beweismittel im Einklang mit ihren Rechten auf Verteidigung gemäß der Charta beibehalten sollten. Im 
Einklang mit diesen Grundsätzen und unter Achtung der verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der 
Mitgliedstaaten, wie in Artikel 67 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
vorgesehen, darf diese Verordnung nicht so ausgelegt werden, als verbiete sie es den Gerichten, die Grundprinzipien 
des nationalen Rechts hinsichtlich der Fairness des Verfahrens anzuwenden, wie sie in ihren nationalen 
Rechtsordnungen, einschließlich Rechtsordnungen des Common Law, gelten.

(60) Der ersuchte Staat sollte bei der Strafzumessung für die betreffende Straftat sein nationales Recht anwenden. Wenn 
die Straftat im Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates begangen wurde, sollten die ersuchten Behörden bei der 
Strafzumessung die im nationalen Recht des ersuchenden Staates vorgesehene Höchststrafe berücksichtigen können, 
wenn dies für die beschuldigte Person günstiger ist und mit dem nationalen Recht des ersuchten Staates im Einklang 
steht. Dies sollte in Fällen berücksichtigt werden, in denen die Übertragung von Strafverfahren dazu führen würde, 
dass im ersuchten Staat eine höhere Strafe als die im ersuchenden Staat für dieselbe Straftat vorgesehene Höchststrafe 
verhängt wird, um für die betreffenden verdächtigen oder beschuldigten Personen ein gewisses Maß an 
Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit des anwendbaren Rechts zu gewährleisten. Die im nationalen Recht des 
ersuchenden Staates vorgesehene Höchststrafe sollte stets berücksichtigt werden, wenn die Zuständigkeit des 
ersuchten Staates ausschließlich auf diese Verordnung gestützt wird.

(61) Jeder Mitgliedstaat sollte seine eigenen Kosten für die Übertragung von Strafverfahren tragen, einschließlich der 
Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung der Verfahrensrechte, die der verdächtigen oder beschuldigten Person 
in jedem der betroffenen Mitgliedstaaten nach dem geltenden Unionsrecht und dem nationalen Recht zustehen. Die 
Mitgliedstaaten sollten einander nicht gegenseitig die durch die Anwendung dieser Verordnung entstandenen Kosten 
in Rechnung stellen können. Wenn dem ersuchenden Staat jedoch hohe oder außergewöhnliche Kosten für die 
Übersetzung der dem ersuchten Staat zu übermittelnden Unterlagen aus der Verfahrensakte entstanden sind, sollte 
die ersuchte Behörde einen Vorschlag der ersuchenden Behörde für die Teilung der Kosten in Betracht ziehen. In 
solchen Fällen sollten die ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde einander konsultieren, um eine Einigung 
über die Teilung der Kosten zu erzielen. Idealerweise sollten solche Konsultationen stattfinden, bevor das Ersuchen 
um Übertragung gestellt wird. Kann keine Einigung erzielt werden, bevor eine Entscheidung über die Annahme der 
Übertragung des Strafverfahrens getroffen wird, so sollte die ersuchende Behörde beschließen können, das Ersuchen 
gemäß dieser Verordnung zurückzunehmen oder das Ersuchen aufrechtzuerhalten und den als außergewöhnlich 
hoch eingestuften Teil der Kosten zu tragen.

(62) Die Verwendung eines standardisierten Formblatts für das Ersuchen, das in alle Amtssprachen der Union übersetzt 
wird, würde die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen der ersuchenden Behörde und der 
ersuchten Behörde erleichtern und es ihnen ermöglichen, schneller und effizienter über das Ersuchen um 
Übertragung von Strafverfahren zu entscheiden. Die Verwendung eines solchen Formblatts für das Ersuchen würde 
auch die Übersetzungskosten verringern und die Qualität der Ersuchen erhöhen.

(63) Das Formblatt für das Ersuchen sollte nur die personenbezogenen Daten enthalten, die erforderlich sind, um der 
ersuchten Behörde die Entscheidung über das Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren zu erleichtern. In dem 
Formblatt für das Ersuchen sollte angegeben werden, um welche Kategorien personenbezogener Daten es sich 
handelt, z. B. ob es sich bei der betreffenden Person um eine verdächtige oder beschuldigte Person oder ein Opfer 
handelt, und welche spezifischen Felder für die einzelnen Kategorien vorgesehen sind.

(64) Damit einem etwaigen Verbesserungsbedarf in Bezug auf das Formblatt für das Ersuchen, mit dem das Ersuchen um 
Übertragung von Strafverfahren zu stellen ist, oder sonstiger Formulare wirksam entsprochen werden kann, sollte 
der Kommission die Befugnis übertragen werden, nach Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Änderung der Anhänge 
dieser Verordnung zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer 
Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt, die mit 
den Grundsätzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere 
Rechtsetzung (29) festgelegt wurden. Um insbesondere für eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung 
delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europäische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit 
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wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen haben systematisch Zugang zu den 
Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte 
befasst sind.

(65) Um einen schnellen, direkten, interoperablen, zuverlässigen und sicheren Austausch fallbezogener Daten zu 
gewährleisten, sollte die Kommunikation nach dieser Verordnung zwischen der ersuchenden Behörde und der 
ersuchten Behörde und unter Einschaltung der zentralen Behörden, sofern ein Mitgliedstaat eine zentrale Behörde 
benannt hat, sowie mit Eurojust in der Regel über das dezentrale IT-System im Sinne der Verordnung 
(EU) 2023/2844 des Europäischen Parlaments und des Rates (30) erfolgen. Insbesondere sollte das dezentrale 
IT-System in der Regel für den Austausch des Formblatts für das Ersuchen, anderer sachdienlicher Informationen und 
Unterlagen sowie für die gesamte Kommunikation zwischen den Behörden nach dieser Verordnung verwendet 
werden. In Fällen, in denen eine oder mehrere der in der Verordnung (EU) 2023/2844 enthaltenen Ausnahmen 
Anwendung finden, insbesondere in denen die Nutzung des dezentralen IT-Systems nicht möglich oder angebracht 
ist, sollte es möglich sein, andere Kommunikationsmittel als die in dieser Verordnung genannten zu nutzen.

(66) Die Mitgliedstaaten sollten anstelle eines nationalen IT-Systems eine von der Kommission entwickelte Software (im 
Folgenden „Referenzimplementierungssoftware“) verwenden können. Die Referenzimplementierungssoftware sollte 
modular aufgebaut sein, d. h. die Software sollte getrennt von den Komponenten des durch die Verordnung (EU) 
2022/850 des Europäischen Parlaments und des Rates (31) eingerichteten e-CODEX-Systems, die für die Anbindung 
an das dezentrale IT-System erforderlich sind, zusammengestellt geliefert werden. Mit diesem Aufbau sollte es den 
Mitgliedstaaten ermöglicht werden, ihre bestehende nationale Infrastruktur für die Kommunikation im Justizbereich 
auch für die grenzüberschreitende Kommunikation zu nutzen oder dafür auszubauen.

(67) Die Kommission sollte für die Erstellung, Pflege und Entwicklung der Referenzimplementierungssoftware zuständig 
sein. Die Kommission sollte die Referenzimplementierungssoftware so konzipieren, entwickeln und pflegen, dass die 
Verantwortlichen die Einhaltung der in der Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (32) und in der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates (33) festgelegten 
Datenschutzanforderungen und -grundsätze gewährleisten können, insbesondere die Verpflichtung zum Daten-
schutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen sowie zu einem hohen Maß an 
Cybersicherheit. Die Referenzimplementierungssoftware sollte außerdem geeignete technische Maßnahmen 
enthalten und die organisatorischen Maßnahmen ermöglichen, die dafür erforderlich sind, ein angemessenes Maß 
an Sicherheit und Interoperabilität zu gewährleisten, wobei der Tatsache Rechnung zu tragen ist, dass auch 
besondere Kategorien von Daten ausgetauscht werden können. Die Kommission sollte keine personenbezogenen 
Daten im Zusammenhang mit der Erstellung, Pflege und Entwicklung der Referenzimplementierungssoftware 
verarbeiten.

(68) Die von der Kommission als Back-End-System entwickelte Referenzimplementierungssoftware sollte die für die 
Zwecke der Überwachung erforderlichen statistischen Daten durch entsprechende Programmierung erfassen, und 
diese Daten sollten der Kommission übermittelt werden. Wenn sich die Mitgliedstaaten für die Nutzung eines 
nationalen IT-Systems anstelle der durch die Kommission entwickelten Referenzimplementierungssoftware 
entscheiden, könnte ein solches System so ausgerüstet sein, dass es diese Daten durch Programmierung erfasst; in 
diesem Fall sollten diese Daten der Kommission übermittelt werden. Der e-CODEX-Anschluss könnte auch mit einer 
Funktion ausgestattet werden, die den Abruf relevanter statistischer Daten ermöglicht.

(69) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse für die Einrichtung eines dezentralen IT-Systems übertragen werden. Diese Befugnisse 
sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (34) ausgeübt 
werden.
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(30) Verordnung (EU) 2023/2844 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2023 über die Digitalisierung der 
justiziellen Zusammenarbeit und den Zugang zum Recht in grenzüberschreitenden Zivil-, Handels- und Strafsachen und zur 
Änderung bestimmter Rechtsakte im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit (ABl. L, 2023/2844, 27.12.2023, ELI: http://data. 
europa.eu/eli/reg/2023/2844/oj).

(31) Verordnung (EU) 2022/850 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 über ein EDV-System für den 
grenzüberschreitenden elektronischen Datenaustausch im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivil- und Strafsachen 
(e-CODEX-System) und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1726 (ABl. L 150 vom 1.6.2022, S. 1)

(32) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39).

(33) Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder 
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung des Rahmen-
beschlusses 2008/977/JI des Rates (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 89).

(34) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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(70) Diese Verordnung sollte die Rechtsgrundlage für den Austausch personenbezogener Daten zwischen den 
Mitgliedstaaten zum Zwecke der Übertragung von Strafverfahren im Einklang mit Artikel 8 und Artikel 10 
Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2016/680 schaffen. Andere Aspekte im Zusammenhang mit personenbezogenen 
Daten, etwa die Dauer der Speicherung der bei der ersuchenden Behörde eingehenden personenbezogenen Daten, die 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde sollten jedoch dem 
nach der Richtlinie (EU) 2016/680 erlassenen nationalen Recht der Mitgliedstaaten unterliegen. Die ersuchende 
Behörde und die ersuchte Behörde sollten hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten nach der 
genannten Richtlinie als Verantwortliche angesehen werden. Die zentralen Behörden könnten der ersuchenden 
Behörde und der ersuchten Behörde administrative Unterstützung leisten und sollten, soweit sie im Auftrag dieser 
Verantwortlichen personenbezogene Daten verarbeiten, als Auftragsverarbeiter der betreffenden Verantwortlichen 
angesehen werden. Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten durch Eurojust sollte die Verordnung 
(EU) 2018/1725 im Zusammenhang mit dieser Verordnung unbeschadet der in der Verordnung (EU) 2018/1727 
festgelegten besonderen Datenschutzbestimmungen gelten. Diese Verordnung sollte nicht dahin gehend ausgelegt 
werden, als dehne sie die Zugangsrechte zu anderen Informationssystemen der Union im Rahmen der Rechtsakte der 
Union zur Einrichtung dieser Systeme weiter aus.

(71) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Übertragung von Strafverfahren, von den Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend verwirklicht werden kann, sondern vielmehr wegen seines Umfangs und seiner Wirkungen auf 
Unionsebene besser zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die Verwirklichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinaus.

(72) Nach Artikel 3 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 21 über die Position des Vereinigten 
Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts hat Irland mit dem 
Schreiben vom 13. Juli 2023 mitgeteilt, dass es sich an der Annahme und Anwendung dieser Verordnung beteiligen 
möchte.

(73) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks 
beteiligt sich Dänemark nicht an der Annahme dieser Verordnung und ist weder durch diese Verordnung gebunden 
noch zu ihrer Anwendung verpflichtet.

(74) Der Europäische Datenschutzbeauftragte wurde gemäß Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 
angehört und hat am 22. Mai 2023 eine Stellungnahme (35) abgegeben —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

(1) Mit dieser Verordnung werden Vorschriften für die Übertragung von Strafverfahren zwischen den Mitgliedstaaten 
festgelegt, um die effiziente und geordnete Rechtspflege im gemeinsamen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
zu fördern.

(2) Diese Verordnung gilt in allen Fällen der Übertragung von Strafverfahren, die in den Mitgliedstaaten durchgeführt 
werden.

(3) Diese Verordnung berührt nicht die Pflicht, die Grundrechte und Rechtsgrundsätze, wie sie in Artikel 6 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) verankert sind, zu achten.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
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1. „ersuchender Staat“ einen Mitgliedstaat, in dem ein Strafverfahren durchgeführt wird und in dem ein Ersuchen um 
Übertragung dieses Strafverfahrens an einen anderen Mitgliedstaat gestellt wird oder der Konsultationen in Bezug auf 
eine etwaige Übertragung eines Strafverfahrens aufgenommen oder ein diesbezügliches Konsultationsersuchen erhalten 
hat;

2. „ersuchter Staat“ einen Mitgliedstaat, dem ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens übermittelt wird, damit er 
dieses Verfahren übernimmt, oder der ein Konsultationsersuchen in Bezug auf eine etwaige Übertragung eines 
Strafverfahrens erhalten oder Konsultationen dazu aufgenommen hat;

3. „ersuchende Behörde“

a) einen Richter, ein Gericht, einen Ermittlungsrichter oder einen Staatsanwalt im ersuchenden Staat, der bzw. das in 
dem betreffenden Fall zuständig ist, oder

b) eine andere von dem ersuchenden Staat benannte zuständige Stelle, die in dem betreffenden Fall nach nationalem 
Recht in ihrer Eigenschaft als Ermittlungsbehörde in einem Strafverfahren befugt ist, um die Übertragung eines 
Strafverfahrens zu ersuchen. Darüber hinaus wird das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens vor der 
Übermittlung an die ersuchte Behörde von einem Richter, Gericht, Ermittlungsrichter oder Staatsanwalt im 
ersuchenden Staat validiert, nachdem dieser bzw. dieses überprüft hat, ob die Voraussetzungen für ein solches 
Ersuchen nach dieser Verordnung erfüllt sind. Wurde das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens von einem 
Richter, Gericht, Ermittlungsrichter oder Staatsanwalt im ersuchenden Staat validiert, so kann auch diese Stelle für die 
Zwecke der Übermittlung des Ersuchens als ersuchende Behörde angesehen werden;

4. „ersuchte Behörde“ einen Richter, ein Gericht, einen Ermittlungsrichter oder einen Staatsanwalt, der bzw. das befugt ist, 
zu entscheiden, ob die Übertragung eines Strafverfahrens nach Artikel 11 Absatz 1 angenommen oder abgelehnt wird, 
und — sofern nach der Rechtsordnung des ersuchten Staates zulässig — Folgemaßnahmen im Einklang mit dieser 
Verordnung oder in seinem nationalen Recht vorgesehene Maßnahmen zu treffen.

Ungeachtet dessen, dass eine Entscheidung, die Übertragung eines Strafverfahrens nach Artikel 11 Absatz 1 
anzunehmen oder abzulehnen, ausschließlich von einem Richter, Gericht, Ermittlungsrichter oder Staatsanwalt auf der 
Grundlage ihrer Prüfung der Ablehnungsgründe nach Artikel 12 getroffen werden muss, kann der ersuchte Staat 
aufgrund der Struktur seiner innerstaatlichen Rechtsordnung nach der Tradition des Common Law, gemäß der es sein 
nationales Rechtssystem seinen Gerichten und seiner Staatsanwaltschaft nicht gestattet, andere Maßnahmen als die 
Entscheidung über die Annahme oder Ablehnung der Übertragung eines Strafverfahrens nach Artikel 11 Absatz 1 zu 
treffen, vorsehen, dass eine andere Behörde, die nach seinem nationalen Recht befugt ist, Maßnahmen in Strafverfahren 
zu ergreifen, Maßnahmen ausschließlich zur Erleichterung einer solchen gerichtlichen Entscheidungsfindung ergreift. 
Diese andere zuständige Behörde kann auch Folgemaßnahmen für die Zwecke dieser Verordnung ergreifen;

5. „dezentrales IT-System“ ein dezentrales IT-System im Sinne des Artikels 2 Nummer 3 der Verordnung (EU) 2023/2844;

6. „Opfer“ ein Opfer im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2012/29/EU oder eine juristische Person 
im Sinne des nationalen Rechts, die unmittelbar infolge einer Straftat, die Gegenstand eines Strafverfahrens ist, auf das 
diese Verordnung Anwendung findet, einen Schaden oder einen wirtschaftlichen Verlust erlitten hat.

Artikel 3

Gerichtliche Zuständigkeit

(1) Soweit die gerichtliche Zuständigkeit nicht bereits im nationalen Recht des ersuchten Staates vorgesehen ist, besitzt 
der ersuchte Staat für die Zwecke dieser Verordnung die gerichtliche Zuständigkeit für Straftaten, auf die das nationale Recht 
des ersuchenden Staates Anwendung findet, wenn

a) der ersuchte Staat auf der Grundlage des Artikels 4 Nummer 7 Buchstabe b des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI die 
Übergabe einer verdächtigen oder beschuldigten Person ablehnt, die sich im ersuchten Staat aufhält und dessen 
Staatsangehörigkeit besitzt oder dort ihren Wohnsitz hat;

b) der ersuchte Staat die Übergabe einer verdächtigen oder beschuldigten Person ablehnt, gegen die ein Europäischer 
Haftbefehl vorliegt und die sich im ersuchten Staat aufhält und dessen Staatsangehörigkeit besitzt oder dort ihren 
Wohnsitz hat, sofern er ausnahmsweise feststellt, dass aufgrund konkreter und objektiver Anhaltspunkte Grund zu der 
Annahme besteht, dass die Übergabe unter den besonderen Umständen des Einzelfalls eine offensichtliche Verletzung 
eines in Artikel 6 EUV und in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgenden „Charta“) verankerten 
relevanten Grundrechts zur Folge hätte;

c) der Großteil der Auswirkungen der Straftat oder ein wesentlicher Teil des Schadens, die Teile der Tatbestandsmerkmale 
der Straftat sind, im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates eingetreten ist;
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d) im ersuchten Staat ein Strafverfahren gegen die verdächtige oder beschuldigte Person wegen eines anderen Sachverhalts 
anhängig ist und die verdächtige oder beschuldigte Person die Staatsangehörigkeit des ersuchten Staates besitzt oder dort 
ihren Wohnsitz hat; oder

e) im ersuchten Staat ein Strafverfahren wegen desselben oder teilweise desselben oder eines damit verbundenen 
Sachverhalts gegen andere Personen anhängig ist und die in dem zu übertragenden Strafverfahren verdächtige oder 
beschuldigte Person die Staatsangehörigkeit des ersuchten Staates besitzt oder dort ihren Wohnsitz hat.

(2) Wird die gerichtliche Zuständigkeit des ersuchten Staates ausschließlich aufgrund von Absatz 1 begründet, so wird 
diese Zuständigkeit nur aufgrund eines Ersuchens um Übertragung eines Strafverfahrens nach dieser Verordnung ausgeübt.

Artikel 4

Verzicht auf ein Strafverfahren, Aussetzung oder Einstellung des Strafverfahrens durch den ersuchenden Staat

Ein Mitgliedstaat, der nach seinem nationalen Recht die gerichtliche Zuständigkeit für die Verfolgung einer Straftat besitzt, 
kann für die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung auf ein Strafverfahren verzichten oder das Verfahren aussetzen 
oder einstellen, um die Übertragung des Strafverfahrens wegen dieser Straftat an den ersuchten Staat zu ermöglichen.

KAPITEL 2

ÜBERTRAGUNG VON STRAFVERFAHREN

Artikel 5

Kriterien für ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens

(1) Ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens darf nur gestellt werden, wenn die ersuchende Behörde der 
Auffassung ist, dass dem Ziel einer effizienten und geordneten Rechtspflege, einschließlich der Verhältnismäßigkeit, besser 
gedient wäre, wenn das betreffende Strafverfahren in einem anderen Mitgliedstaat durchgeführt würde.

(2) Bei der Prüfung der Frage, ob um eine Übertragung des Strafverfahrens ersucht werden soll, berücksichtigt die 
ersuchende Behörde insbesondere die folgenden Kriterien:

a) Die Straftat wurde ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates begangen oder der Großteil der 
Auswirkungen der Straftat oder ein wesentlicher Teil des Schadens, die Teile der Tatbestandsmerkmale der Straftat sind, 
ist im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates eingetreten.

b) Eine oder mehrere der verdächtigen oder beschuldigten Personen besitzen die Staatsangehörigkeit des ersuchten Staates 
oder haben dort ihren Wohnsitz.

c) Eine oder mehrere der verdächtigen oder beschuldigten Personen halten sich im ersuchten Staat auf, und dieser Staat 
verweigert die Übergabe dieser Personen an den ersuchenden Staat auf der Grundlage

i) des Artikels 4 Nummer 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI,

ii) des Artikels 4 Nummer 3 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI, wenn diese Verweigerung nicht auf einer gegen diese 
Person aufgrund derselben Straftat ergangenen rechtskräftigen Entscheidung beruht, die einer weiteren Straf-
verfolgung entgegensteht, oder

iii) des Artikels 4 Nummer 7 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI.

d) Eine oder mehrere der verdächtigen oder beschuldigten Personen, gegen die ein Europäischer Haftbefehl vorliegt, halten 
sich im ersuchten Staat auf, und dieser Staat verweigert die Übergabe dieser Personen, sofern er feststellt, dass 
ausnahmsweise aufgrund genauer und objektiver Anhaltspunkte Grund zu der Annahme besteht, dass die Übergabe 
unter den besonderen Umständen des Einzelfalls eine offensichtliche Verletzung eines in Artikel 6 EUV und in der Charta 
verankerten einschlägigen Grundrechts zur Folge hätte.

e) Die meisten für die Ermittlungen relevanten Beweismittel befinden sich im ersuchten Staat oder die meisten relevanten 
Zeugen haben ihren Wohnsitz im ersuchten Staat.

f) Im ersuchten Staat ist wegen desselben oder teilweise desselben oder eines anderen Sachverhalts ein Strafverfahren gegen 
die verdächtige oder beschuldigte Person anhängig.

g) Im ersuchten Staat ist wegen desselben oder teilweise desselben oder eines damit verbundenen Sachverhalts ein 
Strafverfahren gegen andere Personen anhängig.
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h) Eine oder mehrere der verdächtigen oder beschuldigten Personen verbüßen eine freiheitsentziehende Strafe im ersuchten 
Staat oder sollen sie dort verbüßen.

i) Es ist zu erwarten, dass sich durch die Vollstreckung der Strafe im ersuchten Staat die Aussichten auf Resozialisierung der 
verurteilten Person verbessern, oder die Vollstreckung im ersuchten Staat wäre aus anderen Gründen zweckmäßiger.

j) Eines oder mehrere Opfer sind Staatsangehörige des ersuchten Staates oder haben dort ihren Wohnsitz.

k) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten haben gemäß dem Rahmenbeschluss 2009/948/JI oder anderweitig ein 
Einvernehmen über die Konzentration der Strafverfahren in einem einzigen Mitgliedstaat erzielt.

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe j werden Opfer im Kindesalter und andere schutzbedürftige Personen von der 
ersuchenden Behörde gebührend berücksichtigt.

(3) Eine verdächtige oder beschuldigte Person oder ein Opfer kann im Einklang mit den Verfahren nach nationalem 
Recht den zuständigen Behörden des ersuchenden oder des ersuchten Staates die Übertragung des Strafverfahrens gemäß 
dieser Verordnung vorschlagen. Diese Vorschläge werden berücksichtigt und nach dem entsprechenden Verfahren des 
nationalen Rechts des betreffenden Mitgliedstaats protokolliert. Wird der Vorschlag der zuständigen Behörde des ersuchten 
Staates unterbreitet, so kann die ersuchte Behörde die ersuchende Behörde konsultieren. Vorschläge nach diesem Absatz 
begründen weder eine Verpflichtung des ersuchenden Staates, den ersuchten Staat um Übertragung eines Strafverfahrens zu 
ersuchen oder es diesem zu übertragen, noch eine Verpflichtung der ersuchenden Behörde oder der ersuchten Behörde, 
Konsultationen miteinander aufzunehmen.

Artikel 6

Rechte der verdächtigen oder beschuldigten Person

(1) Bevor ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens gestellt wird, trägt die ersuchende Behörde nach geltendem 
nationalen Recht den berechtigten Interessen der verdächtigen oder beschuldigten Person, einschließlich der Aspekte im 
Zusammenhang mit der wiedergutmachungsorientierten Strafrechtspflege, gebührend Rechnung.

(2) Die Rechte nach den Absätzen 3, 4 und 6 des vorliegenden Artikels und nach den Artikeln 15 und 17 gelten für 
verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren ab dem Zeitpunkt, zu dem sie von den zuständigen Behörden 
eines Mitgliedstaats durch amtliche Mitteilung oder auf sonstige Weise davon in Kenntnis gesetzt werden, dass sie der 
Begehung einer Straftat verdächtig oder beschuldigt sind, und unabhängig davon, ob sie einer freiheitsentziehenden 
Maßnahme unterworfen wurden.

(3) Die ersuchende Behörde — bevor sie ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens stellt — geht wie folgt vor:

a) Sie unterrichtet die verdächtige oder beschuldigte Person im Einklang mit geltendem nationalen Recht in einer für die 
verdächtige oder beschuldigte Person verständlichen Sprache über ihre Absicht, ein Ersuchen um Übertragung des 
Strafverfahrens zu stellen, und

b) sie gibt der verdächtigen oder beschuldigten Person Gelegenheit, zu dieser Übertragung, einschließlich der Aspekte im 
Zusammenhang mit der wiedergutmachungsorientierten Strafrechtspflege, eine Stellungnahme abzugeben.

Die ersuchende Behörde muss die Voraussetzungen des Unterabsatzes 1 nicht erfüllen, wenn

a) durch die Erfüllung dieser Verpflichtungen die Vertraulichkeit von Ermittlungen untergraben oder die Ermittlungen 
anderweitig gefährdet würden,

b) die verdächtige oder beschuldigte Person trotz angemessener Bemühungen der ersuchenden Behörde nicht aufgefunden 
oder erreicht werden kann, oder

c) das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens auf Vorschlag der verdächtigen oder beschuldigten Person nach 
Artikel 5 Absatz 3 erfolgt.

(4) Beschließt die verdächtige oder beschuldigte Person, eine Stellungnahme nach Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe b 
abzugeben, so gibt die verdächtige oder beschuldigte Person diese Stellungnahme spätestens zehn Tage, nachdem sie gemäß 
Absatz 3 über die Absicht, ein Ersuchen um Übertragung zu stellen, unterrichtet und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben wurde, ab. Die ersuchende Behörde protokolliert diese Stellungnahme und berücksichtigt sie bei ihrer 
Entscheidung, ob sie um die Übertragung des Strafverfahrens ersucht. Diese Protokollierung erfolgt nach dem Verfahren für 
Protokollierungen gemäß dem nationalen Recht des ersuchenden Staats.
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(5) Hält sich die verdächtige oder beschuldigte Person im ersuchten Staat auf, so kann die ersuchende Behörde für die 
Zwecke von Absatz 3 der ersuchten Behörde die ausgefüllte Fassung des in Anhang II enthaltenen Formblatts übermitteln. 
In einem solchen Fall gelten die Verpflichtungen nach den Absätzen 3 und 4 sinngemäß für die ersuchte Behörde, die die 
ersuchende Behörde entsprechend unterrichtet. Gibt diese verdächtige oder beschuldigte Person eine Stellungnahme ab, so 
übermittelt die ersuchte Behörde diese der ersuchenden Behörde.

(6) Stellt die ersuchende Behörde ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens und wurde die verdächtige oder 
beschuldigte Person gemäß Absatz 3 unterrichtet, so unterrichtet sie die verdächtige oder beschuldigte Person unverzüglich 
in einer für die verdächtige oder beschuldigte Person verständlichen Sprache darüber, dass das Ersuchen gestellt wurde.

(7) Hält sich die verdächtige oder beschuldigte Person im ersuchten Staat auf, so kann die ersuchende Behörde für die 
Zwecke von Absatz 6 der ersuchten Behörde die ausgefüllte Fassung des in Anhang III enthaltenen Formblatts übermitteln. 
In einem solchen Fall gelten die Verpflichtungen nach Absatz 6 sinngemäß für die ersuchte Behörde, die die ersuchende 
Behörde entsprechend unterrichtet.

Artikel 7

Rechte des Opfers

(1) Bevor ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens gestellt wird, trägt die ersuchende Behörde nach geltendem 
nationalen Recht den berechtigten Interessen des Opfers, einschließlich der Aspekte im Zusammenhang mit der 
wiedergutmachungsorientierten Strafrechtspflege, gebührend Rechnung.

(2) Handelt es sich bei dem Opfer um eine natürliche Person, die ihren Wohnsitz im ersuchenden Staat hat und gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 2012/29/EU in der durch nationales Recht umgesetzten Fassung Informationen über das 
Strafverfahren erhält, oder um eine juristische Person, die im ersuchenden Staat niedergelassen ist und diese Informationen 
gemäß dem nationalen Recht erhält, so geht die ersuchende Behörde — bevor sie ein Ersuchen um Übertragung eines 
Strafverfahrens stellt — wie folgt vor:

a) Sie unterrichtet das Opfer im Einklang mit geltendem nationalen Recht in einer für das Opfer verständlichen Sprache 
über ihre Absicht, ein Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens zu stellen, und

b) sie gibt dem Opfer Gelegenheit, zu dieser Übertragung, einschließlich der Aspekte im Zusammenhang mit der 
wiedergutmachungsorientierten Strafrechtspflege, eine Stellungnahme abzugeben.

Die ersuchende Behörde muss die Voraussetzungen des Unterabsatzes 1 nicht erfüllen, wenn

a) durch die Erfüllung dieser Verpflichtungen die Vertraulichkeit von Ermittlungen untergraben oder die Ermittlungen 
anderweitig gefährdet würden, oder

b) das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens auf Vorschlag des Opfers nach Artikel 5 Absatz 3 erfolgt.

(3) Beschließt das Opfer, eine Stellungnahme nach Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b abzugeben, so gibt es diese 
Stellungnahme spätestens zehn Tage, nachdem es gemäß Absatz 2 über die Absicht, ein Ersuchen um Übertragung zu 
stellen, unterrichtet und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wurde, ab. Die ersuchende Behörde protokolliert diese 
Stellungnahme und berücksichtigt sie bei der Entscheidung, ob sie um die Übertragung des Strafverfahrens ersucht. Diese 
Protokollierung erfolgt nach dem Verfahren für Protokollierungen gemäß dem nationalen Recht des ersuchenden Staats.

(4) Stellt die ersuchende Behörde ein Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens und wurde das Opfer gemäß 
Absatz 2 unterrichtet, so unterrichtet sie das Opfer unverzüglich in einer für das Opfer verständlichen Sprache darüber, dass 
das Ersuchen gestellt wurde.

Artikel 8

Verfahren für das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens

(1) Das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens wird von der ersuchenden Behörde unter Verwendung des 
Formblatts für das Ersuchen in Anhang I gestellt. Die ersuchende Behörde unterzeichnet das Formblatt für das Ersuchen und 
bestätigt die Genauigkeit und inhaltliche Richtigkeit der Angaben.

(2) Das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens muss hinreichend begründet sein und insbesondere folgende 
Angaben enthalten:

a) Informationen zur ersuchenden Behörde,
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b) eine Beschreibung der Straftat, die Gegenstand des Strafverfahrens ist, sowie die anwendbaren strafrechtlichen 
Bestimmungen des ersuchenden Staates,

c) die Gründe, aus denen die Übertragung eines Strafverfahrens erforderlich und angemessen ist, und insbesondere, welche 
der Kriterien nach Artikel 5 Absatz 2 erfüllt sind,

d) die erforderlichen verfügbaren Angaben zu der verdächtigen oder beschuldigten Person und dem Opfer,

e) eine Bewertung der Auswirkungen der Übertragung des Strafverfahrens auf die Rechte der verdächtigen oder 
beschuldigten Person und des Opfers, auf der Grundlage der der ersuchenden Behörde zugänglichen Informationen, 
einschließlich — sofern vorhanden — der von den betreffenden Personen gemäß Artikel 6 Absätze 3 und 4 oder 
Artikel 7 Absätze 2 und 3 erhaltenen Stellungnahme oder der nach Artikel 5 Absatz 3 vorgelegten Vorschläge,

f) Angaben zu Verfahrenshandlungen oder -maßnahmen, die sich auf das Strafverfahren im ersuchenden Staat auswirken, 
einschließlich etwaiger laufender vorübergehender Zwangsmaßnahmen und der Frist für die Anwendung dieser 
Maßnahmen,

g) für die Verarbeitung personenbezogener Daten geltende besondere Bedingungen nach Artikel 9 Absatz 3 der Richtlinie 
(EU) 2016/680.

(3) Hat die verdächtige oder beschuldigte Person eine Stellungnahme nach Artikel 6 Absätze 3 und 4 abgegeben oder hat 
das Opfer eine Stellungnahme nach Artikel 7 Absätze 2 und 3 abgegeben, so wird diese Stellungnahme zusammen mit dem 
Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens an die ersuchte Behörde weitergeleitet. Wurde die Stellungnahme der 
verdächtigen oder beschuldigten Person oder des Opfers mündlich abgegeben, so trägt die ersuchende Behörde dafür Sorge, 
dass der ersuchten Behörde ein schriftliches Protokoll dieser Erklärung zur Verfügung steht.

(4) Erforderlichenfalls sind dem Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens alle zusätzlichen sachdienlichen 
Informationen und Unterlagen beizufügen.

(5) Das ausgefüllte Formblatt für das Ersuchen nach Absatz 1 dieses Artikels sowie die wesentlichen Bestandteile der 
sonstigen schriftlichen Informationen, die dem Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens beigefügt sind, werden in 
eine Amtssprache des ersuchten Staates oder in eine andere Sprache übersetzt, die der ersuchte Staat nach Artikel 32 
Absatz 1 Buchstabe d akzeptiert.

(6) Die ersuchende Behörde übermittelt der ersuchten Behörde das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens 
entweder unmittelbar oder gegebenenfalls unter Einschaltung der zentralen Behörde nach Artikel 20. Die ersuchende 
Behörde und die ersuchte Behörde nehmen jegliche andere offizielle Kommunikation unmittelbar oder gegebenenfalls unter 
Einschaltung der zentralen Behörde nach Artikel 20 vor.

(7) Ist der ersuchenden Behörde die ersuchte Behörde nicht bekannt, so nimmt die ersuchende Behörde alle 
erforderlichen Anfragen vor, auch über die Kontaktstellen des Europäischen Justiziellen Netzes wie im Beschluss 
2008/976/JI des Rates (36) vorgesehen, um in Erfahrung zu bringen, welche Behörde im ersuchten Staat für den Erlass der 
Entscheidung nach Artikel 11 Absatz 1 zuständig ist.

(8) Die ersuchte Behörde übermittelt der ersuchenden Behörde unverzüglich, in jedem Fall aber innerhalb von sieben 
Tagen nach Erhalt des Formblatts für das Ersuchen nach Absatz 1 eine Empfangsbestätigung. Diese Verpflichtung gilt 
sowohl für die in Artikel 20 genannte zentrale Behörde, soweit einschlägig, als auch für die ersuchte Behörde, die das 
Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens von der zentralen Behörde erhält.

(9) Ist die Behörde des ersuchten Staates, bei der das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens eingegangen ist, 
nicht für den Erlass der Entscheidung nach Artikel 11 Absatz 1 zuständig, so übermittelt sie das Ersuchen unverzüglich der 
zuständigen ersuchten Behörde desselben Mitgliedstaats und unterrichtet die ersuchende Behörde hierüber.

Artikel 9

Angaben seitens der ersuchenden Behörde nach Übermittlung des Ersuchens

(1) Die ersuchende Behörde unterrichtet die ersuchte Behörde unverzüglich über jegliche Verfahrenshandlungen oder 
-maßnahmen, die Auswirkungen auf das Strafverfahren haben und die im ersuchenden Staat nach Übermittlung des 
Ersuchens um Übertragung eines Strafverfahrens vorgenommen wurden, und stellt alle sachdienlichen Unterlagen zur 
Verfügung.
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(2) Die in Absatz 1 genannten Informationen und die wesentlichen Bestandteile der gemäß demselben Absatz zur 
Verfügung gestellten sachdienlichen Unterlagen werden von der ersuchenden Behörde in eine Amtssprache des ersuchten 
Staates oder in eine andere Sprache übersetzt, die der ersuchte Staat nach Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe d akzeptiert.

Artikel 10

Rücknahme des Ersuchens

(1) Die ersuchende Behörde kann das Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens jederzeit zurücknehmen, bevor ihr 
die Entscheidung der ersuchten Behörde über die Annahme oder Ablehnung der Übertragung des Strafverfahrens nach 
Artikel 11 Absatz 1 zugeht. In diesen Fällen unterrichtet die ersuchende Behörde die ersuchte Behörde unverzüglich 
hierüber.

(2) Die ersuchende Behörde setzt die nach Artikel 6 Absatz 3 unterrichtete verdächtige oder beschuldigte Person und das 
nach Artikel 7 Absatz 2 unterrichtete Opfer über die Rücknahme des Ersuchens um Übertragung eines Strafverfahrens in 
einer ihr oder ihm verständlichen Sprache in Kenntnis.

(3) Befindet sich die verdächtige oder beschuldigte Person im ersuchten Staat, so kann die ersuchende Behörde der 
ersuchten Behörde für die Bereitstellung von Informationen nach Absatz 2 eine ausgefüllte Fassung des in Anhang VI 
enthaltenen Formblatts übermitteln. In solchen Fällen stellt die ersuchte Behörde der verdächtigen oder beschuldigten 
Person diese Informationen zur Verfügung und unterrichtet die ersuchende Behörde hierüber.

(4) Hat die ersuchende Behörde die ersuchte Behörde gemäß Absatz 1 über die Rücknahme des Ersuchens um 
Übertragung des Strafverfahrens unterrichtet, so verbleibt die Zuständigkeit das Strafverfahren bei der ersuchenden 
Behörde.

Artikel 11

Entscheidung der ersuchten Behörde

(1) Die ersuchte Behörde trifft eine Entscheidung, ob sie die Übertragung des Strafverfahrens annimmt oder ganz oder 
teilweise ablehnt, und beschließt nach nationalem Recht, welche Maßnahmen dafür zu ergreifen sind. Die Entscheidung 
über die Annahme der Übertragung des Strafverfahrens ist ordnungsgemäß zu begründen.

(2) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde die Entscheidung nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels unter 
Einhaltung der in Artikel 13 festgelegten Fristen mit.

(3) Ist die ersuchte Behörde der Auffassung, dass die von der ersuchenden Behörde übermittelten Angaben nicht 
ausreichen, um entscheiden zu können, ob sie die Übertragung des Strafverfahrens annimmt oder ablehnt, so kann sie 
zusätzliche Informationen anfordern, die sie für notwendig hält. Die ersuchende Behörde stellt die angeforderten 
zusätzlichen Informationen, sofern verfügbar, begleitet von einer Übersetzung in eine Amtssprache des ersuchten Staates 
oder in eine andere Sprache, die der ersuchte Staat nach Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe d akzeptiert, unverzüglich zur 
Verfügung.

(4) Beschließt die ersuchte Behörde, die Übertragung des Strafverfahrens nach Artikel 12 abzulehnen, so teilt sie der 
ersuchenden Behörde die Gründe für die Ablehnung mit.

(5) Hat die ersuchende Behörde die begründete Entscheidung über die Annahme der Übertragung des Strafverfahrens 
nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels erhalten, so übermittelt die ersuchende Behörde der ersuchten Behörde 
unverzüglich das Original oder eine beglaubigte Kopie der Verfahrensakte oder der sachdienlichen Teile daraus sowie eine 
Übersetzung dieser Unterlagen in eine Amtssprache des ersuchten Staates oder in eine andere Sprache, die der ersuchte Staat 
nach Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe d akzeptiert.

(6) Wurde das Strafverfahren nach Artikel 21 eingestellt, so übermittelt die ersuchende Behörde der ersuchten Behörde 
unverzüglich alle übrigen sachdienlichen Teile der Verfahrensakte im Original oder in beglaubigter Kopie, einschließlich 
sachdienlicher physischer Beweismittel. Wurde der ersuchten Behörde bereits eine beglaubigte Kopie der Verfahrensakte 
vorgelegt, so übermittelt die ersuchende Behörde auf Ersuchen der ersuchten Behörde die Unterlagen der Verfahrensakte im 
Original. Der ersuchende Staat kann verlangen, dass die Unterlagen der Verfahrensakte im Original oder die physischen 
Beweismittel an ihn zurückgesandt werden, wenn diese Unterlagen oder Beweismittel im ersuchten Staat nicht mehr 
benötigt werden oder nach Abschluss des Verfahrens im ersuchten Staat. Teilt der ersuchende Staat auf Verlangen des 
ersuchten Staates mit, dass er nicht beabsichtigt, die Unterlagen der Verfahrensakte im Original oder die physischen 
Beweismittel wiederzuerlangen, wenn diese nicht mehr benötigt werden oder am Ende des Verfahrens, so kann der ersuchte 
Staat im Einklang mit seinem nationalen Recht festlegen, wie mit den verbleibenden Beweismitteln zu verfahren ist und ob 
diese Beweismittel aufbewahrt oder vernichtet werden sollen.

(7) Für die Zwecke der Absätze 5 und 6 können die ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde einander 
konsultieren, um zu festzulegen, welche sachdienlichen Teile der Verfahrensakte zu übermitteln und zu übersetzen sind.
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Artikel 12

Ablehnungsgründe

(1) Die ersuchte Behörde lehnt die Übertragung des Strafverfahrens ganz oder teilweise ab, wenn nach dem nationalen 
Recht des ersuchten Staates im Zusammenhang mit dem Sachverhalt, der dem Ersuchen um Übertragung des 
Strafverfahrens zugrunde liegt, kein Strafverfahren gegen die verdächtige oder beschuldigte Person eingeleitet oder 
weitergeführt werden kann und einer oder mehrere der folgenden Gründe vorliegen:

a) Das Verhalten, aufgrund dessen das Ersuchen gestellt wurde, stellt nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates keine 
Straftat dar.

b) Die Übernahme des Strafverfahrens würde gegen den Grundsatz ne bis in idem verstoßen.

c) Die verdächtige oder beschuldigte Person kann aufgrund ihres Alters für die Straftat strafrechtlich nicht zur 
Verantwortung gezogen werden.

d) Die Strafverfolgung ist nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates wegen Verjährung nicht möglich.

e) Die Voraussetzungen für die Verfolgung der Straftat im ersuchten Staat sind nicht erfüllt.

f) Die Straftat fällt nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates unter eine Amnestie.

g) Der ersuchte Staat besitzt für die Straftat weder die gerichtliche Zuständigkeit gemäß dem nationalen Recht noch die 
gerichtliche Zuständigkeit auf der Grundlage von Artikel 3.

(2) Die ersuchte Behörde kann die Übertragung des Strafverfahrens ganz oder teilweise ablehnen, wenn einer oder 
mehrere der folgenden Gründe vorliegen:

a) Vorrechte oder Immunitäten nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates machen ein Tätigwerden unmöglich.

b) Nach Auffassung der ersuchten Behörde liegt die Übertragung des Strafverfahrens nicht im Interesse einer effizienten 
und geordneten Rechtspflege.

c) Die Straftat wurde nicht ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet des ersuchten Staates begangen, der Großteil der 
Auswirkungen der Straftat oder ein wesentlicher Teil des Schadens, die Teile der Tatbestandsmerkmale der Straftat sind, 
ist nicht im Hoheitsgebiet dieses Staates eingetreten, und die verdächtige oder beschuldigte Person besitzt weder die 
Staatsangehörigkeit dieses Staates noch hat sie dort ihren Wohnsitz.

d) Das Formblatt für das Ersuchen nach Artikel 8 Absatz 1 ist unvollständig oder offensichtlich unrichtig und wurde nach 
den Konsultationen gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels nicht vervollständigt oder berichtigt.

e) Die Handlung, aufgrund derer das Ersuchen gestellt wurde, stellt an dem Ort, an dem sie begangen wurde, keine Straftat 
dar, und der ersuchte Staat hat nach seinem nationalen Recht nicht die originäre gerichtliche Zuständigkeit für die 
Verfolgung der Straftat.

(3) Bevor die ersuchte Behörde bei Vorliegen einer der in den Absätzen 1 und 2 genannten Gründe beschließt, die 
Übertragung des Strafverfahrens ganz oder teilweise abzulehnen, konsultiert sie, sofern angebracht, die ersuchende Behörde 
und ersucht die ersuchende Behörde erforderlichenfalls, unverzüglich alle erforderlichen Informationen bereitzustellen.

(4) Liegt der in Absatz 2 Buchstabe a genannte Grund vor und ist eine Behörde des ersuchten Staates für die Aufhebung 
des Vorrechts oder der Immunität zuständig, so ersucht die ersuchte Behörde darum, dass jene Behörde diese Zuständigkeit 
unverzüglich ausübt. Ist die Behörde eines anderen Staates oder einer internationalen Organisation für die Aufhebung des 
Vorrechts oder der Immunität zuständig, so ersucht die ersuchende Behörde darum, dass jene Behörde oder internationale 
Organisation diese Zuständigkeit ausübt.

Artikel 13

Fristen

(1) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde ihre Entscheidung, ob sie die Übertragung des Strafverfahrens 
annimmt oder ablehnt, unverzüglich, spätestens jedoch 60 Tage nach Eingang des Ersuchens um Übertragung des 
Strafverfahrens bei der zuständigen ersuchten Behörde mit.

(2) Kann die ersuchte Behörde in einem bestimmten Fall die Frist nach Absatz 1 nicht einhalten, so unterrichtet sie die 
ersuchende Behörde unter Angabe der Gründe für die Verzögerung unverzüglich hierüber. In einem solchen Fall kann die 
Frist nach Absatz 1 um höchstens 30 Tage verlängert werden.
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(3) Besteht nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates ein Vorrecht oder eine Immunität, so läuft die in Absatz 1 
festgelegte Frist erst ab dem Tag, an dem die ersuchte Behörde davon in Kenntnis gesetzt wird, dass das Vorrecht oder die 
Immunität aufgehoben wurde.

Artikel 14

Konsultationen zwischen der ersuchenden Behörde und der ersuchten Behörde

(1) Soweit erforderlich und unbeschadet der Artikel 11 Absätze 3, 5, 6 und 7, des Artikels 13 Absatz 3 und des 
Artikels 19 Absatz 2 konsultieren die ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde einander unverzüglich, um die 
effiziente Anwendung dieser Verordnung sicherzustellen.

(2) Konsultationen zwischen der ersuchenden Behörde und der ersuchten Behörde können auch stattfinden, bevor das 
Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens gestellt wird, insbesondere um festzustellen, ob die Übertragung dem 
Interesse einer effizienten und geordneten Rechtspflege dienen würde, auch unter dem Gesichtspunkt, ob sie 
verhältnismäßig ist. Um vorzuschlagen, dass der ersuchende Staat ein Strafverfahren überträgt, kann die ersuchte Behörde 
die ersuchende Behörde auch dazu konsultieren, ob es möglich wäre, ein Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens zu 
stellen.

(3) Konsultiert die ersuchende Behörde die ersuchte Behörde, bevor sie ein Ersuchen um Übertragung eines 
Strafverfahrens stellt, so stellt sie der ersuchten Behörde Informationen über das Strafverfahren zur Verfügung, es sei denn, 
dadurch würde die Vertraulichkeit von Ermittlungen untergraben oder würden die Ermittlungen anderweitig gefährdet.

(4) Erhalten Behörden Konsultationsersuchen nach dem vorliegenden Artikel, so beantworten sie diese unverzüglich.

Artikel 15

Der verdächtigen oder beschuldigten Person zu übermittelnde Informationen in Bezug auf die Entscheidung über 
die Annahme oder Ablehnung der Übertragung

(1) Hat die ersuchte Behörde nach Artikel 11 Absatz 1 eine Entscheidung getroffen, die Übertragung des Strafverfahrens 
anzunehmen, so geht sie unverzüglich in einer der verdächtigen oder beschuldigten Person verständlichen Sprache wie folgt 
vor:

a) Sie informiert die verdächtige oder beschuldigte Person über die Entscheidung über die Annahme der Übertragung des 
Strafverfahrens;

b) sie stellt der verdächtigen oder beschuldigten Person eine Kopie der begründeten Entscheidung über die Annahme der 
Übertragung des Strafverfahrens zur Verfügung; und

c) sie unterrichtet die verdächtige oder beschuldigte Person über das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf im ersuchten 
Staat, einschließlich der Fristen für diesen Rechtsbehelf.

Sofern angebracht, kann die ersuchte Behörde die ersuchende Behörde bei der Ausführung der in diesem Absatz genannten 
Aufgaben um Unterstützung bitten.

(2) Hält sich die verdächtige oder beschuldigte Person im ersuchenden Staat auf, so kann die ersuchte Behörde für die 
Zwecke von Absatz 1 der ersuchenden Behörde die ausgefüllte Fassung des in Anhang IV enthaltenen Formblatts 
übermitteln. In solchen Fällen gelten die Verpflichtungen nach Absatz 1 sinngemäß für die ersuchende Behörde, die die 
ersuchte Behörde hierüber unterrichtet.

(3) Hat die ersuchte Behörde nach Artikel 11 Absatz 1 eine Entscheidung getroffen, die Übertragung des Strafverfahrens 
abzulehnen, so unterrichtet die ersuchende Behörde die verdächtige oder beschuldigte Person unverzüglich in einer der 
verdächtigen oder beschuldigten Person verständlichen Sprache über die Entscheidung, die Übertragung abzulehnen.

Sofern angebracht, kann die ersuchende Behörde die ersuchte Behörde bei der Ausführung der in diesem Absatz genannten 
Aufgaben um Unterstützung bitten.

(4) Hält sich die verdächtige oder beschuldigte Person im ersuchten Staat auf, so kann die ersuchende Behörde für die 
Zwecke von Absatz 3 der ersuchten Behörde die ausgefüllte Fassung des in Anhang IV enthaltenen Formblatts übermitteln. 
In solchen Fällen gilt die Verpflichtung nach Absatz 3 sinngemäß für die ersuchte Behörde, die die ersuchende Behörde 
hierüber unterrichtet.

(5) Die ersuchte Behörde muss die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllen und die ersuchende Behörde muss die 
Voraussetzungen des Absatzes 3 nicht erfüllen, wenn:

ABl. L vom 18.12.2024 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj 21/56



a) durch die Erfüllung dieser Verpflichtungen die Vertraulichkeit von Ermittlungen untergraben oder die Ermittlungen 
anderweitig gefährdet würden; oder

b) die verdächtige oder beschuldigte Person trotz angemessener Bemühungen der ersuchten Behörde oder der ersuchenden 
Behörde nicht ausfindig gemacht oder erreicht werden kann.

Artikel 16

Dem Opfer zu übermittelnde Informationen in Bezug auf die Entscheidung über die Annahme oder Ablehnung 
der Übertragung

(1) Hat die ersuchte Behörde nach Artikel 11 Absatz 1 dieser Verordnung eine Entscheidung getroffen, die Übertragung 
des Strafverfahrens anzunehmen, und ist das Opfer eine natürliche Person, die ihren Wohnsitz im ersuchenden Staat hat 
und die Informationen über das Strafverfahren nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 2012/29/EU in der durch nationales 
Recht umgesetzten Fassung erhält, oder eine juristische Person, die im ersuchenden Staat niedergelassen ist und nach 
nationalem Recht diese Informationen erhält, so unterrichtet die ersuchte Behörde das Opfer unverzüglich in einer für das 
Opfer verständlichen Sprache über:

a) die Entscheidung über die Annahme der Übertragung durch die ersuchte Behörde; und

b) das Recht des Opfers auf einen wirksamen Rechtsbehelf im ersuchten Staat, einschließlich der Fristen für diesen 
Rechtsbehelf.

Sofern angebracht, kann die ersuchte Behörde die ersuchende Behörde bei der Ausführung der in diesem Absatz genannten 
Aufgaben um Unterstützung bitten.

(2) Hält sich das Opfer im ersuchenden Staat auf, so kann die ersuchte Behörde für die Zwecke von Absatz 1 der 
ersuchenden Behörde die ausgefüllte Fassung des in Anhang V enthaltenen Formblatts übermitteln. In solchen Fällen gelten 
die Verpflichtungen nach Absatz 1 sinngemäß für die ersuchende Behörde, die die ersuchte Behörde hierüber unterrichtet.

(3) Hat die ersuchte Behörde nach Artikel 11 Absatz 1 dieser Verordnung eine Entscheidung getroffen, die Übertragung 
des Strafverfahrens abzulehnen, und ist das Opfer eine natürlich Person, die ihren Wohnsitz im ersuchenden Mitgliedstaat 
hat und die Informationen über das Strafverfahren nach Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 2012/29/EU in der durch 
nationales Recht umgesetzten Fassung erhält, oder eine juristische Person, die im ersuchenden Staat niedergelassen ist und 
nach nationalem Recht diese Informationen erhält, so unterrichtet die ersuchende Behörde das Opfer unverzüglich in einer 
für das Opfer verständlichen Sprache über die Entscheidung über die Ablehnung der Übertragung.

(4) Die ersuchte Behörde muss die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllen und die ersuchende Behörde muss die 
Voraussetzungen des Absatzes 3 nicht erfüllen, wenn:

a) durch die Erfüllung dieser Verpflichtungen die Vertraulichkeit von Ermittlungen untergraben oder die Ermittlungen 
anderweitig gefährdet würden; oder

b) das Opfer trotz angemessener Bemühungen der ersuchten Behörde bzw. der ersuchenden Behörde nicht aufgefunden 
oder erreicht werden kann.

Artikel 17

Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf

(1) Verdächtige und beschuldigte Personen sowie Opfer haben das Recht, im ersuchten Staat gegen eine Entscheidung 
über die Annahme der Übertragung des Strafverfahrens einen wirksamen Rechtsbehelf einzulegen. Für die Ausübung dieses 
Rechts vor einem Gericht des ersuchten Staats ist dessen nationales Recht maßgeblich.

(2) Wird ein Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung über die Annahme der Übertragung des Strafverfahrens eingelegt, so 
wird die Entscheidung nach Maßgabe des nationalen Rechts anhand der in Artikel 12 Absätze 1 und 2 genannten Kriterien 
geprüft. Soweit ein Ermessen ausgeübt wurde, beschränkt sich die Prüfung darauf, zu beurteilen, ob die ersuchte Behörde 
die Grenzen ihres Ermessens offensichtlich überschritten hat.

Die Frist für die Einlegung eines wirksamen Rechtsbehelfs beträgt höchstens 15 Tage ab dem Tag des Eingangs der 
begründeten Entscheidung über die Annahme der Übertragung des Strafverfahrens.

Wird das Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens gestellt und wurde 
gegen die verdächtige oder beschuldigte Person Anklage erhoben, so hat die Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen die 
Entscheidung über die Annahme der Übertragung des Strafverfahrens aufschiebende Wirkung. Diese aufschiebende 

DE ABl. L vom 18.12.2024

22/56 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj



Wirkung berührt nicht die Möglichkeit des ersuchten Staates, vorläufige Maßnahmen aufrechtzuerhalten, die erforderlich 
sind, um die Flucht der verdächtigen oder beschuldigten Person zu verhindern oder Beweismittel, Tatwerkzeuge oder 
Erträge aus Straftaten sicherzustellen.

Die endgültige Entscheidung über den Rechtsbehelf wird unverzüglich und nach Möglichkeit innerhalb von 60 Tagen 
getroffen.

Die ersuchte Behörde setzt die ersuchende Behörde von dem endgültigen Ergebnis des eingelegten Rechtsbehelfs in 
Kenntnis. Führt die endgültige Entscheidung über den Rechtsbehelf dazu, dass die Entscheidung über die Annahme der 
Übertragung des Strafverfahrens aufgehoben wird, so wird das Strafverfahren an die ersuchende Behörde zurückverwiesen.

Dieser Absatz lässt weitere Rechtsbehelfe, die nach nationalem Recht zur Verfügung stehen, unberührt.

(3) Der ersuchte Staat stellt sicher, dass verdächtige oder beschuldigte Personen und Opfer das Recht auf Zugang zu allen 
Unterlagen im Zusammenhang mit der Übertragung eines Strafverfahrens haben, die die Grundlage für die Entscheidung 
über die Annahme der Übertragung eines Strafverfahrens nach dieser Verordnung bildeten und die für die wirksame 
Ausübung ihres Rechts auf einen Rechtsbehelf erforderlich sind. Das Recht auf Zugang zu diesen Unterlagen wird nach den 
Verfahren des nationalen Rechts des ersuchten Staates ausgeübt. Dieser Zugang kann vorbehaltlich des nationalen Rechts 
beschränkt werden, wenn er die Vertraulichkeit von Ermittlungen untergaben oder die Ermittlungen anderweitig gefährden 
oder der Sicherheit von Personen schaden würde.

Artikel 18

Zusammenarbeit mit Eurojust und dem Europäischen Justiziellen Netz

Die ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde können in jeder Phase des Verfahrens für die Übertragung eines 
Strafverfahrens Eurojust oder das Europäische Justizielle Netz je nach deren Zuständigkeiten um Unterstützung bitten. 
Insbesondere kann Eurojust gegebenenfalls die in Artikel 11 Absätze 3, 5, 6 und 7, Artikel 12 Absatz 3, Artikel 14, 
Artikel 19 Absatz 2 sowie Artikel 21 Absatz 3 genannten Beratungen unterstützen.

Artikel 19

Kosten der Übertragung von Strafverfahren

(1) Jeder Mitgliedstaat trägt die Kosten, die ihm im Zusammenhang mit der Übertragung von Strafverfahren in 
Anwendung dieser Verordnung entstehen.

(2) Würde die Übersetzung der Verfahrensakte und anderer sachdienlicher Unterlagen nach Artikel 11 Absätze 3, 5, 6 
und 7 erhebliche oder außergewöhnliche Kosten verursachen, so kann die ersuchende Behörde der ersuchten Behörde 
vorschlagen, die Kosten zu teilen. Einem solchen Vorschlag ist eine detaillierte Aufschlüsselung der der ersuchenden 
Behörde entstandenen Kosten beizulegen. Nach einem solchen Vorschlag konsultieren die ersuchende Behörde und die 
ersuchte Behörde einander.

Artikel 20

Benennung der zentralen Behörden

Jeder Mitgliedstaat kann eine oder mehrere zentrale Behörden benennen, die für die administrative Übermittlung und 
Entgegennahme von Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren sowie für den sonstigen amtlichen Schriftverkehr im 
Zusammenhang mit solchen Ersuchen zuständig sind.

KAPITEL 3

AUSWIRKUNGEN DER ÜBERTRAGUNG VON STRAFVERFAHREN

Artikel 21

Wirkungen im ersuchenden Staat

(1) Bei Eingang der begründeten Entscheidung nach Artikel 11 Absatz 1, die Übertragung eines Strafverfahrens 
anzunehmen, oder der endgültigen Entscheidung über den Rechtsbehelf nach Artikel 17 wird das Strafverfahren im 
ersuchenden Staat nach nationalem Recht ausgesetzt oder eingestellt, es sei denn, der Fall muss der Entscheidung über den 
Rechtsbehelf zufolge an den ersuchenden Staat zurückverwiesen werden oder die ersuchende Behörde hat dieses 
Strafverfahren bereits gemäß Artikel 4 ausgesetzt oder eingestellt.
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(2) Unbeschadet des Absatzes 1 kann das Strafverfahren im ersuchenden Staat weitergeführt werden, um es der 
ersuchenden Behörde zu ermöglichen,

a) die erforderlichen dringlichen Ermittlungs- oder sonstigen Verfahrensmaßnahmen, einschließlich Maßnahmen, mit 
denen die Flucht der verdächtigen oder beschuldigten Person verhindert werden soll, oder Sicherstellungsentscheidungen 
zu treffen;

b) zuvor getroffene Ermittlungs- oder sonstige Verfahrensmaßnahmen, einschließlich Maßnahmen, mit denen die Flucht 
der verdächtigen oder beschuldigten Person verhindert werden soll, beizubehalten, die erforderlich sind, um eine auf 
dem Rahmenbeschluss 2002/584/JI oder einem anderen Instrument zur gegenseitigen Anerkennung beruhende 
Entscheidung zu vollstrecken oder einem Rechtshilfeersuchen nachzukommen.

(3) Im Anschluss an eine Entscheidung der ersuchten Behörde, die Übertragung des Strafverfahrens anzunehmen, 
arbeiten die ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde so weit wie möglich und im Einklang mit ihrem jeweiligen 
nationalen Recht zusammen, insbesondere wenn nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates die Einhaltung 
bestimmter Formalitäten und Verfahren, vor allem in Bezug auf die Zulässigkeit von Beweismitteln, vorgesehen ist. Die 
ersuchende Behörde und die ersuchte Behörde arbeiten auch bei den vor der Übertragung und nach Absatz 2 getroffenen 
vorläufigen Maßnahmen zusammen.

(4) Ist die Durchführung der nach Absatz 2 getroffenen Maßnahmen abgeschlossen oder hat die ersuchte Behörde die 
erforderlichen Ermittlungs- oder sonstigen Verfahrensmaßnahmen ergriffen und sind die von der ersuchenden Behörde 
nach Absatz 2 getroffenen Maßnahmen nicht mehr erforderlich, so wird das Strafverfahren im ersuchenden Staat ausgesetzt 
oder eingestellt.

(5) Die ersuchende Behörde kann das Strafverfahren fortsetzen oder wieder aufnehmen, wenn die ersuchte Behörde sie 
von ihrer Entscheidung in Kenntnis setzt, das Strafverfahren im Zusammenhang mit dem Sachverhalt, der dem 
Strafverfahren zugrunde liegt, für das die Übertragung angenommen wurde, einzustellen, es sei denn, diese Entscheidung 
schließt nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates die weitere Strafverfolgung endgültig aus und wurde nach Prüfung 
in der Sache getroffen, sodass ein weiteres Strafverfahren wegen derselben Tat im ersuchten Staat ausgeschlossen ist.

(6) Absatz 5 berührt nicht das Recht der Opfer, im ersuchenden Staat ein Strafverfahren gegen die verdächtige oder 
beschuldigte Person anzustrengen oder die Wiederaufnahme eines solchen Verfahrens zu beantragen, sofern dies nach dem 
nationalen Recht dieses Staates möglich ist, es sei denn, die Entscheidung der ersuchten Behörde, das Strafverfahren 
einzustellen, schließt nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates die weitere Strafverfolgung endgültig aus und wurde 
nach Prüfung in der Sache getroffen, sodass ein weiteres Strafverfahren wegen derselben Tat im ersuchten Staat 
ausgeschlossen ist.

Artikel 22

Wirkungen im ersuchten Staat

(1) Das übertragene Strafverfahren unterliegt dem nationalen Recht des ersuchten Staates.

(2) Maßnahmen, die für die Zwecke des Strafverfahrens oder der von zuständigen Behörden im ersuchenden Staat 
durchgeführten vorbereitenden Untersuchungen getroffen werden, haben im ersuchten Staat die gleiche Gültigkeit, als 
wären sie von den zuständigen Behörden des ersuchten Staates rechtsgültig vorgenommen worden, sofern sie nicht gegen 
wesentliche Rechtsgrundsätze des ersuchten Staates verstoßen.

Unbeschadet des Artikels 12 Absatz 1 Buchstabe d hat jede Maßnahme, die im ersuchenden Staat rechtsgültig getroffen 
wird und durch die die Verjährungsfrist unterbrochen oder gehemmt wird, im ersuchten Staat die gleiche die 
Verjährungsfrist unterbrechende oder hemmende Wirkung, sofern diese Maßnahme nach seinem nationalen Recht diese 
Wirkung hätte.

(3) In Fällen, in denen eine gerichtliche Zuständigkeit nach Artikel 3 vorliegt und ein Mitgliedstaat als ersuchter Staat 
handelt und sich die verdächtige oder beschuldigte Person in diesem Staat aufhält, können die Mitgliedstaaten in ihrem 
nationalen Recht vorsehen, dass eine zuständige Behörde des ersuchten Staates nach Eingang des Ersuchens um 
Übertragung eines Strafverfahrens und etwaiger zusätzlicher Informationen gemäß dieser Verordnung und vor der 
Entscheidung über die Annahme der Übertragung nach entsprechender Prüfung die erforderlichen Maßnahmen nach 
seinem nationalen Recht ergreifen kann, um die verdächtige oder beschuldigte Person festzunehmen oder sicherzustellen, 
dass die verdächtige oder beschuldigte Person in seinem Hoheitsgebiet verbleibt, oder dass die Behörde andere erforderliche 
vorläufige Maßnahmen wie Sicherstellungsmaßnahmen ergreifen kann.

(4) Die Entscheidung, die verdächtige oder beschuldigte Person gemäß Absatz 3 festzunehmen, wird von derselben 
Behörde getroffen, die dafür zuständig wäre, eine solche Maßnahme in einem ähnlichen innerstaatlichen Fall zu ergreifen, 
und unterliegt den nach nationalem Recht für solche Maßnahmen geltenden Garantien, einschließlich der gerichtlichen 
Kontrolle und der Fristen für die Untersuchungshaft.
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(5) Von der ersuchenden Behörde übermittelte Beweismittel dürfen in einem Strafverfahren im ersuchten Staat nicht 
allein deshalb für unzulässig erklärt werden, weil die Beweismittel in einem anderen Mitgliedstaat erhoben wurden. Die im 
ersuchenden Staat erhobenen Beweismittel können in Strafverfahren im ersuchten Staat verwendet werden, sofern die 
Zulässigkeit dieser Beweismittel mit dem nationalen Recht des ersuchten Staates, einschließlich seiner wesentlichen 
Rechtsgrundsätze, in Einklang steht. Die Befugnis des Prozessgerichts zur freien Beweiswürdigung wird durch diese 
Verordnung nicht berührt.

(6) Wird im ersuchten Staat eine Freiheitsstrafe oder freiheitsentziehende Maßregel der Besserung und Sicherung 
verhängt, so rechnet der ersuchte Staat alle im ersuchenden Staat verbüßten Haftzeiten, die im Zusammenhang mit dem 
übertragenen Strafverfahren verhängt wurden, auf die Gesamtdauer der zu verbüßenden Haft an. Zu diesem Zweck 
übermittelt die ersuchende Behörde der ersuchten Behörde alle Angaben zur Dauer der Haft der verdächtigen oder 
beschuldigten Person im ersuchenden Staat.

(7) Kann ein Strafverfahren sowohl im ersuchenden Staat als auch im ersuchten Staat nur aufgrund eines Antrags 
eingeleitet werden, so ist eine im ersuchenden Staat gestellter Antrag auch im ersuchten Staat gültig.

(8) Die Straftat wird mit der nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates vorgesehenen Strafe geahndet, sofern 
dieses Recht nichts anderes bestimmt. Wurde die Straftat im Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates begangen, so kann die 
ersuchte Behörde nach geltendem nationalen Recht die im nationalen Recht des ersuchenden Staates vorgesehene 
Höchststrafe berücksichtigen, sofern dies für die beschuldigte Person günstiger wäre. Beruht die gerichtliche Zuständigkeit 
ausschließlich auf Artikel 3, so darf die im ersuchten Staat verhängte Strafe nicht strenger sein als die im nationalen Recht 
des ersuchenden Staates vorgesehene Höchststrafe.

Artikel 23

Von der ersuchten Behörde zu übermittelnde Informationen

Die ersuchte Behörde oder gegebenenfalls eine andere zuständige Behörde unterrichtet die ersuchende Behörde über die 
Einstellung des Strafverfahrens oder über die am Ende des Strafverfahrens getroffene Entscheidung, einschließlich der 
Angabe, ob diese Entscheidung nach dem nationalen Recht des ersuchten Staates eine weitere Strafverfolgung endgültig 
ausschließt und nach Prüfung in der Sache getroffen wurde, sodass ein weiteres Strafverfahren wegen derselben Tat in 
diesem Staat ausgeschlossen ist. Diese Behörde stellt ferner Informationen zur endgültigen Vollstreckung der verhängten 
Strafe oder sonstige Informationen von wesentlichem Wert bereit. Sie übermittelt der ersuchenden Behörde eine Kopie der 
am Ende des Strafverfahrens getroffenen endgültigen schriftlichen Entscheidung.

Zumindest die wesentlichen Bestandteile dieser Informationen und der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels 
genannten endgültigen Entscheidung werden in eine Amtssprache des ersuchenden Staates oder eine andere Sprache 
übersetzt, die der ersuchende Staat nach Artikel 32 Absatz 1 Buchstabe d akzeptiert.

KAPITEL 4

KOMMUNIKATIONSMITTEL

Artikel 24

Kommunikationsmittel

(1) Die Kommunikation nach dieser Verordnung, einschließlich des Austauschs des Formblatts für das Ersuchen und 
sonstiger Formulare in den Anhängen dieser Verordnung, der Entscheidung nach Artikel 11 Absatz 1 dieser Verordnung 
und anderer Unterlagen nach Artikel 11 Absatz 5 zwischen der ersuchenden Behörde und der ersuchten Behörde und unter 
Einschaltung der zentralen Behörden, sofern ein Mitgliedstaat nach Artikel 20 dieser Verordnung eine zentrale Behörde 
benannt hat, sowie mit Eurojust erfolgt nach Artikel 3 der Verordnung (EU) 2023/2844.

(2) Für über das dezentrale IT-System übermittelte Informationen gelten Artikel 7 Absätze 1 und 2 sowie die Artikel 8 
und 14 der Verordnung (EU) 2023/2844 mit Vorschriften für elektronische Signaturen und elektronische Siegel, die 
Rechtswirkung elektronischer Dokumente und den Schutz der übermittelten Informationen.

(3) Die Beratungen nach Artikel 11 Absatz 7 und Artikel 14 zwischen der ersuchenden Behörde und der ersuchten 
Behörde und unter Einschaltung der zentralen Behörden, sofern ein Mitgliedstaat nach Artikel 20 eine zentrale Behörde 
benannt hat, sowie mit Eurojust können unter Verwendung aller geeigneten Kommunikationsmittel, auch über das 
dezentrale IT-System, erfolgen.
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Artikel 25

Einrichtung eines dezentralen IT-Systems

(1) Bis zum 8. Januar 2027 nimmt die Kommission Durchführungsrechtsakte zur Einrichtung des dezentralen 
IT-Systems für die Zwecke dieser Verordnung an, in denen Folgendes festgelegt wird:

a) die technischen Spezifikationen für die Methoden zur elektronischen Kommunikation für die Zwecke des dezentralen 
IT-Systems,

b) die technischen Spezifikationen für die Kommunikationsprotokolle,

c) die Informationssicherheitsziele und entsprechende technische Maßnahmen zur Gewährleistung von Mindeststandards 
für die Informationssicherheit und eines hohen Cybersicherheitsniveaus bei der Verarbeitung und Übermittlung von 
Informationen im dezentralen IT-System,

d) die Mindestverfügbarkeitsziele und mögliche damit verbundene technische Anforderungen an die Leistungen des 
dezentralen IT-Systems,

e) digitale Verfahrensstandards im Sinne des Artikels 3 Nummer 9 der Verordnung (EU) 2022/850.

(2) Die Durchführungsrechtsakte nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels werden gemäß dem in Artikel 31 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen.

Artikel 26

Referenzimplementierungssoftware

(1) Die Kommission ist für die Erstellung, Zugänglichkeit, Pflege und Entwicklung einer Referenzimplementierungs-
software zuständig, für deren Einsatz als Back-End-System sich die Mitgliedstaaten anstelle eines nationalen IT-Systems 
entscheiden können. Die Erstellung, Pflege und Entwicklung der Referenzimplementierungssoftware werden aus dem 
Gesamthaushalt der Union finanziert.

(2) Eurojust kann die in Absatz 1 genannte Referenzimplementierungssoftware verwenden.

(3) Die Kommission übernimmt die unentgeltliche Bereitstellung, Pflege und Unterstützung der Referenzimple-
mentierungssoftware.

(4) Die Referenzimplementierungssoftware bietet eine gemeinsame Schnittstelle für die Kommunikation mit anderen 
nationalen IT-Systemen.

Artikel 27

Kosten des dezentralen IT-Systems

(1) Jeder Mitgliedstaat und jede Stelle, der bzw. die einen autorisierten e-CODEX-Zugangspunkt im Sinne des Artikels 3 
Nummer 4 der Verordnung (EU) 2022/850 betreibt, trägt die Kosten der Installation, des Betriebs und der Instandhaltung 
der Zugangspunkte des unter seiner bzw. ihrer Verantwortung stehenden dezentralen IT-Systems.

(2) Jeder Mitgliedstaat und jede Stelle, der bzw. die einen autorisierten e-CODEX-Zugangspunkt im Sinne des Artikels 3 
Nummer 4 der Verordnung (EU) 2022/850 betreibt, trägt die Kosten der Einrichtung und Anpassung seiner bzw. ihrer 
einschlägigen nationalen oder gegebenenfalls anderer IT-Systeme zur Herstellung der Interoperabilität mit den 
Zugangspunkten sowie die Kosten der Verwaltung, des Betriebs und der Instandhaltung dieser Systeme.

(3) Eurojust trägt die Kosten der Installation, des Betriebs und der Instandhaltung der Komponenten des dezentralen 
IT-Systems, für die es zuständig ist.

(4) Eurojust trägt die Kosten der Einrichtung und Anpassung seines Fallbearbeitungssystems zur Herstellung der 
Interoperabilität mit den Zugangspunkten sowie die Kosten der Verwaltung, des Betriebs und der Instandhaltung dieses 
Systems.
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Artikel 28

Statistiken

(1) Die Mitgliedstaaten erheben regelmäßig umfassende statistische Daten, damit die Kommission die Anwendung dieser 
Verordnung überwachen kann. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten führen diese Statistiken und übermitteln sie 
jedes Jahr der Kommission. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten dürfen die für die Erstellung der Statistiken 
erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeiten.

(2) Die in Absatz 1 genannten Statistiken enthalten Folgendes:

a) die Zahl der Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren, einschließlich der Kriterien für das Ersuchen um 
Übermittlung, je ersuchenden Staat,

b) die Zahl der angenommenen und der abgelehnten Übertragungen von Strafverfahren, einschließlich der Gründe für die 
Ablehnung, je ersuchten Staat,

c) die vom ersuchten Staat benötigte Zeit für die Übermittlung der Informationen über die Entscheidung, ob die 
Übertragung des Strafverfahrens angenommen oder abgelehnt wird,

(3) Die Statistiken nach Absatz 1 umfassen ferner, sofern auf zentraler Ebene in dem betreffenden Mitgliedstaat 
verfügbar, Folgendes:

a) die Zahl der Ermittlungen und Strafverfolgungsmaßnahmen, die nach der Annahme der Übertragung eines 
Strafverfahrens nicht weitergeführt wurden,

b) die Zahl der Fälle, in denen Rechtsbehelfe gegen die Entscheidungen über die Annahme der Übertragung von 
Strafverfahren eingelegt wurden, unter Angabe, ob der Rechtsbehelf in den einzelnen Fällen von einer verdächtigen oder 
beschuldigten Person oder von einem Opfer eingelegt wurde, und die Zahl der erfolgreich angefochtenen 
Entscheidungen,

c) vier Jahre nach Inkrafttreten der in Artikel 25 Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakte die Kosten nach Artikel 27 
Absatz 2.

(4) Die in Artikel 26 genannte Referenzimplementierungssoftware und die nationalen Back-End-Systeme — soweit dafür 
ausgerüstet — erfassen die unter Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Daten durch entsprechende 
Programmierung und übermitteln sie jedes Jahr der Kommission.

(5) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Statistiken werden ab dem 1. Februar 2028 übermittelt.

(6) Die in Absatz 2 dieses Artikels genannten Statistiken werden innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten der in 
Artikel 25 genannten Durchführungsrechtsakte durch das gemäß dem genannten Artikel eingerichtete dezentrale IT-System 
erhoben. Solange das dezentrale IT-System noch nicht betriebsbereit ist und daher die in Absatz 2 dieses Artikels genannten 
Statistiken nicht automatisch erhoben werden, werden diese Statistiken nur übermittelt, wenn sie auf zentraler Ebene in 
dem betreffenden Mitgliedstaat verfügbar sind.

Artikel 29

Änderung des Formblatts für das Ersuchen und sonstiger Formulare

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 30 delegierte Rechtsakte zur Änderung der Anhänge zu 
erlassen, indem sie das Formblatt für das Ersuchen und sonstige Formulare aktualisiert oder technische Änderungen daran 
vornimmt. Diese Änderungen stehen im Einklang mit dieser Verordnung und berühren diese nicht.

Artikel 30

Ausübung der Befugnisübertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte nach Artikel 29 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem 
1. Februar 2027 übertragen.
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(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 29 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird 
am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss angegebenen späteren 
Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den 
Widerruf nicht berührt.

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten 
benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über 
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsätzen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat.

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der nach Artikel 29 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische 
Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen 
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert.

Artikel 31

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird für die Zwecke des Artikels 25 der vorliegenden Verordnung von einem Ausschuss unterstützt. 
Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 32

Mitteilungen

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis zum 1. Februar 2027 Folgendes mit:

a) die Behörden, die nach ihrem nationalen Recht gemäß Artikel 2 Nummer 3 für die Ausstellung oder die Validierung von 
Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens zuständig sind, und die Behörden, die gemäß Artikel 2 Nummer 4 für 
die Entscheidung über solche Ersuchen zuständig sind,

b) Angaben über die anderen in Artikel 2 Nummer 4 Unterabsatz 2 genannten Behörden, wenn der Mitgliedstaat die in 
dem genannten Unterabsatz vorgesehene Möglichkeit in Anspruch nimmt,

c) Angaben zu der oder den benannten zentralen Behörden, wenn der Mitgliedstaat die in Artikel 20 vorgesehene 
Möglichkeit in Anspruch nimmt,

d) die Sprachen, die für Ersuchen um Übertragung eines Strafverfahrens, für die Übermittlung sachdienlicher 
Informationen und für jegliche Kommunikation zwischen den Behörden, wenn sie als ersuchender Staat oder wenn 
sie als ersuchter Staat handeln, akzeptiert werden.

(2) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission jede Aktualisierung der nach Absatz 1 bereitgestellten Angaben mit.

Die Kommission sorgt dafür, dass die Angaben nach Absatz 1 im unbeschränkten Bereich der Website des Europäischen 
Justiziellen Netzes auf dem neuesten Stand gehalten und öffentlich zugänglich gemacht werden.

Artikel 33

Verhältnis zu völkerrechtlichen Übereinkünften und anderen internationalen Vereinbarungen

(1) Unbeschadet ihrer Anwendung zwischen den Mitgliedstaaten und Drittstaaten ersetzt diese Verordnung im Rahmen 
ihres Geltungsbereichs ab dem 1. Februar 2027 die entsprechenden Bestimmungen des Europäischen Übereinkommens 
über die Übertragung der Strafverfolgung vom 15. Mai 1972 und des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe 
in Strafsachen vom 20. April 1959, die zwischen den durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten gelten.
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(2) Über diese Verordnung hinaus dürfen die Mitgliedstaaten nach dem 7. Januar 2025 nur insoweit bilaterale oder 
multilaterale Übereinkünfte oder Vereinbarungen mit anderen Mitgliedstaaten schließen oder weiterhin anwenden, als diese 
Übereinkünfte oder Vereinbarungen die Möglichkeit bieten, die Ziele dieser Verordnung weiter zu fördern, und zu einer 
Vereinfachung oder weiteren Erleichterung der Verfahren für die Übertragung von Strafverfahren beitragen, und sofern das 
in dieser Verordnung niedergelegte Schutzniveau gewahrt ist.

(3) Die Mitgliedstaaten unterrichten den Rat und die Kommission bis zum 1. Februar 2027 über Übereinkünfte und 
Vereinbarungen im Sinne des Absatzes 2, die sie weiterhin anwenden wollen. Die Mitgliedstaaten unterrichten die 
Kommission ferner innerhalb von drei Monaten nach Unterzeichnung über neue Übereinkünfte oder Vereinbarungen im 
Sinne des Absatzes 2.

Artikel 34

Berichterstattung

Spätestens bis zum 1. Februar 2033 legt die Kommission dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht über die Anwendung dieser Verordnung vor, der sich auf die von den 
Mitgliedstaaten nach Artikel 28 Absatz 1 übermittelten und von der Kommission erhobenen Angaben stützt.

Artikel 35

Übergangsbestimmungen

Diese Verordnung gilt für Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren, die nach dem 1. Februar 2027 übermittelt werden. 
Ersuchen um Übertragung von Strafverfahren, die vor dem 1. Februar 2027 eingehen, unterliegen weiterhin den 
bestehenden Rechtsinstrumenten für die Übertragung von Strafverfahren.

Bis Artikel 24 gemäß Artikel 36 Unterabsatz 3 anwendbar wird, erfolgt die Kommunikation zwischen ersuchenden 
Behörden und ersuchten Behörden und gegebenenfalls unter Einschaltung der zentralen Behörden sowie mit Eurojust nach 
dieser Verordnung auf geeignete alternative Weise, wobei der Notwendigkeit Rechnung zu tragen ist, für einen raschen, 
sicheren und zuverlässigen Informationsaustausch zu sorgen.

Artikel 36

Inkrafttreten und Geltung

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Februar 2027.

Artikel 24 gilt jedoch erst ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Zeitraum von zwei Jahren nach Inkrafttreten der in 
Artikel 25 genannten Durchführungsrechtsakte folgt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittelbar in den 
Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Straßburg am 27. November 2024.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Die Präsidentin

R. METSOLA

Im Namen des Rates

Der Präsident

BÓKA J.
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ANHANG I

FORMBLATT FÜR DAS ERSUCHEN UM ÜBERTRAGUNG EINES STRAFVERFAHRENS

Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2024/3011
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ANHANG II

Formblatt gemäß Artikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2024/3011

Zweck dieses Formblatts ist es, Sie um Unterstützung zu bitten, um die verdächtige/beschuldigte Person über die 
Absicht, ein Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens zu stellen, zu unterrichten, und um die Stellungnahme 

der verdächtigen/beschuldigten Person einzuholen. Bitte senden Sie das Teil B dieses Formblatts ausgefüllt 
zurück.
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ANHANG III

Formblatt gemäß Artikel 6 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2024/3011

Zweck dieses Formblatts ist es, Sie um Unterstützung zu bitten, um die verdächtige/beschuldigte Person über die 
Absicht, ein Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens zu stellen, zu unterrichten.
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ANHANG IV

Formblatt gemäß Artikel 15 Absätze 2 und 4 der Verordnung (EU) 2024/3011

Zweck dieses Formblatts ist es, Sie um Unterstützung bei der Unterrichtung der verdächtigen/beschuldigten 
Person zu bitten, nachdem eine Entscheidung über das Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens getroffen 

wurde.

ABl. L vom 18.12.2024 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj 47/56



DE ABl. L vom 18.12.2024

48/56 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj



ABl. L vom 18.12.2024 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj 49/56



ANHANG V

Formblatt gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2024/3011

Zweck dieses Formblatts ist es, Sie um Unterstützung bei der Unterrichtung des Opfers/der Opfer zu bitten, 
nachdem eine Entscheidung über das Ersuchen um Übertragung des Strafverfahrens getroffen wurde.

DE ABl. L vom 18.12.2024

50/56 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj



ABl. L vom 18.12.2024 DE

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj 51/56



DE ABl. L vom 18.12.2024

52/56 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3011/oj



ANHANG VI

Formblatt gemäß Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2024/3011

Zweck dieses Formblatts ist es, Sie um Unterstützung bei der Unterrichtung der verdächtigen/beschuldigten 
Person über die Rücknahme des Ersuchens um Übertragung des Strafverfahrens zu bitten.
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VERORDNUNG (EU) 2024/3110 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 27. November 2024

zur Festlegung harmonisierter Vorschriften für die Vermarktung von Bauprodukten und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011

(Text von Bedeutung für den EWR)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) wurde im Kontext des 
Binnenmarktes angenommen, um die Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten zu harmonisieren und 
Hindernisse für den Handel mit Bauprodukten zwischen den Mitgliedstaaten zu beseitigen.

(2) Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 ist ein Hersteller verpflichtet, für ein Bauprodukt, das unter eine 
harmonisierte technische Spezifikation fällt, eine Leistungserklärung zu erstellen, um dieses Produkt in Verkehr 
bringen zu können. Der Hersteller übernimmt die Verantwortung für die Konformität des Produkts mit dieser 
erklärten Leistung und den geltenden Anforderungen. Bei bestimmten Produkten sind die Hersteller von dieser 
Verpflichtung ausgenommen.

(3) Die Erfahrungen mit der Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011, die Bewertung dieser Verordnung durch 
die Kommission im Jahr 2019 und der Bericht über die Europäische Organisation für technische Bewertung haben 
gezeigt, dass der Rechtsrahmen für Bauprodukte in verschiedenen Punkten unzureichend leistungsfähig ist, auch was 
die Erarbeitung von Normen und die Marktüberwachung betrifft. Darüber hinaus wurde in den im Zuge der 
Bewertung eingegangenen Rückmeldungen darauf hingewiesen, dass Überschneidungen reduziert und Widersprüche 
sowie sich wiederholende Anforderungen, auch im Hinblick auf andere Rechtsvorschriften der Union, entfernt 
werden müssen, um mehr Rechtsklarheit zu schaffen und den Verwaltungsaufwand für die Wirtschaftsteilnehmer zu 
begrenzen. Es ist daher notwendig, die rechtlichen Verpflichtungen von Wirtschaftsteilnehmern zu aktualisieren und 
an diejenigen anzupassen, die in anderen Rechtsvorschriften der Union vorgesehen sind, sowie neue Bestimmungen, 
insbesondere in Bezug auf die Marktüberwachung, zu ergänzen, um die Rechtssicherheit zu erhöhen und 
voneinander abweichende Auslegungen zu vermeiden.

(4) Gut funktionierende Informationsflüsse, auch auf elektronischem Wege und unter Verwendung eines 
maschinenlesbaren Formats, müssen geschaffen werden, um sicherzustellen, dass entlang der Lieferkette kohärente 
und transparente Informationen über die Leistungen von Bauprodukten verfügbar sind. Dies dürfte die Transparenz 
erhöhen und die Effizienz bei der Übermittlung von Informationen verbessern. Die Verfügbarkeit von Informationen 
über Bauprodukte in digitaler Form würde zur Digitalisierung des Bausektors insgesamt beitragen und den 
Rechtsrahmen an das digitale Zeitalter anpassen. Darüber hinaus hätte der Zugang zu zuverlässigen und dauerhaften 
Informationen auch zur Folge, dass Wirtschaftsteilnehmer und andere Akteure nicht gegenseitig zur Nichteinhaltung 
der Anforderungen eines anderen beitragen.

Amtsblatt 
der Europäischen Union
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4.4.2011, S. 5).



(5) In der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. März 2021 zur Umsetzung der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten (Bauproduktever-
ordnung) (4) wurde das Ziel der Kommission begrüßt, das Bauwesen dadurch nachhaltiger zu machen, dass bei der 
Überarbeitung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 die Leistung von Bauprodukten im Hinblick auf die 
Nachhaltigkeit berücksichtigt wird, wie in der Mitteilung der Kommission vom 11. März 2020 mit dem Titel 
„Ein neuer Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft Für ein saubereres und wettbewerbsfähigeres Europa“ 
angekündigt. In den Schlussfolgerungen des Rates zur Kreislaufwirtschaft im Bausektor vom 28. November 2019 
wurde die Kommission nachdrücklich aufgefordert, bei der Überarbeitung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 auf 
eine bessere Kreislauffähigkeit von Bauprodukten hinzuwirken. In ihrer Mitteilung vom 10. März 2020 mit dem Titel 
„Eine neue Industriestrategie für Europa“ betonte die Kommission, dass das Thema der Nachhaltigkeit von 
Bauprodukten angegangen werden muss, und hob hervor, dass die bauliche Umwelt nachhaltiger gestaltet werden 
muss, um Europa klimaneutral zu machen. In ihrer Mitteilung vom 5. Mai 2021 mit dem Titel „Aktualisierung der 
neuen Industriestrategie von 2020: einen stärkeren Binnenmarkt für die Erholung Europas aufbauen“ nannte die 
Kommission das Bauwesen als eines der vorrangigen Ökosysteme, die mit den größten Herausforderungen bei der 
Verwirklichung der Klima- und Nachhaltigkeitsziele und der Bewältigung des digitalen Wandels konfrontiert sind, 
und deren Wettbewerbsfähigkeit davon abhängt. Es sollten daher Vorschriften für die Erklärung der ökologischen 
Nachhaltigkeitsleistung von Bauprodukten eingeführt werden, einschließlich der Möglichkeit, einschlägige 
Schwellenwerte und Leistungsklassen festzulegen. Die Leistungsklassen für die Umweltleistung von Produkten 
sollten der Vielfalt der Produkte und ihren Stand der Technik genau Rechnung tragen und eine genaue Ermittlung der 
umweltfreundlichsten Produkte ermöglichen. Darüber hinaus sollten derartige Leistungsklassen bei der Bezugnahme 
auf Umweltauswirkungen verständlich sein, nicht irreführen und keine Verlagerung der Belastung ermöglichen.

(6) Ebenso wurde in der EU-Strategie für Normung 2022, die in der Mitteilung der Kommission vom 2. Februar 2022 
mit dem Titel „Eine EU-Strategie für Normung — Globale Normen zur Unterstützung eines resilienten, grünen und 
digitalen EU-Binnenmarkts festlegen“ dargelegt wurde, das Bauwesen als einer der besonders relevanten Bereiche 
genannt, in denen harmonisierten Normen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und zum Abbau von 
Markthindernissen beitragen können.

(7) Im Rahmen der Verfolgung der Umweltziele, einschließlich der Bekämpfung des Klimawandels und des Übergangs 
zu einer Kreislaufwirtschaft, müssen neue Umweltverpflichtungen eingeführt und der Grundstein für die 
Entwicklung und Anwendung einer Bewertungsmethode zur Berechnung der ökologischen Nachhaltigkeit von 
Bauprodukten gelegt werden, ohne die Bürokratie und die Kosten für Wirtschaftsteilnehmer, insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) unverhältnismäßig zu erhöhen. Bei den Berechnungen sollte der Lebenszyklus des 
Produkts mithilfe der durch Normung festgelegten Methoden abgedeckt werden. Bei neuen Produkten sollten die 
berechneten Lebenszyklen alle Lebensphasen eines Produkts umfassen, von der Beschaffung der Rohstoffe oder der 
Gewinnung aus natürlichen Ressourcen bis hin zu ihrer endgültigen Entsorgung, einschließlich potenzieller Vorteile 
und Belastungen außerhalb der festgelegten Grenzen. Bei gebrauchten und wiederaufbereiteten Produkten sollte der 
berechnete Lebenszyklus mit der Demontage von einem Bauwerk beginnen und alle folgenden Phasen bis zur 
endgültigen Entsorgung umfassen. Die Kommission sollte eine Software für die Durchführung der Berechnung, 
insbesondere die anwendbaren Charakterisierungsfaktoren im Einklang mit der europäischen Norm EN 15804 oder 
künftigen anwendbaren Normen, zur Verfügung stellen. Jede Aktualisierung dieser Software sollte mitgeteilt werden 
und eine Aktualisierung der einschlägigen Berechnungen innerhalb eines Jahres auslösen.

(8) Um die Sicherheit und Funktionalität von Bauprodukten und damit auch von Bauwerken sowie die Sicherheit von 
Arbeitnehmern und Nutzern zu gewährleisten, muss sichergestellt werden, dass bestimmte Dienstleister wie 
Fulfilment-Dienstleister, Online-Marktplätze und Akteure, die Vermittlungsdienste anbieten, nicht zu einer 
Nichtkonformität anderer Akteure beitragen. Die einschlägigen Bestimmungen müssen daher auch für diese Dienste 
und die Erbringer dieser Dienstleistungen gelten.

(9) Um die notwendige Verbindung zwischen Bauprodukten und Bauwerken, einschließlich Gebäuden, herzustellen, in 
die sie eingebaut werden könnten, sollte der Begriff „Bauwerk“ nur für die Zwecke dieser Verordnung und 
unbeschadet der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten für die Definition und Regulierung von Bauwerken und Gebäuden 
definiert werden.

(10) Um zu vermeiden, dass innovative Vertriebsmodelle verwendet werden, um die sich aus dieser Verordnung 
ergebenden Verpflichtungen zu umgehen, sollte klargestellt werden, dass jede Lieferung eines Produkts im Rahmen 
einer gewerblichen Tätigkeit, auch wenn das Eigentum an den Produkten oder der Besitz der Produkte im Rahmen 
der Erbringung einer Dienstleistung übertragen wird, als Bereitstellung eines Produkts auf dem Markt gilt.

(11) Die Gewährleistung des freien Verkehrs von Bausätzen für Bauprodukte auf dem Binnenmarkt würde die 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie unterstützen. Mit diesem Ansatz würde die Marktreichweite erhöht, die 
Produktionsverfahren für Unternehmen würden gestrafft und die Zweckmäßigkeit für Verbraucher und 
Unternehmen würde verbessert.
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(12) Die Konformität von Bauprodukten mit den Rechtsvorschriften der Union hängt oft davon ab, ob die wesentlichen 
Bestandteile solcher Bauprodukte deren Anforderungen einhalten. Da wesentliche Bestandteile jedoch häufig in 
verschiedene Bauprodukte integriert sind, wären der Schutz der Sicherheit und der Umwelt, einschließlich des 
Klimas, besser zu erreichen, wenn solche wesentlichen Bestandteile vorgelagert bewertet werden, d. h., wenn deren 
Leistung und Konformität vorab und unabhängig von der Bewertung des endgültigen Bauprodukts, in das sie 
integriert sind, bewertet werden. Zugleich wäre die Marktüberwachung effizienter, wenn nicht konforme wesentliche 
Bestandteile identifiziert und gezielt ermittelt werden könnten. Daher ist es notwendig, verbindliche Vorschriften für 
wesentliche Bestandteile von Bauprodukten festzulegen. Dasselbe Konzept sollte bei Teilen oder Werkstoffen 
angewandt werden, die für eine Verwendung in Bauprodukten vorgesehen sind und denen die freiwillige Anwendung 
der Verordnung zugutekäme.

(13) Gegenstände wie Bauprodukte, deren wesentliche Bestandteile oder andere Teile oder Werkstoffe können als solche 
oder als Satz einzelner Bestandteile, die gemeinsam verwendet werden sollen, in Verkehr gebracht werden und 
sollten speziellen harmonisierten technischen Spezifikationen unterliegen. Um die Anwendung dieser Verordnung 
zu vereinfachen, sollten die in ihren Anwendungsbereich fallenden Gegenstände und Bestandteile eindeutig bestimmt 
werden. Eine solche Bestimmung sollte jedoch nicht die Möglichkeit ausschließen, die Bestandteile als Bauprodukte 
zu vermarkten, wenn diese Bestandteile getrennt, als wesentliche Bestandteile oder auf andere Weise in Verkehr 
gebracht werden.

(14) Unter Beibehaltung eines breiten Geltungsbereichs für die mögliche Anwendung dieser Verordnung sollten 
bestimmte Produkte, die bereits durch andere Rechtsakte der Union harmonisiert wurden, von ihrer Anwendung 
ausgenommen werden, um regulatorische Überschneidungen zu vermeiden. Zu demselben Zweck ist es auch 
wichtig, zwischen den Aspekten von Produkten, die unter diese Verordnung fallen, und den Aspekten derselben 
Produkte, die durch andere sektorspezifische Rechtsvorschriften geregelt sind, zu unterscheiden. Dies wäre 
beispielsweise bei Beleuchtungsprodukten sowie elektrischen und elektronischen Produkten der Fall, die unter die 
Richtlinien 2014/35/EU (5), 2014/30/EU (6), 2014/53/EU (7) und 2001/95/EG (8) des Europäischen Parlaments und 
des Rates fallen. Der breite Geltungsbereich dieser Verordnung sollte jedoch nicht dahingehend ausgelegt werden, 
dass die Absicht verfolgt wird, sämtliche Produkte zu harmonisieren, die in Verkehr gebracht werden können, um in 
Bauwerke eingebaut zu werden. Produkte, die sich beispielsweise aufgrund ihrer Verbindung zum Kulturerbe, der 
Verwendung bestimmter Materialien, die nur an bestimmten Orten beschafft werden können, oder aufgrund 
heterogener Bedingungen zwischen den Mitgliedstaaten nicht für eine Harmonisierung eignen, sollten nicht der 
Harmonisierungswirkung dieser Verordnung unterliegen. Dies könnte durch die aktive Entscheidung erreicht 
werden, sie nicht weiter durch harmonisierte technische Spezifikationen zu erfassen.

(15) Für gebrauchte Produkte, die unter diese Verordnung fallen und die aus Drittländern eingeführt werden, sollten — 
sofern es keine spezifischen Vorschriften für gebrauchte Produkte gibt — dieselben Vorschriften gelten wie für neue 
Bauprodukte.

(16) In den Gebieten in äußerster Randlage der Union in Verkehr gebrachte Bauprodukte werden häufig aus 
Nachbarländern eingeführt und unterliegen daher nicht den Anforderungen des Unionsrechts. Wenn diese 
Bauprodukte diese Anforderungen erfüllen müssten, wären damit unverhältnismäßig hohe Kosten verbunden. 
Gleichzeitig sind Bauprodukte, die in den Gebieten in äußerster Randlage hergestellt werden, in anderen 
Mitgliedstaaten nur in geringem Umfang im Verkehr. Daher sollten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, 
Bauprodukte, die in den Gebieten in äußerster Randlage der Union in Verkehr gebracht werden, von diesen 
Anforderungen auszunehmen.

(17) Um sicherzustellen, dass eine enge Verbindung zwischen den Normen und dem Regelungsbedarf der Mitgliedstaaten 
aufrechterhalten wird, sollte eine Sachverständigengruppe die Kommission bei der Ausarbeitung von Normungs-
aufträgen und anderen harmonisierten technischen Spezifikationen unterstützen. Die Tätigkeiten der Sach-
verständigengruppe sollten auf einem Arbeitsplan beruhen, der auf der Grundlage von Beiträgen der Mitgliedstaaten 
erstellt wird, die zu den allgemeinen Prioritäten der Union, wie ihren Zielen in den Bereichen Klima und 
Kreislaufwirtschaft, hinzukommen. Bei der Festlegung der Prioritäten des Arbeitsplans sollte die Kommission der 
Ersetzung der gemäß der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 angenommenen harmonisierten technischen 
Spezifikationen besondere Aufmerksamkeit widmen. Die Kommission sollte die Mitgliedstaaten und das Europäische 
Parlament jährlich über die Fortschritte bei der Umsetzung des Arbeitsplans in Kenntnis setzen und dabei auch 
Informationen über die erteilten Normungsaufträge, die Anzahl der von den europäischen Normungsorganisationen 
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vorgeschlagenen Normen, die durchschnittliche Zeit, die für die Bewertung der Normen durch die Kommission 
benötigt wird, und das zahlenmäßige Verhältnis zwischen den von der Kommission akzeptierten und abgelehnten 
Normen bereitstellen.

(18) Im Einklang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist es für die Erreichung des grundlegenden Ziels einer 
Harmonisierung des Binnenmarkts für Bauprodukte erforderlich und angemessen, dem Regelungsbedarf der 
Mitgliedstaaten Rechnung zu tragen, indem nur die wesentlichen Merkmale für die Bewertung der Produktleistung 
festgelegt werden. Durch die Festlegung dieser wesentlichen Merkmale und der auf sie anwendbaren 
Bewertungsmethoden sollte eine weniger belastende Herangehensweise geboten werden, die hinreichend zuverlässig 
ist und mit der Doppelarbeit und Unstimmigkeiten vermieden werden. Im Einklang mit Artikel 5 Absatz 4 des 
Vertrags über die Europäische Union (EUV) geht die vorliegende Verordnung nicht über das zur Erreichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinaus.

(19) Um ein Höchstmaß an regulatorischer Kohärenz zu erreichen, sollte diese Verordnung so weit wie möglich auf dem 
horizontalen Rechtsrahmen aufbauen, in diesem Fall auf der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (9). Sie folgt der jüngsten Entwicklung bei der Produktgesetzgebung, dass eine Ersatzlösung 
(„Rückfall“-Lösung) erarbeitet wird, wenn die europäischen Normungsorganisationen keine gültigen harmonisierten 
Normen bereitstellen. Wenn eine europäische Normungsorganisation im Einklang mit dem Normungsauftrag eine 
harmonisierte Norm vorlegt, die Elemente enthält, die den Regelungsbedarf der Mitgliedstaaten nicht decken oder die 
nicht mit den Zielen der Union in den Bereichen Sicherheit, Umwelt, Kreislaufwirtschaft und Klima im Einklang 
stehen, sollte die Kommission den Normungsauftrag überarbeiten oder die harmonisierte Norm mit Ein-
schränkungen für verbindlich erklären. Bei harmonisierten Normen, die nicht mit dem Normungsauftrag 
übereinstimmen und sich auf eine Produktfamilie oder Produktkategorie beziehen, die zuvor nicht von einer 
harmonisierten Norm erfasst wurde, von einer seit mehr als fünf Jahren geltenden harmonisierten Norm erfasst wird 
oder von einer mit Einschränkungen geltenden harmonisierten Norm erfasst wird, sollte eine Ersatzlösung 
(„Rückfall“-Lösung) angewandt werden können.

(20) Enthalten harmonisierte Normen Vorschriften für die Leistungsbewertung in Bezug auf wesentliche Merkmale, die 
für die Bauvorschriften der Mitgliedstaaten relevant sind, so sollten diese Normen für die Zwecke der Anwendung 
dieser Verordnung als harmonisierte Leistungsnormen verbindlich vorgeschrieben werden, da nur mit solchen 
verbindlichen Normen das Ziel erreicht wird, den freien Verkehr von Produkten zu ermöglichen und gleichzeitig 
sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten dazu in der Lage sind, Produktmerkmale im Zusammenhang mit den 
grundlegenden Anforderungen an Bauwerke mit Blick auf ihre besondere nationale Situation, etwa Unterschiede bei 
den klimatischen, geologischen, geografischen und sonstigen Gegebenheiten, vorzuschreiben. Wenn diese beiden 
Ziele gemeinsam verfolgt werden, müssen die Produkte nach einer einzigen Bewertungsmethode bewertet werden, 
und daher muss die Methode zwingend vorgeschrieben sein. Freiwillige Normen können jedoch im Wege des 
Beschlusses Nr. 768/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (10) verwendet werden, um Produktan-
forderungen, die in delegierten Rechtsakten für die jeweilige Produktfamilie oder -kategorie festgelegt sind, noch 
konkreter zu machen. Im Einklang mit dem Beschluss Nr. 768/2008/EG sollten diese freiwilligen Normen eine 
Vermutung der Konformität mit den von ihnen abgedeckten Anforderungen begründen können.

(21) Die Bewertung der Leistung in Bezug auf wesentliche Merkmale kann die Festlegung von Schwellenwerten erfordern. 
Bei bestimmten Verwendungen müssen freiwillige Schwellenwerte erreicht werden. Die verbindlichen Schwellen-
werte müssen unabhängig von der Verwendung des Produkts als Voraussetzung für dessen Inverkehrbringen im 
Binnenmarkt erfüllt sein.

(22) Um zu den Zielen des europäischen Grünen Deals, die in der Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 
mit dem Titel „Der europäische Grüne Deal“ festgelegt sind, dem Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft und dem 
Null-Schadstoff-Aktionsplan, der in der Mitteilung der Kommission vom 12. Mai 2021 mit dem Titel „Auf dem Weg 
zu einem gesunden Planeten für alle — EU-Aktionsplan: ‚Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und Boden‘“ dargelegt 
ist, beizutragen und sichere Bauprodukte zu gewährleisten, sind Anforderungen an das Produkt im Hinblick auf 
Funktionalität, Sicherheit und Schutz der Umwelt, einschließlich des Klimas, notwendig, da Sicherheit eines der Ziele 
ist, die gemäß Artikel 114 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) in den 
Rechtsvorschriften verfolgt werden müssen. Bei der Festlegung dieser Anforderungen sollte die Kommission auf die 
Sicherheitsrisiken eingehen und den potenziellen Beitrag berücksichtigen, den das Produkt im Laufe seines 
Lebenszyklus zur Erreichung der Klima-, Umwelt- und Energieeffizienzziele der Union leisten kann. Diese 
Anforderungen beziehen sich nicht auf die Leistung von Bauprodukten. Im Unterschied zu ihrer Vorgängerin, der 
Richtlinie 89/106/EWG des Rates (11) sieht die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 keine Möglichkeit vor, solche 
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Produktanforderungen festzulegen. Bestimmte harmonisierte Normen für Bauprodukte enthalten jedoch solche 
Produktanforderungen. Diese Normen zeigen, dass eine praktische Notwendigkeit für solche Anforderungen an die 
Funktionalität, die Sicherheit und den Schutz der Umwelt besteht. In Artikel 114 AEUV, der Rechtsgrundlage dieser 
Verordnung, ist ebenfalls vorgegeben, dass ein hohes Schutzniveau in den Bereichen Gesundheit, Sicherheit und 
Umweltschutz anzustreben ist. Daher sollten mit dieser Verordnung Produktanforderungen wiedereingeführt oder 
bestätigt werden. Somit sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV 
Rechtsakte zu erlassen, mit denen diese Anforderungen für die entsprechende Produktfamilie oder -kategorie 
bestimmt werden.

(23) Die Herstellung und der Vertrieb von Bauprodukten werden immer komplexer, was dazu geführt hat, dass neue 
spezialisierte Akteure entstanden sind, beispielsweise Fulfilment-Dienstleister. Aus Gründen der Klarheit sollten 
bestimmte allgemeine Verpflichtungen, zu denen auch die Zusammenarbeit mit den Behörden gehört, für alle an der 
Lieferkette Beteiligten gelten.

(24) Um harmonisierte Praktiken zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern, auch wenn keine Einigung bezüglich dieser 
Praktiken erreicht werden konnte, sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, Durchführungsrechtsakte 
zur Durchführung dieser Verordnung in Bezug auf einen begrenzten Bereich von Aspekten zu erlassen. Die 
entsprechenden Befugnisse sollten die Pflichten und Rechte der Wirtschaftsteilnehmer sowie die Pflichten der 
notifizierten Stellen betreffen.

(25) Um die Rechtssicherheit zu verbessern und die Fragmentierung des Unionsmarktes für Bauprodukte zu verringern, 
ist es notwendig, den auf Unionsebene geregelten Bereich, die sogenannte „harmonisierte Zone“, in Abgrenzung zu 
den Elementen, die weiterhin in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fallen, klar zu definieren. Die Mitgliedstaaten 
sind weiterhin für die Festlegung von Bestimmungen über Bauwerke, einschließlich deren Gestaltung und 
Abmessungen, zuständig. Die Schaffung der harmonisierten Zone sollte das Recht der Mitgliedstaaten, nationale 
Anforderungen an Bauwerke festzulegen, unberührt lassen und das in den Mitgliedstaaten bereits bestehende und 
gerechtfertigte Schutzniveau nicht verringern. Nationale Umweltmaßnahmen, die für Bauwerke gelten, sollten nicht 
als Verbote oder Hindernisse für die Bereitstellung von Produkten auf dem Markt betrachtet werden, solange die 
harmonisierte Zone geachtet wird.

(26) Die Mitgliedstaaten legen das Sicherheitsniveau für Bauwerke auf der Grundlage ihrer Verantwortung gegenüber 
ihren Bürgerinnen und Bürgern fest, wohingegen die Union die Rahmenbedingungen für den Binnenmarkt festlegt. 
Die Zuständigkeit für die Verabschiedung von Vorschriften über Bauwerke liegt weiterhin bei den Mitgliedstaaten. 
Durch die in der vorliegenden Verordnung aufgeführten grundlegenden Anforderungen an Bauwerke sollte die 
Verbindung zu Bauprodukten hergestellt werden, die technisch erforderlich sind, und sie sollten als Grundlage für die 
Erteilung von Normungsaufträgen an die europäischen Normungsorganisationen zur Ausarbeitung harmonisierter 
Normen für Bauprodukte, für entsprechende delegierte Rechtsakte sowie für die Ausarbeitung Europäischer 
Bewertungsdokumente dienen.

(27) Die harmonisierte Zone sollte auch auf öffentliche Aufträge, auf Finanzhilfen sowie auf sonstige positive Anreize mit 
Ausnahme steuerlicher Anreize anwendbar sein.

(28) Zur Erreichung eines Gleichgewichts zwischen der Verringerung der Marktfragmentierung und den legitimen 
Interessen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Regelung von Bauwerken muss ein Mechanismus vorgesehen werden, 
mit dem dem Bedarf der Mitgliedstaaten bei der Entwicklung harmonisierter technischer Spezifikationen besser 
Rechnung getragen wird. Aus demselben Grund sollte ein zusätzlicher Mechanismus zur Vorabgenehmigung 
geschaffen werden, der es den Mitgliedstaaten ermöglicht, aus zwingenden Gründen der Gesundheit und Sicherheit 
von Menschen oder des Schutzes der Umwelt andere Anforderungen als jene, die in den harmonisierten technischen 
Spezifikationen vorgesehen sind, für Bauprodukte festzulegen, die von der harmonisierten Zone erfasst werden. 
Dieser Mechanismus sollte den Mitgliedstaaten die Möglichkeit geben, nationale Maßnahmen, die sich auf die 
Leistung eines wesentlichen Merkmals auswirken, das durch die harmonisierte technische Spezifikation nicht 
geregelt ist, zu melden und die Genehmigung für diese zu beantragen, solange keine Aktualisierung der 
harmonisierten technischen Spezifikationen, mit der auf ihren Reglungsbedarf eingegangen wird, vorliegt. Der 
Mechanismus sollte die Möglichkeit eines Mitgliedstaats ergänzen, die Kommission gemäß Artikel 114 AEUV zu 
unterrichten, wenn er es für erforderlich hält, im Widerspruch zu harmonisierten technischen Spezifikationen auf 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse gestützte einzelstaatliche Bestimmungen zum Schutz der Umwelt oder der 
Arbeitsumwelt aufgrund eines spezifischen Problems für diesen Mitgliedstaat einzuführen. Um sicherzustellen, dass 
genehmigte nationale Maßnahmen nur als vorübergehende Abweichungen von der harmonisierten Zone bestehen, 
ist es wichtig, vor dem Hintergrund dieses Regelungsbedarfs rasche Konsultationen über die Notwendigkeit einer 
Aktualisierung der harmonisierten technischen Spezifikationen zu ermöglichen, gegebenenfalls auch durch 
Normungsaufträge mit Fristen, die speziell zur Bewältigung des jeweiligen dringenden Bedarfs festgelegt werden.

(29) Eine Kreislaufwirtschaft, das Schlüsselelement des Aktionsplans für die Kreislaufwirtschaft, kann durch 
obligatorische Pfand- und Rücknahmesysteme sowie durch eine Verpflichtung der Hersteller zur Rücknahme 
neuer, überschüssiger oder unverkaufter Produkte, bei denen es sich nicht um Sonderanfertigungen handelt, 
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gefördert werden. Daher sollte es den Mitgliedstaaten gestattet werden, solche Maßnahmen zu ergreifen und 
Verpflichtungen in Bezug auf die Sammlung und Behandlung von Abfallprodukten festzulegen. Der Eigentümer des 
Produkts sollte für die Rückbeförderung an den Händler, Einführer oder Hersteller zuständig sein.

(30) Um die Rechtsklarheit zu erhöhen und den Verwaltungsaufwand für die Wirtschaftsteilnehmer zu verringern, muss 
vermieden werden, dass für Bauprodukte im Rahmen unterschiedlicher Rechtsvorschriften der Union mehrfache 
Bewertungen durchgeführt werden müssen, die sich auf den gleichen Aspekt der Gesundheit und Sicherheit von 
Menschen oder des Schutzes der Umwelt, einschließlich des Klimas, beziehen. Dies wurde von der REFIT-Plattform, 
die mit dem Beschluss C(2015) 3261 der Kommission eingerichtet wurde, bestätigt, die die Empfehlung aussprach, 
dass die Kommission das Problem sich überschneidender und wiederholender Anforderungen vorrangig behandeln 
sollte. Die Kommission sollte daher in der Lage sein, die Bedingungen festzulegen, unter denen durch die Erfüllung 
der Verpflichtungen aus anderen Rechtsvorschriften der Union auch bestimmte Verpflichtungen aus dieser 
Verordnung erfüllt werden, wenn andernfalls der gleiche Aspekt der Gesundheit und Sicherheit von Menschen oder 
des Schutzes der Umwelt, einschließlich des Klimas, parallel nach dieser Verordnung und anderem Unionsrecht 
bewertet würde, wobei das in den Mitgliedstaaten bereits bestehende und gerechtfertigte Schutzniveau auf Bauebene 
jedoch nicht verringert oder beeinträchtigt werden sollte.

(31) Um darüber hinaus unterschiedliche Praktiken der Mitgliedstaaten und der Wirtschaftsteilnehmer zu vermeiden, 
sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 291 AEUV Durchführungsrechtsakte zu 
erlassen, um festzulegen, ob bestimmte Gegenstände unter die Begriffsbestimmung des Produkts fallen.

(32) Da die vorliegende Verordnung im Einklang mit dem Rahmen der Verordnung (EU) 2024/1781 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (12) entwickelt wird, aber Bestimmungen vorsieht, die an die sektorspezifischen 
Besonderheiten von Bauprodukten angepasst sind, wird sie abgesehen von einigen Ausnahmen, der Rechtsakt sein, 
der zur Harmonisierung aller einschlägigen Aspekte von Bauprodukten, einschließlich Nachhaltigkeitsaspekten, 
herangezogen wird, obwohl diese auch durch die Verordnung (EU) 2024/1781 geregelt werden könnten. Wenn im 
Rahmen der Verordnung (EU) 2024/1781 horizontal ein politischer Bedarf festgestellt wird, sollte die Kommission 
in erster Linie die vorliegende Verordnung nutzen, um diesem Bedarf in Bezug auf Bauprodukte Rechnung zu tragen. 
Nur in Ausnahmefällen, in denen die Anforderungen der vorliegenden Verordnung unzureichend sind und nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist geändert oder ergänzt werden können, sollte es möglich sein, die Verordnung 
(EU) 2024/1781 ergänzend auf Bauprodukte anzuwenden, sofern sich herausstellt, dass die damit verbundenen 
Verwaltungskosten, die auch dadurch entstehen können, dass Wirtschaftsteilnehmer dann möglicherweise zwei 
Konformitätsbewertungsverfahren unterliegen, angemessen sind. Bei energieverbrauchsrelevanten Produkten, die in 
einem Ökodesign-Arbeitsprogramm enthalten und zugleich auch Bauprodukte sind, und bei Zwischenprodukten im 
Sinne der Verordnung (EU) 2024/1781, mit Ausnahme von Zement, wird ausnahmsweise jener Verordnung Vorrang 
bei der Festlegung von Nachhaltigkeitsanforderungen eingeräumt. Dies wird beispielsweise bei Heizgeräten, 
Heizkesseln, Wärmepumpen, Geräten für Warmwasserbereitung und Raumheizung, Ventilatoren, Kühl- und 
Lüftungssystemen und Fotovoltaikprodukten, mit Ausnahme von in Gebäude integrierten Fotovoltaik-Paneelen, der 
Fall sein. Die vorliegende Verordnung würde bei Bedarf weiterhin komplementär anwendbar sein, insbesondere in 
Bezug auf Sicherheitsaspekte, auch unter Berücksichtigung anderer Rechtsvorschriften der Union über Produkte wie 
Gasverbrauchseinrichtungen, Niederspannungsgeräte und Maschinen. Im Falle eines Konflikts mit der Verordnung 
(EU) 2024/1781 sollten die einschlägigen Bestimmungen der vorliegenden Verordnung Vorrang haben. Um 
unnötige Belastungen für die Wirtschaftsteilnehmer zu vermeiden, kann es für andere Produkte erforderlich sein, die 
Bedingungen festzulegen, unter denen durch die Erfüllung der Verpflichtungen aus anderem Unionsrecht auch 
bestimmte Verpflichtungen aus dieser Verordnung erfüllt werden. Der Kommission sollte daher die Befugnis zum 
Erlass von Rechtsakten gemäß Artikel 290 AEUV übertragen werden, mit denen solche Bedingungen festgelegt 
werden.

(33) Um einen Anreiz für die Einhaltung der Vorschriften zu schaffen, sollte der Hersteller von Bauprodukten für 
fehlerhafte Leistungs- und Konformitätserklärungen haftbar gemacht werden.

(34) Die verstärkte Wiederverwendung von Bauprodukten ist Teil eines Übergangs zu einer stärker kreislauforientierten 
Wirtschaft und einer Reduzierung des ökologischen und des CO2-Fußabdrucks des Bauwesens. Der Gebrauchtmarkt 
für Bauprodukte ist derzeit noch relativ wenig entwickelt, und die Anforderungen an Bauprodukte, die bereits 
verwendet wurden, sind in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich. Aus diesem Grund sollten gebrauchte 
Bauprodukte, einschließlich anderer gebrauchter Gegenstände, die dieser Verordnung unterliegen, einer langfristigen 
Harmonisierung unterzogen werden, indem die Möglichkeit geschaffen wird, im Rahmen dieser Verordnung 
spezielle harmonisierte technische Spezifikationen zu entwickeln. Derartige harmonisierte technische Spezifika-
tionen sollten für gebrauchte Produkte gelten, solange es sich bei dem gebrauchten Produkt nicht oder nicht mehr 
um Abfall handelt. Die Annahme spezieller harmonisierter technischer Spezifikationen für gebrauchte Produkte 
sollte den Anwendungsbereich der Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (13) und die 
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Definition von Abfällen gemäß jener Richtlinie unberührt lassen. Produkte, die direkt in einem Bauwerk 
wiederverwendet werden, sollten jedoch nicht als erneut in Verkehr gebracht gelten und daher keinen Maßnahmen 
im Rahmen der vorliegenden Verordnung unterliegen.

(35) Um Klarheit hinsichtlich des Ausmaßes der harmonisierten Zone zu schaffen, ist es wichtig, dass in allen 
harmonisierten technischen Spezifikationen ausdrücklich dargelegt wird, ob sie gebrauchte Produkte abdecken oder 
nicht. Der Ausschluss gebrauchter Produkte vom Anwendungsbereich einer harmonisierten technischen Spezifika-
tion sollte die Wirtschaftsteilnehmer jedoch nicht daran hindern, sich dafür zu entscheiden, die vorliegende 
Verordnung anzuwenden, als ob das gebrauchte Produkt neu wäre.

(36) Gemäß der Definition gebrauchter Produkte sollten harmonisierte technische Spezifikationen, bei denen gebrauchte 
Produkte ausdrücklich in den Anwendungsbereich aufgenommen wurden, auch für gebrauchte Produkte gelten, die 
einem Umwandlungsprozess unterzogen wurden, der über Maßnahmen der Prüfung, Reinigung oder f zum Zwecke 
der Verwertung hinausgeht und der nach Maßgabe der harmonisierten technischen Spezifikation als nicht wesentlich 
für die Leistung des Produkts definiert ist. Wiederaufbereiteten Produkten sollte unabhängig von der harmonisierten 
technischen Spezifikation zugutekommen, dass Ereignisse vor der letzten Demontage der Produkte bei der 
Berechnung ihrer Umweltauswirkungen über ihren Lebenszyklus nicht berücksichtigt werden müssen. Für 
wiederaufbereitete Produkte sollten auch Anforderungen oder Anreize gelten, mit denen ein hoher Rezyklatanteil 
gefördert wird.

(37) Um den Zugang zu leicht zugänglichen und umfassenden Informationen über Bauprodukte zu verbessern und damit 
zu ihrer Sicherheit, Funktionalität und Nachhaltigkeit beizutragen, sollte sichergestellt werden, dass die Leistungs- 
und Konformitätserklärung alle Informationen enthält, die Anwender und Behörden benötigen. Die Hersteller sollten 
zusätzliche Informationen in diese Erklärung aufnehmen können, die für die Anwender nützlich sind, unter der 
Voraussetzung, dass die Leistungs- und Konformitätserklärungen einheitlich und leicht lesbar bleiben und nicht als 
Werbematerial missbraucht werden.

(38) Um den Aufwand für die Wirtschaftsteilnehmer, und insbesondere für die Hersteller, zu verringern, sollte es 
Wirtschaftakteuren, die Leistungs- und Konformitätserklärungen abgeben, erlaubt werden, Abschriften dieser 
Erklärungen auf elektronischem Wege bereitzustellen und sie auf Websites verfügbar zu machen, sofern sie 
unveränderlich, von Mensch und Maschine lesbar, verfügbar, zugänglich und eindeutig mit dem Produkt verknüpft 
sind. Um die Kommunikation in der Lieferkette zu vereinfachen, ermöglichen es Leistungs- und Konformit-
ätserklärungen den Nutzern, mittels einer App die Übereinstimmung mit den Anwendungsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dem das Produkt verwendet wird, zu überprüfen. Eine wichtige Voraussetzung für 
maschinenlesbare Erklärungen ist ein standardisiertes IT-Format, das für jede harmonisierte technische Spezifikation 
erforderlich ist.

(39) Von Herstellern muss zur Erbringung des Nachweises, dass Bauprodukte, für die der freie Warenverkehr gilt, die 
einschlägigen Anforderungen der Union erfüllen, eine Konformitätserklärung verlangt werden, die die 
Leistungserklärung ergänzt, womit das Regelungssystem für Bauprodukte auch näher an die Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (14) herangeführt wird. Die Konformitätserklärung und die 
Leistungserklärung sollten jedoch kombiniert werden, um den potenziellen Verwaltungsaufwand so gering wie 
möglich zu halten. Der Verwaltungsaufwand für KMU sollte durch Bestimmungen zur gezielten Vereinfachung 
weiter minimiert werden, einschließlich der Weitergabe von Prüfergebnissen, der Anerkennung von Bescheini-
gungen, der Kaskadierung der technischen Dokumentation und der Erklärung ohne Bewertung, hinsichtlich der 
Nutzung des weniger strengen Bewertungs- und Überprüfungssystems durch Kleinstunternehmen und hinsichtlich 
der Reduzierung der Anforderungen an Sonderanfertigungen von Nichtserienprodukten. Wenn solche Produkte in 
einem bestimmten einzelnen Bauwerk eingebaut werden, sollten Ausnahmen von der Verpflichtung zur Erstellung 
einer Leistungs- und Konformitätserklärung möglich sein. In Fällen, in denen ein Hersteller die Kriterien sowohl für 
die Anwendung eines vereinfachten Verfahrens als auch für eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Erstellung 
einer Leistungs- und Konformitätserklärung erfüllt, sollte er wählen können, ob er eine dieser Möglichkeiten 
auswählt oder eine Leistungs- und Konformitätserklärung vorlegt, ohne das vereinfachte Verfahren anzuwenden, um 
sein Angebot besser an die Erfordernisse potenzieller Kunden anzupassen.

(40) Zur Angleichung an andere Produktvorschriften und vorbehaltlich der allgemeinen Grundsätze der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008 sollte die CE-Kennzeichnung nur an Bauprodukten angebracht werden, für die der Hersteller eine 
Leistungs- und Konformitätserklärung erstellt hat. Der Hersteller übernimmt damit die Verantwortung für die 
Konformität des Produkts mit der erklärten Leistung und den geltenden Produktanforderungen.
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(41) Die Verfahrensrechte aller Wirtschaftsteilnehmer und der in ihrem Namen handelnden natürlichen oder juristischen 
Personen in Bezug auf Maßnahmen, Entscheidungen oder Anordnungen der Marktüberwachungsbehörden und 
anderen zuständigen nationalen Behörden müssen im Einklang mit der Verordnung (EU) 2019/1020 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (15) sichergestellt werden. Die Mitgliedstaaten müssen dafür sorgen, dass 
angemessene Rechtsbehelfsverfahren zur Verfügung stehen, um gegen solche Maßnahmen, Entscheidungen oder 
Anordnungen vorzugehen.

(42) Zur Gewährleistung der Funktionalität, Sicherheit und Nachhaltigkeit von Bauprodukten — und im weiteren Sinn 
von Bauwerken — sollten alle Wirtschaftsteilnehmer, die Teil der Liefer- und Vertriebskette sind, geeignete 
Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass sie nur Bauprodukte in Verkehr bringen, auf dem Markt bereitstellen 
oder deren Bereitstellung auf dem Markt unterstützen, die die verbindlichen Anforderungen der Union erfüllen. Im 
Hinblick auf eine größere Rechtsklarheit müssen die Verpflichtungen der Wirtschaftsteilnehmer ausdrücklich 
festgelegt werden.

(43) Die Hersteller von Bauprodukten müssen den Produkttyp präzise und eindeutig festlegen, um eine genaue Grundlage 
für die Bewertung der Übereinstimmung dieses Produkts mit den Anforderungen der Union sicherzustellen. Um zu 
vermeiden, dass die geltenden Anforderungen umgangen werden, sollte es den Herstellern gleichzeitig untersagt 
werden, immer neue Produkttypen zu schaffen, wenn die betreffenden Produkte im Hinblick auf die entscheidenden 
Merkmale identisch sind.

(44) Im Binnenmarkt sollte die CE-Kennzeichnung die einzige Kennzeichnung sein, mit der die Konformität mit 
Bewertungsmethoden in Bezug auf wesentliche Merkmale nachgewiesen wird, für die harmonisierte technische 
Spezifikationen gelten. Um eine Marktfragmentierung und irreführende Angaben, die sich aus der Anwendung 
unterschiedlicher Bewertungsmethoden ergeben, zu vermeiden, sollte die CE-Kennzeichnung für Produkte, die 
harmonisierten technischen Spezifikationen unterliegen, die einzige zulässige Kennzeichnung sein, mit der 
angegeben wird, dass das betreffende Produkt im Hinblick auf die von den harmonisierten technischen 
Spezifikationen erfassten wesentlichen Merkmale bewertet wurde und den geltenden Produktanforderungen 
entspricht. Der Markt für Bauprodukte ist mit einer Vielzahl von Kennzeichnungen konfrontiert, die häufig zu 
Verwirrung und Misstrauen bei den Marktteilnehmern führen, aber auch die Verbraucher irreführen. Die 
Verwendung zusätzlicher Kennzeichnungen wirkt sich negativ auf die Beweiskraft der CE-Kennzeichnung aus, wenn 
als Grundlage andere Bewertungsmethoden dienen, die sich von jenen, die in den einschlägigen harmonisierten 
technischen Spezifikationen festgelegt sind, unterscheiden. Darüber hinaus kommen derartige Kennzeichnungen 
KMU nicht immer zugute, was zu Verzerrungen zwischen den Marktteilnehmern führt und möglicherweise den 
Marktzugang behindert. Diese zusätzlichen Kennzeichnungen sollten daher nicht in Kombination mit der 
CE-Kennzeichnung auf den Produkten angebracht werden. Dieses Verbot steht dem Inverkehrbringen von 
Produkten, die mit anderen Kennzeichnungen versehen sind, jedoch nicht entgegen, sofern diese Kennzeichnungen 
den Verbraucher nicht irreführen oder zu einer Verwechslung mit der CE-Kennzeichnung führen. Darüber hinaus 
sollten die Kennzeichnungen die Sichtbarkeit, Lesbarkeit oder Bedeutung der CE-Kennzeichnung nicht beein-
trächtigen. Daher sollten diese Kennzeichnungen keine Informationen, keinen Text und keine Aussagen in Bezug auf 
die Leistung des Produkts enthalten.

(45) Angaben der Hersteller von Bauprodukten sollten zur Vermeidung irreführender Angaben auf einer Bewertungs-
methode beruhen, die in harmonisierten technischen Spezifikationen enthalten ist, sofern verfügbar.

(46) Die vom Hersteller erstellte technische Dokumentation zu Bauprodukten erleichtert die Überprüfung dieser Produkte 
durch zuständige nationale Behörden und notifizierte Stellen anhand der Anforderungen der Union. Um den Zugang 
zu umfassenden Informationen zu verbessern, sollte diese technische Dokumentation die erforderlichen 
Informationen zur Überprüfung der Berechnung, die als Grundlage für die Bewertung der ökologischen 
Nachhaltigkeit des Bauprodukts dient, enthalten.

(47) Zur Schaffung von Transparenz für die Verwender von Bauprodukten und zur Vermeidung einer unsachgemäßen 
Verwendung dieser Produkte sollten Bauprodukte und deren Verwendungszweck vom Hersteller genau identifiziert 
werden. Aus demselben Grund sollte der Hersteller klarstellen, ob die Bauprodukte für die gewerbliche Verwendung 
bestimmt sind. Die Hersteller sollten auf dem Produkt selbst oder, wenn dies beispielsweise aufgrund der Größe oder 
Oberfläche des Produkts nicht möglich ist, auf einer daran befestigten Kennzeichnung, auf seiner Verpackung oder, 
wenn auch dies nicht möglich ist, in einem Begleitdokument den herstellerspezifischen eindeutigen Kenncode des 
Produkttyps angeben, um zu gewährleisten, dass Bauprodukte zurückverfolgt werden können.

(48) Um sicherzustellen, dass die Anforderungen der vorliegenden Verordnung erfüllt sind, sollten die Hersteller aktiv 
nach Informationen suchen, diese ablegen und bewerten sowie geeignete Maßnahmen ergreifen, wenn eine 
Nichtkonformität oder unzureichende Leistung bestätigt wurde oder wenn ein Risiko besteht.
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(49) Damit die Ziele des europäischen Grünen Deals und des Aktionsplans für die Kreislaufwirtschaft verwirklicht werden 
können, sollte die Kommission die Möglichkeit haben, Mindestschwellenwerte für die Umweltleistung von 
Bauprodukten und die Umweltanforderungen von Produkten festzulegen, um Auswirkungen von Bauprodukten auf 
die Umwelt zu verhindern und zu verringern. Der Grundsatz „Sicherheit geht vor“, der sowohl für das Bauprodukt 
als auch für die Bauwerke gilt, sollte jedoch in allen Fällen eingehalten werden und den Gesundheitsschutz umfassen.

(50) Im Hinblick auf die Ziele der Nachhaltigkeit und Langlebigkeit von Bauprodukten sollten die Hersteller sicherstellen, 
dass Produkte so lange wie möglich verwendet werden können. Um eine derartige lange Verwendung zu 
ermöglichen, sind eine angemessene Produktgestaltung, der Einsatz zuverlässiger Teile, die Reparierbarkeit der 
Produkte, die Verfügbarkeit von Informationen zur Reparatur und der Zugang zu Ersatzteilen notwendig. Für den 
Fall, dass die Ersatzteile auf dem Markt nicht allgemein verfügbar sind, sollte der Kommission die Befugnis 
übertragen werden, vom Hersteller zu verlangen, sicherzustellen, dass diese Ersatzteile zu einem angemessenen und 
diskriminierungsfreien Preis für einen Zeitraum von zehn Jahren zur Verfügung stehen, der verlängert werden kann, 
wenn durch die Verfügbarkeit für einen längeren Zeitraum die Lebensdauer des Produkts voraussichtlich verlängert 
wird.

(51) Um die Kreislauffähigkeit von Bauprodukten im Einklang mit den Zielen des Aktionsplans für die Kreislaufwirtschaft 
und der Abfallhierarchie zu verbessern, sollten die Produktanforderungen auch so gestaltet sein, dass sich die 
Ressourceneffizienz verbessert, der Entstehung von Abfall vorgebeugt wird, Reparaturen, Wiederverwendung und 
Wiederaufbereitung Vorrang eingeräumt wird, die Verwendung von Sekundärbaustoffen begünstigt wird und der 
Recyclingfähigkeit sowie der Produktion von Nebenprodukten Rechnung getragen wird. Die Vorbereitung der 
Wiederverwendung, die Wiederverwendung, die Wiederaufbereitung und das Recycling erfordern eine bestimmte 
Produktgestaltung, insbesondere durch die Erleichterung der Trennung von Produkten, Bauteilen und Werkstoffen 
bei Demontage, Rückbau und Abbruch und in der späteren Phase des Recyclings und, sofern möglich, die 
Vermeidung von gemischten, vermengten oder komplexen Werkstoffen und von bedenklichen Stoffen. Da die 
normale Gebrauchsanweisung und Sicherheitsinformationen nicht unbedingt die Wirtschaftsteilnehmer erreichen, 
die für die Vorbereitung der Wiederverwendung, die Wiederverwendung, die Wiederaufbereitung und das Recycling 
zuständig sind, sollten die für diese Vorgänge erforderlichen Informationen in über Datenträger verfügbaren digitalen 
Produktpässen sowie auf den Websites des Herstellers zur Verfügung gestellt werden.

(52) Allgemeine Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen sind ein wesentliches 
Instrument zur Bereitstellung von Informationen, die ausreichen, um einer großen Gruppe, die möglicherweise 
Informationen benötigt, fundierte Entscheidungen im Hinblick auf den Kauf, die Installation, Verwendung, Wartung, 
Demontage, Wiederverwendung und Recycling des Produkts zu ermöglichen. Daher sollte in dieser Verordnung 
festgelegt werden, welche Elemente in den allgemeinen Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und den 
Sicherheitsinformationen erfasst werden müssen, und es sollte möglich sein, im Rahmen der harmonisierten 
Leistungsnormen Leitlinien dazu darzulegen, wie diese Elemente in Bezug auf ein bestimmtes Produkt in der Regel 
erfasst werden sollten. Durch Leitlinien dieser Art sollte jedoch die Verantwortung des Herstellers für die 
Bereitstellung von Informationen gemäß dieser Verordnung weder erweitert noch eingeschränkt werden. Der 
Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, delegierte Rechtsakte zu erlassen, damit für eine angemessene 
und einheitliche Umsetzung der Verpflichtung zur Bereitstellung von allgemeinen Produktinformationen, 
Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen für bestimmte Produktfamilien oder -kategorien gesorgt ist, 
wenn dies durch harmonisierte Leistungsnormen nicht möglich ist.

(53) Einige Bauprodukte werden zu Abfall, obwohl sie nie verwendet wurden. Um diese Verschwendung von Ressourcen 
zu vermeiden, sollte diese Verordnung nicht die Möglichkeit der Mitgliedstaaten berühren, Hersteller zu verpflichten, 
direkt oder über ihre Einführer und Händler das Eigentum an Produkten wieder zu übernehmen, die nach der 
Lieferung auf eine Baustelle oder an den Verwender nicht verwendet wurden und sich in einem Zustand befinden, 
der dem gleichwertig ist, in dem sie in Verkehr gebracht wurden.

(54) Die Verwender von Bauprodukten sollten ausreichend über die Umweltleistung von Produkten, über deren 
Einhaltung der Umweltanforderungen und über den Grad der Erfüllung der diesbezüglichen Umweltverpflichtungen 
des Herstellers informiert sein, damit sie fundierte Entscheidungen treffen können. Daher wird der Kommission die 
Befugnis übertragen, delegierte Rechtsakte zur Festlegung spezifischer Kennzeichnungsvorschriften zu erlassen.

(55) Im Fall von eingeführten Produkten sind häufig die Bevollmächtigten die einzigen Personen, die erreicht werden 
können; sie bekommen von den Herstellern jedoch oft nur sehr begrenzte Aufgaben übertragen und ihnen werden 
nicht alle erforderlichen Informationen zur Verfügung gestellt, um die Hersteller wirksam zu vertreten. Daher sollten 
die Rolle und die Zuständigkeiten der Bevollmächtigten gestärkt und in dieser Verordnung eindeutig dargelegt 
werden, etwa die Aufgaben, die Teil des Auftrags des Herstellers sind. Der Auftrag des Bevollmächtigten sollte nicht 
die Erstellung technischer Dokumentationen umfassen. Allerdings sollte es Herstellern gestattet sein, zu diesem 
Zweck einen gesonderten Vertrag mit ihrem Bevollmächtigten abzuschließen, der nicht Teil des Auftrags ist.

(56) In Fällen, für die die Verordnung Verpflichtungen in Bezug auf das Inverkehrbringen eines Produkts umfasst, muss es 
stets ein Hersteller geben. Gibt es keinen Hersteller im Sinne dieser Verordnung, sollte der Händler oder Einführer als 
Hersteller agieren und dessen Pflichten übernehmen.
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(57) Ein Wirtschaftsteilnehmer, der ein Produkt derart verändert oder lagert, dass dessen Leistung oder Sicherheit 
beeinträchtigt sein könnte, sollte den Verpflichtungen eines Herstellers unterliegen, um sicherzustellen, dass 
überprüft wird, dass die Leistung oder die Sicherheit des Produkts weiterhin die gleiche ist. Einem Wirtschafts-
teilnehmer, der Produkte umpackt, sollte diese Verpflichtung jedoch nicht auferlegt werden, da andernfalls der 
Sekundärhandel und damit der freie Verkehr von Produkten behindert würde und das Umpacken grundsätzlich die 
Leistung oder die Sicherheit des Bauprodukts nicht beeinträchtigen sollte. Um die Leistungsfähigkeit und Sicherheit 
der Produkte zu erhalten, sollte der Wirtschaftsteilnehmer, der das Umpacken durchführt, dennoch für eine 
ordnungsgemäße Vorgehensweise verantwortlich sein, um sicherzustellen, dass das Produkt nicht beschädigt wird 
und die Verwender korrekt in der Sprache informiert werden, die der Mitgliedstaat, in dem die Produkte bereitgestellt 
werden, vorschreibt.

(58) Angesichts der Umweltauswirkungen sollte die Berechnung der ökologischen Nachhaltigkeit von Bauprodukten auch 
die verwendete oder die am wahrscheinlichsten verwendete Verpackung umfassen. Die Verpackung eines Produkts 
kann auch von entscheidender Bedeutung sein, um die Produktleistung über die Vertriebskette hinweg für den 
Verwender zu erhalten. Auch wenn die Verpackung als solche nicht in andere Bewertungen der Produktleistung 
einbezogen wird, sollten alle Wirtschaftsteilnehmer im Rahmen ihrer Verpflichtung, die erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, um die fortgesetzte Konformität von Produkten mit dieser Verordnung sicherzustellen, verpflichtet sein, 
Verpackungen zu verwenden, die geeignet sind, die Leistung und die Konformität mit den Produktanforderungen 
aufrechtzuerhalten. Die Verpackung selbst könnte ein Risiko für die Verwender darstellen, und die Verpflichtung zur 
Bereitstellung von Informationen über Risiken im Zusammenhang mit der Verwendung des Produkts sollte diesen 
Umstand berücksichtigen.

(59) Fulfilment-Dienstleister, Online-Marktplätze und sonstige Marktakteure sollten aktiv dazu beitragen, dass nur 
konforme Produkte die Verwender erreichen, damit die Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser Verordnung durch 
die Hersteller verbessert sowie zur Behebung der bei der Marktüberwachung festgestellten Mängel beigetragen und 
sie verbessert wird.

(60) Um zu vermeiden, dass die Verpflichtungen aus dieser Verordnung in Fällen umgangen werden, in denen an der 
Produktionstechnologie, etwa dem 3D-Druck, mehrere verschiedene Akteure beteiligt sind, die zum Entwurf und zur 
Herstellung eines Bauprodukts, etwa mit 3D-Datensätzen, beitragen, sollte die Rolle des Herstellers klar definiert 
werden. Der natürlichen und juristischen Person, die ein Bauprodukt etwa im 3D-Druck herstellt, sollte im Rahmen 
dieser Verordnung die Verantwortung für das gesamte Produkt obliegen, es sei denn, es gibt eine andere Person, die 
das Produkt unter ihrem Namen oder ihrer Handelsmarke in Verkehr bringt oder die Verantwortung für das Produkt 
übernimmt, indem sie eine Leistungs- und Konformitätserklärung ausstellt. Um eine Umgehung der sich im Rahmen 
dieser Verordnung ergebenden Verpflichtungen zu vermeiden, wenn an der Produktionstechnologie mehrere 
verschiedene Akteure beteiligt sind, die an der Konzeption und Herstellung eines Bauprodukts mitwirken, muss eine 
klar definierte Rolle des Herstellers festgelegt werden, wonach der natürlichen oder juristischen Person, die ein 
Bauprodukt tatsächlich herstellt, die Verantwortung im Rahmen dieser Verordnung für das gesamte Produkt 
zukommt, es sei denn, es gibt eine andere Person, die das Produkt entweder unter ihrem Namen oder ihrer 
Handelsmarke in Verkehr bringt oder durch die Ausstellung einer Leistungs- und Konformitätserklärung die 
Verantwortung für das Produkt übernimmt. Dies ist von besonderer Bedeutung für den 3D-Druck, bei dem eine 
natürliche oder juristische Person 3D-gedruckte Bauprodukte herstellt und in Verkehr bringt. Diese Person sollte die 
für Hersteller geltenden Verpflichtungen erfüllen, auch in Bezug auf die Verwendung angemessener 3D-Datensätze 
und von Materialien, die den für Produkte geltenden Verfahren unterzogen wurden, sowie in Bezug auf die vom 
Hersteller des 3D-Datensatzes bereitzustellenden Informationen und die vom Hersteller des Druckmaterials 
bereitzustellenden Informationen.

(61) In Fällen, in denen das Produkt nicht für Bauzwecke bestimmt ist, aber sein Erscheinungsbild die Verbraucher dazu 
veranlassen dürfte, das Produkt für Bauzwecke zu verwenden, liegen dem Produkt eine Gebrauchsanweisung und 
Sicherheitsinformationen gemäß der Verordnung (EU) 2023/988 des Europäischen Parlaments und des Rates (16) 
oder jeder anderen geltenden Verordnung bei, aus der hervorgeht, dass es trotz seines Erscheinungsbilds nicht als 
Bauprodukt konzipiert wurde. Die Marktüberwachungsbehörden ergreifen geeignete Maßnahmen, einschließlich der 
Möglichkeit, einer Rücknahme vom Markt, wenn sein Erscheinungsbild für die Verbraucher zu Verwirrung oder zu 
Missbrauch führen könnte.

(62) Um die Anwendbarkeit dieser Verordnung auf den Online-Handel und sonstige Fernabsatzgeschäfte zu klären, sollte 
festgelegt werden, unter welchen Bedingungen ein bestimmtes Produkt als Kunden in der Union angeboten gilt. Da 
die Wahrscheinlichkeit von Nichtkonformität im Bereich des Online-Handels größer ist, sollten die Mitgliedstaaten 
besondere Anstrengungen unternehmen, um eine einzige Marktüberwachungsbehörde zu benennen, die dafür 
zuständig ist, Fernabsatzangebote zu erkennen, die auf Kunden in ihrem Hoheitsgebiet abzielen, damit die 
zuständigen Marktüberwachungsbehörden geeignete Maßnahmen ergreifen können. Angebote in der Währung der 
Mitgliedstaaten über eine in einem der Mitgliedstaaten registrierte oder auf die Union oder einen der Mitgliedstaaten 
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verweisende Internet-Domain mit Versand in einen Mitgliedstaat sollten als an Kunden in der Union gerichtet 
angesehen werden. Andere Elemente, etwa die Verwendung einer Amtssprache eines Mitgliedstaats, können von den 
Marktüberwachungsbehörden ebenfalls als Hinweis darauf angesehen werden, ob das Angebot auf Kunden in der 
Union abzielt.

(63) Digitale Technologien, die ein erhebliches Potenzial im Hinblick darauf bieten, den Verwaltungsaufwand und die 
Kosten für die Wirtschaftsteilnehmer und Behörden zu verringern und gleichzeitig innovative und neue 
Geschäftsmöglichkeiten und Geschäftsmodelle zu fördern, entwickeln sich in rasantem Tempo. Die Einführung 
digitaler Technologien wird auch wesentlich dazu beitragen, die Ziele der Renovierungswelle zu erreichen, zu denen 
Energieeffizienz, die Lebenszyklusbewertung und Überwachung des Gebäudebestands gehören.

(64) Um eine zeitnahe Annahme harmonisierter Normen und Europäischer Bewertungsdokumente zu gewährleisten, 
sollte die Kommission die Möglichkeit haben, sie mit Einschränkungen ihrer Rechtswirkung gemäß dieser 
Verordnung verbindlich vorzuschreiben. Solche Einschränkungen sollten beispielsweise veraltete Verweise auf andere 
Normen oder Dokumente, Bestimmungen, die im Widerspruch zu dieser Verordnung oder anderem Unionsrecht 
stehen, Bestimmungen, die im Widerspruch zu anderen harmonisierten Normen stehen, oder Bestimmungen 
umfassen können, die nicht den Anforderungen entsprechen, die in Bezug auf die in einem Normungsauftrag 
festgelegten Grundprinzipien und Referenzpunkte zu erfüllen sind.

(65) Zur Gewährleistung der Kohärenz des Systems sollte diese Verordnung auf dem horizontalen Rechtsrahmen für die 
Normung aufbauen. Daher sollte die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 so weit wie möglich auch für Normen gelten, 
die gemäß dieser Verordnung verbindlich gemacht werden. Die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 stellt somit unter 
anderem ein Verfahren für Einwände gegen harmonisierte Normen bereit, wenn diese Normen nicht vollständig den 
geltenden rechtlichen Anforderungen oder den Anforderungen des einschlägigen Normungsauftrags oder anderer 
Anforderungen dieser Verordnung entsprechen.

(66) Die Kommission sollte die europäischen Normungsorganisationen bei der Ausarbeitung von Leitlinien zur 
Festlegung einer Reihe klarer und solider Vorschriften für den gesamten Normungsprozess unterstützen, unter 
anderem in Bezug auf die Rollen, Verantwortlichkeiten, Zuständigkeiten und allgemeinen Verfahrensfristen für alle 
beteiligten Interessenträger sowie die zu verwendenden Vorlagen. Die Kommission sollte auch dahin gehend 
Unterstützung leisten, für die Kohärenz und Konformität von Normen mit den rechtlichen Anforderungen zu 
sorgen, und sie sollte an den informellen und förmlichen Erörterungen der europäischen Normungsorganisationen 
teilnehmen, die die in Auftrag gegebenen Dokumente der europäischen Normung erarbeiten, insbesondere bei 
Fragen der Konformität der Dokumente der Normung mit dieser Verordnung und anderem Unionsrecht. Bei diesen 
Tätigkeiten sollte die horizontale Arbeitsweise zur Anwendung kommen, die im Zusammenhang mit der 
Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 entwickelt wurde.

(67) Billigt die Kommission im Wege delegierter Rechtsakte Vorschläge europäischer Normungsorganisationen in Bezug 
auf freiwillige oder verbindliche Schwellenwerte und Leistungsklassen in Bezug auf die wesentlichen Merkmale und 
die wesentlichen Merkmale, die von den Herstellern stets anzugeben sind, so sollte ihnen erforderlichenfalls eine 
Folgenabschätzung im Einklang mit der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere 
Rechtsetzung (17) beigefügt werden.

(68) Da es sich bei Europäischen Bewertungsdokumenten nicht um Rechtsakte von allgemeiner Geltung, sondern um den 
ersten Schritt eines zweistufigen Verwaltungsverfahrens handelt, das zur CE-Kennzeichnung führt, sollten diese nicht 
als harmonisierte technische Spezifikationen gelten. Die Grundprinzipien der Ausarbeitung harmonisierter Normen, 
zu denen die Transparenz für Wettbewerber gehört, können und sollten jedoch auch für Europäische 
Bewertungsdokumente gelten. Darüber hinaus sollten die Europäischen Bewertungsdokumente bei der Bewertung 
und Überprüfung in gleicher Weise wie harmonisierte Normen angeführt werden. Zur Schaffung von Transparenz 
für Wettbewerber sollten Europäische Bewertungsdokumente öffentlich zugänglich gemacht und die Fundstellen 
aller Europäischen Bewertungsdokumente im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht werden.

(69) Da die Zahl Europäischer Bewertungsdokumente, die sich oft nur geringfügig unterscheiden und im Vergleich zu 
anderen oder bestehenden harmonisierten Normen oft nur wenig Mehrwert haben, immer mehr zunimmt, kommt 
es zu Verzögerungen bei der Veröffentlichung dieser Dokumente. Um diesem Risiko kosteneffizient entgegen-
zutreten, sollten bestimmte Grundsätze für die Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente 
festgelegt oder konkretisiert werden. Darüber hinaus sollte die Kontrolle durch die Kommission verstärkt werden.

(70) Hält die Organisation Technischer Bewertungsstellen die Erstellung eines Europäischen Bewertungsdokuments auch 
ohne jeglichen Antrag eines Herstellers für sinnvoll, so sollte die Organisation Technischer Bewertungsstellen der 
Kommission das Thema vorlegen, die unter Berücksichtigung der von der Organisation Technischer Bewertungs-
stellen vorgelegten Begründung und der Markterfordernisse entscheiden sollte, ob die Erstellung eines Europäischen 
Bewertungsdokuments eingeleitet wird.
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(71) Die Anforderungen, die für die benennenden Behörden Technischer Bewertungsstellen gelten, sollten angesichts der 
Ähnlichkeiten ihres jeweiligen Aufgabenbereichs nicht geringer sein als die für die notifizierenden Behörden 
geltenden Anforderungen. Aus demselben Grund sollten die Technischen Bewertungsstellen das gleiche Maß an 
Unabhängigkeit und Kontrolle der Entscheidungsfindung haben wie notifizierte Stellen.

(72) Als Reaktion auf einen bemerkenswerten Prozentsatz von Notifizierungen, die auf unvollständigen oder fehlerhaften 
Bewertungen beruhten, insbesondere bei der Notifizierung von Rechtsträgern ohne eigene technische Kompetenz, 
müssen die Anforderungen an notifizierte Stellen präzisiert werden, insbesondere in Bezug auf ihre Unabhängigkeit, 
die Delegierung an andere juristische Personen und ihre eigene Leistungsfähigkeit; muss eine ausreichende 
Ausstattung der notifizierten Stellen mit qualifiziertem Personal vorgeschrieben werden, für die eine Qualifika-
tionsmatrix ein effizientes Instrument darstellen kann; muss sichergestellt und überprüft werden, ob die notifizierte 
Stelle die Personalausstattung, die Zuweisung externer Sachverständiger, die Verfahren, Kriterien und Entscheidungen 
wirksam kontrolliert, und nicht ein Unterauftragnehmer, ein Zweigunternehmen oder ein anderes Unternehmen, das 
derselben Unternehmensfamilie angehört; und es müssen die Unterlagen, von einer Stelle bei der Beantragung der 
Benennung als notifizierte Stelle vorzulegen sind, erweitert werden, um eine tiefergehende und vergleichsweise 
fairere Grundlage für die Entscheidung der notifizierenden Behörden zu schaffen.

(73) Um eine ordnungsgemäße Durchführung dieser Verordnung zu gewährleisten, muss sichergestellt werden, dass 
Akkreditierungsstellen die vorliegende Verordnung und nicht abweichende Normen als Grundlage für die 
Akkreditierung nutzen. Ferner muss sichergestellt werden, dass die Akkreditierungsstellen die Fähigkeit der 
antragstellenden Stelle und nicht einer Unternehmensgruppe prüfen, da die antragstellende Stelle selbst die Kontrolle 
über die künftige Zertifizierung haben muss.

(74) Um gleiche Wettbewerbsbedingungen zu erreichen und Rechtsunsicherheit zu vermeiden, sollten die Verpflichtun-
gen der notifizierten Stellen klarer definiert und präzisiert werden, und zwar sowohl hinsichtlich ihrer Bewertungs- 
als auch ihrer Überprüfungstätigkeiten sowie der damit verbundenen Aspekte.

(75) Um das Entstehen einer Beziehung zwischen dem Personal der notifizierten Stellen und den Herstellern zu 
vermeiden, sollten die notifizierten Stellen die Möglichkeit haben, eine Rotation des Personals zu ermöglichen, das 
die verschiedenen Aufgaben bei der Konformitätsbewertung wahrnimmt.

(76) Behörden der Mitgliedstaaten können Fragen haben, die nur eine bestimmte notifizierte Stelle beantworten kann. Die 
notifizierten Stellen sollten daher auch die Fragen der Behörden anderer Mitgliedstaaten beantworten.

(77) Um Behörden die Feststellung von Fällen von Nichtkonformität durch notifizierte Stellen, Hersteller und Produkte zu 
vereinfachen und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten, sollten notifizierte Stellen befugt sein — und 
wenn die Nichtkonformität eindeutig nachgewiesen werden kann, sogar die entsprechende Verpflichtung haben — 
Informationen über Fälle von Nichtkonformität proaktiv an die zuständigen nationalen Behörden oder die 
notifizierenden Behörden weiterzuleiten. Die notifizierten Stellen sollten den Rahmen ihrer Informationspflichten 
jedoch nicht überschreiten, indem sie Untersuchungen bei anderen Akteuren durchführen, die nicht ihre eigenen 
Kunden oder gleichrangige Stellen sind.

(78) Um gleiche Wettbewerbsbedingungen für notifizierte Stellen und Hersteller zu schaffen, sollte die Koordinierung 
zwischen den notifizierten Stellen verbessert werden. Da nur die Hälfte der derzeitigen notifizierten Stellen auf 
eigene Initiative an den Tätigkeiten der bereits bestehenden Koordinierungsgruppe der notifizierten Stellen 
teilnimmt, sollte die direkte Teilnahme an dieser Gruppe oder eine Teilnahme über benannte Vertreter verbindlich 
gemacht werden.

(79) Die Versuche, vereinfachte Verfahren für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 einzuführen, um den Aufwand und die Kosten für KMU und Kleinstunternehmen zu verringern, 
waren nicht durchweg wirksam; diese Verfahren wurden aufgrund mangelnder Bekanntheit oder mangels Klarheit in 
Bezug auf ihre Anwendung oft missverstanden oder nicht genutzt. Um die festgestellten Mängel unter Anknüpfung 
an die zuvor bereits festgelegten Vorschriften zu beheben, ist es notwendig, die Anwendung dieser Vorschriften 
klarzustellen und zu vereinfachen, damit das Ziel erreicht wird, KMU zu unterstützen und dabei gleichzeitig die 
Leistung, Sicherheit und ökologische Nachhaltigkeit von Bauprodukten zu gewährleisten.

(80) Die Anerkennung der von einem anderen Hersteller gewonnenen Prüfergebnisse gemäß Artikel 36 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 sollte generelle Praxis werden, um die Belastung der 
Wirtschaftsteilnehmer und insbesondere der Hersteller allgemein zu verringern. Ein solcher Anerkennungsmecha-
nismus wird insbesondere benötigt, um eine mehrfache Bewertung der ökologischen Nachhaltigkeit von Rohstoffen, 
Zwischenprodukten und Endprodukten zu vermeiden.

(81) Um Rechtssicherheit im Falle von Sicherheits- oder Leistungsproblemen zu gewährleisten, sollte eine solche 
Anerkennung nur dann zulässig sein, wenn sich die bewerteten und überprüften Wirtschaftsteilnehmer zu einer 
Zusammenarbeit sowie zur Zusammenarbeit mit den beteiligten notifizierten Stellen bereit erklären, darunter auch 
zum Austausch der erforderlichen Daten.
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(82) Im Rahmen der Bewertung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 wurde gezeigt, dass die auf nationaler Ebene 
durchgeführten Marktüberwachungstätigkeiten in Bezug auf Qualität und Wirksamkeit sehr unterschiedlich sind. 
Zusätzlich zu den in der vorliegenden Verordnung und dem einschlägigen Unionsrecht festgelegten Maßnahmen zur 
besseren Marktüberwachung sollten auch Dritte in die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieser 
Verordnung durch Wirtschaftsteilnehmer, Stellen und Produkte einbezogen werden, beispielsweise durch die 
Schaffung der Möglichkeit, dass jede natürliche oder juristische Person Informationen über Fälle von Nichtkon-
formität über ein von der Kommission eingerichtetes und gepflegtes Beschwerdeportal übermitteln kann. Die 
Bearbeitung von Beschwerden steht im Einklang mit dem in Artikel 41 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union verankerten Recht auf eine gute Verwaltung. Bei der Bearbeitung der Beschwerden sollte die Kommission die 
Relevanz und Begründung der Beschwerde berücksichtigen, indem sie denjenigen Beschwerden Vorrang einräumt, 
die Probleme mit besonders weitreichenden negativen Auswirkungen auf die Bürger oder den Binnenmarkt betreffen. 
Im Hinblick auf die Bewertung der Begründetheit einer Beschwerde sollte die Kommission insbesondere prüfen, ob 
im Rahmen der Beschwerde ein Missstand dargelegt wird bzw. ob der dargelegte Missstand einen Sachverhalt betrifft, 
zu dem die Kommission einen klaren, öffentlichen und kohärenten Standpunkt vertritt, der dem Beschwerdeführer 
mitgeteilt wurde. Die Kommission sollte dem Beschwerdeführer ohne übermäßige Verzögerung antworten und die 
Beschwerden effizient an die betreffenden Mitgliedstaaten weiterleiten, und diese sollten die Beschwerden im 
Einklang mit ihrem Rechtsrahmen und ihren Verpflichtungen zügig und wirksam bearbeiten.

(83) Um die festgestellten Mängel bei der Marktüberwachung im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 zu 
beheben, sollte die vorliegende Verordnung mehr gerechtfertigte Befugnisse für die Marktüberwachungsbehörden 
und für die Kommission schaffen, damit die Behörden unter allen potenziell problematischen Umständen tätig 
werden können.

(84) Die Marktüberwachungspraxis hat gezeigt, dass bei der Bewertung von Produkten zu einem bestimmten Zeitpunkt 
das Risiko von Nichtkonformität besteht, jedoch keine Nichtkonformität vorliegt, während zu einem späteren 
Zeitpunkt das Gegenteil festzustellen ist. Darüber hinaus gibt es Situationen, in denen Nichtkonformität vorliegt, die 
nicht formell ist und kein Risiko verursacht. Aus diesen Gründen sollte den Mitgliedstaaten die Befugnis übertragen 
werden, in allen Fällen mutmaßlicher Nichtkonformität oder Risiken tätig zu werden, während die Definition des 
Begriffs „Produkt, mit dem ein Risiko verbunden ist“ auf Risiken für die Umwelt ausgedehnt werden muss. Den 
Mitgliedstaaten muss ausreichend verfahrenstechnische Flexibilität angeboten werden, um zwischen Fällen von 
Nichtkonformität mit hoher und geringer Priorität zu unterscheiden, wobei alle Mitgliedstaaten auch über weniger 
wichtige Fälle informiert werden sollten.

(85) Um eine wirksame Durchsetzung der Anforderungen zu gewährleisten und die Marktüberwachung in den 
Mitgliedstaaten zu stärken, sollte die Kommission Leitlinien für die Anwendung dieser Verordnung vorlegen sowie 
auch bewährte Verfahren und Methoden für eine wirksame Marktüberwachung, darunter etwa Elemente wie eine 
Empfehlung für die Anzahl und die Art von Kontrollen, die von den Marktüberwachungsbehörden in Bezug auf 
bestimmte Produktkategorien oder -familien oder in Bezug auf spezifische Anforderungen durchzuführen sind. 
Solche Empfehlungen sollten sich auf bewährte Verfahren stützen, die im Rahmen der Marktüberwachung entwickelt 
wurden.

(86) Darüber hinaus ist es erforderlich, eine detailliertere Unterstützung für die Koordinierung der Marktüberwachungs-
behörden bereitzustellen und ihnen das Recht zu geben, sich die Kosten für Inspektionen und Prüfungen in Bezug 
auf nicht konforme Produkte von den Wirtschaftsteilnehmern erstatten zu lassen, um die im Durchschnitt 
schwachen Kapazitäten der Marktüberwachungsbehörden hinsichtlich der Marktüberwachung zu stärken und eine 
weitere Angleichung an die Verordnung (EU) 2024/1781 für nachhaltige Produkte zu erreichen.

(87) Um Anreize für den Ausbau der Kapazitäten der Marktüberwachungsbehörden hinsichtlich der Marktüberwachung 
zu schaffen und um eine Angleichung an die Verordnung (EU) 2024/1781 zu erreichen, sollten die Mitgliedstaaten 
über ihre Marktüberwachungstätigkeiten in Bezug auf unter diese Verordnung fallende Produkte Bericht erstatten, 
auch in Bezug auf die verhängten Sanktionen.

(88) Die Produktinformationsstellen für das Bauwesen sollten effizienter werden und daher mit mehr Ressourcen 
ausgestattet werden, um die Wirtschaftsteilnehmer besser unterstützen zu können. Zur Erleichterung der Arbeit der 
Wirtschaftsteilnehmer sollten die Aufgaben der Produktinformationsstellen für das Bauwesen präzisiert und so 
ausgeweitet werden, dass darunter auch Informationen über produktbezogene Bestimmungen dieser Verordnung 
und über gemäß dieser Verordnung erlassene Rechtsakte fallen. Die Mitgliedstaaten sollten die Wirtschaftsteilnehmer 
auch für die Produktinformationsstellen für das Bauwesen in ihrem Hoheitsgebiet sensibilisieren.

(89) Es ist notwendig, einen geeigneten, wirksamen und kosteneffizienten Koordinierungsmechanismus einzurichten, um 
die einheitliche Anwendung der festgelegten Verpflichtungen und Anforderungen sicherzustellen und das 
Gesamtsystem zu stärken, wobei auch zu berücksichtigen ist, dass sich neue Auslegungsfragen in Bezug auf 
Sicherheit und Nachhaltigkeit von Produkten und Bauwerken ergeben können. Da unterschiedliche Entscheidungen 
zu ungleichen Wettbewerbsbedingungen führen, den Rechtsrahmen komplexer werden lassen, Hindernisse für den 
freien Verkehr im Binnenmarkt und zusätzlichen Verwaltungsaufwand sowie zusätzliche Kosten für die 
Wirtschaftsteilnehmer schaffen, sollte mit diesem Koordinierungsmechanismus verhindert werden, dass unter-
schiedliche Entscheidungen getroffen werden.
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(90) Daher sollte insbesondere ein europäisches Informationssystem eingerichtet werden, um Auslegungsfragen zu 
erfassen, geeignete gemeinsame Lösungen zu finden und den Informationsaustausch in dieser Hinsicht zu 
verbessern. Zur Erleichterung des Informationsaustauschs sollte sich ein solches System auf nationale Systeme 
stützen. Diese nationalen Systeme sollten auch Fälle einer uneinheitlichen Anwendung dieser Verordnung ermitteln, 
um sicherzustellen, dass unterschiedliche Praktiken nicht zu einer gängigen und dauerhaften Praxis werden. Das 
europäische Informationssystem sollte sich auch mit Fragen im Zusammenhang mit dem Aufkommen neuer 
Produkte oder Geschäftsmodelle, unvorhergesehenen Situationen sowie Situationen befassen, in denen auch andere 
Bestimmungen des Unionsrechts gelten.

(91) Durch eine Digitalisierung und die Verfügbarkeit von Produktinformationen wird die Transparenz im Interesse der 
Produktsicherheit, des Schutzes der Umwelt und der menschlichen Gesundheit erhöht, während gleichzeitig der 
Verwaltungsaufwand und die Kosten für die Wirtschaftsteilnehmer reduziert werden. Der Kommission sollte daher 
die Befugnis zum Erlass von Rechtsakten gemäß Artikel 290 AEUV übertragen werden, um ein digitales 
Produktpasssystem für Bauprodukte zu schaffen, das so weit wie möglich dem digitalen Produktpass gemäß der 
Verordnung (EU) 2024/1781 entspricht.

(92) Um die Maschinenlesbarkeit zu verbessern, ist es erforderlich, ein gemeinsames Datenwörterbuch auf der Grundlage 
europäischer Normen zu erstellen, ein Instrument zur Regelung und Veröffentlichung der Datenstruktur und 
entsprechender aussagekräftiger Definitionen und Beschreibungen in Bezug auf alle einschlägigen Bauprodukte. Das 
Datenwörterbuch sollte für jede Produktfamilie oder -kategorie alle wesentlichen Merkmale und sonstigen 
Eigenschaften gemäß den harmonisierten technischen Spezifikationen sowie die sonstigen nach dieser Verordnung 
erforderlichen Informationen enthalten. Ein auf Unionsebene harmonisiertes Datenwörterbuch ermöglicht die 
Klassifizierung und Verwendung strukturierter Definitionen sowohl durch die zuständigen nationalen Behörden als 
auch bei der weiteren Digitalisierung des Baugewerbes, insbesondere in Bezug auf Gebäudedatenmodellierungen, 
Gebäudelogbücher, digitale Pässe und Register.

(93) Für Marktüberwachungsbehörden, Produktinformationsstellen für das Bauwesen, benennende Behörden, notifizie-
rende Behörden und Vertreter notifizierter Stellen und Technischer Bewertungsstellen sollten Schulungen organisiert 
werden, um ihr Kompetenzniveau zu verbessern, ihre Entscheidungsfindung zu harmonisieren und gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für die Wirtschaftsteilnehmer zu schaffen. Dieselben Ziele sollten auch durch den 
Austausch von Personal zwischen den Marktüberwachungsbehörden, den notifizierenden Behörden und den 
notifizierten Stellen von zwei oder mehr Mitgliedstaaten verfolgt werden.

(94) Die einzelnen Mitgliedstaaten verfügen nicht immer über die technische Kompetenz, alle ihnen obliegenden 
Verpflichtungen im Einklang mit den EU-Rechtsvorschriften kumulativ für alle Produktsektoren zu erfüllen. Daher 
erhalten sie informelle Unterstützung von anderen Mitgliedstaaten. Da eine solche Unterstützung in einigen Fällen 
unvermeidbar ist, sollten in dieser Verordnung die Grundregeln für eine solche Unterstützung festgelegt und 
insbesondere die Verantwortlichkeiten klargestellt werden.

(95) Das Geschäft mit Bauprodukten wird langsam, aber stetig immer internationaler. Daher entstehen Situationen, in 
denen Nichtkonformität durch Wirtschaftsteilnehmer mit Sitz außerhalb der Union ebenfalls entgegengewirkt 
werden muss. Daher sollten in dieser Verordnung Bestimmungen über die internationale Zusammenarbeit 
vorgesehen werden.

(96) Eine bestimmte Anzahl von Drittländern wendet das Produktrecht der Union an oder erkennt zumindest auf der 
Grundlage dieses Rechts ausgestellte Bescheinigungen an, sei es auf der Grundlage internationaler Übereinkünfte 
oder einseitig, was beides im Interesse der Union liegt. Um einen Anreiz für diese Drittländer zu schaffen, diese Praxis 
fortzusetzen, und um andere Drittländer zu einem derartigen Vorgehen zu motivieren, sollten Drittländern, die das 
Produktrecht der Union anwenden oder nach diesem ausgestellte Bescheinigungen anerkennen, einzelfallbasiert 
einige zusätzliche Möglichkeiten eingeräumt werden. Daher sollte es möglich sein, diese besonders kooperativen 
Drittländer nach Konsultation der Mitgliedstaaten zu unterstützen, indem es ihnen ermöglicht wird, an bestimmten 
Schulungen teilzunehmen und sich an dem digitalen Produktpasssystem für Bauprodukte, dem Informationssystem 
für die harmonisierte Entscheidungsfindung und dem Informationsaustausch zwischen den Behörden zu beteiligen. 
Aus demselben Grund sollte es ermöglicht werden, besonders kooperative Drittländer über nicht konforme oder 
risikobehaftete Produkte zu informieren.

(97) Um Anreize für die Verwendung nachhaltiger Bauprodukte zu schaffen, ohne dadurch Marktverzerrungen zu 
bewirken, und um im Einklang mit der Verordnung (EU) 2024/1781 zu bleiben, sollten die von den Mitgliedstaaten 
vorgesehenen Anreizmaßnahmen auf die nachhaltigsten Produkte ausgerichtet sein. Darüber hinaus sollte die 
Kommission die Möglichkeit haben, die Anreize der Mitgliedstaaten zu koordinieren, um die Nachfrage nach 
bestimmten ökologisch nachhaltigen Produkten anzukurbeln. Die Mitgliedstaaten können im Einklang mit den 
Vorschriften für staatliche Beihilfen auch Anreize für die Förderung umweltfreundlicher und nachhaltiger 
Bauprodukte schaffen, die nicht durch harmonisierte technische Spezifikationen abgedeckt sind.

(98) Das öffentliche Auftragswesen macht 14 % des BIP der Union aus. Zur Steigerung der Verwendung nachhaltiger 
Bauprodukte, womit dazu beigetragen würde, dass die gesetzten Ziele, namentlich die Erreichung der 
Klimaneutralität, die Verbesserung der Energie- und Ressourceneffizienz und der Vollzug des Wandels zu einer 
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Kreislaufwirtschaft, die die öffentliche Gesundheit und die biologische Vielfalt schützt, verwirklicht werden, und zur 
Erreichung einer Angleichung an die Verordnung (EU) 2024/1781 sollten die Verfahren der Mitgliedstaaten für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge den verbindlichen, im Wege delegierter Rechtsakte niedergelegten Mindestleistungs-
anforderungen an Bauprodukte in Bezug auf ökologische Nachhaltigkeit entsprechen. Die Kommission sollte 
entscheiden, welche wesentlichen Merkmale zu berücksichtigen sind, und die Umsetzung in Form einer oder 
mehrerer der folgenden Maßnahmen vornehmen: technische Spezifikationen, Eignungskriterien, Vertragserfüllungs-
klauseln oder Zuschlagskriterien. Die verbindlichen Mindestleistungsanforderungen in Bezug auf die ökologische 
Nachhaltigkeit betreffen ausschließlich wesentliche Merkmale und berühren nicht die Möglichkeit der Mit-
gliedstaaten, ihre Verträge ehrgeiziger auszugestalten, indem sie unter Wahrung der harmonisierten Zone in Bezug 
auf die einschlägigen wesentlichen Merkmale eine bessere Leistung fordern.

(99) Öffentliche Auftraggeber und Auftraggeber sollten gegebenenfalls verpflichtet sein, ihre Auftragsvergabe an 
spezifische Kriterien für die umweltgerechte Vergabe öffentlicher Aufträge anzupassen, die in den in dieser 
Verordnung genannten delegierten Rechtsakten festzulegen sind. Die Kriterien für bestimmte Produktfamilien oder 
-kategorien sollten erfüllt werden, wenn Verträge eine verbindliche Mindestleistung an ökologischer Nachhaltigkeit 
für Bauprodukte in Bezug auf ihre wesentlichen Merkmale vorschreiben, für die harmonisierte technische 
Spezifikationen gelten. Diese Mindestanforderungen sollten nach transparenten, objektiven und nichtdiskriminie-
renden Kriterien festgelegt werden. Bei der Ausarbeitung von delegierten Rechtsakten im Zusammenhang mit der 
umweltgerechten Vergabe öffentlicher Aufträge sollte die Kommission die unterschiedlichen geografischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umstände der Mitgliedstaaten gebührend berücksichtigen. Bei der Prüfung 
der Auswirkungen auf die Marktlage sollte die Kommission unter anderem die Auswirkungen der Anforderungen auf 
den Wettbewerb, auf KMU und die auf dem Markt verfügbaren Produkte und Lösungen mit der besten 
Umweltleistung berücksichtigen. Bei der Prüfung der wirtschaftlichen Durchführbarkeit für öffentliche und sonstige 
Auftraggeber sollte die Kommission berücksichtigen, dass verschiedene öffentliche Auftraggeber in verschiedenen 
Mitgliedstaaten gegebenenfalls über unterschiedliche Haushaltskapazitäten verfügen. In hinreichend begründeten 
Fällen sollten öffentliche Auftraggeber von den Anforderungen abweichen können, etwa wenn es nur einen 
Lieferanten gibt, es keine geeigneten Angebote gibt oder ihre Anwendung zu unverhältnismäßigen Kosten führen 
würde.

(100) Um für ein reibungsloses Funktionieren des Binnenmarkts im Falle eines Binnenmarkt-Notfalls gemäß der 
Verordnung (EU) 2024/2748 des Europäischen Parlaments und des Rates (18) zu sorgen, ist es aus den in der 
genannten Verordnung dargelegten Gründen notwendig, Vorschriften für Bauprodukte, die als krisenrelevante Waren 
eingestuft wurden, für die Priorisierung der Bewertung und Überprüfung dieser Produkte, für die Bewertung und die 
Leistungserklärung auf der Grundlage von Normen und gemeinsamen Spezifikationen sowie für die Priorisierung 
der Marktüberwachungstätigkeiten und die gegenseitige Unterstützung der Behörden im Fall eines aktivierten 
Notfallmodus für den Binnenmarkt gemäß der genannten Verordnung festzulegen.

(101) Um den technischen Fortschritt und den Kenntnisstand aufgrund neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse zu 
berücksichtigen, um das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts zu gewährleisten, den Zugang zu 
Informationen zu erleichtern und eine einheitliche Anwendung der Vorschriften zu gewährleisten, sollte der 
Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Änderung der Anhänge II, 
III, IV, V, VI, VII, IX und X und zur Änderung dieser Verordnung zur näheren Erläuterung und zur Aufnahme und 
Streichung bestimmter Funktionalitäten sowie zur Überarbeitung bestimmter Bestimmungen zu erlassen zwecks 
Sicherstellung von Kompatibilität und Interoperabilität mit der Verordnung (EU) 2024/1781. Aus denselben 
Gründen sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur 
Ergänzung dieser Verordnung durch Folgendes zu erlassen: die Festlegung von freiwilligen oder verbindlichen 
Schwellenwerten in Bezug auf die wesentlichen Merkmale, auf Leistungsklassen in Bezug auf die wesentlichen 
Merkmale und auf die wesentlichen Merkmalen, die stets von den Herstellern angegeben werden müssen; die 
Festlegung von Bestandteilen von Normungsaufträgen und von Bedingungen, unter denen davon ausgegangen wird, 
dass ein Produkt eine bestimmte Leistungsstufe oder einen bestimmten Schwellenwert erreicht oder ohne Prüfung 
bzw. ohne weitere Prüfungen in eine Leistungsklasse eingereiht wird; die Festlegung von Produktanforderungen 
gemäß Anhang III; die Festlegung von Vorschriften für die Bereitstellung von allgemeinen Produktinformationen, 
Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen für die jeweilige Produktfamilie oder -kategorie; die Festlegung 
des anwendbaren Bewertungs- und Überprüfungssystems für jede Produktfamilie oder -kategorie unter den in 
Anhang IX aufgeführten Systemen; die Festlegung der Bedingungen, unter denen Verpflichtungen im 
Zusammenhang mit der Bewertung der Leistung eines Produkts oder der Erfüllung bestimmter Produktan-
forderungen durch die Erfüllung von Verpflichtungen aus anderen Rechtsvorschriften der Union erfüllt werden 
können; die Verpflichtung der Hersteller, in Bezug auf bestimmte Produktfamilien und -kategorien bestimmte 
Ersatzteile, die für die von ihnen in Verkehr gebrachten Produkte nicht allgemein verfügbar sind, auf dem Markt 
bereitzustellen; die Festlegung spezifischer Anforderungen an die Kennzeichnung der ökologischen Nachhaltigkeit 
für bestimmte Produktfamilien und -kategorien; die Einrichtung eines digitalen Produktpasssystems für Bauprodukte; 
sowie durch die Festlegung verbindlicher Mindestanforderungen an die ökologische Nachhaltigkeit von 
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Bauprodukten. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit 
angemessene Konsultationen, auch auf Sachverständigenebene, durchführt, die mit den Grundsätzen in Einklang 
stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung niedergelegt 
wurden. Um insbesondere für eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu 
sorgen, erhalten das Europäische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen 
der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständi-
gengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind. Bei der Ausarbeitung 
dieser Rechtsakte sollte sich die Kommission darum bemühen, den Verwaltungsaufwand für Unternehmen zu 
verringern und die Bedürfnisse von KMU zu berücksichtigen.

(102) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (19) ausgeübt werden.

(103) Die Kommission sollte sofort geltende Durchführungsrechtsakte erlassen, wenn dies in hinreichend begründeten 
Fällen hinsichtlich der Gesundheit und Sicherheit von Menschen oder des Schutzes der Umwelt aus Gründen 
äußerster Dringlichkeit erforderlich ist.

(104) Die Verordnung (EU) 2019/1020 legt Regeln für einen horizontalen Rahmen für die Marktüberwachung und die 
Konformität von Produkten fest, die auf den Unionsmarkt gelangen. Um sicherzustellen, dass die unter diese 
Verordnung fallenden Produkte, für die der freie Warenverkehr innerhalb der Union gilt, Anforderungen an ein 
hohes Schutzniveau bei öffentlichen Interessen wie dem Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Menschen sowie 
dem Schutz der Umwelt erfüllen, sollte diese Verordnung auch für unter die vorliegende Verordnung fallende 
Produkte Anwendung finden, sofern es in der vorliegenden Verordnung keine speziellen in Ziel, Art und Wirkung 
damit übereinstimmenden Vorschriften gibt.

(105) Um die Umsetzung dieser Verordnung effizienter zu gestalten und den Aufwand für die Wirtschaftsteilnehmer zu 
verringern, sollte es möglich sein, Anträge und Entscheidungen in Papierform oder in einem allgemein üblichen 
elektronischen Format zu übermitteln. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollten Anträge und Entscheidungen nur 
dann gültig sein, wenn die elektronische Signatur die Anforderungen der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (20) erfüllt und die unterzeichnende Person gemäß dem Recht der 
Mitgliedstaaten oder dem Unionsrecht mit der Vertretung der Einrichtung oder des Wirtschaftsteilnehmers betraut 
ist.

(106) Um den Aufwand für die Wirtschaftsteilnehmer weiter zu verringern, sollte es möglich sein, Unterlagen in einem 
allgemein üblichen elektronischen Format vorzulegen und die Informationsanforderungen standardmäßig 
elektronisch zu erfüllen.

(107) Die Mitgliedstaaten sollten Vorschriften über Sanktionen erlassen, die bei Nichtkonformität zu verhängen sind, und 
sicherstellen, dass diese Vorschriften durchgesetzt werden, um zu gewährleisten, dass diese Verordnung in hohem 
Maße eingehalten wird. Die vorgesehenen Sanktionen sollten wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.

(108) Zur Schaffung von Rechtssicherheit sollte festgelegt werden, ob und wie lange die Produktinformationsstellen für das 
Bauwesen, Technischen Bewertungsstellen oder notifizierten Stellen, die nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
benannt wurden, sowie die harmonisierten Normen, Europäischen Bewertungsdokumente, Europäischen 
Technischen Bewertungen und Bescheinigungen der notifizierten Stellen, die gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 angenommen oder ausgestellt wurden, Rechtswirkung behalten. Die jeweiligen Übergangszeiträume 
sollten lang genug sein, um Engpässe bei der Benennung notifizierter Stellen und Technischer Bewertungsstellen 
sowie bei der Annahme oder Ausstellung Europäischer Bewertungsdokumente, Europäischer Technischer 
Bewertungen und Bescheinigungen oder Prüfberichten der notifizierten Stellen zu vermeiden.

(109) Zur Schaffung von Rechtssicherheit sollte klargestellt werden, wie lange Produkte, die auf der Grundlage 
Europäischer Technischer Bewertungen, die gemäß den nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 angenommenen 
Europäischen Bewertungsdokumenten ausgestellt wurden, in Verkehr gebracht wurden, auf dem Markt bereitgestellt 
werden dürfen.

(110) Sowohl die wesentlichen Merkmale von Bauprodukten als auch ihre Bewertungsmethoden können nur durch 
harmonisierte technische Spezifikationen bestimmt werden, die für die verschiedenen Produktfamilien und 
-kategorien zu erarbeiten sind, oder durch Europäische Bewertungsdokumente. Dementsprechend sollten die 
Anforderungen und Pflichten der Wirtschaftsteilnehmer in Bezug auf eine bestimmte Produktfamilie oder -kategorie 
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erst zwölf Monate nach Inkrafttreten der harmonisierten technischen Spezifikation für die jeweilige Produktfamilie 
oder -kategorie verbindlich gelten, es sei denn, in der Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union wurde ein 
späterer Geltungsbeginn festgelegt.

(111) Zur Erleichterung einer reibungslosen schrittweisen Einführung künftiger harmonisierter technischer Spezifika-
tionen und unter Berücksichtigung der Zeit, die für die Erstellung der Leistungs- und Konformitätserklärung 
erforderlich ist, sollte es den Wirtschaftsteilnehmern gestattet werden, sich ab dem Inkrafttreten dieser 
harmonisierten technischen Spezifikationen für die freiwillige Anwendung der vorliegenden Verordnung zu 
entscheiden.

(112) Es muss vermieden werden, dass Wirtschaftsteilnehmer die Anwendung dieser Verordnung dauerhaft umgehen 
können, indem sie die gemäß der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 angenommenen harmonisierten technischen 
Spezifikationen anwenden. Aus diesem Grund sollte die Kommission die Fundstellen der harmonisierten Normen 
und Europäischen Bewertungsdokumente, die zur Unterstützung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 veröffentlicht 
wurden und für eine bestimmte Produktfamilie oder -kategorie gelten, innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Geltungsbeginn der gemäß der vorliegenden Verordnung erlassenen harmonisierten technischen Spezifikation für 
die jeweilige Produktfamilie oder -kategorie aus dem Amtsblatt der Europäischen Union entfernen.

(113) Während das Konzept der grundlegenden Anforderungen an Bauwerke als technisch notwendige Verbindung 
zwischen Bauwerken und Bauprodukten beibehalten wird, sollte ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass sie 
keine Verpflichtungen der Wirtschaftsteilnehmer oder der Mitgliedstaaten begründen, da das Recht zur Regulierung 
von Bauwerken in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten fällt. Zur Abdeckung der Bewertung der Umwelt-
verträglichkeit von Bauprodukten sowie der Abdeckung von Produktanforderungen, die selbst in aktuellen 
harmonisierten technischen Spezifikationen bestehen, sollte ein umfassenderer Anhang I ausgearbeitet werden, der 
auch eine detaillierte Liste vorab festgelegter wesentlicher Umweltmerkmale im Zusammenhang mit der 
Lebenszyklusbewertung und einen Rahmen für die Produktanforderungen umfasst. Bei dieser Gelegenheit sollten 
Überschneidungen zwischen den Grundanforderungen an Bauwerke beseitigt und Klarstellungen vorgenommen 
werden.

(114) Um eine Mindestintensität für die Kontrollen der Bewertung und Überprüfung der Hersteller durch notifizierte 
Stellen zu erreichen und gleiche Wettbewerbsbedingungen sowohl für Hersteller als auch für notifizierte Stellen zu 
schaffen, sollten in Anhang IX über die Bewertungs- und Überprüfungssysteme die Aufgaben der Hersteller und der 
notifizierten Stellen im Rahmen verschiedener möglicher Bewertungs- und Überprüfungssysteme genauer und 
umfassender festgelegt werden. Darüber hinaus sollten in diesem Anhang die Bewertungen und Überprüfungen 
festgelegt werden, die zur Überprüfung der ökologischen Nachhaltigkeit von Produkten im Hinblick auf 
Produktleistung und Produktanforderungen durchzuführen sind. Bei der Festlegung des anwendbaren Bewertungs- 
und Überprüfungssystems für eine Produktfamilie oder -kategorie sollten der Kommission die Kontinuität mit der 
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 und die Kohärenz zwischen den Produktfamilien als Leitprinzipien dienen.

(115) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Sicherstellung des freien Verkehrs von Bauprodukten im Binnenmarkt, 
ein Beitrag zum ökologischen und digitalen Wandel und der Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Menschen 
sowie der Umwelt, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können, da die Mitgliedstaaten 
dazu neigen, sehr unterschiedliche Anforderungen an Bauprodukte mit einem uneinheitlichen Niveau des Schutzes 
der Gesundheit und Sicherheit von Menschen sowie der Umwelt festzulegen, sondern vielmehr auf Unionsebene 
besser zu verwirklichen sind, indem ein harmonisierter Bewertungsrahmen für die Leistung von Bauprodukten und 
bestimmte Produktanforderungen zum Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Menschen sowie der Umwelt 
geschaffen werden, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 EUV verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig 
werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese 
Verordnung nicht über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus ––

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand und Ziele

(1) Mit der vorliegenden Verordnung werden harmonisierte Regeln für das Inverkehrbringen und die Bereitstellung auf 
dem Markt von Bauprodukten festgelegt, unabhängig davon, ob dies im Rahmen von Dienstleistungen erfolgt oder nicht; 
dies geschieht durch die Festlegung von:
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a) harmonisierten Regeln bezüglich der Art und Weise, in der die Leistung von Bauprodukten in Bezug auf Umweltschutz 
und Sicherheit im Verhältnis zu ihren wesentlichen Merkmalen, einschließlich der Lebenszyklusbewertung, angegeben 
wird;

b) Umwelt-, Funktions- und Sicherheitsanforderungen an Bauprodukte.

(2) Mit dieser Verordnung wird außerdem Folgendes festgelegt:

a) die Rechte und Pflichten von Wirtschaftsteilnehmern, die sich mit Bauprodukten oder deren Bauteilen befassen, und

b) die Pflichten anderer Akteure, die Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Herstellung und Vermarktung von unter 
diese Verordnung fallenden Produkten erbringen.

(3) Diese Verordnung soll zum effizienten Funktionieren des Binnenmarkts beitragen, indem sie den freien Verkehr 
sicherer und nachhaltiger Bauprodukte in der Union sicherstellt. Sie soll außerdem zur Verwirklichung der Ziele eines 
ökologischen und digitalen Wandels beitragen, indem sie die Auswirkungen von Bauprodukten auf die Umwelt sowie auf 
die Gesundheit und Sicherheit von Menschen abwendet und verringert.

Artikel 2

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für Bauprodukte einschließlich gebrauchter Produkte und die nachfolgend aufgeführten 
Bauelemente:

a) wesentliche Bestandteile von Produkten und

b) Bestandteile oder Werkstoffe, die für unter diese Verordnung fallende Produkte bestimmt sind, wenn der Hersteller dieser 
Bestandteile oder Werkstoffe dies beantragt.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für

a) Aufzüge, die unter die Richtlinie 2014/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (21) fallen, Rolltreppen oder 
ihre Bauteile;

b) der Richtlinie (EU) 2020/2184 des Europäischen Parlaments und des Rates (22) unterliegende Anforderungen oder 
Leistungsbewertungen und -anforderungen, für die die in Artikel 11 Absatz 8 jener Richtlinie genannten delegierten 
Rechtsakte der Kommission gelten.

(3) Die Mitgliedstaaten können Produkte, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen und in den Gebieten 
in äußerster Randlage der Europäischen Union im Sinne des Artikels 349 AEUV in Verkehr gebracht werden, von der 
Anwendung dieser Verordnung ausnehmen. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten die 
nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften mit, die solche Ausnahmen vorsehen. Sie stellen sicher, dass 
ausgenommene Produkte nicht mit der CE-Kennzeichnung gemäß Artikel 17 versehen sind. Produkte, die auf der 
Grundlage einer solchen Ausnahme in Verkehr gebracht werden, gelten nicht als im Sinne dieser Verordnung in der Union 
in Verkehr gebracht.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

1. „Bauprodukt“ bezeichnet jedes geformte oder formlose physische Bauelement, einschließlich mithilfe von 3D-Druck 
hergestellter Produkte, oder einen Bausatz, das bzw. der beispielsweise durch die Anlieferung an die Baustelle in Verkehr 
gebracht wird, um dauerhaft in Bauwerke oder Teile davon eingebaut zu werden, mit Ausnahme von Bauelementen, die 
zuerst in einen Bausatz oder ein anderes Bauprodukt eingebaut werden müssen, bevor sie dauerhaft in Bauwerke 
eingebaut werden;
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2. „Produkt“ bezeichnet ein Bauprodukt oder ein anderes Bauelement, das in den Anwendungsbereich dieser Verordnung 
gemäß Artikel 2 fällt;

3. „dauerhaft“ bezeichnet dafür vorgesehen, nach Abschluss des Bau- oder Renovierungsprozesses im Bauwerk oder in 
Teilen davon zu verbleiben;

4. „Bereitstellung auf dem Markt“ bezeichnet jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts zum Vertrieb 
oder zur Verwendung auf dem Markt der Union im Rahmen einer Geschäftstätigkeit, unabhängig davon, ob dies im 
Rahmen einer Dienstleistungserbringung erfolgt oder nicht;

5. „Inverkehrbringen“ bezeichnet die erstmalige Bereitstellung eines Produkts auf dem Unionsmarkt oder die erstmalige 
Bereitstellung eines gebrauchten Produkts auf dem Unionsmarkt, nachdem ein solches Produkt ausgebaut wurde;

6. „Leistung“ bezeichnet den Grad, in dem ein Produkt bestimmte skalierbare wesentliche Merkmale aufweist;

7. „wesentliche Merkmale“ bezeichnet die Merkmale des Produkts, die sich auf die grundlegenden Anforderungen an 
Bauwerke gemäß Anhang I beziehen, sowie die Merkmale, die in Anhang II als vorab festgelegte wesentliche 
Umweltmerkmale aufgeführt sind;

8. „Produktanforderung“ bezeichnet ein Merkmal gemäß Anhang III, das ein Produkt aufweisen muss, bevor es in Verkehr 
gebracht werden kann;

9. „Wirtschaftsteilnehmer“ bezeichnet Hersteller, Bevollmächtigte, Einführer, Händler und Fulfilment-Dienstleister oder 
jede andere natürliche oder juristische Person, die in Bezug auf die Herstellung oder Wiederaufbereitung von Produkten 
einschließlich gebrauchter Produkte oder deren Bereitstellung auf dem Markt gemäß dieser Verordnung dieser 
Verordnung unterliegt;

10. „Hersteller“ bezeichnet einen Hersteller im Sinne von Artikel 3 Nummer 8 der Verordnung (EU) 2019/1020;

11. „3D-Datensatz“ bezeichnet einen Satz numerischer Daten, der die Form eines Objekts anhand seiner äußeren 
Abmessungen und seiner Hohlräume beschreibt;

12. „Bauwerke“ bezeichnet Gebäude sowie Tief- und Ingenieurbauten, die sowohl über dem Boden als auch unter Boden 
bzw. über oder unter Wasser liegen können, wozu unter anderem Straßen, Brücken, Tunnel, Masten und andere 
Einrichtungen für den Transport von Strom, Kommunikationskabel, Rohrleitungen, Trinkwasserleitungen, Dämme, 
Flughäfen, Häfen, Wasserwege und Anlagen, die die Grundlage für Eisenbahnschienen bilden, zählen;

13. „Leistungsstufe“ bezeichnet das Ergebnis der Bewertung der Leistung eines Produkts in Bezug auf seine wesentlichen 
Merkmale, ausgedrückt als Zahlenwert;

14. „Leistungsklasse“ bezeichnet eine Bandbreite von Leistungsstufen eines Produkts, die durch einen Mindest- und einen 
Höchstwert abgegrenzt wird;

15. „Schwellenwert“ bezeichnet eine Mindest- oder Höchstleistungsstufe eines Produkts in Bezug auf ein bestimmtes 
wesentliches Merkmal;

16. „wesentlicher Bestandteil“ bezeichnet einen Bestandteil, der als Bauteil oder Ersatzteil für ein Produkt verwendet wird 
und der in einer harmonisierten technischen Spezifikation als wesentlich für die Bestimmung, Sicherheit oder Leistung 
eines Produkts festgelegt wurde;

17. „Bausatz“ bezeichnet ein Produkt, das von einem einzigen Wirtschaftsteilnehmer als Satz von mindestens zwei 
getrennten Bauelementen, bei denen es sich nicht notwendigerweise um Produkte handeln muss und die dazu 
bestimmt sind, gemeinsam in Bauwerke eingebaut zu werden, in Verkehr gebracht wird;

18. „europäisches Bewertungsdokument“ („EBD“) bezeichnet ein Dokument, das von der Organisation Technischer 
Bewertungsstellen zum Zweck der Ausstellung Europäischer Technischer Bewertungen angenommen wurde;

19. „europäische technische Bewertung“ („ETB“) bezeichnet die dokumentierte Bewertung der Leistung eines Produkts in 
Bezug auf seine wesentlichen Merkmale im Einklang mit dem betreffenden europäischen Bewertungsdokument;

20. „gebrauchtes Produkt“ bezeichnet ein Produkt, das kein Abfall im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG ist oder die 
Abfalleigenschaft gemäß der genannten Richtlinie nicht mehr besitzt und mindestens einmal in ein Bauwerk eingebaut 
wurde und
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a) keinem Verfahren unterzogen worden ist, das über Maßnahmen der Prüfung, Reinigung oder Reparatur zum 
Zwecke der Verwertung hinausgeht, bei denen Produkte oder Bauteile von Produkten so vorbereitet werden, dass sie 
ohne weitere Vorbehandlung für Bauzwecke verwendet werden können, oder

b) einem Umwandlungsprozess unterzogen worden ist, der über Maßnahmen der Prüfung, Reinigung oder Reparatur 
zum Zwecke der Verwertung hinausgeht und der nach Maßgabe der anwendbaren harmonisierten technischen 
Spezifikation als nicht wesentlich für die Leistung des Produkts eingestuft ist;

21. „Verwendungszweck“ bezeichnet den vorgesehenen Zweck eines Produkts gemäß den anwendbaren harmonisierten 
technischen Spezifikationen oder den europäischen Bewertungsdokumenten;

22. „angegebener Verwendungszweck“ bezeichnet die vom Hersteller vorgesehene Verwendung, einschließlich der 
Verwendungsbedingungen, wie sie in der technischen Dokumentation, auf Kennzeichnungen, in allgemeinen 
Produktinformationen, in Gebrauchsanweisungen, in Sicherheitsinformationen oder in Werbematerial festgelegt sind;

23. „Reparatur“ bezeichnet den Prozess, mit dem ein fehlerhaftes Produkt instandgesetzt wird oder seine defekten Bauteile 
ausgetauscht werden, damit das Produkt wieder in einen Zustand versetzt wird, in dem es seinen angegebenen 
Verwendungszweck erfüllen kann;

24. „Wartung“ bezeichnet eine Maßnahme, die durchgeführt wird, um ein Produkt in einem Zustand zu halten, in dem es 
gemäß der Spezifikation funktionieren kann;

25. „wiederaufbereitetes Produkt“ bezeichnet ein Produkt, bei dem es sich nicht um Abfall im Sinne der Richtlinie 
2008/98/EG handelt oder das die Abfalleigenschaft im Sinne der genannten Richtlinie nicht mehr besitzt, das 
mindestens einmal in ein Bauwerk eingebaut wurde und das einem Umwandlungsprozess unterzogen wurde, der über 
Maßnahmen der Prüfung, Reinigung oder Reparatur zum Zwecke der Verwertung hinausgeht und der nach Maßgabe 
der anwendbaren harmonisierten technischen Spezifikation als wesentlich für die Leistung des Produkts eingestuft ist;

26. „Risiko“ bezeichnet ein Risiko im Sinne von Artikel 3 Nummer 18 der Verordnung (EU) 2019/1020;

27. „Produkttyp“ bezeichnet das durch den vorgesehenen Verwendungszweck und eine Reihe von Merkmalen, die jegliche 
Abweichung in Bezug auf die Leistung oder die Erfüllung der in oder im Einklang mit dieser Verordnung festgelegten 
Produktanforderungen ausschließen, bestimmte abstrakte Modell einzelner Produkte, während identische Produkte 
verschiedener Hersteller als verschiedene Produkttypen aufgefasst werden;

28. „Stand der Technik“ bezeichnet eine Methode zur Erreichung eines bestimmten Ziels, die entweder die wirksamste und 
fortschrittlichste Methode darstellt oder diesem Ziel nahekommt, oder eine Methode, die dem entspricht, was derzeit 
mit gängigen Technologien möglich ist, unabhängig davon, ob es sich um die technologisch fortschrittlichste Lösung 
handelt;

29. „Recycling“ bezeichnet Recycling im Sinne von Artikel 3 Nummer 17 der Richtlinie 2008/98/EG;

30. „Fulfilment-Dienstleister“ bezeichnet einen Fulfilment-Dienstleister im Sinne von Artikel 3 Nummer 11 der Verordnung 
(EU) 2019/1020;

31. „Produktfamilie“ bezeichnet alle Produkttypen, die zu einer der in Anhang VII aufgeführten Familien gehören;

32. „Produktkategorie“ bezeichnet eine Untergruppe der Produkttypen einer bestimmten Produktfamilie, die diejenigen 
Produkttypen umfasst, die einen bestimmten, in harmonisierten technischen Spezifikationen oder europäischen 
Bewertungsdokumenten festgelegten Verwendungszweck gemeinsam haben;

33. „werkseigene Produktionskontrolle“ bezeichnet die dokumentierte, kontinuierliche, gemäß Anhang IX durchgeführte 
interne Produktionskontrolle in einer Herstellungswerk in Bezug auf bestimmte Parameter oder Qualitätsaspekte, die 
den Besonderheiten einer jeweiligen Produktfamilie oder -kategorie sowie den Herstellungsverfahren Rechnung trägt 
und auf eine Leistungsbeständigkeit oder auf die kontinuierliche Erfüllung der Produktanforderungen abzielt;

34. „Einführer“ bezeichnet einen Einführer im Sinne von Artikel 3 Nummer 9 der Verordnung (EU) 2019/1020;

35. „Händler“ bezeichnet jede natürliche oder juristische Person in der Lieferkette, bei der es sich weder um den Hersteller 
noch um den Einführer handelt, die ein Produkt auf dem Markt bereitstellt, indem sie beispielsweise Produkte zum 
Verkauf, zur Miete oder zum Teilzahlungskauf anbietet oder Produkte im Zuge einer kommerziellen Maßnahme 
einschließlich des Fernverkaufs für Kunden oder für Montagebetriebe präsentiert, unabhängig davon, ob dies gegen eine 
Zahlung erfolgt;

36. „Bevollmächtigter“ bezeichnet jede in der Union ansässige natürliche oder juristische Person, die von einem Hersteller 
schriftlich beauftragt wurde, in seinem Namen bestimmte Aufgaben im Zusammenhang mit den Pflichten des 
Herstellers gemäß dieser Verordnung wahrzunehmen;
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37. „individuell gefertigt“ bezeichnet die Tatsache, dass aufgrund der Spezifikationen des Kunden im Vergleich zu allen 
anderen Produkten, die der betreffende Wirtschaftsteilnehmer für andere Kunden herstellt, das Herstellungsverfahren 
angepasst werden muss;

38. „Kleinstunternehmen“ bezeichnet ein Kleinstunternehmen im Sinne von Artikel 2 Absatz 3 des Anhangs der 
Empfehlung 2003/361/EG der Kommission (23);

39. „Sonderanfertigung“ bezeichnet die Tatsache, dass aufgrund der Spezifikationen des Kunden im Vergleich zu allen 
anderen Produkten, die der betreffende Wirtschaftsteilnehmer für andere Kunden herstellt, Größen- oder Werkstoff-
unterschiede bestehen;

40. „Permalink“ bezeichnet einen Link zu einer Website, der sowohl in Bezug auf den Inhalt als auch auf die Adresse 
(„URL“) stabil ist;

41. „Datenträger“ bezeichnet einen Strichcode, ein zweidimensionales Symbol oder ein anderes automatisches 
Datenerfassungsmedium, das von einem Gerät gelesen werden kann;

42. „harmonisierte technische Spezifikationen“ bezeichnet die harmonisierten Leistungsnormen, die für die Zwecke der 
Anwendung dieser Verordnung gemäß Artikel 5 Absatz 8, den in Artikel 6 Absatz 1 genannten Durchführungs-
rechtsakten und den in Artikel 7 Absatz 1, Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 10 Absatz 2 genannten delegierten 
Rechtsakten verbindlich gemacht wurden;

43. „europäische Normungsorganisation“ bezeichnet eine europäische Normungsorganisation im Sinne von Artikel 2 
Nummer 8 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012;

44. „Nicht-Serienfertigung“ bezeichnet ein Verfahren, das weder überwiegend automatisiert noch überwiegend unter 
Verwendung von Montagebandtechniken durchgeführt wird und in Bezug auf das Fertigungsvolumen nicht sehr häufig 
von dem betreffenden Wirtschaftsteilnehmer oder von den Wirtschaftsteilnehmern, die derselben Unternehmens-
gruppe, definiert anhand einer gemeinsamen, die Kontrolle ausübenden natürlichen oder juristischen Person, oder 
derselben Organisationsstruktur angehören, wiederholt wird;

45. „Rücknahme vom Markt“ bezeichnet eine Rücknahme vom Markt im Sinne von Artikel 3 Nummer 23 der Verordnung 
(EU) 2019/1020;

46. „Rückruf“ bezeichnet einen Rückruf im Sinne von Artikel 3 Nummer 22 der Verordnung (EU) 2019/1020;

47. „Online-Marktplatz“ bezeichnet den Betreiber eines Vermittlungsdienstes, der auf eine Online-Schnittstelle zurückgreift, 
die es Kunden ermöglicht, Fernabsatzverträge mit Wirtschaftsteilnehmern über den Verkauf von Produkten 
abzuschließen;

48. „Online-Schnittstelle“ bezeichnet eine Online-Schnittstelle im Sinne von Artikel 3 Nummer 15 der Verordnung (EU) 
2019/1020;

49. „Lieferant“ bezeichnet jede natürliche oder juristische Person, die den Herstellern oder anderen Personen, die den 
Herstellern Rohstoffe, Zwischenprodukte oder gebrauchte Produkte liefern, Rohstoffe, Zwischenprodukte oder 
gebrauchte Produkte zur Verfügung stellt;

50. „Dienstleister“ bezeichnet jede natürliche oder juristische Person, die eine Dienstleistung für einen Hersteller oder einen 
Lieferanten eines wesentlichen Bestandteils erbringt, sofern die Dienstleistung für die Herstellung von Produkten, 
einschließlich ihrer Konstruktion, oder, im Falle von gebrauchten Produkten, für ihre Demontage relevant ist;

51. „Akkreditierung“ bezeichnet die Akkreditierung im Sinne von Artikel 2 Nummer 10 der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008;

52. „Marktüberwachungsbehörde“ bezeichnet eine Marktüberwachungsbehörde im Sinne von Artikel 3 Nummer 4 der 
Verordnung (EU) 2019/1020;

53. „Lebenszyklus“ bezeichnet die aufeinanderfolgenden und untereinander verbundenen Lebensphasen eines Produkts von 
der Beschaffung der Rohstoffe oder der Gewinnung aus natürlichen Ressourcen oder, im Falle von Produkten, die zuvor 
in ein Bauwerk eingebaut waren, von der letzten Demontage aus dem Bauwerk bis zur Entsorgung;

54. „zentrales Verbindungsbüro“ bezeichnet die als Anlaufstelle für Kontakte mit der Kommission und anderen 
Mitgliedstaaten zu Fragen im Zusammenhang mit Bauprodukten benannte Behörde;
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55. „notifizierte Stelle“ bezeichnet eine Konformitätsbewertungsstelle, die befugt ist, Aufgaben eines unabhängigen Dritten 
im Zusammenhang mit der Bewertung und Überprüfung gemäß dieser Verordnung vorzunehmen und die 
ordnungsgemäß notifiziert wurde;

56. „notifizierende Behörde“ bezeichnet die einzige gemäß dieser Verordnung benannte Behörde, die für die Notifizierung 
und Überwachung der notifizierten Stellen zuständig ist;

57. „technische Bewertungsstelle“ bezeichnet eine gemäß dieser Verordnung benannte Stelle, die auf der Grundlage 
Europäischer Bewertungsdokumente europäische technische Bewertungen abgibt;

58. „benennende Behörde“ bezeichnet die einzige gemäß dieser Verordnung benannte Behörde, die für die Benennung und 
Überwachung der technischen Bewertungsstellen in einem Mitgliedstaat zuständig ist;

59. „Produkt, mit dem ein Risiko verbunden ist“ bezeichnet ein Produkt, das während seines gesamten Lebenszyklus ein 
inhärentes Potenzial aufweist, die Gesundheit und Sicherheit von Menschen, die Umwelt oder die Erfüllung von 
grundlegenden Anforderungen an Bauwerke, sofern in diese Bauwerke eingebaut, in einem Maße zu beeinträchtigen, 
das unter Berücksichtigung des Stands der Technik über das hinausgeht, was in Bezug auf den Verwendungszweck und 
unter normalen oder vernünftigerweise vorhersehbaren Verwendungsbedingungen als angemessen und annehmbar 
angesehen wird;

60. „Produkt, mit dem ein ernstes Risiko verbunden ist“ bezeichnet ein Produkt, mit dem ein ernstes Risiko verbunden ist, 
im Sinne von Artikel 3 Nummer 20 der Verordnung (EU) 2019/1020;

61. „Nebenprodukt“ bezeichnet ein Nebenprodukt im Sinne von Artikel 5 der Richtlinie 2008/98/EG;

62. „Recyclingfähigkeit“ bezeichnet die Eignung eines Werkstoffs oder eines Produkts, in gesonderten Abfallströmen 
wirksam und effizient getrennt, gesammelt, sortiert und aggregiert zu werden, um recycelt und als Sekundärrohstoff 
wiederverwendet zu werden, wobei der Qualitäts- oder Funktionsverlust gegenüber dem entsprechenden Primärroh-
stoff auf ein Mindestmaß beschränkt wird;

63. „krisenrelevante Waren“ bezeichnet krisenrelevante Waren im Sinne von Artikel 3 Nummer 6 der Verordnung (EU) 
2024/2747 des Europäischen Parlaments und des Rates (24);

64. „Notfallmodus für den Binnenmarkt“ bezeichnet einen Notfallmodus für den Binnenmarkt im Sinne von Artikel 3 
Nummer 3 der Verordnung (EU) 2024/2747.

Artikel 4

Arbeitsplan und vorbereitende Schritte für die Ausarbeitung harmonisierter technischer Spezifikationen

(1) Die Kommission wird von einer Sachverständigengruppe (die Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der 
Bauprodukteverordnung) unterstützt. Die Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung 
setzt sich zumindest aus von den Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen und Vertretern europäischer Normungs-
organisationen und einschlägiger europäischer Interessenverbände zusammen, die gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 1025/2012 Unionsmittel erhalten. Die Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung 
unterstützt die Kommission bei der Bearbeitung von Anträgen der Mitgliedstaaten auf eine Harmonisierung in der Union 
durch harmonisierte technische Spezifikationen. Insbesondere unterstützt die Sachverständigengruppe zum Acquis im 
Bereich der Bauprodukteverordnung die Kommission bei der Erstellung und Aktualisierung eines Arbeitsplans für die 
Ausarbeitung harmonisierter technischer Spezifikationen, bei der Vorbereitung der technischen Inhalte für harmonisierte 
technische Spezifikationen, bei der Entscheidung darüber, ob im Zusammenhang mit harmonisierten technischen 
Spezifikationen, die Mängel aufweisen, nicht verfügbar sind oder den unmittelbaren Regelungsbedarf nicht decken können, 
die Verfahren eingeleitet werden müssen, und bei der Festlegung, ob gebrauchte Produkte in harmonisierte technische 
Spezifikationen aufgenommen werden.

(2) Die Kommission arbeitet im Anschluss an die Anhörung der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der 
Bauprodukteverordnung einen Arbeitsplan für die Ausarbeitung harmonisierter technischer Spezifikationen für die in 
Anhang VII aufgeführten Produktfamilien aus, der Produktanforderungen und allgemeine Produktinformationen, 
Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen umfasst, die mindestens den folgenden Dreijahreszeitraum abdek-
ken. Die Kommission legt die Prioritäten des Arbeitsplans unter Rückgriff auf eine transparente und ausgewogene Methode 
fest, die zusammen mit dem Arbeitsplan veröffentlicht wird. Die Methode trägt mindestens dem Regelungsbedarf der 
Mitgliedstaaten, Sicherheitsfragen im Zusammenhang mit Bauwerken und Produkten sowie den Zielen der Union in den 
Bereichen Klimaschutz und Kreislaufwirtschaft Rechnung.
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Die Kommission veröffentlicht den ersten Arbeitsplan spätestens am 8. Januar 2026.

Die Kommission erneuert und aktualisiert den Arbeitsplan mindestens alle drei Jahre. Sie veröffentlicht den Arbeitsplan für 
den nächsten Dreijahreszeitraum ein Jahr vor dem Ablauf der Gültigkeit des geltenden Arbeitsplans.

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten jährlich über die Fortschritte bei der 
Umsetzung des Arbeitsplans.

Ist die Kommission der Ansicht, dass die im Arbeitsplan festgelegten Ziele nicht erreicht werden können, nimmt sie 
unverzüglich entsprechende Änderungen daran vor und setzt das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten über die 
Gründe dafür in Kenntnis.

(3) Nachdem der Arbeitsplan gemäß Absatz 2 erstellt wurde, teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und der 
Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung die wesentlichen Merkmale mit, die sie für 
eine Produktfamilie oder -kategorie benötigen, einschließlich der Bewertungsmethoden, der Schwellenwerte oder der 
Leistungsklassen sowie der Produktanforderungen, die sie für erforderlich halten.

Wenn die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Unterabsatz 1 ihren Regelungsbedarf mitteilen, berücksichtigt die 
Kommission diesen oder legt eine Begründung vor, aus der hervorgeht, warum dies nicht möglich ist.

(4) Die Kommission ermittelt auf der Grundlage der in Anhang I aufgeführten grundlegenden Anforderungen an 
Bauwerke und unter Berücksichtigung des von den Mitgliedstaaten gemäß Absatz 3 dieses Artikels mitgeteilten 
Regelungsbedarfs sowie der Ziele der Union in den Bereichen Sicherheit, Umwelt, Kreislaufwirtschaft und Klimaschutz die 
technischen Aspekte, die für die Ausarbeitung von Normungsaufträgen erforderlich sind, einschließlich der jeweiligen 
wesentlichen Merkmale, und wird hierbei von der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauproduktever-
ordnung unterstützt. Diese wesentlichen Merkmale und die Liste der vorab festgelegten wesentlichen Umweltmerkmale 
gemäß Anhang II bilden die Grundlage für die Ausarbeitung der in Artikel 5 Absatz 2 genannten Normungsaufträge und 
der in Artikel 6 Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakte.

(5) Die Kommission trägt dafür Sorge, dass die wesentlichen Merkmale insoweit von harmonisierten technischen 
Spezifikationen abgedeckt sind, als die Ausarbeitung dieser Spezifikationen technisch und wirtschaftlich verhältnismäßig 
ist.

(6) Die Kommission ermittelt mit Unterstützung der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der 
Bauprodukteverordnung die in Artikel 7 genannten Produktanforderungen sowie andere harmonisierte technische 
Spezifikationen und entscheidet, ob gebrauchte Produkte von einem Normungsauftrag oder einer harmonisierten 
technischen Spezifikation abgedeckt werden oder ausgenommen sind. Die Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich 
der Bauprodukteverordnung ist umgehend zu Notifizierungen von Mitgliedstaaten nach Artikel 11 Absatz 5 zu 
konsultieren.

(7) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zu erlassen, mit denen 
Folgendes geändert wird:

a) die Liste der vorab festgelegten wesentlichen Umweltmerkmale gemäß Anhang II, um sie an den technischen Fortschritt 
und an neue Umweltrisiken anzupassen und um den gemäß Absatz 2 des vorliegenden Artikels auf der Grundlage des 
Regelungsbedarfs der Mitgliedstaaten festgelegten Prioritäten Rechnung zu tragen;

b) die in Anhang VII aufgeführten Produktfamilien, um sie an den technischen Fortschritt und an den Regelungsbedarf der 
Mitgliedstaaten anzupassen.

Artikel 5

Harmonisierte Normen zur Festlegung wesentlicher Merkmale für Leistung

(1) Die Methoden und die Kriterien für die Bewertung der Leistung eines Produkts in Bezug auf seine wesentlichen 
Merkmale werden in harmonisierten Normen festgelegt, die im Wege der in Absatz 8 genannten Durchführungsrechtsakte 
zwingend vorgeschrieben werden (im Folgenden „harmonisierte Leistungsnormen“). Die harmonisierten Leistungsnormen 
sehen — sofern angemessen und ohne hierdurch die Genauigkeit, Zuverlässigkeit oder Stabilität der Ergebnisse zu 
beeinträchtigen — Verfahren zur Bewertung der Leistung von Produkten in Bezug auf ihre wesentlichen Merkmale vor, die 
weniger aufwendig sind als Prüfungen.

(2) Die Kommission beauftragt gemäß Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 eine oder mehrere europäische 
Normungsorganisationen mit der Ausarbeitung harmonisierter Normen zur Festlegung wesentlicher Merkmale und der 
jeweiligen Bewertungsmethoden für eine oder mehrere Produktfamilien oder für eine oder mehrere Produktkategorien 
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innerhalb einer Familie. In dem Normungsauftrag sind die Grundsätze und die Bezugswerte für die Festlegung der 
wesentlichen Merkmale und der jeweiligen Bewertungsmethoden anzugeben. Im Normungsauftrag ist ausdrücklich 
anzugeben, ob sein Geltungsbereich gebrauchte Produkte einschließt oder nicht.

(3) Im Rahmen des in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Normungsauftrags kann die Kommission außerdem 
die europäischen Normungsorganisationen auffordern, die technischen Details anzugeben, die für die Umsetzung des 
Bewertungs- und Überprüfungssystems erforderlich sind, das gemäß den in Artikel 10 Absatz 2 genannten delegierten 
Rechtsakten anzuwenden ist.

(4) Die in Absatz 2 genannten Normungsaufträge können ein Ersuchen umfassen, eines oder mehrere der folgenden 
Elemente vorzuschlagen:

a) freiwillige oder verbindliche Schwellenwerte für die wesentlichen Merkmale;

b) Leistungsklassen für die wesentlichen Merkmale;

c) die wesentlichen Merkmale, die die Hersteller stets angeben müssen.

In diesen Normungsaufträgen sind die Grundsätze und die Bezugswerte anzugeben, die für die Festlegung der angeforderten 
Elemente erforderlich sind.

(5) Hat die Kommission in ihren Normungsauftrag ein Ersuchen um einen Vorschlag gemäß Absatz 4 des vorliegenden 
Artikels aufgenommen, so wird ihr die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser 
Verordnung zu erlassen, in denen sie für die Produktfamilien oder die Produktkategorien und für die Merkmale, auf die sich 
das Ersuchen erstreckt, die in Absatz 4 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Elemente festlegt.

Die Kommission kann nach Rücksprache mit der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauproduktever-
ordnung von den Vorschlägen der europäischen Normungsorganisation abweichen.

Der Kommission wird unabhängig von etwaigen vorherigen Normungsaufträgen, jedoch auf der Grundlage einer 
Empfehlung der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung, die Befugnis übertragen, 
gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung zu erlassen, in denen sie die in Absatz 4 
Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Elemente für in Anhang X aufgeführte Gruppen wesentlicher Merkmale 
horizontaler Art festlegt.

(6) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, in Fällen, in denen es aufgrund der Art oder der technischen 
Merkmale eines Produkts offensichtlich ist, dass eine Prüfung unnötig oder redundant wäre, gemäß Artikel 89 delegierte 
Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung zu erlassen, in denen sie die Bedingungen festlegt, unter denen davon 
ausgegangen wird, dass ein Produkt ohne Prüfungen oder ohne weitere Prüfungen eine bestimmte Leistungsstufe erfüllt, 
einen bestimmten Schwellenwert erreicht oder in eine bestimmte Leistungsklasse eingestuft werden kann.

(7) Die Kommission bewertet, ob die harmonisierten Normen mit den einschlägigen Normungsaufträgen, mit dieser 
Verordnung und mit anderem Unionsrecht einschließlich allgemeiner Rechtsgrundsätze im Einklang stehen. Die 
Kommission kann bewerten, ob harmonisierte Normen mit anderen harmonisierten Normen gemäß dieser Verordnung 
oder mit anderen harmonisierten Normen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, im 
Einklang stehen.

Die Kommission führt die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannte Bewertung durch und übermittelt der einschlägigen 
europäischen Normungsorganisation und der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung 
innerhalb von sechs Monaten, nachdem ihr die entsprechende harmonisierte Norm vorgelegt wurde, eine schriftliche 
Begründung. Ist die Kommission der Ansicht, dass eine Norm oder ein Teil davon nicht zufriedenstellend ist, so legt sie die 
Schwachstellen dar. Damit die Kommission dieser Verpflichtung innerhalb des vorgegebenen Zeitrahmens nachkommen 
kann, unterrichten die europäischen Normungsorganisationen die Kommission regelmäßig gemäß Artikel 10 Absatz 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 über den Fortschritt und den Inhalt des Dokuments der europäischen Normung.

(8) Steht eine harmonisierte Norm im Einklang mit den geltenden rechtlichen Anforderungen und erfüllt sie die 
Anforderungen in Bezug auf die im Normungsauftrag genannten Grundprinzipien und Bezugswerte sowie in Bezug auf die 
wesentlichen Merkmale, die mit Blick auf die grundlegenden Anforderungen an Bauwerke erfüllt werden müssen, so erlässt 
die Kommission unverzüglich einen Durchführungsrechtsakt, mit dem sie die Norm für verbindlich erklärt. Ein Jahr nach 
dem Erlass dieses Durchführungsrechtsakts wird die harmonisierte Leistungsnorm für die Zwecke dieser Verordnung 
verbindlich, es sei denn, in dem Durchführungsrechtsakt ist ein späterer Geltungsbeginn angegeben. Ein späterer 
Geltungsbeginn wird nur in Ausnahmefällen festgelegt, und der Rückgriff darauf berechtigt ist. Eine harmonisierte 
Leistungsnorm kann ab dem Datum des Erlasses des Durchführungsrechtsakts freiwillig angewandt werden.

Hält die Kommission eine harmonisierte Norm oder einen Teil davon für nicht zufriedenstellend, so kann sie einen 
Durchführungsrechtsakt erlassen, mit dem sie diese harmonisierte Norm mit Einschränkungen für verbindlich erklärt.
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Die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 2 
genannten Beratungsverfahren erlassen.

Kann eine harmonisierte Norm nicht verpflichtend gemacht werden, so kann die Kommission gemäß Artikel 6 einen 
Durchführungsrechtsakt erlassen.

(9) Ist ein Mitgliedstaat, das Europäische Parlament oder die Kommission — Letztere mit Unterstützung der 
Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung — der Auffassung, dass eine harmonisierte 
Leistungsnorm die geltenden gesetzlichen Anforderungen oder die Anforderungen in Bezug auf die wesentlichen Merkmale, 
die mit Blick auf die grundlegenden Anforderungen an Bauwerke erfüllt werden müssen, nicht vollständig erfüllt, so findet 
das Verfahren für formelle Einwände gegen harmonisierte Normen gemäß Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 
Anwendung.

(10) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Änderung von 
Anhang X zu erlassen, um zusätzliche Gruppen wesentlicher Merkmale horizontaler Art hinzuzufügen.

Artikel 6

Andere harmonisierte technische Spezifikationen zur Festlegung wesentlicher Merkmale

(1) Es wird zwar der Ausarbeitung von Normen Vorrang eingeräumt, die Kommission kann jedoch abweichend von 
Artikel 5 Absätze 1 bis 4 dieser Verordnung Durchführungsrechtsakte erlassen, in denen sie für eine oder mehrere 
Produktfamilien oder für eine oder mehrere Produktkategorien innerhalb einer Familie wesentliche Merkmale, deren 
Bewertungsmethoden und deren technische Details gemäß Artikel 5 dieser Verordnung festlegt, um den Regelungsbedarf 
der Mitgliedstaaten zu decken und um die in Artikel 114 AEUV genannten Ziele zu verfolgen.

Diese Durchführungsrechtsakte dürfen nur erlassen werden, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Die Kommission hat gemäß Artikel 5 Absatz 2 eine oder mehrere europäische Normungsorganisationen mit der 
Ausarbeitung einer harmonisierten Norm beauftragt und

i) der Auftrag wurde nicht angenommen, oder

ii) die harmonisierte Norm, die Gegenstand dieses Auftrags ist, wird nicht innerhalb der in Artikel 10 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 festgelegten Frist und spätestens drei Jahre nach der Annahme des Normungs-
auftrags vorgelegt oder

iii) die harmonisierte Norm entspricht nicht dem Auftrag und

b) in den letzten fünf Jahren wurde kein in Artikel 5 Absatz 8 Unterabsatz 1 genannter Durchführungsrechtsakt erlassen, 
mit dem eine harmonisierte Norm, die die wesentlichen Merkmale, deren Bewertungsmethoden und deren technische 
Details gemäß Artikel 5 abdeckt, für verbindlich erklärt wurde, oder es wurde in den letzten fünf Jahren ein solcher 
Durchführungsrechtsakt erlassen, jedoch mit Einschränkungen gemäß Artikel 5 Absatz 8 Unterabsatz 2.

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

(2) Vor der Ausarbeitung des Entwurfs eines in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Durchführungsrechtsakts 
teilt die Kommission dem in Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 genannten Ausschuss mit, dass die 
Bedingungen des Absatzes 1 des vorliegenden Artikels ihres Erachtens erfüllt worden sind.

(3) Bei der Ausarbeitung des Entwurfs des Durchführungsrechtsakts berücksichtigt die Kommission die Standpunkte der 
relevanten Gremien und der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung und konsultiert 
ordnungsgemäß alle einschlägigen Interessenverbände, die gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 Unionsmittel 
erhalten.

(4) Deckt ein in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannter Durchführungsrechtsakt dieselben wesentlichen Merkmale 
oder Bewertungsmethoden für eine bestimmte Produktfamilie oder eine bestimmte Produktkategorie ab wie eine 
harmonisierte Norm, deren Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurde oder für die ein in Artikel 5 
Absatz 8 genannter Durchführungsrechtsakt erlassen wurde, so löscht die Kommission die Fundstelle dieser harmonisierten 
Norm im Amtsblatt der Europäischen Union oder hebt den Durchführungsrechtsakt auf. Deckt der in Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels genannte Durchführungsrechtsakt nur teilweise die harmonisierte Norm ab, so hält die Kommission 
den Durchführungsrechtsakt, in dem eine Beschränkungen unterworfene harmonisierte Norm festgelegt ist, aufrecht.
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(5) Ist ein Mitgliedstaat oder das Europäische Parlament der Auffassung, dass ein gemäß Absatz 1 erlassener 
Durchführungsrechtsakt die Anforderungen in Bezug auf die wesentlichen Merkmale, die mit Blick auf die grundlegenden 
Anforderungen an Bauwerke erfüllt werden müssen, nicht vollständig erfüllt, so unterrichtet er oder es die Kommission 
entsprechend und legt eine ausführliche Erläuterung bei. Die Kommission prüft die ausführliche Erläuterung und kann den 
fraglichen Durchführungsrechtsakt gegebenenfalls ändern.

(6) Die Kommission geht nach dem in Artikel 5 beschriebenen Verfahren vor, wenn sie eine Überarbeitung oder 
Aktualisierung der wesentlichen Merkmale oder Bewertungsmethoden für diejenigen Produktfamilien oder Pro-
duktkategorien beauftragt, die unter den in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Durchführungsrechtsakt fallen. 
Ist die von der europäischen Normungsorganisation vorgelegte harmonisierte Norm geeignet, gemäß Artikel 5 Absatz 8 
angenommen zu werden, so hebt die Kommission den gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels erlassenen 
Durchführungsrechtsakt oder die Teile davon, die dieselben wesentlichen Merkmale oder Bewertungsmethoden für 
dieselben Produktfamilien oder Produktkategorien wie die harmonisierte Norm abdecken, auf.

Artikel 7

Produktanforderungen und harmonisierte Normen, die eine Vermutung der Konformität begründen

(1) Werden eine Produktfamilie oder eine oder mehrere Produktkategorien innerhalb einer Produktfamilie entweder von 
einer harmonisierten Leistungsnorm oder von einem in Artikel 6 Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakt abgedeckt, 
so wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung 
zu erlassen, in denen sie Produktanforderungen gemäß Anhang III für die jeweilige Produktfamilie oder Produktkategorie 
oder für Teile davon festlegt.

(2) Produkte, die unter diese Verordnung fallen, müssen vor ihrem Inverkehrbringen die geltenden Produktan-
forderungen erfüllen.

(3) Die Kommission kann nach Maßgabe von Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 eine oder 
mehrere europäische Normungsorganisationen beauftragen, Entwürfe für harmonisierte Normen, die die Vermutung der 
Konformität begründen, (im Folgenden „freiwillige harmonisierte Normen“) für die Produktanforderungen auszuarbeiten, 
die in den in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten delegierten Rechtsakten festgelegt sind.

(4) Wird eine gemäß Absatz 3 angeforderte freiwillige harmonisierte Norm von einer europäischen Normungsorganisa-
tion angenommen und der Kommission zur Veröffentlichung ihrer Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union 
vorgeschlagen, so bewertet die Kommission diese freiwillige harmonisierte Norm nach Maßgabe der Verordnung (EU) 
Nr. 1025/2012.

(5) Steht eine freiwillige harmonisierte Norm im Einklang mit den geltenden rechtlichen Anforderungen und erfüllt sie 
die Anforderungen in Bezug auf die im Normungsauftrag genannten Produktanforderungen, so veröffentlicht die 
Kommission unverzüglich eine Fundstelle dieser Norm im Amtsblatt der Europäischen Union.

(6) Wenn die Fundstelle einer freiwilligen harmonisierten Norm nicht im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
werden kann, kann die Kommission diese Fundstelle mit Einschränkungen veröffentlichen. Wenn die Fundstelle einer 
freiwilligen harmonisierten Norm weder im Amtsblatt der Europäischen Union noch als Fundstelle mit Einschränkungen 
veröffentlicht werden kann, macht die Kommission den in Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 genannten 
Ausschuss und die Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung auf die Angelegenheit 
aufmerksam.

(7) Bei einem Produktanforderungen unterliegenden Produkt, das mit freiwilligen harmonisierten Normen oder Teilen 
davon, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurden, im Einklang steht, wird davon 
ausgegangen, dass es mit den Produktanforderungen, die von diesen Normen oder Teilen davon abgedeckt werden, im 
Einklang steht.

(8) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Änderung des 
Anhangs III zu erlassen, um ihn an den technischen Fortschritt anzupassen und neue Risiken und Umweltaspekte 
abzudecken sowie um den auf dem Regelungsbedarf der Mitgliedstaaten beruhenden und gemäß Artikel 4 festgelegten 
Prioritäten Rechnung zu tragen.

Artikel 8

Gemeinsame Spezifikationen, die eine Vermutung der Konformität begründen

(1) Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte zur Festlegung gemeinsamer Spezifikationen erlassen, die eine 
alternative Möglichkeit zur Einhaltung der gemäß Artikel 7 Artikel 1 festgelegten Produktanforderungen bieten.

Diese Durchführungsrechtsakte dürfen nur erlassen werden, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:
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a) Die Kommission hat gemäß Artikel 7 Absatz 3 eine oder mehrere europäische Normungsorganisationen mit der 
Ausarbeitung einer freiwilligen harmonisierten Norm für die Produktanforderungen beauftragt und

i) der Auftrag wurde nicht angenommen,

ii) die freiwillige harmonisierte Norm, die Gegenstand dieses Auftrags ist, wird nicht innerhalb der gemäß Artikel 10 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 festgelegten Frist vorgelegt oder

iii) die freiwillige harmonisierte Norm entspricht nicht dem Auftrag und

b) für die freiwilligen harmonisierten Normen, die die Produktanforderungen abdecken, wurde keine Fundstelle im 
Amtsblatt der Europäischen Union gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 veröffentlicht, und es ist nicht zu erwarten, 
dass innerhalb eines angemessenen Zeitraums eine solche Fundstelle veröffentlicht wird.

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

(2) Vor der Ausarbeitung des Entwurfs eines in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Durchführungsrechtsakts 
teilt die Kommission dem in Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 genannten Ausschuss mit, dass die 
Bedingungen des Absatzes 1 des vorliegenden Artikels ihres Erachtens erfüllt worden sind.

(3) Bei der Ausarbeitung des Entwurfs eines in Absatz 1 dieses Artikels genannten Durchführungsrechtsakts 
berücksichtigt die Kommission die Standpunkte der relevanten Gremien und der Sachverständigengruppe zum Acquis im 
Bereich der Bauprodukteverordnung und konsultiert ordnungsgemäß alle einschlägigen Interessenverbände, die gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 Unionsmittel erhalten.

(4) Bei einem Produkt, das mit den gemeinsamen Spezifikationen, die mit den in Absatz 1 dieses Artikels genannten 
Durchführungsrechtsakten festgelegt wurden, oder Teilen davon im Einklang steht, wird davon ausgegangen, dass es mit 
den Produktanforderungen im Einklang steht, die mit den in Artikel 7 Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakten 
festgelegt wurden und die von diesen gemeinsamen Spezifikationen oder Teilen davon abgedeckt sind.

(5) Die Kommission hebt die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Durchführungsrechtsakte oder die Teile 
davon auf, die dieselben Produktanforderungen abdecken wie diejenigen, die von einer freiwilligen harmonisierten Norm 
abgedeckt werden, deren Fundstelle gemäß Artikel 7 Absatz 5 oder 6 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
wird.

(6) Ist ein Mitgliedstaat oder das Europäische Parlament der Auffassung, dass eine gemeinsame Spezifikation den 
Produktanforderungen, die mit den in Artikel 7 Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakten festgelegt wurden, nicht 
vollständig entspricht, so teilt er bzw. es dies der Kommission mit und legt eine ausführliche Erläuterung vor. Die 
Kommission bewertet die ausführliche Erläuterung und kann gegebenenfalls den Durchführungsrechtsakt, mit dem die 
betreffende gemeinsame Spezifikation festgelegt wurde, ändern.

Artikel 9

Allgemeine Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen

(1) Für Bauprodukte, die einer harmonisierten technischen Spezifikation oder einer europäischen technischen Bewertung 
unterliegen, werden allgemeine Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen bereitgestellt. 
Der Inhalt der allgemeinen Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen ist in Anhang IV 
festgelegt.

(2) Im Rahmen des in Artikel 5 Absatz 2 genannten Normungsauftrags kann die Kommission außerdem die europäische 
Normungsorganisation auffordern, Leitlinien herauszugeben, die unter anderem die technischen Details umfassen, die für 
die Erstellung der allgemeinen Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen gemäß 
Anhang IV erforderlich sind.

(3) Ist die Kommission der Auffassung, dass die von der europäischen Normungsorganisation gemäß Absatz 2 dieses 
Artikels herausgegebenen Leitlinien für eine bestimmte Produktfamilie oder -kategorie nicht sicherstellen, dass Absatz 1 
dieses Artikels angemessen und einheitlich umgesetzt wird, so wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß 
Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung zu erlassen, in denen sie Vorschriften für die 
Bereitstellung der allgemeinen Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen für die 
jeweilige Produktfamilie oder -kategorie festlegt.

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Änderung des 
Anhangs IV zu erlassen, um ihn an den technischen Fortschritt und an neue Informationsanforderungen anzupassen.
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Artikel 10

Bewertungs- und Überprüfungssysteme

(1) Die Bewertung und Überprüfung der Leistung eines Produkts hinsichtlich seiner wesentlichen Merkmale nach 
Maßgabe der gemäß den Artikeln 5 und 6 festgelegten harmonisierten technischen Spezifikationen oder nach Maßgabe der 
in Artikel 31 genannten europäischen Bewertungsdokumente oder seiner Konformität mit den gemäß Artikel 7 
angenommenen Produktanforderungen erfolgt nach Maßgabe eines oder mehrerer der in Anhang IX festgelegten Systeme.

(2) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser 
Verordnung zu erlassen, in denen sie für die jeweilige Produktfamilie oder -kategorie das anzuwendende Bewertungs- und 
Überprüfungssystem unter den in Anhang IX aufgeführten Systemen festlegt. In diesen delegierten Rechtsakten können 
unterschiedliche Bewertungs- und Überprüfungssysteme innerhalb derselben Produktfamilie oder -kategorie festgelegt 
werden, wobei eine Unterscheidung nach wesentlichen Merkmalen oder Produktanforderungen getroffen wird. Die 
Bewertungs- und Überprüfungssysteme werden festgelegt, bevor die harmonisierten technischen Spezifikationen oder 
europäischen Bewertungsdokumente Gültigkeit erlangen.

(3) Die gemäß Absatz 2 erlassenen delegierten Rechtakte berücksichtigen die Verwendungszwecke, den potenziellen 
Schaden aufgrund von Produktmängeln, die Anfälligkeit des Produkts für Leistungsschwankungen unter Produktions-
bedingungen, die Wahrscheinlichkeit des Auftretens von Fehlern bei seiner Herstellung und die Möglichkeit, 
Herstellungsfehler leicht zu erkennen. Diese delegierten Rechtsakte müssen auf die jeweiligen Produktfamilien oder 
-kategorien zugeschnitten sein, den Aufwand für die Hersteller auf ein Minimum begrenzen und gleichzeitig für ein hohes 
Maß an Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Menschen sowie der Umwelt sorgen.

(4) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Änderung von Anhang IX 
zu folgenden Zwecken zu erlassen:

a) Einführung zusätzlicher Bewertungs- und Überprüfungssysteme, wenn dies zur Anpassung an den technischen 
Fortschritt erforderlich ist, oder

b) Änderungen der bestehenden Bewertungs- und Überprüfungssysteme, um gegen systematische Nichtkonformitäten 
vonseiten notifizierter Stellen oder der Hersteller vorzugehen und die Anwendung der Anforderungen oder der darin 
enthaltenen Pflichten zu vereinheitlichen, wobei diese Änderungen keine Hinzufügungen oder Streichungen von in 
einem System festgelegten Aufgaben vorsehen dürfen.

Wenn die Kommission delegierte Rechtsakte gemäß Buchstabe a erlässt, darf sie keine zusätzlichen Systeme einführen, mit 
denen umfangreichere Pflichten für Wirtschaftsteilnehmer festgelegt werden als die Pflichten, die im System 1+ vorgesehen 
sind. Außerdem darf die Kommission nur dann zusätzliche Systeme einführen, wenn sich die Leitlinien für die Anwendung 
der bestehenden Systeme offensichtlich als unzureichend erwiesen haben.

Artikel 11

Harmonisierte Zone und nationale Maßnahmen

(1) Mit dieser Verordnung und den auf ihrer Grundlage erlassenen harmonisierten technischen Spezifikationen wird 
zusammen eine „harmonisierte Zone“ geschaffen.

Die harmonisierte Zone umfasst alle Produkte, die harmonisierten technischen Spezifikationen unterliegen.

Es wird davon ausgegangen, dass harmonisierte technische Spezifikationen in folgender Hinsicht umfassend sind:

a) Festlegung aller wesentlichen Merkmale und ihrer Bewertungsmethoden;

b) Spezifizierung aller Produktanforderungen, die nicht unter anderes Unionsrecht fallen, und

c) Festlegung der anwendbaren Bewertungs- und Überprüfungssysteme.

Harmonisierte technische Spezifikationen für neue Produkte gelten für gebrauchte Produkte aus Drittländern, es sei denn, 
die harmonisierte technische Spezifikation enthält ausdrücklich Vorschriften für gebrauchte Produkte.

(2) Die Mitgliedstaaten müssen die harmonisierte Zone in ihren nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften achten 
und dürfen die Bereitstellung von Produkten, die darunter fallen, auf dem Markt weder untersagen noch behindern, wenn 
diese Produkte dieser Verordnung entsprechen. Die Mitgliedstaaten legen keine anderen wesentlichen Merkmale und 
zugehörige Bewertungsmethoden oder Produktanforderungen als die in den harmonisierten technischen Spezifikationen 
festgelegten fest.
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Die harmonisierte Zone berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, nationale Anforderungen für die Verwendung von 
Produkten festzulegen, die harmonisierten technischen Spezifikationen unterliegen. Alle in solchen nationalen 
Anforderungen festgelegten Bewertungsmethoden und -systeme für die Bewertung und Überprüfung dieser müssen den 
geltenden harmonisierten technischen Spezifikationen entsprechen.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Bereitstellung auf dem Markt von Produkten innerhalb der harmonisierten Zone, 
die dieser Verordnung entsprechen, nicht durch Vorschriften oder Bedingungen vonseiten öffentlicher Stellen oder 
vonseiten privater Stellen, die als öffentliches Unternehmen handeln, oder privater Stellen, die aufgrund einer 
Monopolstellung oder im öffentlichen Auftrag als öffentliche Stelle handeln, behindert wird.

(3) Bei der Erfüllung der Verpflichtungen gemäß Absatz 2 beachten die Mitgliedstaaten insbesondere folgende Aspekte:

a) Es werden keine anderen als die in der harmonisierten Zone festgelegten Informations- oder Registrierungsan-
forderungen in Verbindung mit dem Inverkehrbringen festgelegt;

b) es werden keine anderen als die in der harmonisierten Zone festgelegten Bewertungen des Produkts verbindlich 
vorgeschrieben;

c) außer der CE-Kennzeichnung werden keine Kennzeichnungen, mit denen die Konformität mit den Anforderungen oder 
erklärten Leistungen in Bezug auf wesentliche Merkmale, die von der harmonisierten Zone erfasst werden, bescheinigt 
werden, verlangt, und alle bestehenden Vorschriften in nationalen Maßnahmen, die solche Kennzeichnungen 
vorschreiben, werden aufgehoben;

d) die nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften müssen die gemäß Artikel 5 Absatz 5 festgelegten Schwellenwerte 
einhalten;

e) die nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften dürfen sich nicht auf andere als die gemäß Artikel 5 festgelegten 
Leistungsklassen, Unterklassen oder zusätzlichen Klassen stützen;

f) die nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften dürfen nicht mehr Bewertungen und Überprüfungen erfordern als 
die gemäß Artikel 10 Absatz 1 festgelegten.

(4) Die Mitgliedstaaten registrieren in dem durch die Verordnung (EU) 2018/1724 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (25) eingerichteten einheitlichen digitalen Zugangstor alle ihre nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften im 
Zusammenhang mit Bauprodukten in ihrem Hoheitsgebiet, die von der harmonisierten Zone abgedeckt werden.

(5) Hält es ein Mitgliedstaat aus zwingenden Gründen der Gesundheit und Sicherheit von Menschen oder des Schutzes 
der Umwelt und um unmittelbarem Regelungsbedarf Rechnung zu tragen für erforderlich, Maßnahmen zu ergreifen, die für 
Produkte innerhalb der harmonisierten Zone in Bezug auf Merkmale gelten, die nicht in harmonisierten technischen 
Spezifikationen festgelegt sind, so teilt er dies der Kommission mit, wobei er die Notwendigkeit der ergriffenen Maßnahmen 
begründet und den Regelungsbedarf erläutert, dem Rechnung getragen werden soll.

Zu diesem Zweck wenden die Mitgliedstaaten das in der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (26) festgelegte Verfahren an. Dabei nehmen die Mitgliedstaaten auf diesen Absatz Bezug und geben an, welche 
Elemente Teil der Maßnahme sind.

Die Kommission antwortet auf die Mitteilung innerhalb der Fristen, die in dem Verfahren gemäß der Richtlinie (EU) 
2015/1535 festgelegt sind. Die Kommission unterbreitet innerhalb von sechs Monaten nach der Mitteilung entweder einen 
Genehmigungsvorschlag gemäß Absatz 6 dieses Artikels oder teilt ihre Gründe für die Ablehnung der nationalen 
Maßnahme mit.

Nach Eingang einer Mitteilung gemäß Unterabsatz 1 legt die Kommission die Angelegenheit unabhängig davon, ob sie 
beabsichtigt, die Maßnahme zu genehmigen, unverzüglich der Sachverständigengruppe zum Acquis im Bereich der 
Bauprodukteverordnung zur Konsultation darüber vor, ob Aktualisierungen bestehender harmonisierter Leistungsnormen 
vorrangig angefordert werden müssen.

(6) Die Kommission nimmt in folgenden Fällen einen Durchführungsrechtsakt zur Genehmigung der gemäß Absatz 5 
notifizierten nationalen Maßnahme an:
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a) wenn die notifizierte Maßnahme im Hinblick auf zwingende Gründe der Gesundheit und Sicherheit von Menschen oder 
des Schutzes der Umwelt, einschließlich des Klimas, hinreichend gerechtfertigt erscheint;

b) wenn der Regelungsbedarf nicht durch harmonisierte technische Spezifikationen oder durch anderes Unionsrecht 
gedeckt ist;

c) wenn durch die notifizierte Maßnahme Wirtschaftsteilnehmer aus anderen Mitgliedstaaten nicht diskriminiert werden;

d) wenn die notifizierte Maßnahme dazu geeignet ist, den jeweiligen Regelungsbedarf zu decken;

e) wenn die notifizierte Maßnahme kein gravierendes Hindernis für das Funktionieren des Binnenmarkts darstellt und

f) wenn nicht davon auszugehen ist, dass die notifizierte Maßnahme von einer harmonisierten Norm erfasst wird, die im 
Anschluss an einen Normungsauftrag gemäß Artikel 5 Absatz 2 innerhalb eines Jahres ab dem Datum der Notifizierung 
gemäß Absatz 5 des vorliegenden Artikels zu liefern ist, oder wenn dem in Artikel 90 Absatz 1 genannten Ausschuss 
zum Zeitpunkt dieser Mitteilung kein Durchführungsrechtsakt gemäß Artikel 6 Absatz 1 vorgelegt wurde.

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen. Sie werden 
aufgehoben, sobald der Regelungsbedarf durch harmonisierte technische Spezifikationen oder anderes Unionsrecht gedeckt 
ist.

In hinreichend begründeten Fällen äußerster Dringlichkeit im Zusammenhang mit dem Schutz der und Sicherheit von 
Menschen oder der Umwelt erlässt die Kommission gemäß dem in Artikel 90 Absatz 4 genannten Verfahren sofort geltende 
Durchführungsrechtsakte.

(7) Diese Verordnung berührt nicht die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, obligatorische Pfandsysteme einzuführen oder 
Hersteller zu verpflichten, direkt oder über ihre Einführer und Händler das Eigentum an ihren neuen, überschüssigen oder 
unverkauften Produkten, die sich in einem Zustand befinden, der demjenigen entspricht, in dem sie in Verkehr gebracht 
wurden, zurückzuerlangen, sofern durch die Maßnahme weder direkt noch indirekt Wirtschaftsteilnehmer in anderen 
Mitgliedstaaten diskriminiert werden.

(8) Diese Verordnung berührt nicht die Möglichkeit der Mitgliedstaaten, die Vernichtung überschüssiger oder nicht 
verkaufter Produkte zu verbieten oder ihre Vernichtung davon abhängig zu machen, dass sie zuvor auf einer nationalen 
Vermittlungsplattform für die nichtgewerbliche Verwendung von Produkten zur Verfügung gestellt wurden.

Artikel 12

Verhältnis zu anderem Unionsrecht

(1) Zur Vermeidung einer doppelten Bewertung derselben Aspekte der Gesundheit und Sicherheit von Menschen oder 
des Schutzes der Umwelt in Bezug auf Produkte wird der Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte 
Rechtsakte zu erlassen, um diese Verordnung durch Festlegung der Bedingungen zu ergänzen, unter denen Verpflichtungen 
im Zusammenhang mit der Bewertung der Leistung eines Produkts oder der Erfüllung bestimmter Produktanforderungen, 
einschließlich der Gleichwertigkeit der gemäß dieser Verordnung erforderlichen Bewertungs- und Überprüfungssysteme 
und der Verpflichtungen in Bezug auf die allgemeinen Produktinformationen, die Gebrauchsanweisung und die 
Anforderungen an Sicherheitsinformationen, durch die Erfüllung von Verpflichtungen aus anderem Unionsrecht erfüllt 
werden können.

Die in Unterabsatz 1 genannten Bedingungen dürfen keine Produktsicherheitsniveaus zulassen, die weniger streng sind als 
die gemäß dieser Verordnung festgelegten.

(2) Bei Konflikten zwischen dieser Verordnung und der Verordnung (EU) 2024/1781 sowie der Verordnung (EU) 
Nr. 1025/2012 haben die einschlägigen Bestimmungen der vorliegenden Verordnung Vorrang.

KAPITEL II

VERFAHREN, ERKLÄRUNGEN UND KENNZEICHNUNGEN

Artikel 13

Leistungs- und Konformitätserklärung

(1) Unterliegt ein Produkt einer harmonisierten technischen Spezifikation, die gemäß Artikel 5 oder 6 angenommen 
wurde, so unterliegt der Hersteller dem geltenden Bewertungs- und Überprüfungssystem gemäß Anhang IX und erstellt eine 
Leistungs- und Konformitätserklärung, bevor ein solches Produkt in Verkehr gebracht wird. Fällt ein Produkt unter eine 
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harmonisierte technische Spezifikation, die gemäß Artikel 7 angenommen wurde, so überprüft der Hersteller auch, ob das 
Produkt die geltenden Produktanforderungen erfüllt, die in delegierten Rechtsakten festgelegt wurden. Der Hersteller eines 
Produkts, für das keine harmonisierte technische Spezifikation gilt, kann eine Leistungs- und Konformitätserklärung gemäß 
dem einschlägigen Europäischen Bewertungsdokument und der Europäischen Technischen Bewertung ausstellen.

(2) Mit der Erstellung der Leistungs- und Konformitätserklärung übernimmt der Hersteller die Verantwortung für die 
Konformität des Produkts mit seiner erklärten Leistung und etwaigen geltenden Produktanforderungen und haftet gemäß 
den Rechtsvorschriften der Union und der Mitgliedstaaten über die vertragliche und außervertragliche Haftung. Liegen keine 
objektiven Hinweise auf das Gegenteil vor, so gehen die Mitgliedstaaten davon aus, dass die von den Herstellern erstellten 
Leistungs- und Konformitätserklärungen genau und zuverlässig sind.

Im Falle der Nichtkonformität oder des Fehlens einer Leistungs- und Konformitätserklärung, wenn eine solche Erklärung 
erforderlich ist, darf das Produkt nicht auf dem Markt bereitgestellt werden.

Artikel 14

Befreiung von der Pflicht zur Erstellung einer Leistungs- und Konformitätserklärung

Abweichend von Artikel 13 Absatz 1 kann ein Hersteller beschließen, sich der geltenden Bewertung und Überprüfung der 
Konformität des Produkts mit den geltenden Produktanforderungen nicht zu unterziehen, sowie keine Leistungs- und 
Konformitätserklärung abzugeben, sofern eines der folgenden Kriterien zutrifft:

a) Das Produkt wurde individuell oder als Sonderanfertigung gefertigt und erfüllt alle folgenden Bedingungen:

i) es wurde im Rahmen einer Nicht-Serienfertigung hergestellt;

ii) es wurde auf einen besonderen Auftrag hin gefertigt;

iii) es wurde in einem bestimmten einzelnen Bauwerk von einem Hersteller eingebaut, der auch für den sicheren Einbau 
des Produkts in das Bauwerk verantwortlich ist, und

iv) es wurde in Übereinstimmung mit den geltenden nationalen Vorschriften und unter Aufsicht der nach den geltenden 
nationalen Vorschriften für die sichere Ausführung des Bauwerks verantwortlichen Personen eingebaut;

b) das Produkt wurde in einer ausschließlich der Erhaltung des kulturellen Erbes angemessenen Weise im Rahmen einer 
Nicht-Serienfertigung zur angemessenen Renovierung von Bauwerken, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder 
aufgrund ihres besonderen architektonischen oder historischen Werts offiziell geschützt sind, in Übereinstimmung mit 
den geltenden nationalen Vorschriften gefertigt.

Artikel 15

Inhalt der Leistungs- und Konformitätserklärung

(1) Die Leistungs- und Konformitätserklärung wird unter Verwendung des Musters in Anhang V erstellt. Die Leistungs- 
und Konformitätserklärung gibt die Leistung von Produkten in Bezug auf die wesentlichen Merkmale dieser Produkte gemäß 
den einschlägigen harmonisierten technischen Spezifikationen oder Europäischen Bewertungsdokumenten an.

Gelten Produktanforderungen gemäß Artikel 7, so ist in der Leistungs- und Konformitätserklärung anzugeben, dass die 
Erfüllung dieser Anforderungen nachgewiesen wurde.

(2) Die Leistungs- und Konformitätserklärung umfasst die Umweltleistung des Produkts während seines gesamten 
Lebenszyklus in Bezug auf die vorab festgelegten wesentlichen Umweltmerkmale, die in Anhang II aufgeführt sind, für die 
erklärten Merkmale. Die Leistung umfasst die verwendete oder voraussichtlich verwendete Verpackung und wird mithilfe 
der neuesten Softwareversion berechnet, die auf der Website der Kommission kostenlos zur Verfügung gestellt wird.

Aktualisierungen der in Unterabsatz 1 genannten Software werden für die Zwecke dieser Verordnung ein Jahr nach ihrer 
Veröffentlichung verbindlich. Diese Softwareaktualisierungen können ab dem Datum ihrer Veröffentlichung freiwillig 
angewandt werden.

(3) Die Leistungs- und Konformitätserklärung deckt mindestens die Leistung eines Produkts während seines 
Lebenszyklus in Bezug auf die folgenden wesentlichen Merkmale ab:

a) wesentliche Merkmale gemäß Anhang II Buchstaben a bis d ab dem 8. Januar 2026;

b) wesentliche Merkmale gemäß Anhang II Buchstaben e bis m ab dem 9. Januar 2030;
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c) wesentliche Merkmale gemäß Anhang II Buchstaben n bis s ab dem 9. Januar 2032.

Die Leistungs- und Konformitätserklärung erstreckt sich auch auf diejenigen wesentlichen Merkmale, die gemäß den gemäß 
Artikel 5 Absatz 5 erlassenen delegierten Rechtsakten stets erklärt werden müssen.

(4) Auf der Leistungs- und Konformitätserklärung darf keine andere Kennzeichnung als die CE-Kennzeichnung 
angebracht werden.

(5) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Änderung des Musters in 
Anhang V zu erlassen, um es an den technischen Fortschritt in Bezug auf den neuen Informationsbedarf anzupassen, die 
Erfüllung der Anforderungen des Produktpasses gemäß den Artikeln 76 und 77 zu erleichtern und die Interoperabilität und 
korrekte Integration mit dem digitalen Produktpasssystem für Bauprodukte gemäß Artikel 75 sicherzustellen.

(6) Die in Artikel 31 beziehungsweise Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (27) genannten Informationen werden zusammen mit der Leistungs- und Konformitätserklärung zur Verfügung 
gestellt.

Artikel 16

Vorlage der Leistungs- und Konformitätserklärung

(1) Der Hersteller stellt auf elektronischem Wege eine Abschrift der Leistungs- und Konformitätserklärung für jedes auf 
dem Markt bereitgestellte Produkt zur Verfügung, es sei denn, die Erklärung ist in einem digitalen Produktpass enthalten, 
der die Bedingungen gemäß Artikel 76 erfüllt und über das gemäß Artikel 75 eingerichtete digitale Produktpasssystem für 
Bauprodukte verfügbar ist.

Wird jedoch einem einzigen Abnehmer ein Los gleicher Produkte geliefert, so braucht diesem lediglich eine einzige 
Abschrift der Leistungs- und Konformitätserklärung beigefügt zu werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 dieses Artikels kann ein Hersteller die in Artikel 13 Absatz 1 genannte Leistungs- und 
Konformitätserklärung auf einer Website bereitstellen, sofern er alle folgenden Bedingungen erfüllt:

a) er stellt sicher, dass der Inhalt der Leistungs- und Konformitätserklärung auf der Website in einem unveränderlichen 
elektronischen Format zur Verfügung gestellt wird;

b) er stellt die Leistungs- und Konformitätserklärung in einem vom Menschen lesbaren und maschinenlesbaren Format 
bereit und bietet die Möglichkeit, eine Kopie in einem allgemein lesbaren Format herunterzuladen;

c) er stellt sicher, dass die Website, auf der die Leistungs- und Konformitätserklärung zur Verfügung gestellt wurde, 
überwacht und gepflegt wird, sodass die Website und die Leistungs- und Konformitätserklärung den Abnehmern von 
Bauprodukten kontinuierlich zur Verfügung stehen;

d) er stellt sicher, dass die Empfänger von Bauprodukten kostenlos auf die Leistungs- und Konformitätserklärung zugreifen 
können;

e) er stellt den Abnehmern von Bauprodukten Anweisungen dazu zur Verfügung, wie sie auf die Website und die dort 
verfügbaren Leistungs- und Konformitätserklärungen für solche Produkte zugreifen können;

f) er stellt durch den eindeutigen Identifizierungscode des Produkttyps eine Verbindung zwischen dem Produkt und der 
damit verbundenen Leistungs- und Konformitätserklärung her; die Hersteller können zur Bereitstellung der Verknüpfung 
einen Datenträger, einschließlich eines Permalinks, verwenden, sofern Buchstabe a entsprochen wird.

(3) Im Rahmen des in Artikel 5 Absatz 2 genannten Normungsauftrags kann die Kommission außerdem die europäische 
Normungsorganisation auffordern, Leitlinien herauszugeben, um die Interoperabilität der in Absatz 2 Buchstabe b des 
vorliegenden Artikels genannten vom Menschen lesbaren und maschinenlesbaren Formate sicherzustellen.

(4) Der Hersteller legt die Leistungs- und Konformitätserklärung in der oder den Sprachen vor, die von den 
Mitgliedstaaten, in denen er das Produkt bereitzustellen beabsichtigt, vorgeschrieben ist bzw. sind, oder stellt sie in einem 
Produktpass gemäß Absatz 1 oder auf einer Website gemäß Absatz 2 zur Verfügung. Ein anderer Wirtschaftsteilnehmer, der 
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das Produkt dieses Herstellers in einem weiteren Mitgliedstaat bereitstellt, stellt zusammen mit dem Original eine 
Übersetzung oder Übersetzungen der Leistungs- und Konformitätserklärung in den von dem zusätzlichen Mitgliedstaat 
vorgeschriebenen Sprachen zur Verfügung.

Artikel 17

Allgemeine Grundsätze und Verwendung der CE-Kennzeichnung

(1) Für die CE-Kennzeichnung gelten die allgemeinen Grundsätze gemäß Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008.

(2) Die CE-Kennzeichnung wird nur an denjenigen Produkten angebracht, für die der Hersteller eine Leistungs- und 
Konformitätserklärung gemäß den Artikeln 13 und 15 erstellt hat. Die CE-Kennzeichnung wird an den wesentlichen 
Bestandteilen angebracht.

(3) Indem er die CE-Kennzeichnung anbringt oder anbringen lässt, erklärt der Wirtschaftsteilnehmer, dass er die 
Verantwortung für die Konformität des Produkts mit der erklärten Leistung und den geltenden gemäß dieser Verordnung 
festgelegten Produktanforderungen übernommen hat. Durch das Anbringen der CE-Kennzeichnung haftet der 
Wirtschaftsteilnehmer gemäß den nationalen Rechtsvorschriften über die vertragliche und außervertragliche Haftung für 
die erklärte Leistung und die Erfüllung dieser Anforderungen.

(4) Die CE-Kennzeichnung ist die einzige Kennzeichnung, die die Leistung des Produkts in Bezug auf die bewerteten 
wesentlichen Merkmale im Einklang mit dieser Verordnung sowie die Konformität des Produkts mit dieser Verordnung 
bescheinigt.

Artikel 18

Vorschriften und Auflagen für die Anbringung der CE-Kennzeichnung

(1) Die CE-Kennzeichnung wird gut sichtbar, leserlich und dauerhaft auf dem Produkt angebracht. Falls die Art des 
Produkts dies nicht zulässt oder nicht rechtfertigt, wird die CE-Kennzeichnung auf einer an dem Produkt befestigten 
Kennzeichnung oder auf der Verpackung oder, wenn auch das nicht möglich ist, auf den Begleitunterlagen angebracht.

(2) Hinter der CE-Kennzeichnung steht Folgendes:

a) die beiden letzten Ziffern des Jahres, in dem die CE-Kennzeichnung erstmals angebracht wurde, oder bei gebrauchten 
Produkten die beiden letzten Ziffern des Jahres, in dem das Produkt demontiert wurde, gefolgt von den letzten beiden 
Ziffern des Jahres, in dem die CE-Kennzeichnung an dem gebrauchten Produkt angebracht wurde;

b) der Name und die eingetragene Anschrift oder das Kennzeichen, mit dem der Name und die Anschrift des Herstellers 
leicht und eindeutig identifiziert werden können;

c) der Name und die eingetragene Anschrift des Bevollmächtigten oder das Kennzeichen, mit dem Name und Anschrift des 
Bevollmächtigten leicht und eindeutig identifiziert werden können, wenn der Hersteller keine Niederlassung in der Union 
hat oder wenn der Hersteller sich für einen Bevollmächtigten entscheidet;

d) der eindeutige Identifizierungscode des Produkttyps;

e) der Erklärungscode der Leistungs- und Konformitätserklärung;

f) gegebenenfalls die Kennnummer der notifizierten Stellen, die den Produkttyp überprüfen und die werkseigene 
Produktionskontrolle bewerten, und

g) ein mit dem digitalen Produktpass gemäß Artikel 76 verbundener Datenträger, wenn ein solcher digitaler Produktpass 
über das gemäß Artikel 75 eingerichtete digitale Produktpasssystem für Bauprodukte verfügbar ist.

Die in Unterabsatz 1 Buchstaben d und e dieses Absatzes aufgeführten Informationen können durch einen Datenträger, 
einschließlich eines Permalinks, der mit der Leistungs- und Konformitätserklärung gemäß Artikel 16 Absatz 2 
Buchstabe e verbunden ist, ersetzt werden, wenn die Leistungs- und Konformitätserklärung auf einer Website verfügbar ist. 
Auf die in Unterabsatz 1 Buchstaben d und e dieses Absatzes aufgeführten Informationen kann verzichtet werden, wenn ein 
Datenträger gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe g dieses Absatzes bereitgestellt wird.

(3) Die CE-Kennzeichnung wird vor dem Inverkehrbringen des Produkts angebracht. Danach kann ein Piktogramm oder 
ein anderes Zeichen stehen, das eine besondere Gefahr oder Verwendung angibt.
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Artikel 19

Weitere Kennzeichnungen und Leistungsangaben

(1) Andere Kennzeichnungen als die CE-Kennzeichnung, auch private, dürfen nur dann auf einem Produkt angebracht 
werden, wenn aus ihnen nicht hervorgeht, dass die Leistung des Produkts in Bezug auf wesentliche Merkmale, die unter die 
geltenden harmonisierten technischen Spezifikationen fallen, auf eine andere als die in dieser Verordnung festgelegte Art 
und Weise bewertet werden musste.

Amtlich anerkannte EN ISO 14024 Umweltzeichen des Typs I dürfen auf einem Produkt angebracht werden, wenn sie die 
Anforderung des Unterabsatzes 1 erfüllen.

(2) Gemäß Absatz 1 zulässige Kennzeichnungen und andere in den Rechtsvorschriften der Union vorgesehene 
Kennzeichnungen dürfen auf einem Produkt angebracht werden, solange die Sichtbarkeit, Lesbarkeit und Bedeutung der 
CE-Kennzeichnung dadurch nicht beeinträchtigt wird.

(3) Fällt ein Produkt unter eine harmonisierte technische Spezifikation, so muss eine Aussage eines Wirtschafts-
teilnehmers über die Produktleistung, die sich auf ein wesentliches Merkmal bezieht, das Gegenstand dieser harmonisierten 
technischen Spezifikation ist, der in den harmonisierten technischen Spezifikationen festgelegten Bewertungsmethode für 
dieses besondere wesentliche Merkmal entsprechen.

(4) Fällt ein Produkt unter harmonisierte technische Spezifikationen, so dürfen Aussagen über seine Leistung in Bezug 
auf die wesentlichen Merkmale, die in diesen harmonisierten technischen Spezifikationen festgelegt sind, zusätzlich nur 
dann an anderer Stelle als in der Leistungs- und Konformitätserklärung bereitgestellt werden, wenn sie auch in dieser 
Leistungs- und Konformitätserklärung angegeben werden.

Unterabsatz 1 gilt nicht für Fälle, in denen gemäß Artikel 14 keine Leistungs- und Konformitätserklärung erstellt wurde.

KAPITEL III

PFLICHTEN UND RECHTE DER WIRTSCHAFTSTEILNEHMER

Artikel 20

Pflichten aller Wirtschaftsteilnehmer

(1) Die Verpflichtungen der Wirtschaftsteilnehmer gemäß diesem Kapitel gelten nur für Produkte, die unter eine 
harmonisierte technische Spezifikation fallen, oder für Produkte, die auf der Grundlage einer Europäischen Technischen 
Bewertung mit CE-Kennzeichnung versehen wurden.

(2) Ein Wirtschaftsteilnehmer ergreift alle erforderlichen Maßnahmen, um eine fortgesetzte Konformität mit dieser 
Verordnung sicherzustellen. Wurde bei einem Wirtschaftsteilnehmer oder einem Produkt eine Nichtkonformität festgestellt 
und hat eine Marktüberwachungsbehörde eine Korrekturmaßnahme nach Artikel 65 Absatz 1 verlangt, legt der 
Wirtschaftsteilnehmer Fortschrittsberichte vor, bis die Behörde entscheidet, dass die Korrekturmaßnahme beendet werden 
kann.

(3) Ein Wirtschaftsteilnehmer nennt nach Aufforderung durch eine zuständige nationale Behörde dieser Behörde jeden 
Wirtschaftsteilnehmer oder anderen Akteur,

a) der diesen Wirtschaftsteilnehmer mit einem Produkt — einschließlich Bauteilen oder Ersatzteilen von Produkten — 
beliefert hat, und die Menge dieser Lieferung, oder der ihm eine unter diese Verordnung fallende Dienstleistung erbracht 
hat;

b) dem dieser Wirtschaftsteilnehmer ein Produkt — einschließlich Bauteilen oder Ersatzteilen von Produkten — geliefert 
hat, und die Menge dieser Lieferung, oder dem er eine unter diese Verordnung fallende Dienstleistung erbracht hat.

Bei der Bekanntgabe der in Unterabsatz 1 genannten Wirtschaftsteilnehmer oder anderen Akteure unterrichtet ein 
Wirtschaftsteilnehmer die zuständige nationale Behörde mindestens über Folgendes:

a) die Kontaktdaten, einschließlich der Anschriften und E-Mail-Adressen, dieser Wirtschaftsteilnehmer oder Akteure;

b) die Steuer- und Unternehmensregisternummer dieser Wirtschaftsteilnehmer oder Akteure.

(4) Ein Wirtschaftsteilnehmer muss alle in diesem Kapitel genannten Unterlagen und Informationen zehn Jahre lang 
nach dem Zeitpunkt, zu dem der Wirtschaftsteilnehmer das betreffende Produkt oder die betreffende Dienstleistung 
geliefert bzw. bezogen hat, für die zuständigen nationalen Behörden bereithalten, es sei denn, die Unterlagen oder 
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Informationen wurden über den in Artikel 76 genannten digitalen Produktpass bereitgestellt. Ein Wirtschaftsteilnehmer legt 
die Dokumentation und Informationen innerhalb von zehn Tagen nach Erhalt der Aufforderung durch die zuständige 
nationale Behörde vor.

(5) Der Wirtschaftsteilnehmer kann sich bei seinem jeweiligen gemäß Artikel 71 Absatz 5 eingerichteten nationalen 
System anmelden.

Der Wirtschaftsteilnehmer stellt Verbrauchern und Nutzern Kommunikationskanäle bereit (unter anderem Telefonnum-
mern, E-Mail-Adressen oder spezielle Abschnitte seiner Website), durch die sie ihn über alle Unfälle, sonstigen Vorfälle oder 
Sicherheitsprobleme im Zusammenhang mit dem Produkt informieren können.

(6) Wenn ein Wirtschaftsteilnehmer der Ansicht ist, dass ein nichtkonformes Produkt ein Risiko für die Gesundheit und 
Sicherheit von Menschen oder die Umwelt darstellt, so unterrichtet er darüber unverzüglich die zuständigen nationalen 
Behörden der Mitgliedstaaten, in denen er das Produkt auf dem Markt bereitgestellt hat; dabei macht er ausführliche 
Angaben, insbesondere über die Nichtkonformität und die ergriffenen Korrekturmaßnahmen. Ein Wirtschaftsteilnehmer 
kann die zuständigen nationalen Behörden über jeden anderen wahrscheinlichen Verstoß gegen diese Verordnung, von dem 
er Kenntnis erlangt, über die Nichtkonformität und die ergriffenen Korrekturmaßnahmen unterrichten.

(7) Ein Wirtschaftsteilnehmer haftet im Einklang mit nationalem Recht über die vertragliche und außervertragliche 
Haftung für Verstöße gegen diesen Artikel oder gegen die Artikel dieses Kapitels im Zusammenhang mit seinen Tätigkeiten.

Artikel 21

Rechte der Hersteller

(1) Ein Hersteller hat das Recht, von seinen Lieferanten und Dienstleistern die Informationen anzufordern, die in Bezug 
auf seine Produkte erforderlich sind, um seinen Verpflichtungen gemäß dieser Verordnung nachzukommen.

(2) Unterliegt der Hersteller Tätigkeiten eines Dritten, die von einer notifizierten Stelle ausgeführt werden, so hat der 
Hersteller das Recht, von seinen Lieferanten oder Dienstleistern zu verlangen, dass diese dieser notifizierten Stelle Zugang zu 
ihren Unterlagen und Räumlichkeiten gewähren, soweit die notifizierte Stelle diesen Zugang zur Wahrnehmung ihrer 
Tätigkeiten benötigt.

(3) Die in Absatz 1 festgelegten Rechte gelten auch für Hersteller, die ein gebrauchtes oder wiederaufbereitetes Produkt in 
Verkehr bringen, in Bezug auf den Lieferanten des gebrauchten Produkts, gegebenenfalls einschließlich des Demontage-
betriebs. Die erforderlichen Informationen können unter anderem Informationen über die frühere Verwendung des 
Produkts und den Prozess seiner Demontage umfassen.

(4) Ein Hersteller hat das Recht, von seinen Lieferanten und Dienstleistern die gemäß Artikel 15 Absatz 2 erforderlichen 
Daten und Berechnungen in Bezug auf die gelieferten Lieferungen oder Dienstleistungen, einschließlich der von einer 
notifizierten Stelle ausgestellten erforderlichen Validierungsberichte, anzufordern.

Artikel 22

Pflichten der Hersteller

(1) Beim Inverkehrbringen eines Produkts legt der Hersteller den Produkttyp unter Beachtung der Grenzen fest, die 
hierfür in der Begriffsbestimmung in Artikel 3 Nummer 27 festgelegt wurden. Der Hersteller stellt sicher, dass die Leistung 
des Produkts sowohl im Hinblick auf die verbindlichen wesentlichen Merkmale als auch auf die wesentlichen Merkmale, die 
erklärt werden sollen, bewertet wird. Fällt das Produkt unter Produktanforderungen, die durch delegierte Rechtsakte gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 festgelegt wurden, so stellt der Hersteller sicher, dass das Produkt auch im Einklang mit diesen 
Anforderungen entworfen und gebaut wurde.

Eine natürliche oder juristische Person, die ein Produkt mit 3D-Druck herstellt, muss die Verpflichtungen erfüllen, die 
Herstellern beim Inverkehrbringen obliegen. Die Verpflichtungen umfassen unter anderem die Verwendung geeigneter 
3D-Datensätze, die Verwendung von Materialien, die den geltenden Verfahren gemäß dieser Verordnung entsprechen, sowie 
die Überprüfung der Kompatibilität von 3D-Datensätzen, Druckmaterial und der verwendeten Drucktechnik.

(2) Wurde die Konformität eines Produkts mit den geltenden Anforderungen und seine Leistung in Bezug auf die in 
Absatz 1 dieses Artikels genannten wesentlichen Merkmale im Einklang mit dem/den anwendbaren Bewertungs- und 
Überprüfungssystem(en) gemäß Anhang IX nachgewiesen, so erstellt der Hersteller eine Leistungs- und Konformit-
ätserklärung gemäß den Artikeln 13 bis 15, bringt die CE-Kennzeichnung gemäß den Artikeln 17 und 18 an und stellt 
gegebenenfalls die Verfügbarkeit von Ersatzteilen, die auf dem Markt nicht allgemein verfügbar sind, gemäß Absatz 8 dieses 
Artikels sicher und bringt die Kennzeichnung gemäß Absatz 9 dieses Artikels an.
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(3) Der Hersteller erstellt als Grundlage für die Leistungs- und Konformitätserklärung eine technische Dokumentation, in 
der er Folgendes angibt:

a) den angegebenen Verwendungszweck, der in den Bereich des anwendbaren Verwendungszwecks fällt;

b) alle relevanten Elemente, die für den Nachweis der Leistung und Konformität erforderlich sind;

c) Informationen über die bestehenden Verfahren gemäß Absatz 4 dieses Artikels;

d) Informationen über das bzw. die in Anhang IX festgelegte(n) System bzw. Systeme;

e) gegebenenfalls Informationen über die Anwendung der vereinfachten Verfahren gemäß den Artikeln 59 bis 61, und

f) die Berechnung der Nachhaltigkeitsleistung im Umweltbereich in Bezug auf die wesentlichen Merkmale gemäß 
Artikel 15 Absatz 2.

(4) Der Hersteller stellt durch entsprechende Verfahren sicher, dass Produkte ihrer erklärten Leistung entsprechen und die 
Konformität mit dieser Verordnung beständig sichergestellt ist. Die Produktgestaltung, einschließlich der 3D-Datensätze, der 
Herstellungsverfahren und des verwendeten Materials, muss angemessen sein. Wird das Produkt in Serienfertigung 
hergestellt, so stellt der Hersteller durch entsprechende Verfahren sicher, dass das Produkt beständig seiner erklärten 
Leistung entspricht und die Konformität mit dieser Verordnung beständig sichergestellt ist. Änderungen der 
Produktgestaltung, einschließlich der 3D-Datensätze, des Herstellungsverfahrens und des verwendeten Materials, müssen 
angemessen sein. Änderungen der geltenden harmonisierten technischen Spezifikationen werden angemessen berück-
sichtigt; falls die Leistung oder die Konformität des Produkts dadurch beeinträchtigt wird, ist eine erneute Bewertung gemäß 
dem einschlägigen Bewertungsverfahren vorzunehmen.

Falls dies als zweckmäßig betrachtet wird, um die Genauigkeit, Zuverlässigkeit und Stabilität der erklärten Leistung und 
Konformität eines Produkts sicherzustellen, führt der Hersteller an Stichproben von in Verkehr befindlichen oder auf dem 
Markt bereitgestellten Produkten Prüfungen durch; ferner stellt er Untersuchungen an und führt erforderlichenfalls ein 
Verzeichnis der Beschwerden, der nichtkonformen Produkte und der Produktrückrufe und hält die Einführer und Händler 
darüber auf dem Laufenden.

(5) Der Hersteller stellt sicher, dass seine Produkte einen herstellerspezifischen eindeutigen Identifizierungscode des 
Produkttyps und, soweit verfügbar, eine Chargen- oder Seriennummer tragen, die für die Benutzer leicht sichtbar und lesbar 
ist. Ist dies aufgrund der Art des Produkts nicht möglich, so sind die erforderlichen Angaben auf einer angebrachten 
Kennzeichnung, auf der Verpackung oder, wenn dies ebenfalls nicht möglich ist, in einem Begleitdokument zum Produkt 
anzugeben.

Der Hersteller kennzeichnet ein Produkt in gleicher Weise wie in Unterabsatz 1 dargelegt als „Nur für die gewerbliche 
Verwendung“, wenn für seine Verwendung Fachwissen erforderlich ist, und präsentiert Kunden diese Kennzeichnung, bevor 
sie an einen Kaufvertrag gebunden sind; dies gilt auch für Fernverkäufe. Produkte, die nicht mit dem Vermerk „Nur für die 
gewerbliche Verwendung“ gekennzeichnet sind, richten sich auch an nicht gewerbliche Verwender und Verbraucher im 
Sinne dieser Verordnung und der Verordnung (EU) 2023/988.

Der Hersteller präsentiert den Kunden, bevor sie an einen Kaufvertrag gebunden sind, in sichtbarer Weise die Angaben, die 
gemäß dieser Verordnung bereitgestellt werden müssen; dies gilt auch für Fernverkäufe.

(6) Bei der Bereitstellung eines Produkts auf dem Markt stellt der Hersteller sicher, dass dem Produkt die in Anhang IV 
enthaltenen allgemeinen Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen in einer von dem 
betreffenden Mitgliedstaat festgelegten Sprache oder — wenn keine solche Festlegung vorliegt — in einer Sprache beigefügt 
sind, die von den Nutzern leicht verstanden werden kann.

(7) Spätestens 18 Monate nach Inkrafttreten des in Artikel 75 Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakts stellt der 
Hersteller einen digitalen Produktpass gemäß Artikel 76 über das in Artikel 75 genannte digitale Produktpasssystem für 
Bauprodukte zur Verfügung, der mit einem Datenträger gemäß Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe g verbunden ist.

(8) Um die Verfügbarkeit von Ersatzteilen sicherzustellen, die auf dem Markt nicht allgemein verfügbar sind, wird der 
Kommission die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung zu erlassen, 
in denen den Herstellern für bestimmte Produktfamilien und -kategorien die Verpflichtung auferlegt wird, bestimmte 
Ersatzteile, die für die von ihnen in Verkehr gebrachten Produkte nicht allgemein verfügbar sind, auf dem Markt 
bereitzustellen.

Die in den delegierten Rechtsakten gemäß Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes festgelegte Verpflichtung gilt für einen 
Zeitraum von zehn Jahren nach dem Inverkehrbringen des letzten Produkts des jeweiligen Typs, es sei denn, in dem 
delegierten Rechtsakt wird ein anderer Zeitraum festgelegt.
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Hersteller, die der Verpflichtung gemäß Absatz 1 unterliegen, bieten die Ersatzteile innerhalb einer angemessen kurzen 
Lieferfrist zu einem angemessenen und diskriminierungsfreien Preis an und setzen die Öffentlichkeit davon in Kenntnis.

(9) Um Transparenz für die Nutzer sicherzustellen und nachhaltige Produkte zu fördern, wird der Kommission die 
Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung zu erlassen, um spezifische 
Anforderungen an die Kennzeichnung der ökologischen Nachhaltigkeit für bestimmte Produktfamilien und -kategorien 
festzulegen, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) das Produkt wird in der Regel von Verbrauchern gewählt oder gekauft, und

b) das Produkt weist während seines gesamten Lebenszyklus keine wesentlich unterschiedliche Umweltleistung in 
Abhängigkeit von der Montage auf.

Die Kennzeichnung beruht auf der Leistung des Produkts, die gemäß Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 6 Absatz 1 bewertet 
wurde, und bietet verbraucherfreundliche Informationen, die für Nichtfachleute verständlich sind.

(10) In den in Absatz 9 genannten delegierten Rechtsakten wird festgelegt, wie der Hersteller die Kennzeichnung 
anzubringen hat, indem Folgendes festgelegt wird:

a) der Inhalt der Kennzeichnung;

b) die Gestaltung der Kennzeichnung unter Berücksichtigung der Sichtbarkeit und Lesbarkeit;

c) die Art und Weise, in der die Kennzeichnung den Kunden präsentiert wird, auch bei Fernverkäufen;

d) gegebenenfalls die für die Erstellung von Kennzeichnungen zu verwendenden elektronischen Mittel.

(11) Ein Hersteller, der der Auffassung ist oder Grund zu der Annahme hat, dass ein von ihm in Verkehr gebrachtes 
Produkt nicht seiner erklärten Leistung oder dieser Verordnung entspricht, ergreift unverzüglich die erforderlichen 
Korrekturmaßnahmen, um die Konformität dieses Produkts herzustellen oder es gegebenenfalls zurückzunehmen oder 
zurückzurufen. Steht das Problem in Zusammenhang mit einem gelieferten Bauteil oder einer extern erbrachten 
Dienstleistung, so unterrichtet der Hersteller den Lieferanten oder Dienstleister und die zuständige nationale Behörde des 
Herstellers darüber.

(12) Wenn von einem Produkt ein Risiko ausgeht, unterrichtet der Hersteller darüber unverzüglich, spätestens binnen 
drei Arbeitstagen, alle Bevollmächtigten, Einführer, Händler, Fulfilment-Dienstleister und am Vertrieb beteiligten 
Online-Marktplätze sowie die nationalen zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen der Hersteller oder — seines 
Wissens — andere Wirtschaftsteilnehmer das Produkt zur Verfügung gestellt haben. Hierbei macht der Hersteller alle 
zweckdienlichen Angaben und nennt insbesondere die Art der Nichtkonformität, die Häufigkeit von Unfällen oder 
Störungen sowie die ergriffenen oder empfohlenen Korrekturmaßnahmen. Bei Risiken, die durch Produkte verursacht 
werden, die bereits einen Endabnehmer oder -verbraucher, der nicht ermittelt oder direkt kontaktiert werden kann, erreicht 
haben, verbreitet der Hersteller die Informationen über geeignete Maßnahmen, um die Risiken zu beseitigen oder, wenn 
nicht möglich, zu verringern, über die Medien und sonstige geeignete Kanäle, wobei er die größtmögliche Reichweite 
sicherstellt. Im Falle eines ernsten Risikos nimmt der Hersteller das Produkt auf eigene Kosten vom Markt und ruft es 
zurück.

Artikel 23

Pflichten der Bevollmächtigten

(1) Ein in der Union ansässiger Hersteller kann mittels eines schriftlichen Auftrags jede in der Union niedergelassene 
natürliche oder juristische Person als einzigen Bevollmächtigten benennen. Ein nicht in der Union ansässiger Hersteller 
ernennt einen einzigen Bevollmächtigten.

Die Erstellung der technischen Dokumentation gehört nicht zu den Aufgaben eines Bevollmächtigten.

(2) Ein Bevollmächtigter nimmt die Aufgaben wahr, die in dem vom Hersteller erteilten Auftrag festgelegt sind. Der 
Auftrag ermöglicht es dem Bevollmächtigten, zumindest die folgenden Aufgaben auszuführen:

a) Er hält den zuständigen nationalen Behörden die Leistungs- und Konformitätserklärung und die technische 
Dokumentation zur Verfügung;

b) auf begründetes Verlangen einer zuständigen nationalen Behörde händigt er dieser Behörde alle erforderlichen 
Informationen und die gesamte erforderliche Dokumentation zum Nachweis der Konformität eines Produkts mit seiner 
angegebenen Leistung und seiner Einhaltung sonstiger nach dieser Verordnung geltender Anforderungen aus;
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c) er kündigt den Vertrag, wenn der Hersteller gegen seine Verpflichtungen aus dieser Verordnung verstoßen hat, und 
unterrichtet den Hersteller, die zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen das Produkt in Verkehr 
gebracht wird, und die zuständige nationale Behörde seiner eigenen Niederlassung hierüber;

d) er kann, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass ein Produkt nicht konform ist oder ein Risiko darstellt, den 
Hersteller und die zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen das Produkt in Verkehr gebracht wird, 
sowie die zuständige nationale Behörde des Bevollmächtigten hierüber unterrichten; und

e) er arbeitet auf Verlangen der zuständigen nationalen Behörden bei allen ergriffenen Maßnahmen mit diesen zusammen, 
um die Risiken, die mit Produkten verbunden sind, die unter den Auftrag des Bevollmächtigten fallen, zu beseitigen und 
Nichtkonformitäten dieser Produkte zu beheben.

(3) Der Bevollmächtigte überprüft auf Dokumentenebene, ob

a) das Produkt mit der CE-Kennzeichnung und gegebenenfalls mit der Kennzeichnung gemäß Artikel 22 Absatz 9 versehen 
ist;

b) dem Produkt eine Leistungs- und Konformitätserklärung beigefügt ist oder diese Erklärung gemäß Artikel 16 Absatz 1 
oder 2 verfügbar ist und

c) der Hersteller die in Artikel 22 Absätze 5, 6 und 7 genannten Anforderungen erfüllt hat.

(4) Stellt ein Bevollmächtigter einen Fall der Nichtkonformität gemäß Absatz 3 dieses Artikels fest, fordert er den 
Hersteller auf, gemäß Artikel 22 Absätze 11 und 12 tätig zu werden.

Artikel 24

Pflichten der Einführer

(1) Einführer bringen nur Produkte in Verkehr, die dieser Verordnung entsprechen.

(2) Bevor er ein Produkt in Verkehr bringt, stellt der Einführer sicher, dass die Übereinstimmung des Produkts mit den 
geltenden Anforderungen und seine Leistung in Bezug auf relevante wesentliche Merkmale vom Hersteller gemäß Artikel 22 
Absätze 1 und 2 nachgewiesen wurden.

Der Einführer trägt dafür Sorge, dass

a) der Hersteller die in Artikel 22 Absatz 3 genannte technische Dokumentation erstellt hat;

b) das Produkt mit der CE-Kennzeichnung und der Kennzeichnung gemäß Artikel 22 Absatz 9 versehen ist;

c) dem Produkt die Leistungs- und Konformitätserklärung beigefügt ist oder die Erklärung gemäß Artikel 16 Absätze 1 und 
2 verfügbar ist und

d) der Hersteller die in Artikel 22 Absätze 5, 6 und 7 genannten Anforderungen erfüllt.

(3) Der Einführer vergewissert sich, dass der Zweck des Produkts vom Hersteller erklärt wurde, und stellt sicher, dass 
dem Produkt allgemeine Produktinformationen, eine Gebrauchsanleitung und Sicherheitsinformationen gemäß Anhang IV 
in einer von dem betreffenden Mitgliedstaat festgelegten Sprache oder — wenn keine solche Festlegung vorliegt — in einer 
Sprache beigefügt sind, die von den Nutzern leicht verstanden werden kann. Bevor sie an einen Kaufvertrag gebunden sind, 
präsentiert der Einführer Kunden in sichtbarer Weise die Angaben, die gemäß dieser Verordnung oder harmonisierten 
technischen Spezifikationen bereitgestellt werden müssen; dies gilt auch für Fernverkäufe.

(4) Solange sich ein Produkt in seiner Verantwortung befindet, stellt der Einführer sicher, dass die Lagerungs- oder 
Transportbedingungen dessen Konformität mit der Leistungs- und Konformitätserklärung mit oder dessen Einhaltung von 
anderen gemäß dieser Verordnung geltenden Anforderungen nicht beeinträchtigen.

(5) Ein Einführer, der der Auffassung ist oder Grund zu der Annahme hat, dass ein Produkt nicht der Leistungs- und 
Konformitätserklärung oder sonstigen gemäß dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht, bringt das Produkt 
erst dann in Verkehr, wenn es der beigefügten Leistungs- und Konformitätserklärung und sonstigen gemäß dieser 
Verordnung geltenden Anforderungen entspricht oder nachdem die Leistungs- und Konformitätserklärung korrigiert wurde. 
Wenn mit dem Produkt ein Risiko verbunden ist, unterrichtet der Einführer ferner den Hersteller und die zuständige 
nationale Behörde hiervon.

DE ABl. L vom 18.12.2024

38/106 ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/3110/oj



(6) Der Einführer gibt seinen Namen, seinen eingetragenen Handelsnamen oder seine eingetragene Handelsmarke, den 
Ort seiner Niederlassung, seine Kontaktanschrift sowie — falls verfügbar — elektronische Kommunikationsmittel entweder 
auf dem Produkt selbst oder, wenn dies nicht möglich ist, auf der Verpackung oder in den dem Produkt beigefügten 
Unterlagen an.

(7) Der Einführer prüft Beschwerden und führt erforderlichenfalls ein Register der Beschwerden, der nichtkonformen 
Produkte und der Rücknahmen vom Markt oder Rückrufe von Produkten und hält die Hersteller und Händler über diese 
Überwachung auf dem Laufenden.

(8) Einführer, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme haben, dass ein von ihnen in Verkehr gebrachtes 
Produkt nicht der erklärten Leistung oder sonstigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht, ergreifen 
unverzüglich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die Konformität dieses Produkts herzustellen oder es, soweit 
angemessen, zurückzunehmen oder zurückzurufen. Außerdem unterrichten die Einführer, wenn mit dem Produkt Risiken 
verbunden sind, unverzüglich die zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen sie das Produkt auf dem 
Markt bereitgestellt haben, darüber und machen dabei ausführliche Angaben, insbesondere über die Nichtkonformität und 
die ergriffenen Korrekturmaßnahmen.

(9) Einführer, die an Endabnehmer verkaufen, müssen auch den Verpflichtungen für Händler nachkommen.

Artikel 25

Pflichten der Händler

(1) Wenn Händler Produkte auf dem Markt bereitstellen, tun sie dies unter angemessener Berücksichtigung der 
Verpflichtungen gemäß dieser Verordnung.

(2) Bevor Händler ein Produkt auf dem Markt bereitstellen, vergewissern sie sich, dass

a) das Produkt mit der CE-Kennzeichnung und gegebenenfalls mit der Kennzeichnung gemäß Artikel 22 Absatz 9 versehen 
ist,

b) dem Produkt erforderlichenfalls eine Leistungs- und Konformitätserklärung beigefügt ist oder die Erklärung gemäß 
Artikel 16 Absatz 2 verfügbar ist,

c) dem Produkt allgemeine Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen gemäß Artikel 22 
Absatz 6 beigefügt sind, die in einer Sprache abgefasst sind, die von den Endnutzern in dem Mitgliedstaat, in dem das 
Produkt auf dem Markt bereitgestellt werden soll, leicht verstanden werden kann,

d) der Hersteller und der Einführer die Anforderungen nach Artikel 22 Absätze 5 und 7 bzw. Artikel 24 Absatz 6 erfüllt 
haben.

(3) Der Händler präsentiert Kunden, bevor diese an einen Kaufvertrag gebunden sind, in sichtbarer Weise die Angaben, 
die gemäß dieser Verordnung bereitgestellt werden müssen; dies gilt auch für Fernverkäufe.

(4) Händler, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme haben, dass ein Produkt nicht der erklärten Leistung 
oder sonstigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht, stellen das Produkt erst dann auf dem Markt 
bereit, wenn es der beigefügten Leistungs- und Konformitätserklärung und sonstigen nach dieser Verordnung geltenden 
Anforderungen entspricht. Wenn mit dem Produkt ein Risiko verbunden ist, unterrichtet der Händler ferner den Hersteller 
und die verantwortlichen zuständigen nationalen Behörden hiervon.

(5) Solange sich ein Produkt in seiner Verantwortung befindet, stellt der Händler sicher, dass die Lagerungs- oder 
Transportbedingungen die Konformität des Produkts mit seiner erklärten Leistung und die Einhaltung anderer gemäß dieser 
Verordnung geltender Anforderungen nicht beeinträchtigen.

(6) Ein Händler, der der Auffassung ist oder Grund zu der Annahme hat, dass ein von ihm auf dem Markt bereitgestelltes 
Produkt nicht seiner erklärten Leistung oder sonstigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht, sorgt 
dafür, dass die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die Konformität dieses Produkts herzustellen oder es, soweit 
angemessen, zurückzunehmen oder zurückzurufen, ergriffen werden. Außerdem unterrichtet der Händler, wenn mit dem 
Produkt Risiken verbunden sind, unverzüglich die zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen er das 
Produkt auf dem Markt bereitgestellt hat, darüber und macht dabei ausführliche Angaben, insbesondere über die 
Nichtkonformität und die ergriffenen Korrekturmaßnahmen.
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Artikel 26

Umstände, unter denen die Verpflichtungen des Herstellers auch für Einführer und Händler gelten

(1) In den folgenden Fällen gilt ein Einführer oder Händler als Hersteller für die Zwecke dieser Verordnung und unterliegt 
den Herstellerpflichten gemäß Artikel 22:

a) wenn er ein Produkt unter seinem eigenen Namen oder seiner Handelsmarke in Verkehr bringt;

b) wenn er ein Produkt vorsätzlich so ändert oder es unabsichtlich so geändert wird, dass die Übereinstimmung der 
Leistungs- und Konformitätserklärung oder der in dieser Verordnung festgelegten oder im Rahmen dieser Verordnung 
erlassenen Anforderungen beeinträchtigt werden kann;

c) wenn er ein Produkt auf dem Markt mit einem angegebenen Verwendungszweck bereitstellt, der sich von dem vom 
Hersteller bei der Bewertung und Überprüfung angegebenen Verwendungszweck unterscheidet;

d) wenn er angibt, dass das Produkt Merkmale aufweist, die von den vom Hersteller angegebenen Merkmalen abweichen, 
oder

e) wenn er entscheidet, die Rolle des Herstellers zu übernehmen.

(2) Absatz 1 gilt auch für Wirtschaftsteilnehmer, die Folgendes in Verkehr bringen:

a) ein gebrauchtes Produkt, für das eine harmonisierte technische Spezifikation mit Vorschriften für gebrauchte Produkte 
gilt,

b) ein gebrauchtes Produkt, das nicht unter eine harmonisierte technische Spezifikation mit Bestimmungen für gebrauchte 
Produkte fällt und zuvor nicht in der Union in Verkehr gebracht wurde,

c) ein wiederaufbereitetes Produkt.

(3) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Wirtschaftsteilnehmer nur folgendermaßen tätig wird:

a) Er fügt Übersetzungen der vom Hersteller bereitgestellten Informationen hinzu;

b) er ersetzt die äußere Verpackung eines bereits in Verkehr gebrachten Produkts, auch bei Änderung der Packungsgröße, 
wenn die Umverpackung so erfolgt, dass der ursprüngliche Zustand des Produkts dadurch nicht beeinträchtigt werden 
kann und die gemäß dieser Verordnung erforderlichen Informationen immer noch korrekt bereitgestellt werden.

(4) Ein Wirtschaftsteilnehmer, der die in Absatz 3 genannten Tätigkeiten erbringt, unterrichtet hiervon den Hersteller 
oder seinen Bevollmächtigten, unabhängig davon, ob dieser Wirtschaftsteilnehmer die Produkte besitzt oder Dienst-
leistungen erbringt. Er führt die Umverpackung so durch, dass weder der ursprüngliche Zustand des Produkts noch dessen 
Konformität mit dieser Verordnung durch die Umverpackung beeinträchtigt werden kann und dass die gemäß dieser 
Verordnung vorzulegenden Angaben immer noch korrekt bereitgestellt werden. Der Wirtschaftsteilnehmer handelt in 
Bezug auf die aus dieser Verordnung hervorgehenden Verpflichtungen mit gebührender Sorgfalt.

Artikel 27

Pflichten der Fulfilment-Dienstleister

(1) Bei Beiträgen zur Bereitstellung eines Produkts auf dem Markt handeln Fulfilment-Dienstleister in Bezug auf die aus 
dieser Verordnung hervorgehenden Verpflichtungen mit gebührender Sorgfalt.

(2) Fulfilment-Dienstleister stellen sicher, dass die vom Hersteller oder Einführer bereitgestellten Kennzeichnungen und 
Unterlagen verfügbar sind oder dem Produkt beigefügt sind, insbesondere

a) die CE-Kennzeichnung und die Kennzeichnung gemäß Artikel 22 Absatz 9,

b) die Leistungs- und Konformitätserklärung,

c) die in Artikel 22 Absatz 6 genannten allgemeinen Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheits-
informationen.
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(3) Ein Fulfilment-Dienstleister stellt sicher, dass die Bedingungen während der Lagerhaltung, der Verpackung, der 
Adressierung oder des Versands die Konformität des Produkts mit seiner erklärten Leistung oder die Einhaltung anderer 
anwendbarer Anforderungen dieser Verordnung nicht beeinträchtigen. Hersteller oder Einführer von Bauprodukten stellen 
den Fulfilment-Dienstleistern die detaillierten Informationen zur Verfügung, die für eine sichere Lagerung, Verpackung, 
Adressierung oder einen sicheren Versand und für das weitere Funktionieren des Produkts erforderlich sind.

(4) Fulfilment-Dienstleister unterstützen Rücknahmen vom Markt oder Rückrufe von Produkten, unabhängig davon, ob 
sie von Marktüberwachungsbehörden, Herstellern, Bevollmächtigten oder Einführern veranlasst wurden.

(5) Fulfilment-Dienstleister, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme haben, dass ein Produkt nicht der 
Leistungs- und Konformitätserklärung oder sonstigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht, 
unterstützen die Bereitstellung des Produkts auf dem Markt erst dann, wenn das Produkt der einschlägigen Leistungs- und 
Konformitätserklärung und sonstigen nach dieser Verordnung geltenden Anforderungen entspricht oder nachdem die 
Leistungs- und Konformitätserklärung korrigiert wurde. Wenn mit dem Produkt ein Risiko verbunden ist, unterrichtet der 
Fulfilment-Dienstleister ferner den Hersteller und die verantwortliche zuständige nationale Behörde hiervon.

Artikel 28

Pflichten von Online-Marktplätzen

(1) Ein Online-Marktplatz ergreift die folgenden Maßnahmen:

a) Für die Zwecke der Einhaltung von Artikel 31 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (28) gestaltet und organisiert er seine Online-Schnittstelle so, dass die Wirtschaftsteilnehmer ihren 
Verpflichtungen gemäß Artikel 29 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung nachkommen können.

b) Er richtet eine zentrale Kontaktstelle für die direkte Kommunikation mit den zuständigen nationalen Behörden der 
Mitgliedstaaten in Bezug auf die Einhaltung dieser Verordnung ein, die dieselbe sein kann wie die in Artikel 22 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2023/988 oder Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2022/2065 erwähnte.

c) Er übermittelt nach Eingang einer Meldung im Rahmen der Notifizierung über Unfälle oder sonstige Vorfälle gemäß 
Artikel 16 der Verordnung (EU) 2022/2065 eine angemessene Antwort.

d) Er zeigt sich kooperativ, um für die Wirksamkeit von Marktüberwachungsmaßnahmen zu sorgen, unter anderem, indem 
er keine Hindernisse für solche Maßnahmen schafft.

e) Er unterrichtet die zuständigen nationalen Behörden über alle Maßnahmen, die in Bezug auf die Nichtkonformität oder 
den Verdacht der Nichtkonformität von unter diese Verordnung fallenden Produkten ergriffen wurden.

f) Er schafft einen regelmäßigen und strukturierten Austausch von Informationen über Inhalte, die von Online-Markt-
plätzen auf Ersuchen der zuständigen nationalen Behörden entfernt wurden.

(2) Was die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14 der Verordnung (EU) 2019/1020 übertragenen Befugnisse betrifft, 
so übertragen die Mitgliedstaaten ihren Marktüberwachungsbehörden die Befugnis, in Bezug auf sämtliche unter die 
vorliegende Verordnung fallenden Produkte Online-Marktplätze anzuweisen, bestimmte illegale Inhalte, die ein nicht 
konformes Produkt betreffen, von ihren Online-Schnittstellen zu entfernen, den Zugang dazu zu sperren oder für die 
Endnutzer bei deren Zugriff darauf eine ausdrückliche Warnung anzuzeigen. Solche Anordnungen müssen mit Artikel 9 der 
Verordnung (EU) 2022/2065 in Einklang stehen.

(3) Ein Online-Marktplatz trifft die erforderlichen Maßnahmen, um die in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten 
Anordnungen gemäß Artikel 9 der Verordnung (EU) 2022/2065 entgegenzunehmen und diesen nachzukommen.

(4) Dieser Artikel gilt auch für Hersteller, Einführer oder Händler, die Produkte ohne Beteiligung eines Online-Markt-
platzes im Internet anbieten.
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Artikel 29

Online-Warenhandel und andere Formen des Fernabsatzes

(1) Wird ein Produkt online oder über eine andere Form des Fernabsatzes zum Verkauf angeboten, gilt das Produkt als 
auf dem Markt bereitgestellt, wenn sich das Angebot an Kunden in der Union richtet. Ein Verkaufsangebot gilt als an 
Kunden in der Union gerichtet, wenn der betroffene Wirtschaftsteilnehmer seine Tätigkeiten in irgendeiner Weise auf einen 
Mitgliedstaat ausrichtet. Unter anderem gilt ein Angebot als an Kunden in der Union gerichtet, wenn

a) der Wirtschaftsteilnehmer die Währung eines Mitgliedstaats verwendet,

b) der Wirtschaftsteilnehmer eine in einem der Mitgliedstaaten registrierte Internet-Domain verwendet hat oder eine 
Internet-Domain verwendet, die sich auf die Union oder einen Mitgliedstaat bezieht, oder

c) wenn zu den geografischen Gebieten, in die versendet wird, ein Mitgliedstaat gehört.

Die in Unterabsatz 1 genannten Bedingungen gelten nicht, wenn der Wirtschaftsteilnehmer den Unionsmarkt ausdrücklich 
und tatsächlich ausschließt.

(2) Stellt ein Wirtschaftsteilnehmer ein Produkt auf dem Markt online oder über andere Formen des Fernabsatzes bereit, 
so muss das Angebot dieses Produkts erforderlichenfalls klar und deutlich die CE-Kennzeichnung, die in Artikel 18 Absatz 2 
aufgeführten Informationen, die Kennzeichnung gemäß Artikel 22 Absatz 9 und einen mit einem digitalen Produktpass 
verbundenen Datenträger gemäß Artikel 22 Absatz 7 enthalten.

(3) Jede natürliche oder juristische Person, die einen Vermittlungsdienst für das Inverkehrbringen von Produkten 
erbringt, erfüllt die Verpflichtungen eines Wirtschaftsteilnehmers gemäß Absatz 2 in Bezug auf die erbrachten 
Dienstleistungen.

Artikel 30

Durchführungsrechtsakte über Verpflichtungen und Rechte von Wirtschaftsteilnehmern

Soweit es erforderlich ist, um die einheitliche Anwendung der vorliegenden Verordnung zu gewährleisten, und nur soweit es 
notwendig ist, um unterschiedliche Praktiken, die den Binnenmarkt für die Wirtschaftsteilnehmer fragmentieren, zu 
vermeiden, kann die Kommission Durchführungsrechtsakte erlassen, in denen im Einzelnen geregelt ist, wie Wirtschafts-
teilnehmer die in diesem Kapitel genannten Pflichten zu erfüllen und die in diesem Kapitel genannten Rechte auszuüben 
haben.

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

KAPITEL IV

EUROPÄISCHE BEWERTUNGSDOKUMENTE

Artikel 31

Europäische Bewertungsdokumente

(1) Die Methoden und Kriterien zur Bewertung der Leistung von Produkten, einschließlich gebrauchter Produkte, in 
Bezug auf ihre wesentlichen Merkmale können in Europäischen Bewertungsdokumenten festgelegt werden, sofern die 
Produkte nicht unter Folgendes fallen:

a) eine harmonisierte Norm, die durch einen in Artikel 5 Absatz 8 genannten Durchführungsrechtsakt verbindlich 
vorgeschrieben wird,

b) einen in Artikel 6 Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakt oder

c) eine harmonisierte Norm, die gemäß einem in Artikel 5 Absatz 2 genannten Normungsauftrag innerhalb eines 
Zeitraums von weniger als einem Jahr vorzulegen ist.

(2) Ein Produkt gilt nicht als von harmonisierten Normen oder in Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakten erfasst, 
wenn

a) der angegebene Verwendungszweck des Produkts nicht in den Anwendungsbereich des Verwendungszwecks gemäß der 
harmonisierten Norm oder des Durchführungsrechtsakts fällt,
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b) die verwendeten Werkstoffe nicht mit den Werkstoffen identisch sind, die der harmonisierten Norm oder dem 
Durchführungsrechtsakt zufolge zu verwenden sind, oder

c) die Bewertungsmethode gemäß der harmonisierten Norm oder dem Durchführungsrechtsakt sich nicht für dieses 
Produkt eignet.

(3) Auf Antrag eines Herstellers, einer Gruppe von Herstellern oder eines Herstellerverbands auf eine Europäische 
Technische Bewertung oder auf Initiative der Kommission kann die Organisation Technischer Bewertungsstellen im 
Einvernehmen mit der Kommission ein Europäisches Bewertungsdokument ausarbeiten und annehmen.

Die grundlegenden Anforderungen an Bauwerke gemäß Anhang I und die Liste der vorab festgelegten umweltbezogenen 
wesentlichen Merkmale in Anhang II bilden die Grundlage für die Erstellung der Europäischen Bewertungsdokumente. Die 
Ausarbeitung und Annahme eines Europäischen Bewertungsdokuments erfolgt nach den Grundsätzen und dem Verfahren 
des Artikels 32.

(4) Europäische Bewertungsdokumente werden nicht in Bezug auf ein wesentliches Merkmal oder eine Bewertungs-
methode für ein Produkt erstellt, wenn es ein anderes Europäisches Bewertungsdokument gibt, das dasselbe wesentliche 
Merkmal oder dieselbe Bewertungsmethode für dieses spezifische Produkt abdeckt und dessen Fundstelle entweder bereits 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wurde oder das der Kommission gemäß Artikel 34 Absatz 1 zur 
Bewertung vorgelegt wurde.

(5) Die Organisation Technischer Bewertungsstellen und die Kommission können Anträge auf Erstellung eines 
Europäischen Bewertungsdokuments im Einklang mit Anhang VI Nummer 5 bündeln oder ablehnen.

(6) Ab dem Tag der verbindlichen Anwendung einer harmonisierten technischen Spezifikation, die gemäß Artikel 5 
Absatz 8 oder Artikel 6 Absatz 1 verbindlich vorgeschrieben wurde und dasselbe Produkt und denselben 
Verwendungszweck wie ein Europäisches Bewertungsdokument abdeckt, wird das Europäische Bewertungsdokument 
nicht mehr für die Zwecke dieser Verordnung verwendet. In diesem Fall streicht die Kommission die Fundstelle des 
Europäischen Bewertungsdokuments aus dem Amtsblatt der Europäischen Union.

(7) Europäische Bewertungsdokumente bilden die Grundlage für die in Artikel 37 genannten europäischen technischen 
Bewertungen.

Artikel 32

Grundsätze und Verfahren für die Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente

(1) Für die Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente wenden die Technischen Bewertungsstellen 
und die Organisation Technischer Bewertungsstellen das in Anhang VI festgelegte Verfahren an.

(2) Für die Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente gelten für die Technischen Bewertungsstellen 
und die Organisation Technischer Bewertungsstellen folgende Grundsätze:

a) Sie müssen für die Mitgliedstaaten, den betreffenden Hersteller und andere Hersteller oder Interessenträger, die eine 
Unterrichtung beantragen, transparent sein,

b) sie dürfen vertrauliche Informationen nur dann an die Kommission weitergeben, wenn dies erforderlich ist, um die 
Konformität eines Europäischen Bewertungsdokuments mit den Rechtsvorschriften zu bewerten, und das Geschäfts-
geheimnis und die Vertraulichkeit sind zu wahren,

c) es sind geeignete verbindliche Fristen festzulegen, um ungerechtfertigte Verzögerungen zu vermeiden,

d) es muss eine angemessene Beteiligung der Mitgliedstaaten und der Kommission möglich sein,

e) sie müssen für den Hersteller kosteneffizient sein und

f) es muss eine ausreichende Kollegialität und Koordinierung unter den für das betreffende Produkt benannten Technischen 
Bewertungsstellen gewährleistet sein.

Die in Unterabsatz 1 Buchstaben a und b festgelegten Anforderungen sind so gegeneinander abzuwägen, dass zumindest die 
Offenlegung des Namens des Produkts in der Phase der Genehmigung und die Übermittlung des Arbeitsprogramms gemäß 
Anhang VI Nummer 3 sowie die Offenlegung des detaillierten Inhalts des Entwurfs des Europäischen Bewertungsdoku-
ments gemäß Anhang VI Nummer 8 möglich sind.
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(3) Die Technischen Bewertungsstellen tragen zusammen mit der Organisation Technischer Bewertungsstellen alle 
Kosten der Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente, es sei denn, eine solche Erstellung geht auf eine 
Initiative der Kommission zurück.

(4) Die Technischen Bewertungsstellen und die Organisation Technischer Bewertungsstellen vermeiden die Weiter-
verbreitung Europäischer Bewertungsdokumente, wenn es keine technische Rechtfertigung für eine Differenzierung 
zwischen den Produkten gibt. Sie ziehen in erster Linie die Ausweitung des Geltungsbereichs eines bestehenden 
europäischen Bewertungsdokuments der Erstellung neuer europäischer Bewertungsdokumente vor.

(5) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, Anhang VI nach Konsultation der Organisation Technischer 
Bewertungsstellen durch gemäß Artikel 89 erlassene delegierte Rechtsakte zu ändern, um zusätzliche Verfahrensvor-
schriften für die Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente festzulegen, sofern dies erforderlich ist, um 
das reibungslose Funktionieren des Systems Europäischer Bewertungsdokumente zu gewährleisten.

Artikel 33

Pflichten der Technischen Bewertungsstellen, die einen Antrag auf eine Europäische Technische Bewertung 
erhalten

(1) Wenn eine Technische Bewertungsstelle von einem Hersteller, einer Gruppe von Herstellern oder einem 
Herstellerverband einen Antrag auf Europäische Technische Bewertung erhält, muss die Technische Bewertungsstelle 
folgende Anforderungen erfüllen:

a) Ist das Produkt von einer harmonisierten technischen Spezifikation erfasst oder kann kein Europäisches 
Bewertungsdokument gemäß Artikel 31 erstellt werden, so teilt die Technische Bewertungsstelle dem Antragsteller 
mit, dass keine Europäische Technische Bewertung ausgestellt werden kann.

b) Ist das Produkt vollständig von einem Europäischen Bewertungsdokument erfasst, dessen Fundstelle im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht wurde, so teilt die Technische Bewertungsstelle dem Antragsteller mit, dass das 
betreffende Europäische Bewertungsdokument als Grundlage für die auszustellende Europäische Technische Bewertung 
dienen wird.

c) Kommt das Produkt für ein in Artikel 31 genanntes Europäisches Bewertungsdokument in Betracht und befindet sich 
kein solches Dokument im Prozess der Erstellung, so teilt die Technische Bewertungsstelle dem Antragsteller mit, dass 
die in Anhang VI festgelegten Verfahren eingeleitet werden.

In den in Unterabsatz 1 Buchstabe c dieses Artikels genannten Fällen, in denen jedoch erwartet wird, dass eine 
harmonisierte Norm für dasselbe Produkt innerhalb eines Zeitraums von mehr als einem Jahr, wie in einem in Artikel 5 
Absatz 2 genannten Normungsauftrag festgelegt, vorgelegt wird, unterrichtet die Technische Bewertungsstelle den 
Antragsteller über die Möglichkeit, dass ein Europäisches Bewertungsdokument gemäß Artikel 31 Absatz 6 nicht mehr 
verwendet wird.

(2) In den in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b und c dieses Artikels genannten Fällen unterrichtet die Technische 
Bewertungsstelle die Organisation Technischer Bewertungsstellen und die Kommission über den Inhalt des Antrags und 
über die Fundstelle eines jeweiligen delegierten Rechtsakts zur Festlegung des in Artikel 10 Absatz 2 genannten 
Bewertungs- und Überprüfungssystems, das die Technische Bewertungsstelle auf dieses Produkt anzuwenden beabsichtigt, 
oder darüber, dass es keinen entsprechenden delegierten Rechtsakt gibt.

(3) Ist die Kommission der Auffassung, dass es für das Produkt keinen geeigneten delegierten Rechtsakt zur Festlegung 
des Bewertungs- und Überprüfungssystems gibt, so kann sie einen delegierten Rechtsakt gemäß Artikel 10 Absatz 2 
erlassen.

Artikel 34

Veröffentlichung von Fundstellen

(1) Die Kommission bewertet im Einklang mit Anhang VI Nummer 9 die Übereinstimmung Europäischer 
Bewertungsdokumente mit harmonisierten technischen Spezifikationen, mit dieser Verordnung und mit anderem 
Unionsrecht. Entspricht ein Europäisches Bewertungsdokument den geltenden rechtlichen Anforderungen, so veröffentlicht 
die Kommission unverzüglich eine Fundstelle dieses Dokuments im Amtsblatt der Europäischen Union. Wenn die Fundstelle 
eines Europäischen Bewertungsdokuments nicht im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht werden kann, kann die 
Kommission diese Fundstelle mit Einschränkungen veröffentlichen.

(2) Nach der Veröffentlichung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels kann ein Europäisches Bewertungsdokument 
gemäß Artikel 37 für einen Zeitraum von zehn Jahren als Grundlage für eine Europäische Technische Bewertung verwendet 
werden, es sei denn, die Fundstelle des Europäischen Bewertungsdokuments wurde aus dem Amtsblatt der Europäischen Union 
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gestrichen oder das Europäische Bewertungsdokument wird gemäß Artikel 31 Absatz 6 nicht mehr verwendet. Die 
Organisation Technischer Bewertungsstellen kann im letzten Jahr dieses Zeitraums beschließen, das Europäische 
Bewertungsdokument zur Verlängerung vorzulegen. In diesem Fall nimmt die Kommission eine Neubewertung des 
Europäischen Bewertungsdokuments gemäß Absatz 1 dieses Artikels vor.

Artikel 35

Inhalt des Europäischen Bewertungsdokuments

(1) Ein Europäisches Bewertungsdokument enthält folgende Elemente:

a) eine Beschreibung des erfassten Produkts oder der erfassten Produktkategorie und seines Verwendungszwecks und

b) eine Auflistung der wesentlichen Merkmale, die für den Verwendungszweck des Produkts oder der Produktkategorie von 
Belang sind und auf die sich der Hersteller und die Organisation Technischer Bewertungsstellen geeinigt haben, sowie die 
in Anhang II genannten vorab festgelegten wesentlichen Umweltmerkmale und die Verfahren und Kriterien zur 
Bewertung der Leistung des Produkts oder der Produktkategorie in Bezug auf die aufgelisteten wesentlichen Merkmale.

(2) Das Europäische Bewertungsdokument enthält Folgendes:

a) die technischen Einzelheiten, die für die Umsetzung der Bewertungs- und Überprüfungssysteme erforderlich sind, die 
gemäß den gemäß Artikel 10 Absatz 2 erlassenen delegierten Rechtsakten anzuwenden sind,

b) die Leitlinien, einschließlich der technischen Einzelheiten, die für die Erstellung der in Anhang IV genannten allgemeinen 
Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen erforderlich sind,

c) die Leitlinien zur Gewährleistung der Interoperabilität der vom Menschen lesbaren und maschinenlesbaren Formate für 
die Leistungs- und Konformitätserklärung gemäß Absatz 16 Absatz 2 Buchstabe b.

(3) Kann die Leistung des Produkts unter Bezugnahme auf seine wesentlichen Merkmale, einschließlich der 
Bewertungsverfahren und -kriterien, die bereits für diese Merkmale in harmonisierten technischen Spezifikationen oder 
in anderen Europäischen Bewertungsdokumenten festgelegt wurden, angemessen bewertet werden, so werden diese 
vorhandenen wesentlichen Merkmale und ihre Verfahren und Kriterien als Bestandteile in das Europäische 
Bewertungsdokument übernommen, es sei denn, es ist technisch notwendig, von dieser Regel abzuweichen.

Diese Grundsätze gelten gegebenenfalls auch für Schwellenwerte und Leistungsklassen, die gemäß Artikel 5 Absatz 5 
festgelegt wurden.

Artikel 36

Formale Einwände gegen Europäische Bewertungsdokumente

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission Folgendes mit:

a) wenn sie der Auffassung sind, dass ein Europäisches Bewertungsdokument den geltenden rechtlichen Anforderungen 
oder den in Bezug auf die wesentlichen Merkmale, die mit Blick auf die grundlegenden Anforderungen an Bauwerke 
erfüllt werden müssen, nach Anhang I festgelegten Anforderungen und den vorab festgelegten umweltbezogenen 
wesentlichen Merkmalen nach Anhang II nicht vollständig entspricht,

b) wenn sie der Auffassung sind, dass ein Europäisches Bewertungsdokument Anlass zu ernsthaften Bedenken in Bezug auf 
die Gesundheit und Sicherheit von Menschen, den Schutz der Umwelt oder den Verbraucherschutz gibt,

c) wenn sie der Auffassung sind, dass ein Europäisches Bewertungsdokument die Anforderungen des Artikels 31 Absatz 1 
nicht erfüllt.

Der betreffende Mitgliedstaat begründet seinen Standpunkt. Die Kommission konsultiert daraufhin die übrigen 
Mitgliedstaaten zu den von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgebrachten Punkten.

(2) Anhand der Stellungnahmen aller Mitgliedstaaten beschließt die Kommission, ob die Fundstellen der betreffenden 
Europäischen Bewertungsdokumente im Amtsblatt der Europäischen Union zu veröffentlichen, nicht zu veröffentlichen, mit 
Einschränkungen zu veröffentlichen, zu belassen, mit Einschränkungen zu belassen oder zu streichen sind.

(3) Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten und die Organisation Technischer Bewertungsstellen über ihre in 
Absatz 2 genannte Entscheidung und gibt ihr erforderlichenfalls die Überarbeitung des betreffenden europäischen 
Bewertungsdokuments auf.
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Artikel 37

Europäische Technische Bewertung

(1) Eine Europäische Technische Bewertung wird auf Antrag eines Herstellers von einer Technischen Bewertungsstelle auf 
der Grundlage eines Europäischen Bewertungsdokuments, dessen Fundstelle gemäß Artikel 34 im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht wurde, ausgestellt.

Sofern ein Europäisches Bewertungsdokument vorliegt, dessen Fundstelle im Amtsblatt der Europäischen Union gemäß 
Artikel 34 veröffentlicht wurde, kann eine Europäische Technische Bewertung auch dann ausgestellt werden, wenn ein 
Normungsauftrag erteilt wurde. Eine solche Ausstellung ist möglich, bis das Europäische Bewertungsdokument gemäß 
Artikel 31 Absatz 6 nicht mehr verwendet wird.

(2) Wird ein Antrag auf eine Europäische Technische Bewertung gestellt, so gilt das in Anhang VI festgelegte Verfahren.

(3) Eine Europäische Technische Bewertung enthält die zu erklärende Leistung nach Leistungsstufen oder 
-Leistungsklassen oder in einer Beschreibung in Bezug auf diejenigen wesentlichen Merkmale, auf die sich der Hersteller 
und die Technische Bewertungsstelle, die den Antrag für die Europäische Technische Bewertung erhält, für den angegebenen 
Verwendungszweck geeinigt haben, und die für die Anwendung des Bewertungs- und Überprüfungssystems erforderlichen 
technischen Angaben.

Die Europäische Technische Bewertung umfasst auch die Bewertung der Leistung der in Artikel 15 Absatz 3 aufgeführten 
vorab festgelegten umweltbezogenen wesentlichen Merkmale.

(4) Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte zur Festlegung des Formats der Europäischen Technischen 
Bewertung erlassen.

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

(5) Europäische technische Bewertungen, die auf der Grundlage eines Europäischen Bewertungsdokuments erstellt 
wurden, bleiben entweder fünf Jahre nach Ablauf des in Artikel 34 Absatz 2 genannten Zeitraums oder fünf Jahre nach 
Streichung der Fundstelle des Europäischen Bewertungsdokuments aus dem Amtsblatt der Europäischen Union gültig.

Wird das einschlägige Europäische Bewertungsdokument für ein Produkt gemäß Artikel 31 Absatz 6 nicht mehr 
verwendet, darf dieses Produkt nicht mehr auf der Grundlage einer Europäischen Technischen Bewertung in Verkehr 
gebracht werden.

(6) Produkte, die von einem Europäischen Bewertungsdokument erfasst sind, für das eine Europäische Technische 
Bewertung ausgestellt wurde, können mit der CE-Kennzeichnung versehen werden und somit den gleichen Status erhalten 
wie Produkte, die auf der Grundlage harmonisierter technischer Spezifikationen mit der CE-Kennzeichnung versehen sind, 
wenn der Hersteller die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen erfüllt. Beziehen sich diese Verpflichtungen auf 
harmonisierte technische Spezifikationen, so verweist der Hersteller stattdessen oder, falls die harmonisierten technischen 
Spezifikationen ebenfalls relevant sind, zusätzlich auf das Europäische Bewertungsdokument.

KAPITEL V

TECHNISCHE BEWERTUNGSSTELLEN

Artikel 38

Benennende Behörden

(1) Mitgliedstaaten, die Technische Bewertungsstellen benennen wollen, bestimmen eine einzige benennende Behörde, 
die für die Einrichtung und Durchführung der erforderlichen Verfahren für die Bewertung und Benennung Technischer 
Bewertungsstellen zuständig ist. Für die benennenden Behörden gelten die Anforderungen an die notifizierenden Behörden 
gemäß Artikel 43 Absatz 1 und Artikel 44. Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 43 genannte notifizierende Behörde 
als benennende Behörde benennen. Die benennende Behörde kann nicht gemäß Artikel 39 Absatz 1 bestimmt werden.

(2) Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt ist, kommen die für die notifizierenden Behörden und die 
Notifizierungsverfahren geltenden Bestimmungen auch für benennende Behörden und für die Benennungsverfahren zur 
Anwendung.
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Artikel 39

Benennung, Überwachung und Begutachtung Technischer Bewertungsstellen

(1) Die Mitgliedstaaten können durch ihre benennenden Behörden in ihrem Hoheitsgebiet Technische Bewertungsstellen 
für eine oder mehrere in Anhang VII aufgeführte Produktfamilien benennen. Die Mitgliedstaaten können Technische 
Bewertungsstellen in ihrem Hoheitsgebiet auch als zuständig für neu entstehende oder innovative Produkte benennen, die 
nicht in bereits bestehende in Anhang VII aufgeführte Produktfamilien fallen.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Namen der Technischen Bewertungsstelle, ihre Anschrift und die 
Produktfamilie(n), für die sie zuständig ist, mit.

(2) Die Kommission weist jeder Technischen Bewertungsstelle eine Kennnummer zu.

Die Kommission macht die Liste der gemäß dieser Verordnung benannten Technischen Bewertungsstellen auf 
elektronischem Wege öffentlich zugänglich und gibt ihre Kennnummern, die Produktfamilien, für die sie benannt sind, 
sowie etwaige Beschränkungen so genau wie möglich an.

Die Kommission sorgt dafür, dass dieses Verzeichnis stets auf dem neuesten Stand gehalten wird.

(3) Die benennende Behörde überwacht die Tätigkeiten und Kompetenz der in ihrem jeweiligen Mitgliedstaat benannten 
Technischen Bewertungsstellen und erforderlichenfalls von deren Zweigstellen und Unterauftragnehmern und bewertet sie 
im Hinblick auf die jeweiligen Anforderungen dieses Kapitels. Die benennende Behörde verhängt Abhilfemaßnahmen gegen 
Technische Bewertungsstellen, wenn ein Verstoß gegen diese Verordnung vorliegt.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über ihre nationalen Verfahren für die Benennung von Technischen 
Bewertungsstellen, über die Überwachung ihrer Tätigkeit und Kompetenz sowie über diesbezügliche Änderungen.

(4) Die Technischen Bewertungsstellen unterrichten die benennende Behörde unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb 
von 15 Tagen, über alle Änderungen, die ihre Einhaltung der Anforderungen dieses Kapitels oder ihre Fähigkeit zur 
Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dieser Verordnung beeinträchtigen könnten.

(5) Die Technischen Bewertungsstellen übermitteln auf Anfrage der zuständigen benennenden Behörde alle 
sachdienlichen Informationen und Unterlagen, die erforderlich sind, damit diese Behörde, die Kommission und die 
Mitgliedstaaten die Einhaltung der Vorschriften gemäß dieser Verordnung überprüfen können.

(6) Erfüllt eine Technische Bewertungsstelle die Anforderungen dieser Verordnung nicht mehr, so schränkt die 
benennende Behörde die Benennung dieser Technischen Bewertungsstelle für die relevante Produktfamilie ein, setzt sie aus 
bzw. hebt sie auf, je nachdem, wie schwerwiegend die Nichterfüllung der Anforderungen ist. Hat eine Technische 
Bewertungsstelle wiederholt gegen die gemäß Absatz 3 dieses Artikels verhängten Abhilfemaßnahmen verstoßen, so kann 
die benennende Behörde die Benennung dieser Technischen Bewertungsstelle einschränken, aussetzen oder aufheben. Die 
benennende Behörde unterrichtet die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten über jede Einschränkung, Aussetzung 
oder Aufhebung der Benennung. Es gelten die Artikel 53 Absatz 2 und 54.

Artikel 40

Anforderungen an Technische Bewertungsstellen

(1) Eine Technische Bewertungsstelle muss so befugt und ausgestattet sein, dass sie für die Produktfamilien, für die sie 
benannt wurde, Bewertungen durchführen kann. Das Entscheidungspersonal und mindestens die Hälfte des fachkundigen 
Personals muss von der Technischen Bewertungsstelle nach dem nationalen Recht des benennenden Mitgliedstaats 
eingestellt sein.

(2) Die Technische Bewertungsstelle muss die in Anhang VIII genannten Anforderungen in dem Bereich, für den sie 
benannt wurde, erfüllen. Es gelten Artikel 46 Absätze 2 bis 5, Artikel 46 Absatz 6 Buchstaben a und b, Artikel 46 
Absätze 7, 8, 9 und 11 sowie Artikel 47.

(3) Eine Technische Bewertungsstelle macht beizeiten ihr Organigramm und die Namen der Mitglieder ihrer internen 
Beschlussgremien öffentlich zugänglich.

(4) Eine Technische Bewertungsstelle beteiligt sich an den Tätigkeiten der Organisation Technischer Bewertungsstellen 
oder stellt sicher, dass ihr Bewertungspersonal über diese Tätigkeiten informiert wird.
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Artikel 41

Koordinierung Technischer Bewertungsstellen

(1) Die Technischen Bewertungsstellen richten eine Organisation für die technische Bewertung („Organisation 
Technischer Bewertungsstellen“) gemäß dieser Verordnung ein.

(2) Die Organisation Technischer Bewertungsstellen nimmt zumindest folgende Aufgaben wahr:

a) Übermittlung relevanter technischer Inhalte im Zusammenhang mit Europäischen Bewertungsdokumenten an die 
Kommission, wenn die Ausarbeitung harmonisierter technischer Spezifikationen auf der Grundlage derselben 
Produktfamilien gemäß dem in Artikel 4 Absatz 2 genannten Arbeitsplan erfolgen soll. Diese Informationen beruhen 
auf einer engen Zusammenarbeit mit den einschlägigen europäischen Normungsorganisationen;

b) Organisation der Koordinierung der Technischen Bewertungsstellen sowie erforderlichenfalls Gewährleistung der 
Zusammenarbeit und der Beratung mit anderen Interessengruppen;

c) Sicherstellung des Austauschs von Beispielen bewährter Verfahrensweisen zwischen den Technischen Bewertungsstellen, 
um eine größere Effizienz zu fördern und die Dienstleistungen für die Industrie zu verbessern;

d) Erstellung und Annahme Europäischer Bewertungsdokumente;

e) Koordinierung der Anwendung der Verfahren gemäß Artikel 59 Absatz 2, Artikel 60 Absatz 2 und Artikel 61 Absatz 2 
sowie Bereitstellung der dafür erforderlichen Unterstützung;

f) Information der Kommission über alle Fragen im Zusammenhang mit der Ausarbeitung Europäischer Bewertungs-
dokumente sowie über alle Aspekte im Zusammenhang mit der Auslegung der Verfahren gemäß Artikel 60 Artikel 2 
und Artikel 61 Absatz 2 und Vorlage von Verbesserungsvorschlägen an die Kommission auf der Grundlage der 
Erfahrungen;

g) Mitteilung von Bemerkungen zu einer Europäischen Bewertungsstelle, die ihre Aufgaben nach den Verfahren gemäß 
Artikel 60 Absatz 2 und Artikel 61 Absatz 2 nicht erfüllt, an die Kommission und an den Mitgliedstaat, der die 
Technische Bewertungsstelle benannt hat;

h) jährliche Berichterstattung an die Kommission über

i) die Erfüllung der oben genannten Aufgaben,

ii) die Zuweisung von Aufgaben an die Technischen Bewertungsstellen im Zusammenhang mit der Ausarbeitung von 
Europäischen Bewertungsdokumenten,

iii) die gleichmäßige geografische Verteilung der Aufgaben auf die Technischen Bewertungsstellen,

iv) die für jedes Europäische Bewertungsdokument erstellten Europäischen Technischen Bewertungen, einschließlich der 
geografischen Verteilung der beteiligten Technischen Bewertungsstellen und der Hersteller, die die Dokumente 
erhalten, und

v) die Leistung und die Unabhängigkeit der Technischen Bewertungsstellen; und

i) Gewährleistung, dass angenommene Europäische Bewertungsdokumente und Fundstellen Europäischer Technischer 
Bewertungen der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen.

Die Organisation Technischer Bewertungsstellen richtet für diese Aufgaben ein Sekretariat ein.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Technischen Bewertungsstellen die Organisation Technischer Bewertungs-
stellen angemessen durch finanzielle und personelle Mittel unterstützen. Die Organisation Technischer Bewertungsstellen 
legt den Beitrag jeder Technischen Bewertungsstelle fest, der verhältnismäßig ist, wobei der Jahreshaushalt oder der Umsatz 
jeder Technischen Bewertungsstelle im Zusammenhang mit ihren Tätigkeiten als Technische Bewertungsstelle zu 
berücksichtigen ist.

(4) Die Bedeutung im Entscheidungsprozess der Organisation der Technischen Bewertungsstellen hängt nicht vom 
finanziellen Beitrag der Technischen Bewertungsstellen, der Zahl der von ihnen erstellten Europäischen Bewertungs-
dokumente oder der Zahl der von ihnen durchgeführten Europäischen Technischen Bewertungen ab.

(5) Die Kommission wird zu allen Sitzungen der Organisation Technischer Bewertungsstellen eingeladen.
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(6) Der Organisation Technischer Bewertungsstellen können Finanzhilfen der Union zur Durchführung der in Absatz 2 
genannten Aufgaben gewährt werden. Die Kommission kann die Finanzierung der Organisation Technischer Bewertungs-
stellen — unabhängig davon, ob es sich um eine Finanzierung durch Finanzhilfen oder öffentliche Ausschreibungen 
handelt — von der Erfüllung bestimmter organisatorischer und leistungsbezogener Anforderungen abhängig machen, die in 
diesen Aufgaben festgelegt sind.

KAPITEL VI

NOTIFIZIERENDE BEHÖRDEN UND NOTIFIZIERTE STELLEN

Artikel 42

Notifizierung

(1) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten die Stellen, die befugt sind, 
Aufgaben eines unabhängigen Dritten bei der Bewertung und Überprüfung der Leistung, der Bewertung der Konformität 
und der Überprüfung von Berechnungen der ökologischen Nachhaltigkeit für die Zwecke dieser Verordnung 
wahrzunehmen.

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über ihre Verfahren zur Bewertung und Notifizierung von Stellen, 
die die Befugnis erhalten sollen, diese Aufgaben auszuführen, und zur Überwachung notifizierter Stellen sowie über 
diesbezügliche Änderungen. Die Kommission macht diese Information der Öffentlichkeit zugänglich.

Artikel 43

Notifizierende Behörden

(1) Die Mitgliedstaaten benennen eine notifizierende Behörde, die dafür verantwortlich ist, die Verfahren einzurichten 
und durchzuführen, die für die Bewertung und Notifizierung der Stellen erforderlich sind, die die Befugnis erhalten sollen, 
für die Zwecke dieser Verordnung Aufgaben eines unabhängigen Dritten bei den Bewertungs- und Überprüfungsverfahren 
wahrzunehmen, und die für die Überwachung der notifizierten Stellen, auch im Hinblick auf die Einhaltung der 
Bestimmungen der Artikel 46 und 48, verantwortlich ist.

(2) Die Mitgliedstaaten können entscheiden, dass die in Absatz 1 genannte Bewertung und Überwachung von einer 
nationalen Akkreditierungsstelle im Sinne von und im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 erfolgt.

(3) Falls die notifizierende Behörde die in Absatz 1 genannte Bewertung, Notifizierung oder Überwachung an eine nicht 
hoheitliche Stelle delegiert oder ihr auf andere Weise überträgt, muss diese Stelle eine juristische Person sein und den in 
Artikel 44 festgelegten Anforderungen entsprechend genügen. Außerdem muss diese Stelle Vorsorge zur Deckung von aus 
ihrer Tätigkeit entstehenden Haftungsansprüchen treffen.

(4) Die notifizierende Behörde trägt die volle Verantwortung für die Tätigkeiten, die von der in den Absätzen 2 und 3 
genannten Stelle durchgeführt werden.

Artikel 44

Anforderungen an notifizierende Behörden

(1) Die notifizierende Behörde wird so eingerichtet, dass es nicht zu Interessenkonflikten mit den notifizierten Stellen 
kommt.

(2) Die notifizierende Behörde gewährleistet durch ihre Organisation und Arbeitsweise, dass bei der Ausübung ihrer 
Tätigkeit Objektivität und Unparteilichkeit gewahrt sind.

(3) Die notifizierende Behörde wird so organisiert, dass jede Entscheidung über die Notifizierung einer Stelle, die die 
Befugnis erhalten soll, Aufgaben eines unabhängigen Dritten im Bewertungs- und Überprüfungsverfahren wahrzunehmen, 
von fachkundigen Personen getroffen wird, die nicht mit den Personen identisch sind, welche die Begutachtung 
durchgeführt haben.

(4) Die notifizierende Behörde darf weder Tätigkeiten, die von notifizierten Stellen ausgeführt werden, noch 
Beratungsdienste auf einer gewerblichen oder wettbewerblichen Basis anbieten oder ausführen.
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(5) Die notifizierenden Behörden stellen die Vertraulichkeit der erlangten Informationen sicher. Sie tauschen jedoch auf 
Anfrage Informationen über notifizierte Stellen mit der Kommission, den notifizierenden Behörden anderer Mitgliedstaaten 
und anderen zuständigen nationalen Behörden aus, die die Vertraulichkeit der erhaltenen Informationen gewährleisten.

(6) Die notifizierende Behörde bewertet lediglich die jeweilige Konformitätsbewertungsstelle, die eine Notifizierung 
beantragt, berücksichtigt dabei jedoch nicht die Kapazitäten oder das Personal von Mutter- oder Schwesterunternehmen, 
auch in Fällen, in denen die notifizierende Behörde die nationale Akkreditierungsstelle ist. Die notifizierende Behörde 
bewertet diese Stelle bezüglich aller einschlägigen Anforderungen sowie Bewertungs- und Überprüfungsaufgaben Dritter.

(7) Der notifizierenden Behörde stehen fachkundige Mitarbeiter in ausreichender Zahl und ausreichende Mittel zur 
Verfügung, sodass sie ihre Aufgaben ordnungsgemäß wahrnehmen kann.

Artikel 45

Koordinierung der notifizierenden und benennenden Behörden

(1) Die Kommission stellt sicher, dass eine angemessene Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den für die 
Notifizierungspolitik zuständigen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten und den notifizierenden und benennenden 
Behörden in Form einer Koordinierungsgruppe der notifizierenden und benennenden Behörden im Bereich Bauprodukte 
eingerichtet und betrieben wird. Diese Gruppe tritt regelmäßig, jedoch mindestens jährlich zusammen.

Die gemäß dieser Verordnung für die Notifizierungspolitik im Bereich Notifizierungen zuständigen nationalen Behörden der 
Mitgliedstaaten und die notifizierenden und benennenden Behörden nehmen an den Tätigkeiten dieser Gruppe teil.

(2) Die Kommission kann die besonderen Modalitäten für die Arbeitsweise der Koordinierungsgruppe der 
notifizierenden und benennenden Behörden festlegen.

(3) Die Kommission organisiert einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch zwischen den nationalen Behörden der 
Mitgliedstaaten, die für die Notifizierungspolitik im Bereich der Notifizierungen zuständig sind, und den notifizierenden 
und benennenden Behörden.

Artikel 46

Anforderungen in Bezug auf notifizierte Stellen

(1) Konformitätsbewertungsstellen erfüllen für die Zwecke der Notifizierung die Anforderungen der Absätze 2 bis 12.

(2) Konformitätsbewertungsstellen werden nach dem nationalen Recht eines Mitgliedstaats eingerichtet und müssen mit 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet sein.

(3) Bei einer Konformitätsbewertungsstelle muss es sich um einen unabhängigen Dritten handeln, der mit der 
Organisation oder dem Produkt, die bzw. das er bewertet, in keinerlei Verbindung steht.

Er darf keinerlei Geschäftsbeziehungen zu Organisationen unterhalten, die ein Interesse an den von ihm bewerteten 
Produkten haben, insbesondere nicht zu Herstellern, ihren Handelspartnern und ihren Anteilseignern.

Stellen, die einem Wirtschaftsverband oder einem Fachverband angehören und die Produkte bewerten, an deren 
Konstruktion, Herstellung, Bereitstellung, Montage, Gebrauch oder Wartung Unternehmen beteiligt sind, die von diesem 
Verband vertreten werden, können jedoch als solche Stelle gelten, sofern ihre Unabhängigkeit und das Nichtbestehen von 
Interessenkonflikten nachgewiesen werden. Dies schließt nicht aus, dass die Stelle Bewertungs- und Überprüfungstätigkeiten 
für konkurrierende Hersteller durchführt.

(4) Eine Konformitätsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungsebene und die Mitarbeiter, die für die Ausführung der 
Aufgaben eines unabhängigen Dritten im Bewertungs- und Überprüfungsverfahren zuständig sind, dürfen nicht mit dem 
Konstrukteur, Hersteller, Lieferanten, Einführer, Händler, Installateur, Käufer, Eigentümer, Verwender oder Wartungsbetrieb 
der zu bewertenden Produkte identisch sein oder eine dieser Parteien vertreten. Dies schließt die Verwendung von bereits 
bewerteten Produkten, die für die Geschäftstätigkeit der Konformitätsbewertungsstelle notwendig sind, oder den Gebrauch 
von Produkten zu persönlichen Zwecken nicht aus.

Eine Konformitätsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungsebene und die Mitarbeiter, die für die Ausführung der Aufgaben 
eines unabhängigen Dritten im Bewertungs- und Überprüfungsverfahren zuständig sind, wirken weder direkt an 
Entwicklung, Herstellung beziehungsweise Bau, Vermarktung, Installation, Verwendung oder Wartung dieser Produkte mit, 
noch vertreten sie die an diesen Tätigkeiten beteiligten Parteien. Sie dürfen sich nicht mit Tätigkeiten befassen, die ihre 
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Unabhängigkeit bei der Beurteilung und ihre Integrität im Zusammenhang mit den Aufgaben, für die sie notifiziert wurden, 
beeinträchtigen können. Dies gilt insbesondere für Beratungsdienstleistungen im Zusammenhang mit Produktfamilien, für 
die sie notifiziert wurden.

Konformitätsbewertungsstellen gewährleisten, dass Tätigkeiten ihrer Mutter- oder Tochterunternehmen sowie ihrer 
Zweigstellen oder Unterauftragnehmer die Vertraulichkeit, Objektivität und Unparteilichkeit ihrer Bewertungs- oder 
Überprüfungsarbeit nicht beeinträchtigen.

Konformitätsbewertungsstellen dürfen Unterauftragnehmern und Zweigunternehmen nicht die Einführung und die 
Überwachung von internen Verfahren, allgemeinen Strategien, Verhaltenskodizes und anderen internen Regeln, die 
Zuweisung ihres Personals für bestimmte Aufgaben und die Konformitätsbewertungsentscheidungen übertragen.

(5) Konformitätsbewertungsstellen und ihre Mitarbeiter führen die Aufgaben eines unabhängigen Dritten im 
Bewertungs- und Überprüfungsverfahren mit der größtmöglichen beruflichen Integrität und der erforderlichen fachlichen 
Kompetenz in dem betreffenden Bereich aus. Sie dürfen keinerlei Druck oder Einflussnahme, insbesondere finanzieller Art, 
ausgesetzt sein, die sich auf ihre Beurteilung oder die Ergebnisse ihrer Bewertungs- oder Überprüfungstätigkeiten auswirken 
könnten, speziell von Personen oder Personengruppen, die ein Interesse am Ergebnis dieser Tätigkeiten haben.

(6) Eine Konformitätsbewertungsstelle muss in der Lage sein, alle Aufgaben eines unabhängigen Dritten im Bewertungs- 
und Überprüfungsverfahren auszuführen, die ihr gemäß Anhang IX übertragen werden und für die sie notifiziert wurde, 
gleichgültig, ob diese Aufgaben von der Konformitätsbewertungsstelle selbst, in ihrem Auftrag oder unter ihrer 
Verantwortung ausgeführt werden.

Die Konformitätsbewertungsstelle verfügt jederzeit, für jedes Bewertungs- und Überprüfungssystem sowie für jede Art oder 
Kategorie von Produkten, wesentlichen Merkmalen und Aufgaben, für die sie notifiziert wurde, über Folgendes:

a) die erforderlichen fachkundigen Mitarbeiter mit Fachkenntnis und ausreichender einschlägiger Erfahrung, die zur 
Ausführung der Aufgaben eines unabhängigen Dritten im Bewertungs- und Überprüfungsverfahren erforderlich sind,

b) die erforderlichen Beschreibungen der Verfahren, nach denen das Bewertungsverfahren durchgeführt wird, um die 
Transparenz und die Wiederholbarkeit dieser Verfahren sicherzustellen, einschließlich einer Kompetenzbeschreibung, 
inwieweit die betreffenden Mitarbeiter, ihr Status und ihre Aufgaben den Konformitätsbewertungsaufgaben entsprechen, 
für die die Stelle eine Notifizierung anstrebt,

c) angemessene Strategien und geeignete Verfahren, um zwischen den Aufgaben, die sie als Konformitätsbewertungsstelle 
wahrnimmt, und ihren anderen Tätigkeiten zu unterscheiden,

d) Verfahren zur Durchführung von Tätigkeiten unter gebührender Berücksichtigung der Größe eines Unternehmens, der 
Branche, in der es tätig ist, seiner Struktur, des Grads an Komplexität der jeweiligen Produkttechnologie und des 
Massenfertigungs- oder Seriencharakters des Fertigungsprozesses.

Der Konformitätsbewertungsstelle stehen die erforderlichen Mittel zur angemessenen Erledigung der technischen und 
administrativen Aufgaben zur Verfügung, die mit der Tätigkeit, für die sie eine Notifizierung anstrebt, verbunden sind, und 
sie hat Zugang zu allen benötigten Ausrüstungen oder Einrichtungen.

(7) Die Mitarbeiter, die für die Ausführung der Tätigkeiten zuständig sind, für die die Stelle eine Notifizierung anstrebt, 
verfügen über Folgendes:

a) eine fundierte Fach- und Berufsausbildung, die alle Tätigkeiten eines unabhängigen Dritten im Bewertungs- und 
Überprüfungsverfahren in dem Bereich umfasst, für den die Stelle notifiziert wurde,

b) eine zufriedenstellende Kenntnis der Anforderungen, die mit den durchgeführten Bewertungen und Überprüfungen 
verbunden sind, und die entsprechende Befugnis, solche Tätigkeiten auszuführen, einschließlich angemessener 
Kenntnisse und angemessenen Verständnisses der geltenden harmonisierten technischen Spezifikationen, der 
Europäischen Bewertungsdokumente und der einschlägigen Bestimmungen der Verordnung,

c) die erforderliche Fähigkeit zur Erstellung der Bescheinigungen, Protokolle und Berichte als Nachweis für durchgeführte 
Bewertungen und Überprüfungen.

(8) Das für die Bewertungsentscheidungen zuständige Personal

a) muss bei der Konformitätsbewertungsstelle nach dem nationalen Recht des notifizierenden Mitgliedstaats beschäftigt 
sein,

b) darf sich nicht in einem potenziellen Interessenkonflikt befinden,
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c) ist befugt, die von anderen Mitarbeitern, externen Sachverständigen oder Unterauftragnehmern vorgenommenen 
Bewertungen zu überprüfen,

d) muss ausreichen, um die Betriebskontinuität und ein einheitliches Vorgehen bei den Konformitätsbewertungen 
sicherzustellen.

(9) Die Unparteilichkeit der Stelle, ihrer obersten Leitungsebene und ihres Bewertungspersonals wird garantiert.

Die Entlohnung der obersten Führungsebene und des Bewertungspersonals einer Stelle darf sich nicht nach der Anzahl der 
durchgeführten Bewertungen oder deren Ergebnissen richten.

(10) Eine Konformitätsbewertungsstelle schließt eine Haftpflichtversicherung ab, sofern die Haftpflicht nicht aufgrund 
der nationalen Rechtsvorschriften vom Mitgliedstaat übernommen wird oder der Mitgliedstaat selbst unmittelbar für die 
durchgeführte Bewertung oder Überprüfung verantwortlich ist.

(11) Informationen, welche das Personal der Konformitätsbewertungsstelle bei der Durchführung seiner Aufgaben 
gemäß Anhang IX erhält, fallen unter die berufliche Schweigepflicht, außer gegenüber den notifizierenden Behörden und 
anderen zuständigen nationalen Behörden des Mitgliedstaats, in dem die Tätigkeiten ausgeübt werden. Eigentumsrechte 
werden geschützt.

(12) Konformitätsbewertungsstellen wirken an der einschlägigen Normungsarbeit und der Arbeit der nach dieser 
Verordnung eingerichteten Koordinierungsgruppe notifizierter Stellen mit beziehungsweise sorgen dafür, dass ihr 
Bewertungspersonal darüber informiert wird, und wenden die von dieser Gruppe erarbeiteten verwaltungsmäßigen 
Entscheidungen und Dokumente als allgemeine Leitlinie an.

Artikel 47

Vermutung der Konformität von notifizierten Stellen

Weist eine Konformitätsbewertungsstelle, die die Befugnis erhalten soll, Aufgaben eines unabhängigen Dritten im 
Bewertungs- und Überprüfungsverfahren auszuführen, nach, dass sie den in den einschlägigen technischen Normen, deren 
Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlich wurden, festgelegten Kriterien, den in Artikel 5 genannten 
einschlägigen harmonisierten technischen Spezifikationen, den Europäischen Bewertungsdokumenten, freiwilligen 
harmonisierten Normen für Produktanforderungen, deren Fundstellen gemäß Artikel 7 Absatz 5 oder 6 im Amtsblatt der 
europäischen Union veröffentlich wurden, oder den in Artikel 8 Absatz 1 genannten gemeinsamen Spezifikationen oder von 
Teilen davon festgelegt sind, entspricht, wird davon ausgegangen, dass sie die Anforderungen nach Artikel 46 insoweit 
erfüllt, als die anwendbaren Unterlagen diese Anforderungen abdecken.

Artikel 48

Zweigstellen und Unterauftragnehmer von notifizierten Stellen

(1) Vergibt eine notifizierte Stelle bestimmte mit den Tätigkeiten eines unabhängigen Dritten im Bewertungs- und 
Überprüfungsverfahren verbundene Aufgaben an Unterauftragnehmer oder überträgt sie diese einer Zweigstelle, so stellt sie 
sicher, dass der Unterauftragnehmer oder die Zweigstelle die Anforderungen nach Artikel 46 erfüllt, und unterrichtet die 
notifizierende Behörde entsprechend.

(2) Die notifizierte Stelle trägt die volle Verantwortung für die Aufgaben, die von Unterauftragnehmern oder 
Zweigstellen ausgeführt werden, unabhängig davon, wo diese niedergelassen sind, und überwacht deren Kompetenz in 
Bezug auf ihre eigenen Arbeiten gemäß Artikel 46 Absatz 6 Buchstabe b.

(3) Arbeiten dürfen nur dann an einen Unterauftragnehmer vergeben oder einer Zweigstelle übertragen werden, wenn 
der Kunde dem zustimmt.

(4) Die notifizierte Stelle hält die einschlägigen Unterlagen über die Begutachtung und Überwachung der Qualifikationen 
des Unterauftragnehmers oder der Zweigstelle und die von ihm bzw. ihr gemäß Anhang IX ausgeführten Arbeiten für die 
notifizierende Behörde bereit.

Artikel 49

Verwendung von Einrichtungen außerhalb des Prüflabors der notifizierten Stelle

(1) Auf Antrag des Herstellers und soweit dies aus technischen, wirtschaftlichen oder logistischen Gründen, die mit der 
Art des Produkts oder der Prüfausrüstung im Zusammenhang stehen, gerechtfertigt ist, können notifizierte Stellen die 
Prüfungen nach Anhang IX für die Bewertungs- und Überprüfungssysteme 1+, 1 und 3 durchführen oder unter ihrer 
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Aufsicht durchführen lassen, und zwar entweder in den Herstellungsbetrieben selbst unter Verwendung der Prüfausrüstung 
des internen Labors des Herstellers oder nach vorheriger Zustimmung des Herstellers in einem externen Labor unter 
Verwendung der Prüfausrüstung dieses Labors.

Notifizierte Stellen, die solche Prüfungen durchführen, müssen ausdrücklich dazu ermächtigt werden, außerhalb ihrer 
eigenen Prüfeinrichtungen tätig zu werden, und müssen in dieser Hinsicht auch die Anforderungen nach Artikel 46 erfüllen.

(2) Bevor eine notifizierte Stelle die Prüfungen nach Absatz 1 durchführt, vergewissert sie sich, dass die Anforderungen 
des Prüfverfahrens erfüllt sind, und stellt fest,

a) ob die Prüfausrichtung über ein geeignetes Kalibrierungssystem verfügt und die Rückverfolgbarkeit der Messungen 
gewährleistet ist und

b) ob die Qualität der Prüfergebnisse gewährleistet ist.

Notifizierte Stellen tragen die volle Verantwortung für die gesamten Prüfungen einschließlich der Genauigkeit und 
Rückverfolgbarkeit der Kalibrierungen und Messungen sowie für die Zuverlässigkeit der Prüfergebnisse.

Artikel 50

Antrag auf Notifizierung

(1) Damit eine Stelle die Befugnis erhält, Tätigkeiten eines unabhängigen Dritten in den Bewertungs- und 
Überprüfungssystemen auszuführen, beantragt sie ihre Notifizierung bei der notifizierenden Behörde des Mitgliedstaats, 
in dem sie ansässig ist.

(2) Die Stelle legt dem Antrag eine Beschreibung der auszuführenden Tätigkeiten und der Bewertungs- und 
Überprüfungsverfahren, für die sie Kompetenz beansprucht, die Kompetenzbeschreibung nach Artikel 46 Absatz 6 
Buchstabe b sowie — wenn vorhanden — eine Akkreditierungsurkunde bei, die von der nationalen Akkreditierungsstelle 
ausgestellt wurde und in der diese bescheinigt, dass die Stelle die Anforderungen von Artikel 46 erfüllt. Die 
Akkreditierungsurkunde darf sich nur auf genau die juristische Person beziehen, die die Notifizierung beantragt, und muss 
sich zusätzlich zu den einschlägigen harmonisierten Normen auf die in dieser Verordnung vorgesehenen spezifischen 
Anforderungen und Aufgaben stützen.

(3) Kann die Stelle keine Akkreditierungsurkunde vorweisen, legt sie der notifizierenden Behörde als Nachweis alle 
Unterlagen vor, die erforderlich sind, um zu überprüfen, festzustellen und regelmäßig zu überwachen, ob sie die 
Anforderungen nach Artikel 46 erfüllt.

Artikel 51

Notifizierungsverfahren

(1) Die notifizierenden Behörden dürfen nur Stellen notifizieren, die die Anforderungen von Artikel 46 erfüllen.

(2) Die notifizierenden Behörden unterrichten die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten mithilfe des von der 
Kommission entwickelten und verwalteten elektronischen Notifizierungsinstruments.

Da es für Fälle, die mit Gruppen wesentlicher Merkmale nach Anhang X im Zusammenhang stehen, kein geeignetes 
elektronisches Instrument gibt, werden hierfür ausnahmsweise Notifizierungen in anderer elektronischer Form akzeptiert.

(3) Eine Notifizierung enthält vollständige Angaben zu den auszuführenden Aufgaben, Verweise auf die einschlägige 
harmonisierte technische Spezifikation oder auf das einschlägige Europäische Bewertungsdokument sowie — für die 
Zwecke des in Anhang IX genannten Systems — die wesentlichen Merkmale, für die die Stelle kompetent ist, und die 
einschlägige Bestätigung dieser Kompetenz.

Verweise auf die einschlägige harmonisierte technische Spezifikation oder auf das einschlägige Europäische Bewertungs-
dokument sind jedoch in den Fällen, die mit Gruppen wesentlicher Merkmale nach Anhang X im Zusammenhang stehen, 
nicht erforderlich.

(4) Beruht eine Notifizierung nicht auf einer Akkreditierungsurkunde gemäß Artikel 50 Absatz 2, legt die notifizierende 
Behörde der Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten als Nachweis alle Unterlagen vor, die die Kompetenz der Stelle 
und die getroffenen Regelungen bescheinigen, durch die sichergestellt ist, dass die Stelle regelmäßig überwacht wird und 
dauerhaft den Anforderungen nach Artikel 46 genügt.
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(5) Die betreffende Stelle darf die Tätigkeiten einer notifizierten Stelle ausführen, wenn weder die Kommission noch die 
übrigen Mitgliedstaaten innerhalb von zwei Wochen nach einer Notifizierung, wenn eine Akkreditierungsurkunde vorliegt, 
oder innerhalb von zwei Monaten nach einer Notifizierung, wenn keine Akkreditierungsurkunde vorliegt, Einwände 
erheben.

Als notifizierte Stelle für die Zwecke dieser Verordnung gilt nur eine solche Stelle.

(6) Gültige Notifizierungen werden von der Kommission in das Verzeichnis der notifizierten Stellen nach Artikel 52 
Absatz 2 aufgenommen.

(7) Jede später eintretende relevante Änderung der Notifizierung ist den übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission 
mitzuteilen.

Artikel 52

Kennnummern und Verzeichnisse notifizierter Stellen

(1) Die Kommission weist jeder notifizierten Stelle eine Kennnummer zu.

Selbst wenn eine Stelle für mehrere Rechtsvorschriften der Union notifiziert ist, erhält sie nur eine einzige Kennnummer.

(2) Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis der nach dieser Verordnung notifizierten Stellen samt den ihnen 
zugewiesenen Kennnummern und den Tätigkeiten, für die sie notifiziert wurden.

Die Kommission sorgt dafür, dass dieses Verzeichnis stets auf dem neuesten Stand gehalten wird.

Artikel 53

Änderungen der Notifizierung

(1) Falls eine notifizierende Behörde feststellt oder darüber unterrichtet wird, dass eine notifizierte Stelle die in Artikel 46 
festgelegten Anforderungen nicht mehr erfüllt oder dass sie ihren Verpflichtungen nicht nachkommt, schränkt sie die 
Notifizierung gegebenenfalls ein, setzt sie aus oder hebt sie auf, wobei sie das Ausmaß berücksichtigt, in dem diesen 
Anforderungen nicht genügt oder diesen Verpflichtungen nicht nachgekommen wurde. Sie setzt die Kommission und die 
anderen Mitgliedstaaten unverzüglich davon in Kenntnis.

(2) Bei einer Einschränkung, einer Aussetzung oder einer Aufhebung einer Notifizierung oder wenn die notifizierte Stelle 
ihre Tätigkeit eingestellt hat, ergreift der notifizierende Mitgliedstaat geeignete Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass die 
bei dieser Stelle anhängigen Vorgänge entweder von einer anderen notifizierten Stelle weiter bearbeitet oder für die 
zuständigen notifizierenden Behörden und die zuständigen nationalen Behörden auf deren Verlangen bereitgehalten 
werden.

Artikel 54

Anfechtung der Kompetenz von notifizierten Stellen

(1) Die Kommission untersucht alle Fälle, in denen sie die Kompetenz einer notifizierten Stelle oder die dauerhafte 
Erfüllung der für die Stelle geltenden Anforderungen und Pflichten durch eine notifizierte Stelle anzweifelt oder ihr Zweifel 
daran zur Kenntnis gebracht werden.

(2) Der notifizierende Mitgliedstaat erteilt der Kommission auf Verlangen sämtliche Auskünfte über die Grundlage für die 
Notifizierung oder die Aufrechterhaltung der Kompetenzeinstufung der betreffenden Stelle.

(3) Die Kommission stellt sicher, dass alle im Verlauf ihrer Untersuchungen erlangten sensiblen Informationen 
vertraulich behandelt werden.

(4) Stellt die Kommission fest, dass eine notifizierte Stelle die Voraussetzungen für ihre Notifizierung nicht oder nicht 
mehr erfüllt, setzt sie den notifizierenden Mitgliedstaat davon in Kenntnis und fordert ihn auf, die erforderlichen 
Korrekturmaßnahmen zu treffen, einschließlich einer Aufhebung der Notifizierung, sofern dies nötig ist.
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Artikel 55

Operative Pflichten der notifizierten Stellen

(1) Gemäß Anhang IX führen die notifizierten Stellen folgende Bewertungen und Überprüfungen durch:

a) Bewertung der Leistung und der Konformität von Produkten,

b) Überprüfung der Konformität von Produkten,

c) Überprüfung der Leistungsbeständigkeit von Produkten,

d) Validierung der vom Hersteller vorgenommenen Berechnung der ökologischen Nachhaltigkeit,

e) Überprüfung der Einhaltung der aus dieser Verordnung hervorgehenden Verpflichtungen durch den Hersteller.

Diese Aufgaben werden im Folgenden als „Bewertungen und Überprüfungen“ bezeichnet.

(2) Bewertungen und Überprüfungen werden in einer gegenüber dem Hersteller transparenten Weise und unter 
Wahrung der Verhältnismäßigkeit durchgeführt, wobei unnötige Belastungen der Wirtschaftsteilnehmer vermieden werden. 
Die notifizierten Stellen üben ihre Tätigkeiten unter gebührender Berücksichtigung der Größe eines Unternehmens, der 
Branche, in der das Unternehmen tätig ist, seiner Struktur sowie des Grads der Komplexität der betroffenen 
Produkttechnologie und des Massen- oder Seriencharakters des Fertigungsprozesses aus.

Hierbei gehen die notifizierten Stellen allerdings so streng vor, wie dies gemäß den Bestimmungen dieser Verordnung und 
der Bedeutung des Produkts für die Erfüllung aller grundlegenden Anforderungen an Bauwerke erforderlich ist.

(3) Stellt eine notifizierte Stelle im Verlauf der Erstinspektion des Herstellungsbetriebs und der werkseigenen 
Produktionskontrolle fest, dass der Hersteller die Leistungsbeständigkeit und die Konformität des hergestellten Produkts 
nicht gewährleistet hat, fordert sie den Hersteller auf, angemessene Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, und stellt keine 
Bescheinigung bzw. keinen Validierungsbericht aus.

(4) Stellt eine notifizierte Stelle im Verlauf der Überwachung, die der Überprüfung der Konformität und der 
Leistungsbeständigkeit des hergestellten Produkts dient, fest, dass das Produkt nicht mehr dieselbe Leistung aufweist wie der 
Produkttyp, fordert sie den Hersteller auf, angemessene Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, und setzt, falls nötig, die 
Bescheinigung oder den Validierungsbericht aus oder hebt sie bzw. ihn auf.

(5) Werden keine Korrekturmaßnahmen ergriffen oder zeigen sie nicht die nötige Wirkung, so muss die notifizierte 
Stelle je nach Sachlage Bescheinigungen oder Validierungsberichte einschränken, aussetzen oder aufheben.

(6) Bei Bewertungsentscheidungen einschließlich der Entscheidung über die Notwendigkeit, eine Bescheinigung oder 
einen Validierungsbericht angesichts möglicher Nichtkonformität auszusetzen oder aufzuheben, wenden die notifizierten 
Stellen klare und im Voraus festgelegte Kriterien an.

(7) Wenn ein Hersteller oder Anbieter dies beantragt, arbeiten die notifizierten Stellen zusammen und tauschen alle 
relevanten Informationen mit den notifizierten Stellen aus, die ihre Bewertungen und Überprüfungen gemäß Artikel 62 
anerkannt haben. Die notifizierten Stellen schließen zu diesem Zweck eine Vereinbarung.

Artikel 56

Meldepflichten der notifizierten Stellen

(1) Die notifizierten Stellen melden der notifizierenden Behörde

a) jede Verweigerung, Einschränkung, Aussetzung und Aufhebung von Bescheinigungen, Validierungsberichten oder 
Prüfberichten,

b) alle Umstände, die Folgen für den Geltungsbereich und die Bedingungen der Notifizierung haben,

c) jedes Auskunftsersuchen in Bezug auf ihre Bewertungs- oder Überprüfungstätigkeiten, das sie von zuständigen 
nationalen Behörden erhalten haben, und

d) auf Verlangen, welchen Tätigkeiten sie im Geltungsbereich ihrer Notifizierung in Übereinstimmung mit den Bewertungs- 
und Überprüfungssystemen als unabhängige Dritte nachgegangen sind und welche anderen Tätigkeiten, einschließlich 
grenzüberschreitender Tätigkeiten und Vergabe von Unteraufträgen, sie ausgeführt haben.
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(2) Die notifizierten Stellen übermitteln den anderen gemäß dieser Verordnung notifizierten Stellen, die als unabhängige 
Dritte in Übereinstimmung mit den Bewertungs- und Überprüfungssystemen ähnlichen Aufgaben für Produkte nachgehen, 
die von derselben harmonisierten technischen Spezifikation erfasst sind, einschlägige Informationen über die negativen 
Ergebnisse dieser Bewertungen und Überprüfungen, insbesondere jede Verweigerung, Einschränkung, Aussetzung und 
Aufhebung von Bescheinigungen, Validierungsberichten oder Prüfberichten, und auf Verlangen auch über die positiven 
Ergebnisse dieser Bewertungen.

Eine notifizierte Stelle teilt der antragstellenden Partei auf Verlangen einer anderen notifizierten Stelle, einer zuständigen 
nationalen Behörde oder der Kommission mit, ob die von ihr ausgestellten Bescheinigungen, Validierungsberichte oder 
Prüfberichte gültig sind oder ob sie eingeschränkt, ausgesetzt oder aufgehoben wurden.

(3) Richtet die Kommission oder eine zuständige nationale Behörde eines Mitgliedstaats an eine im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats niedergelassene notifizierte Stelle eine Anfrage im Zusammenhang mit einer von dieser notifizierten 
Stelle durchgeführten Bewertung, so sendet sie eine Kopie dieser Anfrage an die notifizierende Behörde dieses anderen 
Mitgliedstaats. Die betreffende notifizierte Stelle beantwortet die Anfrage unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 
15 Tagen. Die notifizierende Behörde stellt sicher, dass die notifizierende Stelle solchen Anfragen nachkommt, falls kein 
legitimer Grund dagegen vorliegt.

(4) Wenn notifizierte Stellen Nachweise dafür haben oder erhalten, dass

a) eine andere notifizierte Stelle die Anforderungen nach Artikel 46 oder ihre Pflichten nicht erfüllt,

b) ein in Verkehr gebrachtes Produkt nicht dieser Verordnung entspricht,

c) ein in Verkehr gebrachtes Produkt aufgrund seiner Beschaffenheit wahrscheinlich ein erhebliches Risiko darstellt,

alarmieren sie die jeweilige Marktüberwachungsbehörde oder notifizierende Behörde und übermitteln ihr diese Nachweise.

Artikel 57

Durchführungsrechtsakte über Verpflichtungen notifizierter Stellen

Soweit dies erforderlich ist, um eine einheitliche Anwendung der vorliegenden Verordnung zu gewährleisten, und wenn die 
Koordinierungsgruppe der notifizierenden und benennenden Behörden nicht in der Lage war, Streitigkeiten über ihre 
unterschiedlichen Praktiken gemäß Artikel 45 beizulegen, und nur soweit es notwendig ist, um unterschiedliche Praktiken, 
die den Binnenmarkt für die Wirtschaftsteilnehmer fragmentieren, zu vermeiden, kann die Kommission Durchführungs-
rechtsakte erlassen, in denen im Einzelnen geregelt ist, wie die notifizierten Stellen ihre Verpflichtungen nach den 
Artikeln 55 und 56 zu erfüllen haben.

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

Artikel 58

Koordinierung der notifizierten Stellen

(1) Die Kommission stellt sicher, dass eine zweckmäßige Koordinierung und Kooperation zwischen den im Rahmen 
dieser Verordnung notifizierten Stellen in Form einer Gruppe notifizierter Stellen eingerichtet und ordnungsgemäß 
weitergeführt wird.

Die notifizierten Stellen beteiligen sich an der Arbeit dieser Gruppe direkt oder über benannte Vertreter. Die notifizierenden 
Behörden stellen sicher, dass sich die notifizierten Stellen an der Arbeit dieser Gruppe beteiligen.

(2) Die notifizierten Stellen wenden alle einschlägigen Dokumente, die von der in Absatz 1 genannten Gruppe erarbeitet 
werden, als allgemeine Leitlinien an.

(3) Die Koordinierung und die Zusammenarbeit in der in Absatz 1 genannten Gruppe zielen darauf ab, die einheitliche 
Anwendung dieser Verordnung sicherzustellen.
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KAPITEL VII

VEREINFACHTE VERFAHREN

Artikel 59

Ersetzung der Typprüfung und der Typberechnung

(1) Ein Hersteller kann die Typprüfung oder die Typberechnung durch einen spezifischen Abschnitt in der in Artikel 22 
Absatz 3 genannten technischen Dokumentation ersetzen, mit dem Folgendes nachgewiesen wird:

a) Bei dem Produkt, das der Hersteller in Verkehr bringt, kann im Hinblick auf eines oder mehrere seiner wesentlichen 
Merkmale gemäß den Bedingungen der in Artikel 5 Absatz 6 genannten delegierten Rechtsakte ohne Prüfung oder 
Berechnung beziehungsweise ohne weitere Prüfung oder Berechnung davon ausgegangen werden, dass es einer 
bestimmten Leistungsstufe oder Leistungsklasse entspricht; oder

b) das von einer harmonisierten technischen Spezifikation oder einem Europäischen Bewertungsdokument erfasste 
Produkt, das der Hersteller in Verkehr bringt, ist ein System aus Bauteilen, die er ordnungsgemäß entsprechend der 
präzisen, bei individuellen Bauteilen auch Kompatibilitätskriterien umfassenden Anleitung des System- oder 
Bauteileanbieters, der das System oder Bauteil bereits im Hinblick auf eines oder mehrere seiner wesentlichen Merkmale 
gemäß der jeweiligen harmonisierten technischen Spezifikation oder dem jeweiligen Europäischen Bewertungsdoku-
ment geprüft hat, montiert. Wenn diese Bedingungen erfüllt sind und sich der Hersteller insbesondere vergewissert hat, 
dass die genauen Kompatibilitätskriterien des Anbieters eingehalten sind, ist der Hersteller berechtigt, die 
Leistungserklärung auf der Grundlage aller oder eines Teils der Prüfergebnisse des an ihn abgegebenen Systems oder 
Bauteils zu erstellen;

c) das von einer harmonisierten technischen Spezifikation oder einem Europäischen Bewertungsdokument erfasste 
Produkt, das der Hersteller in Verkehr bringt, entspricht dem Produkttyp eines Produkts, das von einem anderen 
Hersteller hergestellt wurde und bereits Gegenstand einer Typprüfung und einer Typberechnung ist.

Wenn die in Buchstabe c genannten Bedingungen erfüllt sind, ist der Hersteller berechtigt, die Leistungserklärung auf der 
Grundlage aller oder eines Teils der Prüfergebnisse dieses anderen Produkts zu erstellen. Der Hersteller darf diese 
Vereinfachung erst dann anwenden, wenn er die Genehmigung des anderen Herstellers, der für Genauigkeit, Zuverlässigkeit 
und Stabilität dieser Prüfergebnisse verantwortlich bleibt, eingeholt hat.

(2) Umfasst das anzuwendende Bewertungs- und Überprüfungssystem eine Leistungsbewertung durch eine notifizierte 
Stelle gemäß Anhang IX, so bewertet und bescheinigt eine notifizierte Stelle oder eine Technische Bewertungsstelle anstelle 
der Bewertung der Leistung des Produkts nach Anhang IX die ordnungsgemäße Erfüllung der in Absatz 1 dieses Artikels 
genannten Verpflichtungen.

Artikel 60

Anwendung vereinfachter Verfahren durch Kleinstunternehmen

(1) Ein Kleinstunternehmen kann die Typprüfung oder Typberechnung für ein wesentliches Merkmal im Rahmen des 
Bewertungs- und Überprüfungssystem 3 gemäß Anhang IX Nummer 5 durch einen spezifischen Abschnitt der in Artikel 22 
Absatz 3 genannten technischen Dokumentation ersetzen, wenn die darin enthaltenen Daten gleichwertig mit der 
Bewertung sind, die gemäß den geltenden harmonisierten technischen Spezifikationen oder dem Europäischen 
Bewertungsdokument für dieses wesentliche Merkmal erforderlich sind.

(2) Eine notifizierte Stelle oder eine Technische Bewertungsstelle bewertet und bescheinigt, anstelle der Bewertung der 
Leistung des Produkts nach Anhang IX, die ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen nach Absatz 1 dieses Artikels.

Artikel 61

Nicht in Serie hergestellte Sonderanfertigungen

(1) Alternativ zu der Ausnahme nach Artikel 14 Buchstabe a kann der Hersteller eines Produkts, das die Bedingungen 
des Artikels 14 Buchstabe a erfüllt, die Leistungsbewertung des Produkts durch einen spezifischen Abschnitt in der in 
Artikel 22 Absatz 3 genannten technischen Dokumentation ersetzen, mit dem die Konformität des Produkts mit den 
geltenden Anforderungen nachgewiesen wird, wenn die darin enthaltenen Daten gleichwertig mit den Daten sind, die 
gemäß dieser Verordnung und den geltenden harmonisierten technischen Spezifikationen oder dem Europäischen 
Bewertungsdokument erforderlich sind.
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(2) Umfasst das anzuwendende Bewertungs- und Überprüfungssystem eine Leistungsbewertung durch eine notifizierte 
Stelle gemäß Anhang IX, so bewertet und bescheinigt eine notifizierte Stelle oder eine Technische Bewertungsstelle anstelle 
der Bewertung der Leistung des Produkts nach Anhang IX die ordnungsgemäße Erfüllung der in Absatz 1 dieses Artikels 
genannten Verpflichtungen.

Artikel 62

Anerkennung von Bewertungen und Überprüfungen einer anderen notifizierten Stelle

(1) Soll eine notifizierte Stelle ein bestimmtes Produkt gemäß Anhang IX bewerten und überprüfen, so kann sie auf die 
Bewertung und Überprüfung verzichten und die von einer anderen notifizierten Stelle für denselben Wirtschaftsteilnehmer 
durchgeführte Bewertung und Überprüfung anerkennen, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind:

a) Das Produkt wurde von der anderen notifizierten Stelle ordnungsgemäß bewertet und überprüft,

b) der bewertete oder geprüfte Wirtschaftsteilnehmer erklärt sich bereit, alle maßgeblichen Daten und Dokumente mit der 
anerkennenden notifizierten Stelle zu teilen, und

c) die Gültigkeit der Bescheinigung ist auf die Gültigkeit der von der anderen notifizierten Stelle ausgestellten 
Bescheinigung beschränkt.

Dieser Absatz gilt auch für Validierungsberichte und für Bewertungen der Berechnung der ökologischen Nachhaltigkeit 
nach der Verordnung (EU) 2024/1781.

(2) Soll eine notifizierte Stelle ein bestimmtes Produkt gemäß Anhang IX bewerten und überprüfen, so kann sie auf die 
Bewertung und Überprüfung seiner Bestandteile oder Werkstoffe verzichten und die von einer anderen notifizierten Stelle 
durchgeführte Bewertung und Überprüfung anerkennen, wenn der Anbieter dieser Bestandteile oder Werkstoffe das 
erforderliche Bewertungs- und Überprüfungssystem auf sie angewandt hat und eine Vereinbarung zwischen dem Hersteller 
des Produkts und dem Anbieter besteht, mit der im Hinblick auf die Sicherstellung der Konformität mit dieser Verordnung 
der freie Fluss aller Informationen zwischen ihnen und den notifizierten Stellen sichergestellt wird.

Dieser Absatz gilt auch für Bewertungen der Berechnung der ökologischen Nachhaltigkeit nach der Verordnung (EU) 
2024/1781.

KAPITEL VIII

MARKTÜBERWACHUNG UND SCHUTZKLAUSELVERFAHREN

Artikel 63

Beschwerdeportal

(1) Unbeschadet der Verpflichtungen der Wirtschaftsteilnehmer gemäß dieser Verordnung und der Tätigkeiten der 
Marktüberwachungsbehörden im Rahmen der Verordnung (EU) 2019/1020 richtet die Kommission ein System ein, das es 
natürlichen oder juristischen Personen ermöglicht, Beschwerden oder Berichte über mögliche Nichtkonformitäten mit 
dieser Verordnung zu teilen.

(2) Betrachtet die Kommission eine Beschwerde oder einen Bericht auf der Grundlage klar definierter Kriterien als 
relevant und begründet, so übermittelt sie diese Beschwerde bzw. diesen Bericht unverzüglich dem zentralen 
Verbindungsbüro des betroffenen Mitgliedstaats, damit dieses zentrale Verbindungsbüro im Einklang mit Artikel 11 
Absatz 7 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/1020 Folgemaßnahmen mit der betreffenden natürlichen oder juristischen 
Person trifft.

Artikel 64

Marktüberwachungsbehörden und zentrales Verbindungsbüro

(1) Die Mitgliedstaaten benennen unter ihren Marktüberwachungsbehörden eine oder mehrere Behörden, die über die 
für die technische und rechtliche Bewertung von Produkten notwendigen besonderen Kenntnisse verfügen.

(2) Die Mitgliedstaaten benennen ein zentrales Verbindungsbüro, das als Anlaufstelle für Kontakte mit der Kommission 
und den zentralen Verbindungsbüros anderer Mitgliedstaaten fungiert, die gemäß dieser Verordnung — auch für Ersuchen 
gemäß den Artikeln 22, 23 und 24 der Verordnung (EU) 2019/1020 — zuständig sind.
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(3) Die gemäß Absatz 1 benannten Marktüberwachungsbehörden verfügen über alle in Artikel 14 der Verordnung (EU) 
2019/1020 aufgeführten Befugnisse. Für die Zwecke dieser Verordnung gelten diese Befugnisse auch für alle 
Wirtschaftsteilnehmer, die unter diese Verordnung fallen.

(4) Für die Zwecke der Marktüberwachung, der Ermittlung und der Durchsetzung sind die Marktüberwachungsbehörden 
befugt, von anderen Behörden oder Stellen einschlägige Informationen anzufordern, die sich in deren Besitz befinden.

Artikel 65

Verfahren für den Umgang mit Nichtkonformität

(1) Hat eine Marktüberwachungsbehörde eines Mitgliedstaats ausreichenden Grund zu der Annahme, dass bestimmte 
Produkte, die unter eine harmonisierte technische Spezifikation fallen oder für die eine Europäische Technische Bewertung 
ausgestellt wurde, oder deren Hersteller nicht konform sind, nimmt sie eine Bewertung dieser Produkte und des betroffenen 
Herstellers vor, die die betreffenden Anforderungen nach dieser Verordnung abdeckt. Die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer 
arbeiten erforderlichenfalls mit den Marktüberwachungsbehörden zusammen.

Gelangt die Marktüberwachungsbehörde im Verlauf dieser Bewertung zu dem Ergebnis, dass die Produkte oder ihr 
Hersteller die Anforderungen und Verpflichtungen dieser Verordnung nicht erfüllen, fordert sie unverzüglich den 
betroffenen Wirtschaftsteilnehmer auf, innerhalb einer der Art der Nichtkonformität angemessenen Frist geeignete und 
verhältnismäßige Korrekturmaßnahmen nach Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 zu ergreifen, um die 
Nichtkonformität zu beenden oder, falls dies nicht möglich ist, die Produkte vom Markt zu nehmen oder sie zurückzurufen.

Die Marktüberwachungsbehörde unterrichtet die notifizierten Stellen entsprechend, falls notifizierte Stellen beteiligt sind.

(2) Ist die Marktüberwachungsbehörde der Auffassung, dass sich die Nichtkonformität nicht auf das Hoheitsgebiet des 
betreffenden Mitgliedstaats beschränkt, unterrichtet sie über das zentrale Verbindungsbüro die Kommission und die übrigen 
Mitgliedstaaten über die Ergebnisse der Bewertung und über die Maßnahmen, zu denen sie den Wirtschaftsteilnehmer 
aufgefordert hat.

(3) Der Wirtschaftsteilnehmer stellt sicher, dass für sämtliche betroffenen Produkte, die er in der Union auf dem Markt 
bereitgestellt hat, alle geeigneten Korrekturmaßnahmen ergriffen werden.

(4) Ergreift der betroffene Wirtschaftsteilnehmer innerhalb der in Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Frist nicht die in 
Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Korrekturmaßnahmen oder besteht die Nichtkonformität weiterhin, stellt die 
Marktüberwachungsbehörde sicher, dass das betreffende Produkt vom Markt genommen oder zurückgerufen wird oder dass 
seine Bereitstellung auf dem Markt untersagt oder eingeschränkt wird.

Die Marktüberwachungsbehörde unterrichtet die Öffentlichkeit und, über das zentrale Verbindungsbüro, die Kommission 
und die übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich über diese Maßnahmen.

(5) Aus der in Absatz 4 Unterabsatz 2 genannten Unterrichtung gehen alle verfügbaren Angaben hervor, insbesondere 
die Daten für die Identifizierung der nichtkonformen Produkte, die Herkunft dieser Produkte, die Art der behaupteten 
Nichtkonformität und des Risikos sowie die Art und Dauer der ergriffenen nationalen Maßnahmen und die Argumente des 
betroffenen Wirtschaftsteilnehmers. Die Marktüberwachungsbehörden geben insbesondere an, ob die Nichtkonformität auf 
eine der folgenden Ursachen zurückzuführen ist:

a) Die Produkte erbringen nicht die erklärte Leistung.

b) Die Produkte erfüllen nicht die Produktanforderungen, die in den in Artikel 7 Absatz 1 genannten delegierten 
Rechtsakten festgelegt wurden.

c) Der Hersteller hält Verpflichtungen nicht ein.

d) Die harmonisierten technischen Spezifikationen, ein Europäisches Bewertungsdokument, die freiwilligen harmonisierten 
Normen für Produktanforderungen, deren Fundstellen gemäß Artikel 7 Absatz 5 oder 6 im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht wurden, oder die gemeinsamen Spezifikationen, die mit den in Artikel 8 Absatz 1 genannten 
Durchführungsrechtsakten festgelegt wurden, sind mangelhaft.

(6) Die anderen Mitgliedstaaten außer jenem, der das Verfahren eingeleitet hat, unterrichten die Kommission und die 
übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich über alle erlassenen Maßnahmen und jede weitere ihnen vorliegende Information über 
die Nichtkonformität der Produkte sowie, falls sie der gemeldeten nationalen Maßnahme nicht zustimmen, über ihre 
Einwände.
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(7) Erhebt weder ein Mitgliedstaat noch die Kommission binnen zwei Monaten nach Erhalt der in Absatz 4 genannten 
Informationen einen Einwand gegen eine vorläufige Maßnahme eines Mitgliedstaats hinsichtlich des betreffenden Produkts, 
gilt diese Maßnahme als gerechtfertigt.

(8) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass unverzüglich geeignete restriktive Maßnahmen hinsichtlich des betreffenden 
Produkts oder Herstellers getroffen werden, etwa die Rücknahme der Produkte von ihrem Markt.

Artikel 66

Schutzklauselverfahren der Union

(1) Werden nach Abschluss des Verfahrens gemäß Artikel 65 Absätze 4, 6 und 7 Einwände gegen eine Maßnahme eines 
Mitgliedstaats erhoben oder ist die Kommission der Auffassung, dass eine nationale Maßnahme nicht mit dem Unionsrecht 
vereinbar ist, konsultiert die Kommission unverzüglich die Mitgliedstaaten und den betroffenen Wirtschaftsteilnehmer und 
nimmt eine Evaluierung der nationalen Maßnahme vor. Der Konsultationszeitraum darf zwei Monate nicht überschreiten. 
Die Kommission bemüht sich, anhand der Ergebnisse dieser Evaluierung innerhalb von zwei zusätzlichen Monaten nach 
dem Konsultationszeitraum Durchführungsrechtsakte anzunehmen, in denen sie ihre Entscheidung darlegt, ob die 
Maßnahme gerechtfertigt ist.

Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 90 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

Die Kommission richtet ihre Entscheidung an alle Mitgliedstaaten und teilt sie ihnen und dem betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmer unverzüglich mit.

(2) Wird die nationale Maßnahme als gerechtfertigt erachtet, so stellen alle Mitgliedstaaten unverzüglich sicher, dass 
hinsichtlich des nichtkonformen Produkts geeignete restriktive Maßnahmen, wie eine Rücknahme vom Markt, ergriffen 
werden, und unterrichten die Kommission darüber. Wird die nationale Maßnahme als nicht gerechtfertigt erachtet, so muss 
der betreffende Mitgliedstaat sie zurücknehmen.

(3) Wird die nationale Maßnahme als gerechtfertigt erachtet und wird die Nichtkonformität des Produkts oder seines 
Herstellers mit Mängeln in den harmonisierten Normen, den Europäischen Bewertungsdokumenten, den freiwilligen 
harmonisierten Normen oder gemeinsamen Spezifikationen, die mit Durchführungsrechtsakten festgelegt wurden, gemäß 
Artikel 65 Absatz 5 Buchstabe d begründet, so leitet die Kommission je nach Sachlage das Verfahren nach Artikel 5 
Absatz 9, Artikel 6 Absatz 5, Artikel 7 Absatz 6 oder Artikel 36 dieser Verordnung oder nach Artikel 11 der Verordnung 
(EU) Nr. 1025/2012 ein.

Artikel 67

Konforme Produkte, die ein Risiko darstellen

(1) Stellt eine Marktüberwachungsbehörde nach einer Evaluierung gemäß Artikel 65 Absatz 1 fest, dass ein Produkt ein 
Risiko für die Gesundheit oder Sicherheit von Menschen oder gegebenenfalls für die Umwelt oder für andere im öffentlichen 
Interesse schützenswerte Aspekte darstellt, obwohl es mit dieser Verordnung übereinstimmt, fordert sie den betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmer dazu auf, alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um dafür zu sorgen, dass die betreffenden 
Produkte bei ihrem Inverkehrbringen dieses Risiko nicht mehr aufweisen oder dass sie innerhalb einer der Art des Risikos 
angemessenen, vertretbaren Frist, die sie vorschreiben kann, vom Markt genommen oder zurückgerufen werden.

(2) Die Wirtschaftsteilnehmer stellen sicher, dass alle Korrekturmaßnahmen, die sie ergreifen, sich auf sämtliche 
betroffenen Produkte erstrecken, die sie in der Union auf dem Markt bereitgestellt haben.

(3) Die Marktüberwachungsbehörde unterrichtet, über das zentrale Verbindungsbüro, unverzüglich die Kommission und 
die übrigen Mitgliedstaaten. Aus diesen Informationen gehen alle verfügbaren Angaben hervor, insbesondere die zur 
Identifizierung des betreffenden Produkts erforderlichen Daten sowie Daten zu seinem Ursprung und seiner Lieferkette, zur 
Art des Risikos sowie zur Art und Dauer der ergriffenen nationalen Maßnahmen.

(4) Die Kommission konsultiert unverzüglich die Mitgliedstaaten und die betroffenen Wirtschaftsteilnehmer und nimmt 
eine Evaluierung der ergriffenen nationalen Maßnahmen vor. Anhand der Ergebnisse dieser Evaluierung erlässt die 
Kommission einen Durchführungsrechtsakt, in dem sie ihre Entscheidung darlegt, ob die Maßnahme gerechtfertigt ist, und 
schreibt, falls erforderlich, geeignete Maßnahmen vor.

Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

(5) Die Kommission richtet ihre Entscheidung an alle Mitgliedstaaten und teilt sie ihnen und dem betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmer unverzüglich mit.
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Artikel 68

Koordinierung und Unterstützung der Marktüberwachung

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung tritt die nach Artikel 30 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1020 gebildete 
Gruppe zur administrativen Zusammenarbeit (administrative cooperation group, im Folgenden „ADCO“) in regelmäßigen 
Abständen und, falls nötig, auf begründeten Antrag der Kommission oder von mindestens zwei teilnehmenden 
Marktüberwachungsbehörden zusammen.

Im Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Artikel 32 der Verordnung (EU) 2019/1020 unterstützt die ADCO die 
Durchführung dieser Verordnung insbesondere, indem sie gemeinsame Prioritäten für die Marktüberwachung ermittelt.

(2) Auf der Grundlage der in Absprache mit der ADCO festgelegten Prioritäten unternimmt die Kommission folgende 
Schritte:

a) Organisation gemeinsamer Marktüberwachungs- und Prüfungsprojekte in Bereichen von gemeinsamem Interesse;

b) Organisation gemeinsamer Investitionen in Marktüberwachungskapazitäten, einschließlich Ausrüstung und IT-Instru-
mente;

c) Organisation gemeinsamer Schulungen für das Personal von Marktüberwachungsbehörden, notifizierenden Behörden 
und notifizierten Stellen, unter anderem zur korrekten Auslegung und Anwendung dieser Verordnung und zu für die 
Anwendung der Verordnung oder die Überprüfung ihrer Einhaltung relevanten Methoden und Techniken;

d) Ausarbeitung von Leitlinien für die Anwendung und Durchsetzung dieser Verordnung, einschließlich der Anforderungen 
und Verpflichtungen, die in gemäß dieser Verordnung angenommenen harmonisierten technischen Spezifikationen 
festgelegt sind, sowie gemeinsamer Verfahren und Methoden für eine wirksame Marktüberwachung.

Die Union finanziert gegebenenfalls die unter den Buchstaben a, b und c genannten Maßnahmen.

(3) Die Kommission leistet technische und logistische Unterstützung, um sicherzustellen, dass die ADCO ihre Aufgaben 
nach diesem Artikel und nach Artikel 32 der Verordnung (EU) 2019/1020 erfüllt.

Artikel 69

Erstattung von Kosten

Wurde festgestellt, dass ein Produkt nicht konform ist, sind Marktüberwachungsbehörden berechtigt, sich von den 
Wirtschaftsteilnehmern, die das Produkt in Verkehr gebracht oder auf dem Markt bereitgestellt haben, die Kosten für 
Dokumentenprüfungen und physische Produktprüfungen erstatten zu lassen, sofern sie für diese Kosten einen Nachweis 
vorlegen.

Artikel 70

Berichterstattung und Benchmarking

(1) Die Marktüberwachungsbehörden geben in das Informations- und Kommunikationssystem nach Artikel 34 der 
Verordnung (EU) 2019/1020 Informationen zu Art und Schwere der im Zusammenhang mit der Nichtkonformität mit 
dieser Verordnung verhängten Sanktionen ein.

(2) Die Kommission erstellt alle vier Jahre bis zum 30. Juni einen Bericht auf der Grundlage der von den 
Marktüberwachungsbehörden in das Informations- und Kommunikationssystem nach Artikel 34 der Verordnung (EU) 
2019/1020 eingegebenen Informationen. Der erste dieser Berichte ist bis zum 9. Januar 2030 zu veröffentlichen.

Der Bericht muss Folgendes enthalten:

a) Informationen über Art und Anzahl der von den Marktüberwachungsbehörden in den vier vorangegangenen 
Kalenderjahren durchgeführten Kontrollen gemäß Artikel 34 Absätze 4 und 5 der Verordnung (EU) 2019/1020;

b) Informationen über das Ausmaß der festgestellten Nichtkonformitäten sowie über Art und Schwere der Sanktionen, die 
in den vier vorangegangenen Kalenderjahren für Produkte verhängt wurden, für die harmonisierte technische 
Spezifikationen gelten oder die auf der Grundlage einer Europäischen Technischen Bewertung mit CE-Kennzeichnung 
versehen wurden;

c) Richtwerte für die Marktüberwachungsbehörden in Bezug auf die Häufigkeit der Kontrollen und die Art und Schwere der 
verhängten Sanktionen.
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(3) Die Kommission stellt den Bericht nach Absatz 2 dieses Artikels in das Informations- und Kommunikationssystem 
nach Artikel 34 der Verordnung (EU) 2019/1020 ein und veröffentlicht außerdem eine Zusammenfassung des Berichts.

KAPITEL IX

INFORMATIONEN UND VERWALTUNGSZUSAMMENARBEIT

Artikel 71

Informationssysteme für eine harmonisierte Entscheidungsfindung

(1) Die Kommission richtet ein Informations- und Kommunikationssystem für die Erfassung, Verarbeitung und 
Speicherung von Informationen in strukturierter Form zu Themen im Zusammenhang mit der Auslegung oder 
Anwendung der in dieser Verordnung oder gemäß ihr festgelegten Vorschriften ein und hält es auf dem neuesten Stand, um 
die harmonisierte Anwendung der genannten Vorschriften zu gewährleisten.

Zusätzlich zur Kommission und den Mitgliedstaaten haben Marktüberwachungsbehörden, die nach Artikel 10 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2019/1020 benannten zentralen Verbindungsstellen, die nach Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2019/1020 benannten Behörden, notifizierende Behörden, die Vertreter der Gruppe von notifizierten Stellen und der 
Organisation Technischer Bewertungsstellen sowie Produktinformationsstellen für das Bauwesen Zugang zum Informa-
tions- und Kommunikationssystem.

(2) Die in Absatz 1 genannten Stellen können das Informations- und Kommunikationssystem nutzen, um Fragen oder 
Probleme im Zusammenhang mit der Auslegung oder Anwendung der in dieser Verordnung oder gemäß ihr festgelegten 
Vorschriften einschließlich ihres Verhältnisses zu anderen Bestimmungen des Unionsrechts zur Sprache zu bringen.

(3) Für die Zwecke des Absatzes 2 können die in Absatz 1 genannten Stellen Fragen oder Probleme zu folgenden 
Themen zur Sprache bringen:

a) die Anwendung oder Auslegung der in dieser Verordnung oder gemäß ihr festgelegten Vorschriften durch eine andere 
Stelle, die von ihrer eigenen Praxis abweicht;

b) Fragen oder Probleme im Zusammenhang mit dem Sachverhalt, mit der sie konfrontiert sind, oder mit ihrer eigenen 
Praxis, die im Informations- und Kommunikationssystem angesprochen wurden;

c) Sachverhalte, die in den in dieser Verordnung oder gemäß ihr festgelegten Vorschriften bei ihrer ersten Veröffentlichung 
oder Erwähnung im Amtsblatt der Europäischen Union nicht vorgesehen sind; dies gilt insbesondere, aber nicht 
ausschließlich für Sachverhalte, die durch das Aufkommen neuer Produkte oder Geschäftsmodelle verursacht werden;

d) die Frage, ob die in dieser Verordnung oder gemäß ihr festgelegten Vorschriften für einen Sachverhalt gelten, für die auch 
andere Bestimmungen des Unionsrechts gelten, und die sich daraus ergebende Frage, welche Vorschriften Vorrang haben.

(4) Wenn eine Stelle eine Frage oder ein Problem anspricht, gibt sie in das Informations- und Kommunikationssystem 
folgende Informationen ein:

a) Entscheidungen im Zusammenhang mit der angesprochenen Frage oder dem angesprochenen Problem;

b) die Gründe, auf denen der verfolgte Ansatz beruht;

c) ein etwaiger alternativer Ansatz, den die entsprechende Stelle ermittelt hat, und die Gründe, auf denen er beruht.

(5) Die Mitgliedstaaten richten ein nationales Informationssystem oder einen E-Mail-Verteilerdienst ein, um ihre 
zuständigen nationalen Behörden, die in ihrem Hoheitsgebiet tätigen Wirtschaftsteilnehmer, die Technischen Bewertungs-
stellen und notifizierten Stellen mit Sitz in ihrem Hoheitsgebiet sowie, auf Antrag, auch andere Technische 
Bewertungsstellen und notifizierte Stellen über alle Angelegenheiten zu informieren, die für die richtige Auslegung oder 
Anwendung der in dieser Verordnung oder gemäß ihr festgelegten Vorschriften von Bedeutung sind. Dabei berücksichtigen 
sie die Informationen, die im Informations- und Kommunikationssystem nach Absatz 1 verfügbar sind.

(6) Die zuständigen nationalen Behörden, die Technischen Bewertungsstellen und die notifizierten Stellen mit einer 
Niederlassung in dem jeweiligen Mitgliedstaat registrieren sich in dem System oder dem E-Mail-Verteilerdienst und 
berücksichtigen sämtliche Informationen, die ihnen übermittelt werden. Die Wirtschaftsteilnehmer können sich in dem 
System oder dem E-Mail-Verteilerdienst registrieren. Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um die 
Wirtschaftsteilnehmer auf das System oder den E-Mail-Verteilerdienst aufmerksam zu machen.
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(7) Das nationale Informationssystem oder der E-Mail-Verteilerdienst muss in der Lage sein, Beschwerden von jeder 
natürlichen oder juristischen Person, einschließlich Technischer Bewertungsstellen und notifizierter Stellen, über die 
uneinheitliche Anwendung der in dieser Verordnung oder gemäß ihr festgelegten Vorschriften entgegenzunehmen. Sofern 
sie dies für zweckmäßig erachtet, leitet das zentrale Verbindungsbüro solche Beschwerden an die zentralen Verbindungs-
büros anderer Mitgliedstaaten und an die Kommission weiter.

Artikel 72

Produktinformationsstellen für das Bauwesen

(1) Die Mitgliedstaaten unterstützen die Wirtschaftsteilnehmer durch Produktinformationsstellen für das Bauwesen. Die 
Mitgliedstaaten benennen und unterhalten mindestens eine Produktinformationsstelle für das Bauwesen in ihrem 
Hoheitsgebiet und stellen sicher, dass ihre Produktinformationsstellen für das Bauwesen über ausreichende Befugnisse und 
angemessene Ressourcen zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben verfügen. Sie stellen sicher, dass die 
Produktinformationsstellen für das Bauwesen ihre Dienstleistungen im Einklang mit der Verordnung (EU) 2018/1724 
erbringen und sich mit den gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/515 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (29) eingerichteten Produktinformationsstellen für die gegenseitige Anerkennung abstimmen.

(2) Die Produktinformationsstellen für das Bauwesen stellen auf Antrag eines Wirtschaftsteilnehmers oder einer 
zuständigen nationalen Behörde eines anderen Mitgliedstaats nützliche Produktinformationen zur Verfügung, z. B.

a) elektronische Kopien der in dem Gebiet, in dem die Produktinformationsstelle für das Bauwesen niedergelassen ist, für 
Produkte geltenden nationalen technischen Vorschriften und nationalen Verwaltungsverfahren oder einen Online-Zu-
gang zu den Vorschriften und Verfahren,

b) Informationen darüber, ob für die Produkte nach nationalem Recht eine vorherige Genehmigung erforderlich ist,

c) Vorschriften für den Einbau, die Montage oder die Installation von Produkten.

Die Produktinformationsstellen für das Bauwesen stellen auch Informationen zu produktbezogenen Bestimmungen dieser 
Verordnung und von gemäß dieser Verordnung erlassenen Rechtsakten bereit.

(3) Die Produktinformationsstellen für das Bauwesen stellen binnen 15 Arbeitstagen ab deren Eingang kostenlos 
Informationen in Bezug auf alle Ersuchen nach Absatz 2 bereit.

(4) Die Produktinformationsstellen für das Bauwesen müssen in der Lage sein, ihre Aufgaben so auszuüben, dass 
Interessenkonflikte, vor allem in Bezug auf die Verfahren zur Erlangung der CE-Kennzeichnung, vermieden werden.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Produkte, die noch nicht von harmonisierten technischen Spezifikationen erfasst 
werden.

(6) Die Kommission veröffentlicht eine Liste der nationalen Produktinformationsstellen für das Bauwesen und hält sie 
auf dem neuesten Stand.

Artikel 73

Schulung und Austausch des Personals

(1) Marktüberwachungsbehörden, Produktinformationsstellen für das Bauwesen, benennende Behörden, Technische 
Bewertungsstellen, notifizierende Behörden sowie notifizierte Stellen sorgen dafür, dass ihr Personal

a) sich in seinem Zuständigkeitsbereich weiterbildet und sich hierfür regelmäßig einer Nachschulung unterzieht und

b) sich regelmäßigen Schulungen über die harmonisierte Auslegung und Anwendung der in dieser Verordnung oder gemäß 
ihr festgelegten Vorschriften unterzieht.

(2) Die Kommission veranstaltet regelmäßig und mindestens einmal jährlich gemeinsame Schulungen für das Personal 
von Marktüberwachungsbehörden, Produktinformationsstellen für das Bauwesen, benennenden Behörden, notifizierenden 
Behörden und notifizierten Stellen. Die Kommission veranstaltet diese Schulungen in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten.
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An den Schulungen können Bedienstete der nach Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1020 benannten 
Behörden, der nach Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 benannten zentralen Verbindungsstellen und 
gegebenenfalls anderer an der Durchführung oder Durchsetzung dieser Verordnung beteiligter Behörden der Mitgliedstaaten 
teilnehmen.

(3) Die Kommission kann in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Programme für den Personalaustausch zwischen 
den Marktüberwachungsbehörden, notifizierenden Behörden und notifizierten Stellen von mindestens zwei Mitgliedstaaten 
organisieren.

Artikel 74

Aufgabenteilung und gemeinsame Entscheidungsfindung

(1) Zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus dieser Verordnung im Hinblick auf Marktüberwachung, Benennung und 
Beaufsichtigung von Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und Produktinformationsstellen für das Bauwesen 
können die Mitgliedstaaten

a) eine Stelle oder Behörde, die in Zusammenarbeit mit einem oder mehreren anderen Mitgliedstaaten zwecks gemeinsamer 
Benennung eingerichtet wurde, oder

b) eine Stelle oder Behörde, die bereits von einem anderen Mitgliedstaat für denselben Zweck benannt wurde, in 
Zusammenarbeit mit diesem Mitgliedstaat benennen.

Die betroffenen Mitgliedstaaten stellen gemeinsam sicher, dass die gemeinsamen Stellen bzw. Behörden alle einschlägigen 
Anforderungen erfüllen. Sie sind gemeinsam für sie verantwortlich, während Beschlüsse, die gegenüber natürlichen oder 
juristischen Personen in einem bestimmten Mitgliedstaat erlassen werden, rechtlich nur diesem Mitgliedstaat zurechenbar 
sind.

(2) Die Behörden verschiedener Mitgliedstaaten können — unbeschadet ihrer jeweiligen Verpflichtungen aufgrund dieser 
Verordnung oder anderer Rechtsakte — Ressourcen und Verantwortlichkeiten teilen, um die einheitliche Anwendung oder 
die wirksame Durchsetzung dieser Verordnung sicherzustellen.

Zu diesem Zweck können sie auch

a) gemeinsame Entscheidungen treffen, insbesondere im Hinblick auf grenzüberschreitende Tätigkeiten oder auf 
Wirtschaftsteilnehmer, die im Hoheitsgebiet der betreffenden Mitgliedstaaten tätig sind;

b) gemeinsame Projekte starten, etwa gemeinsame Marktüberwachungs- oder Prüfungsprojekte;

c) Ressourcen für bestimmte Zwecke, etwa den Aufbau von Prüfungskapazitäten oder die Überwachung des Internets, 
bündeln;

d) die Ausführung von Aufgaben an eine Behörde mit gleicher Zuständigkeit in einem anderen Mitgliedstaat delegieren, 
wobei sie weiter die formale Verantwortung für die Entscheidungen dieser Behörde tragen;

e) eine Aufgabe von einem Mitgliedstaat auf den anderen übertragen, sofern diese Übertragung allen Betroffenen klar 
mitgeteilt wird.

Die betreffenden Mitgliedstaaten sind für die gemäß diesem Absatz getroffenen Maßnahmen gemeinsam verantwortlich.

KAPITEL X

DIGITALER PRODUKTPASS

Artikel 75

Digitales Produktpasssystem für Bauprodukte

(1) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung durch die 
Einrichtung eines digitalen Produktpasssystems für Bauprodukte im Einklang mit den in diesem Kapitel dargelegten 
Bedingungen.

(2) Das digitale Produktpasssystem für Bauprodukte muss
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a) mit dem mit der Verordnung (EU) 2024/1781 eingeführten digitalen Produktpass kompatibel und interoperabel sein 
und diesen zur Grundlage haben, ohne die Interoperabilität mit der Bauwerksdatenmodellierung (Building Information 
Modeling — BIM) zu beeinträchtigen, wobei die spezifischen Merkmale und Anforderungen im Zusammenhang mit 
Bauprodukten zu berücksichtigen sind;

b) über die erforderlichen Funktionalitäten verfügen, um digitale Produktpässe nach Artikel 76 umzusetzen und zu 
verwalten;

c) festlegen, welche Akteure, einschließlich Wirtschaftsteilnehmern, Kunden, Demonteuren, Nutzern und zuständigen 
nationalen Behörden, zu Informationen im digitalen Produktpass und zu welchen Informationen, auf die sie zugreifen 
können müssen, Zugang haben, wobei die Notwendigkeit, die Rechte des geistigen Eigentums und sensible 
Geschäftsinformationen zu schützen und die Sicherheit von Bauwerken zu gewährleisten, zu berücksichtigen ist;

d) festlegen, welche Akteure, einschließlich Herstellern, Bevollmächtigten, Einführern, Händlern und Anbietern von 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit digitalen Produktpässen, Informationen in den digitalen Produktpass eingeben 
oder aktualisieren dürfen, gegebenenfalls einschließlich der Ausstellung eines neuen digitalen Produktpasses, und welche 
Informationen sie eingeben oder aktualisieren dürfen;

e) detaillierte Modalitäten für die Aktualisierung der Angaben im digitalen Produktpass eines bestehenden Produkts 
festlegen;

f) Verfahren festlegen, um die Verfügbarkeit von digitalen Produktpässen nach einer Insolvenz, einer Liquidation oder der 
Einstellung der Tätigkeit des Wirtschaftsteilnehmers, der den digitalen Produktpass ausgestellt hat, in der Union oder 
gegebenenfalls nach Auslaufen der Verpflichtung der Hersteller zur Sicherstellung seiner Verfügbarkeit sicherzustellen, 
einschließlich der Einrichtung eines Back-up-Systems durch Anbieter von Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
digitalen Produktpässen;

g) Anforderungen an Anbieter von Dienstleistungen im Zusammenhang mit digitalen Produktpässen festlegen, 
gegebenenfalls einschließlich eines Zertifizierungssystems zur Überprüfung dieser Anforderungen, das sich soweit 
möglich auf die Entwicklungen im Rahmen der Verordnung (EU) 2024/1781 zu demselben Zweck stützt;

h) gegebenenfalls detailliertere oder abweichende Vorschriften und Verfahren in Bezug auf den Lebenszyklus von 
Kennungen, Datenträgern, digitalen Zertifikaten und des Registers für digitale Produktpässe festlegen als jene, die zu 
demselben Zweck in der Verordnung (EU) 2024/1781 festgelegt sind;

i) sicherstellen, dass das System für einen Zeitraum von 25 Jahren nach dem Inverkehrbringen des letzten Produkts der 
jeweiligen Produktart zugänglich ist und dass der Wirtschaftsteilnehmer den digitalen Produktpass mindestens zehn 
Jahre lang bereitstellt, ohne dass im Falle eines längeren Zeitraums für die Wirtschaftsteilnehmer unverhältnismäßig 
hohe Kosten und ein unverhältnismäßiger Aufwand entstehen;

j) die Notwendigkeit, die Verfügbarkeit von Informationen für die Wiederverwendung und Wiederaufbereitung von 
Produkten sicherzustellen, berücksichtigen.

Artikel 76

Digitaler Produktpass

(1) Die Informationen im digitalen Produktpass müssen richtig, vollständig und auf dem neuesten Stand sein.

(2) Ein digitaler Produktpass für ein unter die vorliegende Verordnung fallendes Produkt

a) umfasst folgende Informationen:

i) die in Artikel 15 genannte Leistungs- und Konformitätserklärung, einschließlich der in Artikel 15 Absatz 6 
genannten Informationen, die über eine Verknüpfung mit anderen Datenbanken der Union, sofern verfügbar, 
beigefügt werden können, sowie der gemäß Anhang V bereitgestellten Unterlagen,

ii) die in Artikel 22 Absatz 6 genannten allgemeinen Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheits-
informationen,

iii) die in Artikel 22 Absatz 3 genannte technische Dokumentation, einschließlich der gemäß den Artikeln 59 bis 61 
erforderlichen spezifischen Abschnitte,

iv) die Kennzeichnung gemäß Artikel 22 Absatz 9,

v) gemäß Artikel 79 Absatz 1 vergebene eindeutige Kennungen,
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vi) Unterlagen, die nach anderem für das Produkt geltenden Unionsrecht der Union erforderlich sind,

vii) Datenträger wesentlicher Bestandteile, für die ein digitaler Produktpass vorliegt,

b) ist mit einem oder mehreren Datenträgern verknüpft,

c) ist auf elektronischem Wege über den gemäß Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe g angezeigten Datenträger zugänglich,

d) entspricht dem Produkttyp und dem eindeutigen Kenncode gemäß Artikel 22 Absatz 5,

e) ist für alle Wirtschaftsteilnehmer, Kunden, Nutzer und Behörden über den Datenträger kostenlos zugänglich,

f) ermöglicht unterschiedliche Stufen des Zugangs zum digitalen Produktpasssystem für Bauprodukte,

g) ermöglicht es den im digitalen Produktpasssystem für Bauprodukte spezifizierten Akteuren, Informationen in den 
digitalen Produktpass einzutragen oder diese zu aktualisieren,

h) ist für einen bestimmten Zeitraum nach dem Inverkehrbringen des letzten seinem Produkttyp entsprechenden Produkts 
zugänglich.

(3) Durch die in Absatz 2 genannten Anforderungen wird

a) sichergestellt, dass die Akteure entlang der Wertschöpfungskette auf für sie relevante Produktinformationen umstandslos 
zugreifen und diese verstehen können,

b) die Überprüfung der Produktkonformität durch die zuständigen nationalen Behörden erleichtert und

c) die Rückverfolgbarkeit von Produkten entlang der Wertschöpfungskette verbessert.

(4) Produkte, für die die Ausnahme nach Artikel 14 gilt, sind ebenfalls von der Verpflichtung zur Vorlage eines digitalen 
Produktpasses ausgenommen.

Artikel 77

Allgemeine Anforderungen an den digitalen Produktpass

(1) Ein digitaler Produktpass muss folgende Bedingungen erfüllen:

a) Er ist über einen oder mehrere Datenträger mit einem unveränderlichen eindeutigen Kenncode des Produkttyps 
verbunden.

b) Der Datenträger ist gemäß Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe g angebracht.

c) Der Datenträger steht im Einklang mit Artikel 79 Absatz 1.

d) Alle im digitalen Produktpass enthaltenen Informationen beruhen auf offenen Standards, die in einem interoperablen 
Format entwickelt wurden, und sind gegebenenfalls maschinenlesbar, strukturiert und durchsuchbar sowie über ein 
offenes interoperables Datenaustauschnetz ohne Anbieterbindung übertragbar und entsprechen den grundlegenden 
Anforderungen nach Artikel 78. Die zusammen mit der in Artikel 76 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i genannten Leistungs- 
und Konformitätserklärung und der in Artikel 76 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer iii genannten technischen Dokumentation 
vorgelegten Unterlagen sind von dieser Verpflichtung ausgenommen, wenn dies aus technischen Gründen gerechtfertigt 
ist.

e) Personenbezogene Daten, die sich auf den Endnutzer des Produkts beziehen, werden nicht ohne ausdrückliche 
Einwilligung des Endnutzers im Einklang mit Artikel 6 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (30) im digitalen Produktpass gespeichert.

f) Die Informationen im digitalen Produktpass enthalten einen Verweis auf den in Artikel 76 Absatz 2 Buchstabe d 
genannten Produkttyp.
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g) Der Zugang zu den im digitalen Produktpass enthaltenen Informationen wird im Einklang mit den in Artikel 78 
festgelegten grundlegenden Anforderungen geregelt, und die spezifischen Zugangsrechte werden im Einklang mit den 
Zugangsstufen für das digitale Produktpasssystem für Bauprodukte festgelegt.

h) Die in Artikel 76 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i genannte Leistungs- und Konformitätserklärung entspricht den gemäß 
Artikel 16 Absatz 3 herausgegebenen Leitlinien.

(2) Wenn andere Rechtsvorschriften der Union die Aufnahme spezifischer Informationen in den digitalen Produktpass 
vorschreiben oder zulassen, können diese Informationen im Einklang mit dem in Artikel 75 Absatz 1 genannten delegierten 
Rechtsakt in den digitalen Produktpass aufgenommen werden.

(3) Der Hersteller, der das Produkt in Verkehr bringt, stellt den Akteuren, die das Produkt über das Internet oder eine 
andere Form des Fernabsatzes auf dem Markt bereitstellen, eine digitale Kopie des Datenträgers und die Produktkennung 
bereit, damit sie diese den Kunden zur Verfügung stellen können, wenn sie keinen physischen Zugang zu dem Produkt 
haben. Der Wirtschaftsteilnehmer stellt diese digitale Kopie oder den Link zu einer Website kostenlos und innerhalb von 
fünf Arbeitstagen nach Erhalt der Aufforderung zur Verfügung.

Artikel 78

Technische Gestaltung und Einsatz des digitalen Produktpasses

Für die technische Gestaltung und den Einsatz des digitalen Produktpasses gelten die folgenden grundlegenden 
Anforderungen:

a) digitale Produktpässe müssen in Bezug auf die technischen, semantischen und organisatorischen Aspekte der 
Ende-zu-Ende-Kommunikation und der Datenübertragung vollständig interoperabel mit anderen digitalen Pro-
duktpässen sein.

b) Empfänger des digitalen Produktpasses haben auf der Grundlage ihres jeweiligen Zugangsrechts im digitalen 
Produktpasssystem für Bauprodukte einen einfachen und kostenlosen Zugang zum Produktpass.

c) Die im digitalen Produktpass enthaltenen Daten werden gemäß dem in Artikel 75 genannten digitalen Produktpass-
system für Bauprodukte gespeichert.

d) Werden die im digitalen Produktpass enthaltenen Daten von befugten Akteuren oder Anbietern von Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit digitalen Produktpässen gespeichert oder anderweitig verarbeitet, dürfen diese die Daten weder in 
ihrer Gesamtheit noch in Teilen verkaufen, wiederverwenden oder über das für die Erbringung der betreffenden 
Speicher- oder Verarbeitungsdienste erforderliche Maß hinaus verarbeiten, es sei denn, dies wurde ausdrücklich mit dem 
Wirtschaftsteilnehmer vereinbart, der das Produkt in Verkehr bringt.

e) Der digitale Produktpass bleibt während des in Artikel 76 Absatz 2 Buchstabe h genannten Zeitraums verfügbar, auch 
nach einer Insolvenz, einer Liquidation oder der Einstellung der Tätigkeit des Wirtschaftsteilnehmers, der den digitalen 
Produktpass ausgestellt hat, in der Union, und er erfüllt die gemäß Artikel 75 Absatz 2 Buchstabe f festgelegten 
Bedingungen in Bezug auf die Verpflichtung zur Einrichtung eines Back-up-Systems.

f) Das Recht auf den Zugang zum digitalen Produktpass sowie auf die Eingabe, Änderung oder Aktualisierung von 
Informationen im Produktpass ist auf die im digitalen Produktpasssystem für Bauprodukte vorgesehenen Zugangsrechte 
beschränkt.

g) Der Schutz von Informationen, bei denen es sich um Geschäftsgeheimnisse im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der 
Richtlinie (EU) 2016/943 des Europäischen Parlaments und des Rates (31) handelt, sowie von Rechten des geistigen 
Eigentums ist sicherzustellen.

h) Die Authentizität, die Zuverlässigkeit und die Integrität der Daten sind sicherzustellen.

i) Digitale Produktpässe sind so zu gestalten und einzusetzen, dass ein hohes Maß an Sicherheit und Privatsphäre 
sichergestellt und Betrug unterbunden wird.
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Artikel 79

Eindeutige Kennungen und Register für digitale Produktpässe

(1) Für die Zwecke der Umsetzung der vorliegenden Verordnung gilt in Bezug auf eindeutige Kennungen und 
Datenträger Artikel 12 der Verordnung (EU) 2024/1781, es sei denn, in dem in Artikel 75 Absatz 1 der vorliegenden 
Verordnung genannten delegierten Rechtsakt werden gemäß Artikel 75 Absatz 2 Buchstabe h der vorliegenden Verordnung 
detailliertere oder abweichende Vorschriften in Bezug auf die eindeutigen Kennungen und Datenträger festgelegt.

(2) Für die Zwecke der Umsetzung der vorliegenden Verordnung gilt in Bezug auf das Register für digitale Produktpässe 
Artikel 13 der Verordnung (EU) 2024/1781, es sei denn, in dem in Artikel 75 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung 
genannten delegierten Rechtsakt werden gemäß Artikel 75 Absatz 2 Buchstabe h der vorliegenden Verordnung detailliertere 
oder abweichende Vorschriften in Bezug auf das Produktpassregister festgelegt.

(3) Für die Zwecke der Umsetzung der vorliegenden Verordnung gilt in Bezug auf das Webportal für Informationen im 
digitalen Produktpass Artikel 14 der Verordnung (EU) 2024/1781.

Artikel 80

Obligatorische Nutzung und technische Anpassung

(1) Sechs Monate nach Inkrafttreten des in Artikel 75 Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakts muss das System voll 
einsatzfähig sein und die beabsichtigten Zwecke, einschließlich der in Artikel 76 vorgesehenen Funktionen, erfüllen. 
18 Monate nach Inkrafttreten des in Artikel 75 Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakts gelten die gemäß Artikel 22 
Absatz 7 festgelegten Verpflichtungen. Während der Übergangszeit kann das System von den Herstellern auf freiwilliger 
Basis genutzt werden.

(2) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die 
vorliegende Verordnung dahin gehend zu ändern, dass

a) die in Artikel 75 Absatz 2 genannten Funktionen näher spezifiziert, weitere solche Funktionen hinzugefügt oder solche 
Funktionen entfernt werden, um die vorliegende Verordnung an den technischen Fortschritt oder den Grundsatz der 
Einmaligkeit in Bezug auf Informationsanforderungen in anderem Unionsrecht anzupassen,

b) Artikel 77 Absatz 1 und Artikel 78 der vorliegenden Verordnung zwecks Sicherstellung von Kompatibilität und 
Interoperabilität mit der Verordnung (EU) 2024/1781 überarbeitet werden.

KAPITEL XI

INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT

Artikel 81

Internationale Zusammenarbeit

(1) Im Interesse des Schutzes der Gesundheit und Sicherheit von Menschen oder der Umwelt kann die Kommission bei 
der Anwendung dieser Verordnung mit den Behörden von Drittländern oder mit internationalen Organisationen 
zusammenarbeiten. Diese Zusammenarbeit kann Folgendes umfassen:

a) den Austausch von Informationen über Durchsetzungsmaßnahmen und Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Sicherheit und dem Schutz der Umwelt einschließlich Marktüberwachung,

b) den Austausch von Daten zu Wirtschaftsteilnehmern,

c) den Austausch von Informationen über Bewertungsmethoden und Produktprüfungen,

d) den Austausch von Informationen über Produktrückrufe, Anträge auf Korrekturmaßnahmen und ähnliche Maßnahmen,

e) die Zusammenarbeit in wissenschaftlichen, technischen und regulatorischen Angelegenheiten im Zusammenhang mit 
angestrebten Verbesserungen der Produktsicherheit oder des Schutzes der Umwelt und der Verbraucher,

f) den Austausch von Informationen über aufkommende Fragen von erheblicher Umwelt-, Gesundheits- und 
Sicherheitsrelevanz,

g) den Austausch von Informationen über normungsbezogene Tätigkeiten,
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h) den Austausch von Beamten.

Der Informationsaustausch gemäß diesem Absatz erfolgt unter Wahrung der Vertraulichkeitsvorschriften und im Einklang 
mit dem geltenden Unionsrecht.

(2) Der Informationsaustausch nach Absatz 1 kann wie folgt erfolgen:

a) als nicht-systematischer Austausch in ordnungsgemäß begründeten, besonderen Fällen oder

b) als systematischer Austausch auf der Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung, in der die Art der auszutauschenden 
Informationen sowie die Modalitäten für den Austausch festgelegt sind.

Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten regelmäßig über die von ihr gemäß Unterabsatz 1 durchgeführten 
Kooperationsmaßnahmen mit Drittländern oder internationalen Organisationen.

(3) Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte erlassen, mit denen Behörden ausgewählter Drittländer, die die 
vorliegende Verordnung freiwillig anwenden oder über dieser Verordnung ähnelnde Regulierungssysteme für Bauprodukte 
verfügen, Zugang zu bzw. das Recht auf uneingeschränkte Teilnahme an einem oder mehreren der folgenden Elemente 
gewährt wird:

a) dem gemäß Artikel 71 Absatz 1 eingerichteten Informations- und Kommunikationssystem,

b) dem gemäß Artikel 75 eingerichteten digitalen Produktpasssystem für Bauprodukte,

c) den gemäß Artikel 73 Absatz 2 organisierten Schulungsveranstaltungen.

Der Zugang zu den in Unterabsatz 1 genannten Systemen und Veranstaltungen wird unter der Bedingung gewährt, dass sich 
das betreffende Drittland verpflichtet, gegen Wirtschaftsteilnehmer vorzugehen, die von seinem Hoheitsgebiet aus gegen die 
vorliegende Verordnung verstoßen, und die Vertraulichkeit sicherzustellen.

Die uneingeschränkte Teilnahme an den in den Artikeln 71 und 75 genannten Systemen kann nur gewährt werden, wenn 
dies in Abkommen zwischen der Europäischen Union und Drittländern so vorgesehen ist. Eine solche Teilnahme kann 
Drittländern angeboten werden, wenn die Rechtsvorschriften des betreffenden Drittlandes im Einklang mit der vorliegenden 
Verordnung stehen und die nationalen zuständigen Behörden des betreffenden Drittlandes von notifizierten Stellen 
ausgestellte Bescheinigungen oder Europäische Technische Bewertungen gemäß der vorliegenden Verordnung anerkennen. 
Voraussetzung für eine solche Teilnahme ist, dass die betreffenden Drittländer dieselben Verpflichtungen erfüllen, die nach 
der vorliegenden Verordnung auch für die Mitgliedstaaten gelten, einschließlich der Verpflichtungen zur Notifizierung und 
zu Folgemaßnahmen.

Die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 
Absatz 2 genannten Beratungsverfahren erlassen.

(4) Der Informationsaustausch nach diesem Artikel, insofern damit der Austausch personenbezogener Daten einhergeht, 
muss im Einklang mit den Datenschutzvorschriften der Union erfolgen. Falls von der Kommission gegenüber dem 
betreffenden Drittland oder der betreffenden internationalen Organisation kein Angemessenheitsbeschluss nach Artikel 45 
der Verordnung (EU) 2016/679 erlassen wurde, sind personenbezogene Daten vom Informationsaustausch ausgeschlossen. 
Wurde für das Drittland oder die internationale Organisation ein Angemessenheitsbeschluss erlassen, kann der 
Informationsaustausch mit dem Drittland oder der internationalen Organisation personenbezogene, in den Geltungsbereich 
des Angemessenheitsbeschlusses fallende Daten umfassen, wobei dieser Austausch nur dem Schutz der Gesundheit und 
Sicherheit von Menschen oder der Umweltschutz dienen darf und sich auf das dafür notwendige Maß beschränken muss.

KAPITEL XII

ANREIZE UND VERGABE ÖFFENTLICHER AUFTRÄGE

Artikel 82

Anreize der Mitgliedstaaten für Bauprodukte

Stellen Mitgliedstaaten Anreize für eine Produktkategorie bereit, für die die Leistung in Form einer der in Artikel 5 Absatz 5 
genannten Leistungsklassen oder einer im Rahmen der in Artikel 22 Absatz 9 genannten Kennzeichnung der ökologischen 
Nachhaltigkeit vorgesehenen Leistungsklasse angegeben wird, müssen diese Anreize auf die beiden höchsten 
Leistungsklassen abzielen.
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Werden Leistungsklassen in Bezug auf mehr als einen Nachhaltigkeitsparameter festgelegt, ist anzugeben, für welchen 
Parameter dieser Artikel umzusetzen ist.

Dabei berücksichtigt die Kommission folgende Kriterien:

a) die Anzahl der Produkte in jeder Leistungsklasse sowie

b) die Notwendigkeit, die Erschwinglichkeit der Produkte, die diese Anforderungen erfüllen, sicherzustellen, um erhebliche 
negative Auswirkungen auf Verbraucher zu verhindern.

Artikel 83

Umweltorientiertes öffentliches Beschaffungswesen

(1) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 89 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung der vorliegenden Verordnung, indem 
verbindliche Mindestanforderungen an die ökologische Nachhaltigkeit von Bauprodukten festgelegt werden.

(2) Bei Vergabeverfahren, die in den Anwendungsbereich der Richtlinien 2014/24/EU (32) oder 2014/25/EU (33) des 
Europäischen Parlaments und des Rates fallen, wenden die öffentlichen Auftraggeber und Auftraggeber die in den in 
Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakten festgelegten verbindlichen Mindestanforderungen an die ökologische 
Nachhaltigkeit an, wenn Aufträge eine Mindestleistung bei der ökologischen Nachhaltigkeit von Bauprodukten in Bezug auf 
deren von harmonisierten technischen Spezifikationen abgedeckte wesentliche Merkmale erfordern.

Dies hindert die öffentlichen Auftraggeber und die Auftraggeber nicht daran, Folgendes festzulegen:

a) ehrgeizigere Anforderungen an die ökologische Nachhaltigkeit in Bezug auf die in Unterabsatz 1 genannten wesentlichen 
Merkmale oder

b) zusätzliche Anforderungen an die ökologische Nachhaltigkeit in Bezug auf andere als die in Unterabsatz 1 genannten 
wesentlichen Merkmale.

(3) Die Mitgliedstaaten und die Kommission bieten den für die Vergabe öffentlicher Aufträge zuständigen öffentlichen 
Auftraggebern und Auftraggebern technische Unterstützung und Beratung in Bezug auf die Einhaltung der verbindlichen 
Mindestanforderungen an die ökologische Nachhaltigkeit, die in den in Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakten 
festgelegt werden.

(4) Die in den in Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakten festgelegten verbindlichen Mindestanforderungen an die 
ökologische Nachhaltigkeit öffentlicher Aufträge, die von öffentlichen Auftraggebern oder von Auftraggebern vergeben 
werden, können je nach der betreffenden Produktfamilie oder -kategorie in folgender Form erfolgen:

a) in Form technischer Spezifikationen im Sinne von Artikel 42 der Richtlinie 2014/24/EU und von Artikel 60 der 
Richtlinie 2014/25/EU,

b) in Form von Eignungs- bzw. Auswahlkriterien im Sinne von Artikel 58 der Richtlinie 2014/24/EU und von Artikel 80 
der Richtlinie 2014/25/EU,

c) in Form von Bedingungen für die Auftragsausführung im Sinne von Artikel 70 der Richtlinie 2014/24/EU und von 
Artikel 87 der Richtlinie 2014/25/EU,

d) in Form von Zuschlagskriterien im Sinne von Artikel 67 der Richtlinie 2014/24/EU und von Artikel 82 der Richtlinie 
2014/25/EU.

(5) Bei der Festlegung von verbindlichen Mindestanforderungen an die ökologische Nachhaltigkeit für öffentliche 
Aufträge gemäß Absatz 1 konsultiert die Kommission im Einklang mit den Nummern 13 und 28 der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten 
Sachverständigen und die einschlägigen Interessenträger, führt eine Folgenabschätzung durch und berücksichtigt 
mindestens die folgenden Kriterien:

a) Wert und Umfang der öffentlichen Aufträge, die für die betreffende Produktfamilie oder -kategorie vergeben werden,
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b) mit der Einführung von Produkten in den beiden höchsten Leistungsklassen einhergehende Umweltvorteile,

c) Notwendigkeit, für ausreichende Nachfrage nach ökologisch nachhaltigeren Produkten zu sorgen,

d) wirtschaftliche Durchführbarkeit eines verstärkten Erwerbs ökologisch nachhaltigerer Produkte, ohne unverhält-
nismäßige Kosten für die öffentlichen Auftraggeber oder die Auftraggeber zu verursachen, sowie Verfügbarkeit solcher 
Produkte auf dem Markt,

e) Marktlage auf Unionsebene für die betreffende Produktfamilie oder -kategorie,

f) Auswirkungen der Anforderungen auf den Wettbewerb,

g) Auswirkungen auf KMU und deren Bedürfnisse,

h) Regelungsbedarf der Mitgliedstaaten sowie deren unterschiedliche klimatische Bedingungen.

Die erste Folgenabschätzung wird von der Kommission spätestens am 31. Dezember 2026 eingeleitet.

(6) Öffentliche Auftraggeber und Auftraggeber können ausnahmsweise beschließen, Absatz 2 des vorliegenden Artikels 
nicht anzuwenden, wenn infolge einer vorherigen Marktkonsultation gemäß Artikel 40 der Richtlinie 2014/24/EU und 
Artikel 58 der Richtlinie 2014/25/EU festgestellt wurde, dass

a) das erforderliche Bauprodukt nur von einem bestimmten Wirtschaftsteilnehmer geliefert werden kann und keine 
vernünftige Alternative oder Ersatzlösung verfügbar ist,

b) bei einem früheren Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge keine geeigneten Angebote oder keine geeigneten 
Teilnahmeanträge eingereicht wurden, oder

c) durch die Anwendung von Absatz 1 oder die Einbeziehung des erforderlichen Bauprodukts in Bauwerke dem 
öffentlichen Auftraggeber oder dem Auftraggeber unverhältnismäßige Kosten entstehen würden oder es dadurch zu 
Unvereinbarkeiten oder technischen Schwierigkeiten kommen würde.

Öffentliche Auftraggeber und Auftraggeber können davon ausgehen, dass Unterschiede beim geschätzten Auftragswert von 
mehr als 10 % auf der Grundlage objektiver und transparenter Daten unverhältnismäßig sind.

Wenn öffentliche Auftraggeber oder Auftraggeber von der in diesem Absatz vorgesehenen Ausnahmeregelung Gebrauch 
machen, kann das Vergabeverfahren in Bezug auf die Bauprodukte, auf die die Ausnahmeregelung angewandt wurde, nicht 
als ökologisch nachhaltig angesehen werden.

Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission gemäß Artikel 83 der Richtlinie 2014/24/EU alle drei Jahre über die 
Anwendung dieses Absatzes Bericht.

Der vorliegende Absatz gilt unbeschadet der Möglichkeit, ungewöhnlich niedrige Angebote gemäß Artikel 69 der Richtlinie 
2014/24/EU und Artikel 84 der Richtlinie 2014/25/EU auszuschließen.

(7) Das EU-Umweltzeichen und andere gemäß Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (34) offiziell anerkannte nationale oder regionale Umweltkennzeichenregelungen nach EN ISO 
14024 Typ I können verwendet werden, um die Einhaltung der Mindestanforderungen an die ökologische Nachhaltigkeit 
nachzuweisen, wenn solche Kennzeichnungen den in Artikel 19 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen 
Anforderungen entsprechen.

KAPITEL XIII

RECHTLICHER STATUS EINES PRODUKTS

Artikel 84

Rechtlicher Status eines Produkts

Die Kommission kann auf den hinreichend begründeten Antrag eines Mitgliedstaats hin oder aus eigener Initiative 
Durchführungsrechtsakte annehmen, in denen festgelegt wird, ob ein besonderes Bauelement oder eine Kategorie von 
Bauelementen ein Produkt im Sinne der vorliegenden Verordnung darstellt.
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Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

KAPITEL XIV

NOTFALLVERFAHREN

Artikel 85

Anwendung der Notfallverfahren

(1) Die Artikel 86 bis 88 der vorliegenden Verordnung finden nur dann Anwendung, wenn die Kommission einen 
Durchführungsrechtsakt gemäß Artikel 28 der Verordnung (EU) 2024/2747 in Bezug auf unter die vorliegende Verordnung 
fallende Bauprodukte erlassen hat.

(2) Die Artikel 86 bis 88 der vorliegenden Verordnung gelten nur für Bauprodukte, die gemäß Artikel 18 Absatz 4 der 
Verordnung (EU) 2024/2747 als krisenrelevante Waren eingestuft wurden.

(3) Dieses Kapitel gilt — mit Ausnahme der in Artikel 87 Absatz 7 der vorliegenden Verordnung genannten Befugnisse 
der Kommission — nur, während der Notfallmodus für den Binnenmarkt, der gemäß Artikel 18 der Verordnung (EU) 
2024/2747 aktiviert wurde.

(4) Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte in Bezug auf die zu ergreifenden Korrektur- oder Restriktions-
maßnahmen, die zu befolgenden Verfahren und die spezifischen Anforderungen an die Kennzeichnung und 
Rückverfolgbarkeit von in Verkehr gebrachten Bauprodukten gemäß den Artikeln 86 und 87 erlassen. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

Artikel 86

Priorisierung der Bewertung und Überprüfung krisenrelevanter Bauprodukte

(1) Dieser Artikel gilt für im in Artikel 85 Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakt aufgeführten Bauprodukte, die 
der Ausführung der Aufgaben eines unabhängigen Dritten in Bezug auf die Bewertung und Überprüfung von Bauprodukten 
gemäß Artikel 10 Absatz 1 durch notifizierte Stellen unterliegen.

(2) Die notifizierten Stellen bemühen sich nach besten Kräften darum, Ersuchen um Ausführung der Aufgaben eines 
unabhängigen Dritten in Bezug auf die Bewertung und Überprüfung von in Absatz 1 genannten Bauprodukten vorrangig 
zu bearbeiten, und zwar unabhängig davon, ob diese Ersuchen vor oder nach der Aktivierung der Notfallverfahren gemäß 
Artikel 85 gestellt wurden.

(3) Durch die Priorisierung von Ersuchen um Ausführung der Aufgaben eines unabhängigen Dritten in Bezug auf die 
Bewertung und Überprüfung von Bauprodukten gemäß Absatz 2 dürfen den Herstellern, die diese Ersuchen stellen, keine 
zusätzlichen unverhältnismäßigen Kosten entstehen.

(4) Die notifizierten Stellen unternehmen alle zumutbaren Anstrengungen, um ihre jeweiligen Bewertungs- und 
Überprüfungskapazitäten in Bezug auf in Absatz 1 genannte Bauprodukte, hinsichtlich derer sie notifiziert wurden, zu 
erhöhen.

Artikel 87

Leistungsbewertung und Leistungserklärung auf der Grundlage von Normen und gemeinsamen Spezifikationen

(1) In Bezug auf Bauprodukte, die als krisenrelevante Waren eingestuft wurden, wird der Kommission die Befugnis 
übertragen, in folgenden Fällen Durchführungsrechtsakte zur Auflistung geeigneter Normen und zur Festlegung 
gemeinsamer Spezifikationen zu erlassen, die die Verfahren und Kriterien für die Bewertung der Leistung solcher Produkte 
in Bezug auf ihre wesentlichen Merkmale abdecken:

a) Es liegen weder harmonisierte Leistungsnormen noch gemäß Artikel 6 Absatz 1 erlassene Durchführungsrechtsakte vor, 
die die einschlägigen Verfahren und Kriterien für die Bewertung der Leistung dieser Produkte in Bezug auf ihre 
wesentlichen Merkmale abdecken, und es ist nicht zu erwarten, dass solche Normen oder Rechtsakte innerhalb einer 
angemessenen Frist erlassen werden, oder
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b) die Möglichkeiten der Hersteller zur Nutzung harmonisierter Leistungsnormen oder gemäß Artikel 6 Absatz 1 der 
vorliegenden Verordnung erlassener Durchführungsrechtsakte, die die einschlägigen Verfahren und Kriterien für die 
Bewertung der Leistung dieser Produkte in Bezug auf ihre wesentlichen Merkmale vorgeben, werden durch 
schwerwiegende Störungen der Funktion des Binnenmarkts eingeschränkt, die zur Aktivierung des Notfallmodus für 
den Binnenmarkt gemäß Artikel 18 der Verordnung (EU) 2024/2747 geführt haben.

(2) Die in Absatz 1 genannten Durchführungsrechtsakte legen die am besten geeignete alternative technische Lösung für 
die Zwecke der Leistungsbewertung und Leistungserklärung gemäß Absatz 5 fest. Zu diesem Zweck können in diesen 
Durchführungsrechtsakten die Fundstellen europäischer Normen oder einschlägiger geltender internationaler oder 
nationaler Normen veröffentlicht werden oder, falls keine europäische Norm oder keine einschlägigen geltenden 
europäischen, internationalen oder nationalen Normen vorliegen, gemeinsame Spezifikationen festgelegt werden.

(3) Die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 90 
Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen und gelten bis zum letzten Tag des Zeitraums, in dem der Notfallmodus für den 
Binnenmarkt aktiv ist, es sei denn, diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß Absatz 7 des vorliegenden Artikels 
geändert oder aufgehoben.

(4) Vor der Ausarbeitung des Entwurfs eines in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Durchführungsrechtsakts 
teilt die Kommission dem in Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 genannten Ausschuss mit, dass die in Absatz 1 
des vorliegenden Artikels vorgesehenen Bedingungen ihres Erachtens erfüllt worden sind. Bei der Ausarbeitung dieses 
Entwurfs eines Durchführungsrechtsakts berücksichtigt die Kommission die Standpunkte der Sachverständigengruppe zum 
Acquis im Bereich der Bauprodukteverordnung und konsultiert alle einschlägigen Interessenträger ordnungsgemäß.

(5) Unbeschadet der Artikel 13 und 15 können die Verfahren und Kriterien, die in den in Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels genannten Normen oder gemeinsamen Spezifikationen festgelegt sind, bzw. Teile davon zur Bewertung und 
Erklärung der Leistung der unter diese Normen oder gemeinsamen Spezifikationen fallenden Bauprodukte in Bezug auf ihre 
wesentlichen Merkmale verwendet werden. Ab dem Tag nach dem Ablauf oder der Deaktivierung des Notfallmodus für den 
Binnenmarkt ist es nicht mehr möglich, Leistungs- und Konformitätserklärung auf der Grundlage der Normen oder 
gemeinsamen Spezifikationen, auf die in dem in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Durchführungsrechtsakt 
verwiesen wird, zu erstellen.

(6) Sofern kein hinreichender Grund zu der Annahme besteht, dass Bauprodukte, die unter die in Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels genannten Normen oder gemeinsamen Spezifikationen fallen, Risiken für die Gesundheit oder 
Sicherheit von Menschen bergen oder die erklärte Leistung nicht erreichen, behalten die Leistungs- und Konformit-
ätserklärungen von Bauprodukten, die gemäß diesen Normen oder gemeinsamen Spezifikationen in Verkehr gebracht 
wurden, abweichend von Artikel 85 Absatz 3 auch nach dem Auslaufen oder der Aufhebung eines gemäß Absatz 3 des 
vorliegenden Artikels erlassenen Durchführungsrechtsakts und nach dem Auslaufen oder der Deaktivierung des 
Notfallmodus für den Binnenmarkt ihre Gültigkeit.

(7) Ist ein Mitgliedstaat der Auffassung, dass eine in Absatz 1 genannte Norm oder gemeinsame Spezifikation im 
Hinblick auf die Verfahren und Kriterien für die Leistungsbewertung in Bezug auf wesentliche Merkmale nicht korrekt ist, so 
teilt er dies der Kommission unter Vorlage einer ausführlichen Erläuterung mit. Die Kommission prüft die ausführliche 
Erläuterung und kann den Durchführungsrechtsakt, in dem auf die betreffende Norm verwiesen bzw. die betreffende 
gemeinsame Spezifikation festgelegt wird, gegebenenfalls ändern oder aufheben.

Artikel 88

Priorisierung von Marktüberwachungstätigkeiten und gegenseitige Unterstützung der Behörden

(1) Die Mitgliedstaaten räumen den Marktüberwachungstätigkeiten für in dem in Artikel 85 Absatz 1 der vorliegenden 
Verordnung genannten Durchführungsrechtsakt aufgeführte Bauprodukte, Vorrang ein. Die Kommission unterstützt die 
Koordinierung dieser Priorisierungsbemühungen über das gemäß Artikel 29 der Verordnung (EU) 2019/1020 eingerichtete 
Unionsnetzwerk für Produktkonformität.

(2) Die Marktüberwachungsbehörden der Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass alle Anstrengungen unternommen werden, 
um andere Marktüberwachungsbehörden während eines Notfallmodus für den Binnenmarkt zu unterstützen, unter 
anderem durch die Mobilisierung und Entsendung von Expertenteams zur vorübergehenden Verstärkung des Personals der 
um Unterstützung ersuchenden Marktüberwachungsbehörden oder durch logistische Unterstützung, z. B. Ausbau der 
Prüfkapazitäten für in dem in Artikel 85 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung genannten Durchführungsrechtsakt 
aufgeführte Bauprodukte, die als krisenrelevante Waren eingestuft wurden.
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KAPITEL XV

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 89

Delegierte Rechtsakte

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 4 Absatz 7, Artikel 5 Absätze 5, 6 und 10, Artikel 7 
Absätze 1 und 8, Artikel 9 Absätze 3 und 4, Artikel 10 Absätze 2 und 4, Artikel 12, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 22 
Absätze 8 und 9, Artikel 32 Absatz 5, Artikel 75 Absatz 1, Artikel 80 Absatz 2 und Artikel 83 Absatz 1 wird der 
Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 7. Januar 2025 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens 
neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisüber-
tragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat 
widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 4 Absatz 7, Artikel 5 Absätze 5, 6 und 10, Artikel 7 Absätze 1 und 8, 
Artikel 9 Absätze 3 und 4, Artikel 10 Absätze 2 und 4, Artikel 12, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 22 Absätze 8 und 9, 
Artikel 32 Absatz 5, Artikel 75 Absatz 1, Artikel 80 Absatz 2 und Artikel 83 Absatz 1 kann vom Europäischen Parlament 
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem 
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu 
einem im Beschluss angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in 
Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt.

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission im Einklang mit den Grundsätzen, die in der 
Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über bessere Rechtsetzung niedergelegt wurden, die von den 
einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat.

(6) Ein gemäß Artikel 4 Absatz 7, Artikel 5 Absätze 5, 6 oder 10, Artikel 7 Absätze 1 oder 8, Artikel 9 Absätze 3 oder 4, 
Artikel 10 Absätze 2 oder 4, Artikel 12, Artikel 15 Absatz 5, Artikel 22 Absätze 8 oder 9, Artikel 32 Absatz 5, Artikel 75 
Absatz 1, Artikel 80 Absatz 2 und Artikel 83 Absatz 1 erlassener delegierter Rechtsakt tritt nur in Kraft, wenn weder das 
Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Notifizierung dieses Rechtsakts an das 
Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament 
und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des 
Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert.

Artikel 90

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss „Bauprodukte“ unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne 
der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(4) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 in Verbindung mit 
deren Artikel 5.

Artikel 91

Elektronische Anträge, Entscheidungen, Unterlagen und Informationen

(1) Alle Anträge, die von notifizierten Stellen und Technischen Bewertungsstellen oder an sie gestellt werden, sowie 
Entscheidungen, die von solchen Stellen gemäß dieser Verordnung getroffen werden, können in Papierform oder in einem 
gängigen elektronischen Format übermittelt werden, sofern die Unterschrift den Anforderungen der Verordnung (EU) 
Nr. 910/2014 genügt und die unterzeichnende Person mit der Aufgabe betraut wurde, die Stelle oder den 
Wirtschaftsteilnehmer entsprechend den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten oder des Unionsrecht zu vertreten.
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(2) Alle im Rahmen der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Meldepflichten können, sofern nichts anderes bestimmt 
ist, auf elektronischem Wege erfüllt werden. Werden die Informationen auf elektronischem Wege bereitgestellt, so sind sie in 
einem allgemein lesbaren elektronischen Format ausgegeben, das es dem Empfänger ermöglicht, sie herunterzuladen und 
auszudrucken.

Wird eine Verpflichtung gemäß Artikel 22 Absatz 7 festgelegt, kommen die Wirtschaftsteilnehmer ihren Meldepflichten im 
Zusammenhang mit den in Artikel 76 Absatz 2 genannten Unterlagen nach, indem sie den digitalen Produktpass 
bereitstellen.

Die Leistungs- und Konformitätserklärung sowie allgemeine Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicher-
heitsinformationen sind auf Verlangen des Endnutzers zum Zeitpunkt des Kaufs unentgeltlich in Papierform zur Verfügung 
zu stellen.

Artikel 92

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über Sanktionen, die in Fällen von Nichtkonformität mit der vorliegenden 
Verordnung zu verhängen sind, und treffen alle für die Durchführung dieser Vorschriften erforderlichen Maßnahmen. Die 
vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. Die Mitgliedstaaten teilen der 
Kommission diese Vorschriften und Maßnahmen spätestens zum 8. Dezember 2026 mit und melden ihr unverzüglich 
etwaige spätere Änderungen daran.

Artikel 93

Bewertung

Spätestens zum 9. Januar 2033 und anschließend mindestens alle sechs Jahre bewertet die Kommission die vorliegende 
Verordnung sowie ihren Beitrag zum Funktionieren des Binnenmarkts und zur Verbesserung der ökologischen 
Nachhaltigkeit von Produkten, Bauwerken und der baulichen Umwelt. Im Rahmen dieser Bewertung werden unter 
anderem die Entsprechungen zwischen der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EU) 2024/1781 sowie die 
potenziellen ökologischen und wirtschaftlichen Vorteile und die Auswirkungen einer erweiterten Herstellerverantwortung 
für Hersteller bestimmter Bauprodukte und einer Wiederüberführung in Eigentum von überschüssigen und unverkauften 
Produkten auf Unionsebene geprüft. Die Kommission bewertet zudem die Auswirkungen der Anwendung der vorliegenden 
Verordnung auf die Marktlage bei verschiedenen Kategorien gebrauchter Produkte. Die Kommission bewertet, ob die von 
den Mitgliedstaaten verhängten Sanktionen wirksam sind und ob sie zu einer Fragmentierung des Binnenmarkts führen. Die 
Kommission schlägt erforderlichenfalls vor, wie diese Sanktionen harmonisiert werden können.

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament, dem Rat, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem 
Ausschuss der Regionen einen Bericht über die wichtigsten Ergebnisse vor. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
alle für die Ausarbeitung dieses Berichts erforderlichen Informationen.

Dem Bericht wird gegebenenfalls ein Legislativvorschlag zur Änderung der einschlägigen Bestimmungen der vorliegenden 
Verordnung beigefügt.

Artikel 94

Aufhebung von Rechtsakten

Die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 wird mit Wirkung vom 8. Januar 2026 aufgehoben, mit Ausnahme des Artikels 2, der 
Artikel 4 bis 9, der Artikel 11 bis 18, der Artikel 27 und 28, der Artikel 36 bis 40, der Artikel 47 bis 49, der Artikel 52 und 
53, des Artikels 55, der Artikel 60 bis 64 und der Anhänge III und V der genannten Verordnung, die mit Wirkung vom 
8. Januar 2040 aufgehoben werden.

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach 
Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang XI der vorliegenden Verordnung zu lesen.

Artikel 95

Ausnahme- und Übergangsregelungen

(1) Nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 benannte Produktinformationsstellen für das Bauwesen gelten als auch 
nach der vorliegenden Verordnung benannt.
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(2) Nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 benannte bzw. notifizierte Technische Bewertungsstellen und notifizierte 
Stellen gelten als auch nach der vorliegenden Verordnung benannt bzw. notifiziert. Sie sind von den benennenden 
Mitgliedstaaten jedoch im Rahmen des periodischen Neubewertungszyklus zu bewerten und erneut zu benennen, und zwar 
spätestens zum 8. Januar 2030. Es gilt das Verfahren für Einsprüche nach Artikel 51 Absatz 5 der vorliegenden Verordnung.

(3) Harmonisierte Normen, deren Fundstellen in dem gemäß Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
veröffentlichten Verzeichnis aufgeführt sind und die am 8. Januar 2026 in Kraft sind, behalten nach der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 ihre Gültigkeit, bis sie von der Kommission zurückgezogen oder auf andere Weise aufgehoben werden.

(4) Europäische Bewertungsdokumente, deren Fundstellen zum 8. Januar 2026 in dem gemäß Artikel 22 der 
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 veröffentlichten Verzeichnis aufgeführt sind, bleiben bis zum 9. Januar 2031 gültig, sofern 
sie nicht aus anderen Gründen abgelaufen sind. Produkte dürfen nicht auf der Grundlage Europäischer Technischer 
Bewertungen in Verkehr gebracht werden, die gemäß solchen Europäischen Bewertungsdokumenten nach dem 9. Januar 
2036 erstellt wurden.

(5) Betrifft eine gemäß Artikel 5 Absatz 8 oder Artikel 6 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung angenommene 
harmonisierte technische Spezifikation dasselbe Produkt und denselben Verwendungszweck wie ein Europäisches 
Bewertungsdokument, dessen Fundstelle in dem gemäß Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 veröffentlichten 
Verzeichnis aufgeführt ist, so wird das Europäische Bewertungsdokument nicht mehr für die Zwecke der vorliegenden 
Verordnung verwendet und dürfen Produkte nicht auf der Grundlage Europäischer Technischer Bewertungen, die gemäß 
diesem Europäischen Bewertungsdokument erstellt wurden, in Verkehr gebracht werden.

(6) Europäische Technische Bewertungen, die gemäß Europäischen Bewertungsdokumenten erstellt wurden, deren 
Fundstellen zum 8. Januar 2026 nicht in dem gemäß Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 veröffentlichten 
Verzeichnis aufgeführt sind, werden als Anträge auf eine Europäische Technische Bewertung gemäß dieser Verordnung 
behandelt. Die verwaltungstechnische Übertragung erfolgt ohne Kosten für den Hersteller.

(7) Die Bescheinigungen, Prüfberichte und Europäischen Technischen Bewertungen, die gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 ausgestellt werden, können als technische Grundlage für den Nachweis der Konformität eines Produkts mit 
der vorliegenden Verordnung herangezogen werden, wenn der Produkttyp einem Produkttyp gemäß dieser Verordnung 
entspricht und die Anforderungen und Bewertungsmethoden im Hinblick auf die geltende harmonisierte technische 
Spezifikation oder das Europäische Bewertungsdokument anwendbar sind. Die Anerkennung solcher Unterlagen ist unter 
entsprechender Anwendung der in Artikel 62 der vorliegenden Verordnung genannten Bedingungen möglich.

(8) Artikel 2, die Artikel 4 bis 9, die Artikel 11 bis 18, die Artikel 27 und 28, die Artikel 36 bis 40, die Artikel 47 bis 49, 
die Artikel 52 und 53, Artikel 55 und die Artikel 60 bis 64 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 gelten nur für Produkte, die 
unter die in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannten Normen fallen, sowie für Produkte, die Gegenstand Europäischer 
Bewertungsdokumente gemäß Absatz 4 des vorliegenden Artikels sind.

Für die Zwecke von Artikel 5 Absatz 7, Artikel 6 Absatz 1 und Artikel 31 Absatz 2 der vorliegenden Verordnung werden 
harmonisierte Normen, deren Fundstellen in dem gemäß Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
veröffentlichten Verzeichnis aufgeführt sind und die nicht aufgehoben wurden, als harmonisierte Leistungsnormen 
behandelt.

(9) Die in den Kapiteln I, II und III festgelegten Anforderungen und Pflichten der Wirtschaftsteilnehmer gelten für eine 
bestimmte Produktfamilie oder eine Produktkategorie innerhalb einer solchen Familie erst ab einem Jahr nach Annahme 
eines Durchführungsrechtsakts gemäß Artikel 5 Absatz 8 mit dem eine harmonisierten Norm oder ein in Artikel 6 
Absatz 1 genannter Durchführungsrechtsakts, dem diese Produktfamilie oder -kategorie unterliegt, verpflichtend gemacht 
wird, es sei denn, im Durchführungsrechtsakt ist ein späterer Geltungsbeginn festgelegt. Den Wirtschaftsteilnehmern steht 
es jedoch frei, diese harmonisierten technischen Spezifikationen bereits ab deren Inkrafttreten anzuwenden, indem sie das 
Verfahren für eine Leistungs- und Konformitätserklärung durchlaufen.

(10) Innerhalb eines Jahres nach Geltungsbeginn der Anforderungen und Verpflichtungen in Bezug auf eine bestimmte 
Produktfamilie oder -kategorie gemäß Absatz 9 des vorliegenden Artikels streicht die Kommission im Amtsblatt der 
Europäischen Union Verweise auf harmonisierte Normen und Europäische Bewertungsdokumente bzw. Teile davon, die dort 
gemäß Artikel 17 Absatz 5 oder Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 veröffentlicht wurden, sofern diese die 
jeweils gleiche Produktfamilie oder -kategorie abdecken.

Artikel 96

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Sie gilt ab dem 8. Januar 2026, mit Ausnahme der Artikel 1 bis 4, des Artikels 5 Absätze 1 bis 7, des Artikels 7 Absatz 1, 
der Artikel 9 und 10, des Artikels 12 Absatz 1 Unterabsatz 1, des Artikels 16 Absatz 3, des Artikels 37 Absatz 4, der 
Artikel 63, 89 und 90 und der Anhänge I, II, III, IV, VII, IX und X, die ab dem 7. Januar 2025 gelten, und des Artikels 92, 
der ab dem 8. Januar 2027 gilt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am 27. November 2024.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Die Präsidentin

R. METSOLA

Im Namen des Rates

Der Präsident

BÓKA J.
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ANHANG I

Grundlegende Anforderungen an Bauwerke

Die folgende Liste der grundlegenden Anforderungen an Bauwerke ist die Grundlage für die Ermittlung der wesentlichen 
Merkmale von Produkten sowie für die Ausarbeitung von Normungsaufträgen, harmonisierten technischen Spezifikationen 
und Europäischen Bewertungsdokumenten.

Diese grundlegenden Anforderungen an Bauwerke stellen keine Verpflichtungen der Wirtschaftsteilnehmer oder der 
Mitgliedstaaten dar.

Bei der geplanten Lebensdauer im Zusammenhang mit den grundlegenden Anforderungen an Bauwerke sind die 
voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels zu berücksichtigen.

1. Strukturelle Integrität von Bauwerken

Bauwerke und ihre relevanten Teile müssen derart entworfen, errichtet, genutzt, gewartet und rückgebaut oder 
abgerissen werden, dass alle einschlägigen Lasten und Kombinationen von Lasten aufgenommen und sicher in den 
Untergrund eingeleitet werden, ohne Durchbiegungen und Verformungen von Teilen des Bauwerks oder eine 
Bewegung des Untergrunds zu verursachen, die die Langlebigkeit, Tragfähigkeit, Gebrauchstauglichkeit und 
Robustheit der Bauwerke beeinträchtigen.

Die Struktur und die Strukturelemente von Bauwerken müssen derart entworfen, hergestellt, errichtet, gewartet und 
rückgebaut oder abgerissen werden, dass sie den folgenden Anforderungen entsprechen:

a) Sie sind über die geplante Lebensdauer hinweg dauerhaft (Anforderung der Langlebigkeit).

b) Sie können allen Einwirkungen und Einflüssen, die wahrscheinlich während des Bauens, der Nutzung und des 
Rückbaus oder Abrisses eintreten können, mit angemessener Zuverlässigkeit und in kosteneffizienter Weise 
standhalten (Anforderung der Tragfähigkeit) und sie dürfen nicht

i) einstürzen,

ii) sich in unzulässigem Umfang verformen,

iii) andere Teile des Bauwerks, Einrichtungen und eingebaute Ausstattungen infolge zu großer Verformungen der 
tragenden Baukonstruktion beschädigen.

c) Sie bleiben während ihrer geplanten Lebensdauer mit einem angemessenen Grad an Zuverlässigkeit und in 
wirtschaftlicher Weise innerhalb ihrer festgelegten Gebrauchsanforderungen (Anforderung der Gebrauchs-
tauglichkeit).

d) Sie behalten ihre Integrität bei unerwünschten Ereignissen wie Erdbeben, Explosionen, Bränden, Auswirkungen 
oder Folgen menschlichen Versagens angemessen bei, ohne dass sie in einem zur ursprünglichen Ursache 
unverhältnismäßig großen Ausmaß verloren geht (Anforderung der Robustheit).

2. Brandschutz von Bauwerken

Bauwerke und alle ihre relevanten Teile müssen derart entworfen, errichtet, genutzt, gewartet und rückgebaut oder 
abgerissen werden, dass ein Brandausbruch angemessen verhindert wird, unter anderem durch eine ordnungsgemäße 
Nutzung von Meldevorrichtungen und Alarmen. Feuer und Rauch müssen eingedämmt und kontrolliert werden, und 
die Bewohner des Bauwerks müssen vor Feuer und Rauch geschützt sein. Es müssen geeignete Vorkehrungen getroffen 
worden sein, um für alle Bewohner des Bauwerks sichere Fluchtmöglichkeiten und eine Evakuierung des Bauwerks 
sicherzustellen.

Das Bauwerk und alle Teile davon müssen derart entworfen, errichtet, genutzt und gewartet werden, dass sie bei 
einem Brand den folgenden Anforderungen entsprechen:

a) Die Tragfähigkeit des Bauwerks wird während eines bestimmten Zeitraums aufrechterhalten, sodass Bewohner die 
Möglichkeit haben, das Gebäude zu verlassen.

b) Der Zugang der Rettungs- und Notfalldienste ist sichergestellt und es gibt geeignete Mittel zur Erleichterung ihrer 
Arbeit.

c) Die Entstehung und Ausbreitung von Feuer und Rauch wird kontrolliert und begrenzt.
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d) Die Ausbreitung von Feuer und Rauch auf benachbarte Bauwerke wird begrenzt.

e) Der Sicherheit der Rettungs- und Notfalldienste ist berücksichtigt worden.

3. Schutz vor nachteiligen Auswirkungen hinsichtlich Hygiene und Gesundheit in Verbindung mit Bauwerken

Das Bauwerk und alle Teile davon müssen derart entworfen, errichtet, genutzt, gewartet und rückgebaut oder 
abgerissen werden, dass sie während ihres gesamten Lebenszyklus die Hygiene oder die Gesundheit und Sicherheit 
von Bauarbeitern, Bewohnern, Besuchern oder Nachbarn durch folgende Einflüsse nicht nachteilig beeinflussen:

a) Emission von Gefahrstoffen, flüchtigen organischen Verbindungen oder gefährlichen Partikeln, einschließlich 
Mikroplastik, in die Innenluft,

b) Emission gefährlicher Strahlung in die Innenraumumgebung,

c) Freisetzung von Gefahrstoffen in das Trinkwasser oder von Stoffen, die sich auf andere Weise negativ auf das 
Trinkwasser auswirken,

d) Eindringen von Feuchtigkeit in das Gebäudeinnere,

e) unsachgemäße Ableitung von Abwasser, Emission von Abgasen oder unsachgemäße Beseitigung von festem oder 
flüssigem Abfall in die Innenraumumgebung.

4. Sicherheit und Barrierefreiheit von Bauwerken

Das Bauwerk und alle Teile davon müssen derart entworfen, errichtet, genutzt, gewartet und rückgebaut oder 
abgerissen werden, dass sich bei ihrer Nutzung oder ihrem Betrieb während ihres gesamten Lebenszyklus keine 
unannehmbaren Unfallrisiken oder Risiken einer Beschädigung ergeben, wie Gefahren durch Rutsch-, Sturz- und 
Aufprallunfälle, Verbrennungen, Stromschläge, Explosionsverletzungen und Verletzungen durch herabfallende oder 
bremsende Teile, die durch äußere Faktoren wie extreme Wetterbedingungen oder Explosionen verursacht werden.

Bei dem Entwurf und der Ausführung des Bauwerks müssen insbesondere die Barrierefreiheit sowie die Nutzung 
durch Menschen mit Behinderungen und Menschen mit eingeschränkter Mobilität oder Orientierung berücksichtigt 
werden.

5. Widerstandsfähigkeit gegen Schalldurchgang und Schalleigenschaften von Bauwerken

Das Bauwerk und alle Teile davon müssen derart entworfen, errichtet, genutzt, gewartet und rückgebaut oder 
abgerissen werden, dass sie während ihres gesamten Lebenszyklus einen angemessenen Schutz vor einer nachteiligen 
Schallbelastung über die Luft oder Werkstoffe aus anderen Teilen desselben Bauwerks oder von Quellen innerhalb 
seiner Struktur bieten. Durch diesen Schutz muss sichergestellt sein, dass diese Schallbelastung

a) nicht zu unmittelbaren oder chronischen Risiken für die menschliche Gesundheit führt,

b) Bewohner und in der Nähe befindliche Personen nicht daran hindert, ihre Nachtruhe, ihre Freizeit und ihre 
alltäglichen Tätigkeiten unter zufriedenstellenden Bedingungen wahrnehmen zu können.

Das Bauwerk und alle Teile davon müssen derart entworfen, errichtet, genutzt und gewartet werden, dass sie eine 
ausreichende Schallabsorption und -reflexion bieten, wenn diese akustischen Eigenschaften erforderlich sind.

6. Energieeffizienz und thermische Leistung von Bauwerken

Das Bauwerk, einschließlich darin integrierter automatischer Verfahren, sowie seine Anlagen und Einrichtungen für 
Heizung, Kühlung, Beleuchtung und Lüftung müssen derart entworfen, ausgeführt und gewartet werden, dass der 
Energieverbrauch während ihrer Nutzungsphase gering gehalten wird, und zwar unter Berücksichtigung

a) des Ziels für Niedrigstenergiegebäude und emissionsfreie Gebäude in der Union,

b) der Außenklimabedingungen,

c) der Innenraumklimabedingungen.

7. Emissionen von Bauwerken in die Außenumgebung

Das Bauwerk und alle Teile davon müssen derart entworfen, errichtet, genutzt, gewartet und rückgebaut oder 
abgerissen werden, dass sie während ihres gesamten Lebenszyklus kein Risiko für die Außenumgebung insbesondere 
durch folgende Einflüsse darstellen:
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a) Freisetzung von Gefahrstoffen, Mikroplastik oder Strahlung in Luft, Grundwasser, Meeresgewässer, Oberflächen-
gewässer oder Boden,

b) unsachgemäße Ableitung von Abwasser, Emission von Abgasen oder unsachgemäße Beseitigung von festem oder 
flüssigem Abfall in die Außenumgebung,

c) Beschädigung des Gebäudes, einschließlich Schäden durch den Transport von Wasserschadstoffen in das 
Fundament des Gebäudes,

d) Freisetzung von Treibhausgasemissionen in die Atmosphäre.

8. Nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen von Bauwerken

Das Bauwerk und alle Teile davon müssen derart entworfen, errichtet, genutzt, gewartet und rückgebaut oder 
abgerissen werden, dass während ihres gesamten Lebenszyklus die natürlichen Ressourcen nachhaltig genutzt werden 
und insbesondere Folgendes sichergestellt ist:

a) Maximierung der ressourcenschonenden Nutzung von Rohstoffen und Sekundärrohstoffen mit hoher ökologischer 
Nachhaltigkeit,

b) Minimierung der Gesamtmenge der verwendeten Rohstoffe,

c) Minimierung der Gesamtmenge der grauen Energie,

d) Minimierung des Abfallaufkommens,

e) Minimierung des Gesamtverbrauchs von Trink- und Gebrauchswasser,

f) Maximierung der Wiederverwendbarkeit oder Recyclingfähigkeit des gesamten Bauwerks oder von Teilen davon 
sowie von deren Werkstoffen nach dem Rückbau oder Abriss,

g) leichte Rückbaubarkeit.
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ANHANG II

Vorab festgelegte wesentliche Umweltmerkmale

Harmonisierte technische Spezifikationen und Europäische Bewertungsdokumente müssen die folgenden vorab festgelegten 
wesentlichen Umweltmerkmale im Zusammenhang mit der Lebenszyklusbewertung eines Produkts erfassen:

a) Auswirkungen auf den Klimawandel — insgesamt;

b) Auswirkungen auf den Klimawandel — fossile Energieträger;

c) Auswirkungen auf den Klimawandel — biogen;

d) Auswirkungen auf den Klimawandel — Landnutzung und Landnutzungsänderung;

e) Ozonabbau;

f) Versauerung;

g) Eutrophierung Süßwasser;

h) Eutrophierung Salzwasser;

i) Eutrophierung Land;

j) photochemische Ozonbildung;

k) Verknappung von abiotischen Ressourcen — Mineralien und Metalle;

l) Verknappung von abiotischen Ressourcen — fossile Energieträger;

m) Wassernutzung;

n) Feinstaubemissionen;

o) ionisierende Strahlung, menschliche Gesundheit;

p) Ökotoxizität, Süßwasser;

q) Humantoxizität, kanzerogene Wirkungen;

r) Humantoxizität, nicht kanzerogene Wirkungen;

s) mit der Landnutzung verbundene Wirkungen.

Harmonisierte technische Spezifikationen müssen soweit möglich auch das vorab festgelegte wesentliche Umweltmerkmal 
der Fähigkeit zur temporären Bindung von CO2 und zur sonstigen CO2-Entnahme erfassen. 
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ANHANG III

Produktanforderungen

1. Produktanforderungen zur Gewährleistung des ordnungsgemäßen Funktionierens und der Leistung

1.1. In den gemäß Artikel 7 Absatz 1 angenommenen harmonisierten technischen Spezifikationen kann nach Maßgabe 
der von ihnen abgedeckten Produkte festgelegt werden, dass Produkte so entworfen, hergestellt und verpackt werden 
müssen, dass während ihres Lebenszyklus eine oder mehrere der folgenden Funktions- und Leistungsanforderungen 
gemäß dem Stand der Technik erfüllt werden, soweit sie nicht durch andere Rechtsakte der Union abgedeckt werden:

a) Der Verwendungsweck wird wirksam und zuverlässig erfüllt;

b) die Erfüllung der erklärten Leistung wird nicht beeinträchtigt;

c) die Erfüllung der unter den Nummern 2.1 und 3.1 festgelegten Sicherheits- und Umweltanforderungen wird nicht 
beeinträchtigt;

d) die Funktionalität der Produkte wird aufrechterhalten.

1.2. In freiwilligen harmonisierten Normen für Produktanforderungen gemäß Artikel 7 Absatz 3 und in gemeinsamen 
Spezifikationen, die die Konformitätsvermutung begründen, wird festgelegt, wie die Anforderungen gemäß 
Nummer 1.1 erfüllt werden können, z. B. durch

a) die Verwendung bestimmter Werkstoffe, die auch im Hinblick auf ihre chemische Zusammensetzung festgelegt 
werden können;

b) die spezifischen Abmessungen und Formen der Produkte oder ihrer Bestandteile;

c) die Verwendung bestimmter Bauteile, die auch im Hinblick auf Werkstoffe, Abmessungen und Formen festgelegt 
werden können;

d) die Verwendung bestimmter Zubehörteile und Anforderungen an diese;

e) die Einfachheit der Installation und der Demontage;

f) die Einfachheit der Wartung oder die Wartungsfreiheit während der erwarteten Lebensdauer;

g) die Eigenschaften des Produkts, einschließlich Reinigungsfähigkeit, Kratzbeständigkeit und Bruchfestigkeit, unter 
normalen Betriebsbedingungen.

1.3. Bei der Festlegung der Funktions- und Leistungsanforderungen des Produkts kann in den harmonisierten technischen 
Spezifikationen eine Unterscheidung nach Leistungsklassen vorgenommen werden.

2. Anforderungen an die Produktsicherheit

Sicherheit bezieht sich auf Fachkräfte (Arbeiter) und Laien (Verbraucher, Bewohner), während sie das Produkt 
transportieren, installieren, warten, verwenden oder zerlegen, und ebenso während sie das Produkt in der Endphase 
des Produktlebenszyklus oder bei der Wiederverwendung oder dem Recycling behandeln.

2.1. In den harmonisierten technischen Spezifikationen, die mittels der in Artikel 7 Absatz 1 genannten delegierten 
Rechtsakte festgelegt wurden, kann nach Maßgabe der von ihnen abgedeckten Produkte festgelegt werden, dass 
Produkte so entworfen, hergestellt und verpackt werden müssen, dass während ihres Lebenszyklus einem oder 
mehreren der folgenden inhärenten Sicherheitsrisiken des Produkts gemäß dem Stand der Technik entgegengetreten 
wird, soweit sie nicht durch andere Rechtsakte der Union abgedeckt werden:

a) chemischen Risiken durch Leckagen oder Auswaschung;

b) dem Risiko einer unausgewogenen Zusammensetzung von Stoffen, die zu einer sicherheitsrelevanten fehlerhaften 
Funktionsweise der Produkte führt;

c) mechanischen Risiken;

d) mechanischem Versagen;

e) physischem Versagen;
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f) Risiken eines elektrischen Versagens;

g) Risiken im Zusammenhang mit der Unterbrechung der Stromversorgung;

h) Risiken im Zusammenhang mit unbeabsichtigtem Laden oder Entladen von Strom;

i) Risiken im Zusammenhang mit Softwareausfällen;

j) Risiken der Softwaremanipulation;

k) Risiken der Unvereinbarkeit von Stoffen oder Werkstoffe;

l) Risiken im Zusammenhang mit der Unverträglichkeit verschiedener Artikel, von denen mindestens einer ein 
Produkt ist;

m) dem Risiko, dass die bestimmungsgemäße Leistung nicht erbracht wird, wobei die Leistung sicherheitsrelevant ist;

n) dem Risiko eines Missverständnisses von Gebrauchsanweisungen in einem Bereich, der sich auf Gesundheit und 
Sicherheit auswirkt;

o) dem Risiko einer unbeabsichtigten unsachgemäßen Installation oder Verwendung;

p) dem Risiko einer beabsichtigten unsachgemäßen Verwendung.

2.2. In freiwilligen harmonisierten Normen und gemeinsamen Spezifikationen, die eine Konformitätsvermutung 
begründen, wird festgelegt, wie die Anforderungen gemäß Nummer 2.1 erfüllt werden können, z. B. durch

a) Festlegung des Stands der Technik im Hinblick auf eine mögliche Risikominderung für die jeweilige 
Produktkategorie, einschließlich des Risikos der Unvereinbarkeit verschiedener Bauelemente, von denen 
mindestens einer ein Produkt ist,

b) Bereitstellung technischer Lösungen zur Vermeidung sicherheitsrelevanter Risiken, oder

c) wenn eine Risikovermeidung nicht möglich ist, Verringerung und Minderung der Risiken durch Warnhinweise auf 
dem Produkt, seiner Verpackung und in der Gebrauchsanweisung.

2.3. Bei der Festlegung der Anforderungen an die Sicherheitsmerkmale des Produkts können diese in harmonisierten 
technischen Spezifikationen nach Leistungsklassen differenziert werden.

3. Umweltanforderungen des Produkts

Umwelt bezieht sich auf die Gewinnung und Herstellung der Werkstoffe, die Herstellung des Produkts, den Transport 
der Werkstoffe und Produkte, die Wartung des Produkts, sein Potenzial, möglichst lange in einer Kreislaufwirtschaft zu 
bleiben, und die Endphase seines Lebenszyklus.

3.1. In den harmonisierten technischen Spezifikationen, die mittels der in Artikel 7 Absatz 1 genannten delegierten 
Rechtsakte festgelegt wurden, kann nach Maßgabe der von ihnen abgedeckten Produkte festgelegt werden, dass 
Produkte so entworfen, hergestellt und verpackt werden müssen, dass während ihres Lebenszyklus einem oder 
mehreren der folgenden inhärenten Umweltaspekte des Produkts gemäß dem Stand der Technik so weit wie möglich 
ohne Sicherheitseinbußen oder durch das Aufwiegen negativer Umweltauswirkungen Rechnung getragen wird, soweit 
sie nicht durch andere Rechtsakte der Union abgedeckt werden:

a) Maximierung der Langlebigkeit und Zuverlässigkeit des Produkts oder seiner Bestandteile anhand der technischen 
Angaben über die tatsächliche Nutzung des Produkts, der Widerstandsfähigkeit gegenüber Belastungen oder 
Alterungsprozessen, und im Hinblick auf die erwartete durchschnittliche Lebensdauer, die Mindestlebensdauer 
unter den ungünstigsten, aber dennoch realistischen Bedingungen sowie im Hinblick auf Anforderungen an die 
Mindestlebensdauer und die Verhinderung der vorzeitigen Obsoleszenz;

b) Minimierung der Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen;

c) Maximierung des wiederverwendeten, recycelten und aus Nebenprodukten gewonnenen Anteils;

d) Auswahl sicherer, inhärent nachhaltiger und umweltfreundlicher Stoffe;

e) Energieverbrauch und Energieeffizienz;
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f) Ressourceneffizienz;

g) Modularität;

h) Angabe, welches Produkt oder welche Teile davon nach der Deinstallation wiederverwendet werden können 
(Wiederverwendbarkeit) und in welcher Menge;

i) Nachrüstbarkeit;

j) Einfachheit der Reparierbarkeit während der erwarteten Lebensdauer, einschließlich der Kompatibilität mit 
allgemein verfügbaren Ersatzteilen;

k) Einfachheit der Wartung und Wiederaufbereitung während der erwarteten Lebensdauer;

l) Recyclingfähigkeit und Wiederaufbereitungsfähigkeit;

m) Fähigkeit zur Trennung und Rückgewinnung verschiedener Werkstoffe oder Stoffe bei Demontage- oder 
Recyclingverfahren;

n) nachhaltige Rohstoffbeschaffung;

o) Minimierung des Verhältnisses von Produkt zu Verpackung;

p) entstehende Mengen von Abfällen, insbesondere gefährlichen Abfällen.

3.2. In freiwilligen harmonisierten Normen und gemeinsamen Spezifikationen, die eine Konformitätsvermutung 
begründen, wird festgelegt, wie die Anforderungen gemäß Nummer 3.1 erfüllt werden können, z. B. durch

a) Festlegung des Stands der Technik hinsichtlich der Umweltaspekte in Bezug auf die jeweilige Produktkategorie, 
einschließlich des Mindestanteils an Rezyklat, der gesamten Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen, der 
Ressourceneffizienz und der Wiederverwendbarkeit;

b) Bereitstellung technischer Lösungen zur Vermeidung von negativen Umweltauswirkungen und Risiken für die 
Umwelt, einschließlich der Erzeugung von Abfallstoffen, oder, falls eine Vermeidung nicht möglich ist, 
Verringerung und Minderung negativer Auswirkungen und Risiken durch Warnhinweise auf dem Produkt, seiner 
Verpackung und in der Gebrauchsanweisung.

3.3. Bei der Festlegung der Umweltanforderungen des Produkts können diese in harmonisierten technischen 
Spezifikationen nach Leistungsklassen differenziert werden.
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ANHANG IV

Allgemeine Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen

1. Allgemeine Produktinformationen

1.1. Produktkennung: Eindeutiger Kenncode des Produkttyps:

1.2. Produktbeschreibung:

a) angegebene Verwendungszwecke;

b) vorgesehene Verwender;

c) Verwendungsbedingungen;

d) geschätzte durchschnittliche und minimale Nutzungsdauer für den angegebenen Verwendungszweck (Lang-
lebigkeit);

e) wichtigste verwendete Werkstoffe.

1.3. Kontaktdaten des Herstellers oder seines Bevollmächtigten:

a) Name;

b) Postanschrift;

c) Telefon;

d) E-Mail-Adresse;

e) Website, sofern vorhanden.

1.4. Falls nicht mit Nummer 1.3 identisch, Kontaktdaten des Herstellers oder des Bevollmächtigten, der sich mit 
Folgendem befasst:

a) Informationen über Installation, Wartung, Verwendung, Rückbau und Abriss;

b) Informationen über Risiken;

c) Informationen bei Produktversagen.

1.5. Kontaktdaten der Produktinformationsstelle für das Bauwesen in dem Mitgliedstaat, in dem das Produkt bereitgestellt 
wird.

2. Gebrauchsanweisung und Sicherheitsinformationen

2.1. Sicherheit während des Transports, der Installation, der Demontage, der Wartung, des Rückbaus und des Abrisses:

a) potenzielle Risiken des Produkts und jede nach vernünftigem Ermessen vorhersehbare missbräuchliche 
Verwendung;

b) Anweisungen für Montage, Installation und Anschluss, einschließlich Zeichnungen, Diagramme und gege-
benenfalls Mittel zur Befestigung an anderen Produkten und Teilen von Bauwerken;

c) Anweisungen für den sicheren Betrieb und die sichere Durchführung der Wartung, einschließlich der dabei zu 
treffenden Schutzmaßnahmen;

d) erforderlichenfalls Hinweise zur Ausbildung bzw. Einarbeitung der Installateure bzw. des Bedienungspersonals;

e) Informationen darüber, was im Falle eines Produktversagens oder bei Unfällen zu tun ist.

2.2. Verträglichkeit und Integration in Systeme oder Bausätze:
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a) Verträglichkeit mit anderen Werkstoffen oder Produkten, unabhängig davon, ob sie unter diese Verordnung fallen 
oder nicht;

b) elektrische und elektromagnetische Verträglichkeit;

c) Softwarekompatibilität;

d) Integration in Systeme oder Bausätze.

2.3. Wartungsbedarf zur Aufrechterhaltung der Leistung des Produkts während seiner Nutzungsdauer:

a) Beschreibung der vom Benutzer durchzuführenden Einrichtungs- und Wartungsarbeiten sowie der zu treffenden 
vorbeugenden Wartungsmaßnahmen;

b) Art und Häufigkeit der Inspektionen und Wartungsarbeiten, die aus Gründen der Sicherheit und der Langlebigkeit 
durchzuführen sind, und erforderlichenfalls Angaben dazu, welche Teile dem Verschleiß unterliegen und nach 
welchen Kriterien sie auszutauschen sind;

c) Informationen darüber, was im Falle eines Produktversagens oder eines Unfalls zu tun ist.

2.4. Sicherheit bei der Verwendung:

a) Anleitung für die vom Verwender zu treffenden Schutzmaßnahmen, gegebenenfalls einschließlich der 
bereitzustellenden persönlichen Schutzausrüstung;

b) Anleitung für die sichere Verwendung des Produkts, einschließlich der bei seiner Verwendung zu treffenden 
Schutzmaßnahmen;

c) Informationen darüber, was im Falle eines Produktversagens oder eines Unfalls bei der Verwendung zu tun ist.

2.5. Ausbildung und sonstige Anforderungen, die für eine sichere Verwendung unbedingt erfüllt werden müssen.

2.6. Möglichkeiten zur Risikominderung, die über die Nummern 2.1 bis 2.5 hinausgehen.

2.7. Empfehlungen für:

a) Reparatur;

b) Demontage;

c) Wiederverwendung;

d) Wiederaufbereitung;

e) Recycling;

f) sichere Lagerung.

2.8. Gegebenenfalls Informationen über die Leistung des Produkts, gemessen anhand seiner „Auswirkungen auf den 
Klimawandel — insgesamt“ gemäß Anhang II Buchstabe a — und der „Humantoxizität, kanzerogene Wirkungen“ 
gemäß Anhang II Buchstabe q.

3. Die Informationen zu den unter Nummer 2 aufgeführten Elementen müssen sowohl in quantitativer als auch in 
qualitativer Hinsicht ausreichen, um potenziellen Käufern vor ihrem Kauf fundierte Entscheidungen zu ermöglichen, 
einschließlich Informationen über die erforderliche Menge sowie zu Installation, Verwendung, Wartung, Demontage, 
Wiederverwendung und Recycling des jeweiligen Produkts. Sie können alle zu ihrem Verständnis erforderlichen 
Zeichnungen, Diagramme, Beschreibungen und Erläuterungen enthalten.

Bei diesen Informationen sind gegebenenfalls die Erfordernisse von Konstrukteuren, Baubehörden, Baufachleuten, 
Bauaufsichtsbehörden, Verbrauchern und anderen Verwendern, Bewohnern, Nutzungsmanagern und Wartungsfach-
leuten so weit wie möglich zu berücksichtigen.

4. In den gemäß Artikel 9 Absatz 2 herausgegebenen Leitlinien und technischen Details ist auch zu empfehlen, wo die 
entsprechenden Informationen bereitzustellen sind. Es muss sich dabei um einen Ort handeln, an dem die 
Informationen am wenigsten übersehen werden.
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ANHANG V

In Artikel 15 genannte Leistungs- und Konformitätserklärung (1)

Name des Herstellers

Erklärungscode … (2)

Version Nr. … (3)

Datum dieser Version …

1. Produktbeschreibung

a) eindeutiger Kenncode des Produkttyps und, soweit verfügbar, Chargen- oder Seriennummer;

b) Produktkategorie gemäß harmonisierten technischen Spezifikationen oder Europäischen Bewertungsdoku-
menten;

c) angegebene Verwendungszwecke des Produkts im Rahmen der geltenden harmonisierten technischen 
Spezifikation oder des Europäischen Bewertungsdokuments;

d) Nennabmessungen oder Klassifizierung des Produkts;

e) gegebenenfalls wesentliche Bestandteile des Produkts;

f) geschätzte durchschnittliche und minimale Nutzungsdauer für den angegebenen Verwendungszweck 
(Langlebigkeit);

g) gegebenenfalls Varianten und Beschreibungen von diesen;

h) in Fällen, in denen das Produkt bereits in einem Bauwerk installiert wurde, Datum und Ort der letzten 
Demontage.

2. Permalinks oder Datenträger in Bezug auf Folgendes, es sei denn, die Informationen sind im digitalen Produktpass 
gemäß Artikel 76 verfügbar:

a) etwaige Produktregistrierungen des Herstellers in Datenbanken der Union;

b) gegebenenfalls Informationen, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 bereitzustellen sind;

c) allgemeine Produktinformationen, Gebrauchsanweisungen und Sicherheitsinformationen gemäß Anhang IV.

3. Hersteller:

a) Name;

b) eingetragener Handelsname;

c) eingetragener Geschäftssitz;

d) Postanschrift;

e) Telefon;

f) E-Mail-Adresse;

g) Website.
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(1) Wird eine Leistungs- und Konformitätserklärung für ein Produkt ausgestellt, das nicht den Produktanforderungen unterliegt, die in 
den in Artikel 7 Absatz 1 genannten delegierten Rechtsakten festgelegt wurden, werden die Nummern 10 und 11 
Buchstabe c weggelassen.

(2) Es darf nur eine einmalige und zweifelsfrei zugewiesene Nummer der Erklärung verwendet werden, selbst dann, wenn es Varianten 
gibt; Varianten sind Variationen des Produkttyps, die sich nicht auf die Leistung oder Konformität des Produkts auswirken.

(3) Es können verschiedene Versionen herausgegeben werden, z. B. zur Berichtigung von Fehlern oder zur Hinzufügung ergänzender 
Informationen.



4. Gegebenenfalls Bevollmächtigter:

a) Name;

b) eingetragener Handelsname;

c) eingetragener Geschäftssitz;

d) Postanschrift;

e) Telefon;

f) E-Mail-Adresse;

g) Website.

5. Gegebenenfalls notifizierte Stelle(n):

a) Name;

b) Kennnummer;

c) eingetragener Handelsname, sofern verfügbar;

d) eingetragener Geschäftssitz;

e) Postanschrift;

f) Telefon;

g) E-Mail-Adresse;

h) Website.

6. Gegebenenfalls Technische Bewertungsstelle:

a) Name;

b) Kennnummer;

c) eingetragener Handelsname, sofern verfügbar;

d) Geschäftssitz;

e) Postanschrift;

f) Telefon;

g) E-Mail-Adresse;

h) Website.

7. Verweis auf Bescheinigungen oder Validierungsberichte, die von notifizierten Stellen und Technischen 
Bewertungsstellen ausgestellt wurden.

8. Technische Referenzdokumente:

a) angewandte harmonisierte technische Spezifikationen, in denen die wesentlichen Merkmale festgelegt sind 
(Referenznummer und Ausgabedatum); oder

b) angewandtes Europäisches Bewertungsdokument (Referenznummer und Ausgabedatum) und ausgestellte 
Europäische Technische Bewertung (Technische Bewertungsstelle, Referenznummer und Ausgabedatum).

9. Erklärte Leistungen und Nachhaltigkeitsmerkmale:

a) vollständige Liste der wesentlichen Merkmale, die in der harmonisierten technischen Spezifikation oder dem 
Europäischen Bewertungsdokument für die jeweilige Produktkategorie festgelegt sind, für die eine Leistung 
erklärt wird, und das jeweils anzuwendende Bewertungs- und Überprüfungssystem;

b) Leistung des Produkts nach berechneten Werten, Leistungsstufen oder Leistungsklassen oder in einer 
Beschreibung. Die jeweiligen Werte, Leistungsstufen oder Leistungsklassen müssen in der Leistungserklärung 
wiederholt werden und dürfen folglich nicht lediglich durch die Einfügung von Verweisen auf andere 
Dokumente angegeben werden. Bei wesentlichen Merkmalen, für die keine Leistung erklärt wird, ist an der 
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Stelle für die Angabe des Wertes das Wort „NULL“ einzufügen. Die Leistung in Bezug auf das Tragverhalten 
eines Produkts darf durch eine Bezugnahme auf beigefügte Produktionsunterlagen oder Unterlagen über 
statische Berechnungen angegeben werden;

c) die ökologische Nachhaltigkeit, ausgedrückt für die anwendbaren wesentlichen Merkmale der anwendbaren 
Lebenszyklusmodule gemäß Artikel 15 Absatz 2;

d) Verweis auf die von der Kommission bereitgestellte Version der verwendeten Software.

10. Geltende Produktanforderungen, die in harmonisierten technischen Spezifikationen festgelegt sind, das für sie 
geltende Bewertungs- und Überprüfungssystem und die Fundstelle der angewandten freiwilligen harmonisierten 
Norm oder gemeinsamen Spezifikationen oder Teilen davon, einschließlich des Datums.

Gegebenenfalls Informationen über die Leistung des Produkts, gemessen anhand der Produktanforderungen.

11. Erklärungen:

a) Die Leistung des vorstehenden Produkts entspricht den in Punkt 9 genannten erklärten Leistungen.

b) Die Nachhaltigkeitsdaten des vorstehenden Produkts wurden auf der Grundlage der für das Produkt geltenden 
Produktkategorievorschriften korrekt berechnet.

c) Das vorstehende Produkt entspricht den unter Nummer 10 aufgeführten Anforderungen.

Unterzeichnet für den Hersteller und im Namen des Herstellers von:

[Name, Funktion (4)]

[Ort]

[Datum der Ausstellung]

[Unterschrift] 
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(4) Die unterzeichnende Person muss nach nationalem Recht befugt sein, den Hersteller entweder aufgrund eines Auftrags oder 
aufgrund seiner Rolle als gesetzlicher Vertreter zu vertreten.



ANHANG VI

Verfahren zur Beantragung Europäischer Technischer Bewertungen und zur Annahme eines 
Europäischen Bewertungsdokuments

1. Beantragung einer Europäischen Technischen Bewertung

1.1. Wenn ein Hersteller bei einer Technischen Bewertungsstelle eine Europäische Technische Bewertung für ein Produkt 
beantragt, so unterbreitet er, nachdem der Hersteller und die Technische Bewertungsstelle (im Folgenden 
„verantwortliche Technische Bewertungsstelle“) eine Vereinbarung über den Schutz des Geschäftsgeheimnisses und 
der Vertraulichkeit unterzeichnet haben und sofern der Hersteller nichts anderes beschließt, der verantwortlichen 
Technischen Bewertungsstelle ein technisches Dossier, in dem das Produkt, sein vom Hersteller vorgesehener 
Verwendungszweck und die Einzelheiten der vom Hersteller geplanten werkseigenen Produktionskontrolle 
beschrieben sind;

1.2. Wenn eine Gruppe von Herstellern oder eine Herstellervereinigung (im Folgenden „Gruppe“) bei einer Technischen 
Bewertungsstelle eine Europäische Technische Bewertung beantragt, so richtet sie den Antrag an die Organisation 
Technischer Bewertungsstellen, die der Gruppe eine Technische Bewertungsstelle als verantwortliche zuständige 
Technische Bewertungsstelle vorschlägt. Die Gruppe kann entweder die von der Organisation Technischer 
Bewertungsstellen vorgeschlagene Technische Bewertungsstelle akzeptieren oder die Organisation Technischer 
Bewertungsstellen auffordern, eine alternative Technische Bewertungsstelle vorzuschlagen. Nachdem die Gruppe die 
von der Organisation Technischer Bewertungsstellen vorgeschlagene verantwortliche Technische Bewertungsstelle 
akzeptiert hat, unterzeichnen die Mitglieder der Gruppe eine Vereinbarung über den Schutz des Geschäftsgeheim-
nisses und der Vertraulichkeit mit dieser Technischen Bewertungsstelle, sofern die Gruppe nichts anderes beschließt, 
und die Gruppe legt der verantwortlichen Technischen Bewertungsstelle ein technisches Dossier vor, in dem das 
Produkt, sein von der Gruppe vorgesehener Verwendungszweck und die Einzelheiten der von der Gruppe geplanten 
werkseigenen Produktionskontrolle beschrieben sind;

1.3. Wird keine Europäische Technische Bewertung beantragt und leitet die Kommission die Ausarbeitung eines 
Europäischen Bewertungsdokuments ein, so übermittelt sie der Organisation Technischer Bewertungsstellen ein 
technisches Dossier, in dem das Produkt, sein Verwendungszweck und die Einzelheiten, die anwendbar sein sollen, 
beschrieben sind. Die Organisation Technischer Bewertungsstellen vereinbart gemeinsam mit der Kommission eine 
Technische Bewertungsstelle, die als verantwortliche Technische Bewertungsstelle agieren wird.

2. Vertrag

Für Produkte im Sinne des Artikels 33 Absatz 1 Buchstabe c wird in den in den Nummern 1.1 und 1.2 genannten 
Fällen innerhalb eines Monats nach Eingang des technischen Dossiers zwischen dem Hersteller bzw. der Gruppe und 
der verantwortlichen Technischen Bewertungsstelle ein Vertrag zur Erstellung der Europäischen Technischen 
Bewertung geschlossen, in dem das Arbeitsprogramm zur Ausarbeitung des Europäischen Bewertungsdokuments 
festgelegt ist, wozu unter anderem Folgendes zählt:

a) die Arbeitsorganisation innerhalb der Organisation Technischer Bewertungsstellen;

b) die Zusammensetzung der Arbeitsgruppe, die innerhalb der Organisation Technischer Bewertungsstellen 
eingerichtet wird und die für die betreffende Produktfamilie zuständig ist; und

c) die Koordinierung Technischer Bewertungsstellen.

In dem in Nummer 1.3 genannten Fall legt die verantwortliche Technische Bewertungsstelle der Kommission das 
Arbeitsprogramm zur Ausarbeitung des Europäischen Bewertungsdokuments mit demselben Inhalt und innerhalb 
derselben Frist vor. Im Anschluss daran hat die Kommission 30 Arbeitstage Zeit, um der verantwortlichen 
Technischen Bewertungsstelle ihre Anmerkungen zu dem Arbeitsprogramm mitzuteilen, und die zuständige 
Technische Bewertungsstelle ändert das Arbeitsprogramm entsprechend.

3. Übermittlung des Arbeitsprogramms

In den unter den Nummern 1.1 und 1.2 genannten Fällen unterrichtet die Organisation Technischer 
Bewertungsstellen nach Abschluss des Vertrags mit dem Hersteller bzw. der Gruppe die Kommission über das 
Arbeitsprogramm zur Ausarbeitung des Europäischen Bewertungsdokuments und den Zeitplan für seine 
Durchführung; ferner wird das Bewertungsprogramm angegeben. Diese Unterrichtung erfolgt innerhalb von drei 
Monaten nach Eingang des Antrags auf eine Europäische Technische Bewertung bei einer Technischen 
Bewertungsstelle, die das Verfahren daraufhin gemäß den Nummern 1.1 und 1.2 einleitet.
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In dem unter Nummer 1.3 genannten Fall legt die Organisation Technischer Bewertungsstellen der Kommission das 
Arbeitsprogramm zur Ausarbeitung des Europäischen Bewertungsdokuments mit demselben Inhalt und innerhalb 
derselben Frist wie im vorstehenden Unterabsatz vor. Danach teilt die Kommission der Organisation Technischer 
Bewertungsstellen innerhalb von 30 Arbeitstagen ihre Anmerkungen zum Arbeitsprogramm mit. Nachdem die 
verantwortliche Technische Bewertungsstelle und die Organisation Technischer Bewertungsstellen die Möglichkeit 
zur Stellungnahme erhalten haben, ändert die verantwortliche Technische Bewertungsstelle das Arbeitsprogramm 
entsprechend.

4. Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments

Die Organisation Technischer Bewertungsstellen lässt den Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments von der 
Arbeitsgruppe, die von der verantwortlichen Technischen Bewertungsstelle koordiniert wird, fertigstellen und 
übermittelt diesen Entwurf den betroffenen Parteien in den unter den Nummern 1.1 und 1.2 genannten Fällen 
innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag, an dem die Kommission über das Arbeitsprogramm unterrichtet wurde, 
oder, in dem unter Nummer 1.3 genannten Fall, innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag, an dem die Kommission 
der verantwortlichen Technischen Bewertungsstelle ihre Anmerkungen zu dem Arbeitsprogramm mitgeteilt hat.

5. Teilnahme der Kommission

Ein Vertreter der Kommission kann als Beobachter an der Durchführung aller Bestandteile des Arbeitsprogramms 
teilnehmen. Die Kommission kann die Organisation Technischer Bewertungsstellen jederzeit auffordern, die 
Ausarbeitung eines bestimmten Europäischen Bewertungsdokuments aufzugeben oder zu ändern, wenn die 
Entwicklung nicht im Einklang mit dieser Verordnung steht oder wenn der Ansatz hinsichtlich der Ressourcen und 
der endgültigen Anwendbarkeit nicht effizient oder wirksam ist. Die Kommission kann die Organisation Technischer 
Bewertungsstellen jederzeit auffordern, parallele Verfahren für die Entwicklung Europäischer Bewertungsdokumente 
zusammenzulegen oder ein einziges Verfahren in zwei aufzuspalten, um den Entwicklungsprozess oder die künftige 
Anwendung des zu prüfenden Bewertungsdokuments klarer zu gestalten oder seine Effizienz sicherzustellen.

Einigen sich die beteiligten Technischen Bewertungsstellen nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen auf das 
Europäische Bewertungsdokument, so befasst die Organisation Technischer Bewertungsstellen die Kommission im 
Hinblick auf eine Lösung mit der Angelegenheit, einschließlich einer Anleitung der Organisation Technischer 
Bewertungsstellen zur Art und Weise des Abschlusses ihrer Arbeiten.

6. Konsultation der Mitgliedstaaten

In dem unter Nummer 1.3 genannten Fall unterrichtet die Kommission nach Fertigstellung des entsprechenden 
Arbeitsprogramms die Mitgliedstaaten über die Ausarbeitung des Europäischen Bewertungsdokuments. Auf 
Ersuchen können sich die Mitgliedstaaten gegebenenfalls an seiner Durchführung beteiligen. Die Bemerkungen der 
Mitgliedstaaten werden der Kommission übermittelt und von ihr bearbeitet. Die Organisation Technischer 
Bewertungsstellen wird von der Kommission über jede Änderung des Arbeitsprogramms, die erforderlich ist und 
von der Kommission genehmigt wurde, innerhalb des Zeitrahmens informiert, der der Kommission für die 
Stellungnahme zum Arbeitsprogramm vor Beginn der Entwicklung des Europäischen Bewertungsdokuments 
eingeräumt wurde.

7. Verlängerung und Fristüberschreitung

Die Arbeitsgruppe teilt der Organisation Technischer Bewertungsstellen und der Kommission jede Überschreitung 
der in den Abschnitten 1 bis 4 dieses Anhangs festgelegten Fristen mit.

Lässt sich eine Verlängerung der Fristen für die Ausarbeitung des Europäischen Bewertungsdokuments insbesondere 
aufgrund eines fehlenden Beschlusses der Kommission bezüglich des anwendbaren Bewertungs- und Überprüfungs-
systems für das Produkt oder der Notwendigkeit, ein neues Prüfverfahren zu entwickeln, rechtfertigen, so legt die 
Kommission eine verlängerte Frist fest.

8. Änderung und Annahme des Entwurfs eines Europäischen Bewertungsdokuments

8.1. In den unter den Nummern 1.1 und 1.2 genannten Fällen übermittelt die verantwortliche Technische 
Bewertungsstelle den Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments an den Hersteller bzw. die Gruppe, der 
bzw. die innerhalb von 20 Arbeitstagen dazu Stellung nehmen kann. Danach verfährt die Organisation Technischer 
Bewertungsstellen wie folgt:

a) sie teilt dem Hersteller bzw. der Gruppe gegebenenfalls mit, wie seine bzw. ihre Stellungnahme berücksichtigt 
wurde;

b) sie nimmt den Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments an;

c) sie übermittelt der Kommission eine Abschrift davon.
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8.2. In dem unter Nummer 1.3 genannten Fall verfährt die verantwortliche Technische Bewertungsstelle wie folgt:

a) sie nimmt den Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments an;

b) sie übermittelt der Kommission eine Abschrift davon.

9. Bewertung von Entwürfen Europäischer Bewertungsdokumente durch die Kommission

Die Kommission bewertet den vorgelegten Entwurf des Europäischen Bewertungsdokuments und unterbreitet der 
Organisation Technischer Bewertungsstellen binnen 30 Arbeitstagen nach Erhalt ihre Anmerkungen. Nachdem der 
Organisation Technischer Bewertungsstellen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wurde, überarbeitet sie den 
Entwurf entsprechend und übermittelt Abschriften des geänderten Entwurfs des Europäischen Bewertungsdoku-
ments gemäß Nummer 8.1 Buchstabe c und Nummer 8.2 Buchstabe b.

10. Annahme und Veröffentlichung des endgültigen Europäischen Bewertungsdokuments

Die Organisation Technischer Bewertungsstellen nimmt das endgültige Europäische Bewertungsdokument an und 
übermittelt — zusammen mit einer Übersetzung des Titels des Europäischen Bewertungsdokuments in allen 
Amtssprachen der Union — eine Abschrift der Kommission, damit die Angabe der Referenz des Dokuments 
unverzüglich im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht werden können.

Die Organisation Technischer Bewertungsstellen veröffentlicht das Europäische Bewertungsdokument innerhalb von 
90 Tagen nach seiner Annahme in einer oder mehreren Sprachen der Union und stellt mindestens sicher, dass es 
zugänglich bleibt, bis alle darauf beruhenden Europäischen Technischen Bewertungen ihre Gültigkeit verlieren. 
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ANHANG VII

Liste der Produktfamilien

CODE PRODUKTFAMILIE

1 PRODUKTE AUS VORGEFERTIGTEM NORMAL-, LEICHT- ODER PORENBETON

2 TÜREN, FENSTER, FENSTERLÄDEN, ROLLLÄDEN, TORE UND BESCHLÄGE HIERFÜR

3 DICHTUNGSBAHNEN EINSCHLIEẞLICH FLÜSSIG AUFZUBRINGENDER ABDICHTUNGEN UND BAUSÄTZEN (ZUR 
ABDICHTUNG GEGEN WASSER UND/ODER WASSERDAMPF)

4 WÄRMEDÄMMUNGSPRODUKTE DÄMMVERBUNDBAUSÄTZE/-SYSTEME

5 STRUKTURELLE LAGERUNGEN QUERKRAFTDORNE FÜR TRAGENDE VERBINDUNGEN

6 SCHORNSTEINE, ABGASLEITUNGEN UND SPEZIELLE PRODUKTE

7 GIPSPRODUKTE

8 GEOTEXTILIEN, GEOMEMBRANEN UND VERWANDTE PRODUKTE

9 VORHANGFASSADEN/VERKLEIDUNGEN/GEKLEBTE GLASKONSTRUKTIONEN

10 ORTSFESTE LÖSCHANLAGEN (FEUERALARM-, FEUERERKENNUNGSPRODUKTE, ORTSFESTE LÖSCHANLAGEN, 
FEUER- UND RAUCHSCHUTZSYSTEME UND EXPLOSIONSSCHUTZPRODUKTE)

11 SANITÄREINRICHTUNGEN

12 STRAẞENAUSSTATTUNGEN: STRAẞENAUSRÜSTUNG

13 PRODUKTE AUS BAUHOLZ FÜR TRAGENDE ZWECKE UND HOLZVERBINDUNGSMITTEL

14 HOLZSPANPLATTEN UND -ELEMENTE

15 ZEMENT, BAUKALK UND ANDERE HYDRAULISCHE BINDER/BINDEMITTEL

16 BETONSTAHL/BEWEHRUNGSSTAHL UND SPANNSTAHL FÜR BETON. (UND ZUBEHÖRTEILE) SPANNSYSTEME

17 MAUERWERK UND VERWANDTE PRODUKTE MAUERWERKEINHEITEN, MÖRTEL, ZUBEHÖR

18 PRODUKTE FÜR DIE ABWASSERENTSORGUNG UND -BEHANDLUNG

19 BODENBELÄGE

20 METALLBAUPRODUKTE UND ZUBEHÖRTEILE

21 INNEN- UND AUẞENWAND- UND DECKENBEKLEIDUNGEN BAUSÄTZE FÜR INNERE TRENNWÄNDE

22 BEDACHUNGEN, OBERLICHTER, DACHFENSTER UND ZUBEHÖRTEILE BAUSÄTZE FÜR BEDACHUNGEN
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CODE PRODUKTFAMILIE

23 BAUPRODUKTE FÜR DEN STRAẞENBAU

24 ZUSCHLAGSTOFFE

25 BAUKLEBSTOFFE

26 PRODUKTE FÜR BETON, MÖRTEL UND EINPRESSMÖRTEL

27 RAUMERWÄRMUNGSANLAGEN

28 ROHRE, BEHÄLTER UND ZUBEHÖRTEILE, DIE NICHT MIT TRINKWASSER IN BERÜHRUNG KOMMEN

29 BAUPRODUKTE, DIE MIT TRINKWASSER IN BERÜHRUNG KOMMEN

30 FLACHGLAS, PROFILGLAS UND GLASSTEINPRODUKTE

31 STROM-, STEUER- UND KOMMUNIKATIONSKABEL

32 DICHTUNGSMASSEN FÜR VERBINDUNGEN

33 BEFESTIGUNGEN

34 BAUSÄTZE, GEBÄUDEEINHEITEN, VORGEFERTIGTE ELEMENTE

35 BRANDSCHUTZABSCHOTTUNGEN UND BRANDSCHUTZBEKLEIDUNGEN FLAMMSCHUTZPRODUKTE

36 BEFESTIGTE LEITERN
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ANHANG VIII

Anforderungen an die Technischen Bewertungsstellen

Die Technischen Bewertungsstellen müssen in der Lage sein, die folgenden Aufgaben und Anforderungen zu erfüllen:

Kompetenz Aufgabenbeschreibung Anforderung

1. Analyse der Risiken Erkennen möglicher Risiken und Vorteile der 
Verwendung innovativer Produkte bei Fehlen 
gesicherter/konsolidierter technischer Informa-
tionen über ihre Leistung im Fall eines Einbaus 
in Bauwerke

Eine Technische Bewertungsstelle muss nach nationalem 
Recht gegründet und mit Rechtspersönlichkeit ausgestattet 
sein. Sie muss von Interessengruppen unabhängig und von 
Sonderinteressen frei sein.

Die Mitarbeiter der Technischen Bewertungsstelle müssen 
über Folgendes verfügen:

a) Objektivität und soliden technischen Sachverstand;

b) genaue Kenntnis der rechtlichen Bestimmungen und 
sonstigen Anforderungen, die in dem Mitgliedstaat, in 
dem die Stelle benannt ist, für die Produktfamilien gelten, 
für die sie benannt werden soll;

c) generelles Verständnis der Baupraxis und eingehende 
technische Sachkenntnis betreffend die Produktfamilien, 
für die die Stelle benannt werden soll;

d) genaue Kenntnis der spezifischen Risiken und der 
technischen Aspekte des Bauprozesses;

e) genaue Kenntnis der bestehenden harmonisierten Nor-
men und Prüfverfahren für die Produktfamilien, für die 
die Stelle benannt werden soll;

f) genaue Kenntnis dieser Verordnung;

g) geeignete Sprachkenntnisse.

Die Vergütung des Personals der Technischen Bewertungs-
stellen darf sich nicht nach der Anzahl der durchgeführten 
Bewertungen oder deren Ergebnissen richten.

2. Festlegung der 
technischen Kriterien

Umsetzung des Ergebnisses der Risikoanalyse in 
technische Kriterien für die Bewertung des 
Verhaltens und der Leistung von Produkten in 
Bezug auf die Einhaltung der geltenden einzel-
staatlichen Vorschriften

Bereitstellen der technischen Informationen, die 
von den Beteiligten des Bauprozesses als 
potenzielle Verwender von Produkten (Herstel-
ler, Konstrukteure, Auftragnehmer, Installati-
onsbetriebe) benötigt werden

3. Festlegung der 
Bewertungsverfahren

Entwicklung und Validierung geeigneter (Prüf- 
oder Berechnungs-) Verfahren zur Bewertung 
der Leistung in Bezug auf die wesentlichen 
Merkmale der Produkte unter Berücksichtigung 
des Stands der Technik.

4. Bestimmung der 
spezifischen 
werkseigenen 
Produktionskontrolle

Verstehen und Evaluieren des Herstellungspro-
zesses eines konkreten Produkts zwecks Er-
mittlung geeigneter Maßnahmen zur 
Gewährleistung der Produktbeständigkeit im 
Verlauf des betreffenden Herstellungsprozesses

Mitarbeiter der Technischen Bewertungsstelle müssen über 
das entsprechende Wissen über den Zusammenhang 
zwischen Herstellungsprozessen und Produktmerkmalen in 
Bezug auf die werkseigene Produktionskontrolle verfügen.

5. Bewertung des 
Produkts

Anhand harmonisierter Kriterien Bewertung 
der Leistung in Bezug auf die wesentlichen 
Merkmale von Produkten auf der Grundlage 
harmonisierter Verfahren

Neben den Anforderungen der Punkte 1, 2 und 3 muss eine 
Technische Bewertungsstelle Zugang zu den erforderlichen 
Mitteln und der erforderlichen Ausrüstung für die Bewer-
tung der Leistung in Bezug auf die wesentlichen Merkmale 
von Produkten in den Produktfamilien verfügen, für die die 
Stelle benannt werden soll.
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Kompetenz Aufgabenbeschreibung Anforderung

6. Allgemeine 
Verwaltung

Gewährleistung von Einheitlichkeit, Zuverläs-
sigkeit, Objektivität und Rückverfolgbarkeit 
durch die dauerhafte Anwendung zweckmäßi-
ger Verwaltungsverfahren

Die Technische Bewertungsstelle muss Folgendes vorweisen 
beziehungsweise über Folgendes verfügen:

a) nachweisliche Befolgung der guten Verwaltungspraxis;

b) eine Strategie und einschlägige Verfahren für die 
Gewährleistung der Vertraulichkeit und des Schutzes 
sensibler Informationen in der Technischen Bewertungs-
stelle und bei allen ihren Partnern;

c) ein Dokumentenverwaltungssystem, das die Registrie-
rung, Rückverfolgbarkeit, Pflege, den Schutz und die 
Archivierung aller relevanten Dokumente sicherstellt;

d) einen Mechanismus für interne Betriebsprüfung und 
Bewertung durch das Leitungspersonal zwecks regel-
mäßiger Überwachung der Einhaltung zweckmäßiger 
Verwaltungsverfahren;

e) ein Verfahren für die objektive Verwaltung von Be-
schwerden und Einsprüchen.
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ANHANG IX

Bewertungs- und Überprüfungssysteme

Der Hersteller bestimmt im Einklang mit Artikel 22 Absatz 1 den Produkttyp in korrekter Weise und wendet die 
entsprechende Produktkategorie auf der Grundlage der geltenden harmonisierten technischen Spezifikation oder des 
Europäischen Bewertungsdokuments an. Ist eine notifizierte Stelle an der Bewertung und Überprüfung beteiligt, so 
überprüft sie im Einklang mit Artikel 55 Absatz 1, ob der Produkttyp korrekt bestimmt und die entsprechende 
Produktkategorie korrekt angewandt wurde.

1. System 1+

Vollständige Kontrolle durch die notifizierte Stelle einschließlich Stichprobenprüfung

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch:

i) werkseigene Produktionskontrolle;

ii) zusätzliche Prüfung von im Herstellungsbetrieb entnommenen Proben nach festgelegtem Prüfplan;

iii) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen vollständigen Nachweis der ordnungsgemäßen 
Anwendung dieser Verordnung in Bezug auf die Leistungsbewertung enthält;

iv) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen Nachweis der Konformität mit den geltenden 
Produktanforderungen dieser Verordnung enthält.

b) Die notifizierte Stelle entscheidet über die Ausstellung, Beschränkung, Aussetzung oder Aufhebung der 
Bescheinigung der Leistungsbeständigkeit und Konformität des Produkts auf folgender Grundlage:

i) Bestätigung, dass der Produkttyp und die Produktkategorie korrekt bestimmt wurden;

ii) Bewertung der Leistung des Produkts anhand einer Typprüfung (einschließlich Probenahme der als 
repräsentativ für den Typ zu berücksichtigenden Bauelemente), einer Typberechnung, von Werttabellen oder 
Unterlagen zur Produktbeschreibung;

iii) Erstinspektion des Herstellungsbetriebs und der werkseigenen Produktionskontrolle;

iv) kontinuierliche Überwachung, Bewertung und Evaluierung der werkseigenen Produktionskontrolle, ein-
schließlich regelmäßiger Inspektionen im Herstellungsbetrieb;

v) Stichprobenprüfung (audit-testing) von vor dem Inverkehrbringen des Produkts entnommenen Proben;

vi) Überprüfung der unter Buchstabe a Ziffern iii und iv genannten Aufgaben.

2. System 1

Vollständige Kontrolle durch die notifizierte Stelle ohne Stichprobenprüfung

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch:

i) werkseigene Produktionskontrolle;

ii) zusätzliche Prüfung von im Herstellungsbetrieb entnommenen Proben durch den Hersteller nach festgelegtem 
Prüfplan;

iii) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen vollständigen Nachweis der ordnungsgemäßen 
Anwendung dieser Verordnung in Bezug auf die Leistungsbewertung enthält;

iv) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen Nachweis der Konformität mit den geltenden 
Produktanforderungen dieser Verordnung enthält.

b) Die notifizierte Stelle entscheidet über die Ausstellung, Beschränkung, Aussetzung oder Aufhebung der 
Bescheinigung der Leistungsbeständigkeit und Konformität des Produkts auf folgender Grundlage:

i) Bestätigung, dass der Produkttyp und die Produktkategorie korrekt bestimmt wurden;
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ii) Bewertung der Leistung des Produkts anhand einer Typprüfung (einschließlich Probenahme der als 
repräsentativ für den Typ zu berücksichtigenden Bauelemente), einer Typberechnung, von Werttabellen oder 
Unterlagen zur Produktbeschreibung;

iii) Erstinspektion des Herstellungsbetriebs und der werkseigenen Produktionskontrolle;

iv) kontinuierliche Überwachung, Bewertung und Evaluierung der werkseigenen Produktionskontrolle, ein-
schließlich regelmäßiger Inspektionen im Herstellungsbetrieb;

v) Überprüfung der unter Buchstabe a Ziffern iii und iv genannten Aufgaben.

3. System 2+

Konzentration der notifizierten Stelle auf die werkseigene Produktionskontrolle

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch:

i) Bewertung der Leistung des Produkts anhand einer Prüfung (einschließlich Probenahme der als repräsentativ 
für den Typ zu berücksichtigenden Bauelemente), einer Typberechnung, von Werttabellen oder Unterlagen zur 
Produktbeschreibung;

ii) werkseigene Produktionskontrolle;

iii) Prüfung von im Werk entnommenen Proben nach festgelegtem Prüfplan;

iv) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen vollständigen Nachweis der ordnungsgemäßen 
Anwendung dieser Verordnung in Bezug auf die Leistungsbewertung enthält;

v) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen Nachweis der Konformität mit den geltenden 
Produktanforderungen dieser Verordnung enthält.

b) Die notifizierte Stelle entscheidet über die Ausstellung, Beschränkung, Aussetzung oder Aufhebung der 
Bescheinigung der Konformität der werkseigenen Produktionskontrolle auf folgender Grundlage:

i) Bestätigung, dass der Produkttyp und die Produktkategorie korrekt bestimmt wurden und dass die Leistung des 
Produkts anhand der Überprüfung der Produktunterlagen korrekt bewertet wurde;

ii) Erstinspektion des Herstellungsbetriebs und der werkseigenen Produktionskontrolle;

iii) kontinuierliche Überwachung, Bewertung und Evaluierung der werkseigenen Produktionskontrolle, ein-
schließlich regelmäßiger Inspektionen im Herstellungsbetrieb;

iv) Überprüfung der unter Buchstabe a Ziffern iv und v genannten Aufgaben.

4. System 3+

Kontrolle der Bewertung der ökologischen Nachhaltigkeit durch die notifizierte Stelle

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch:

i) Bewertung der Leistung des Produkts auf der Grundlage von Datenerhebungen für Input-Daten, Annahmen und 
Modellierung;

ii) werkseigene Produktionskontrolle.

b) Die notifizierte Stelle entscheidet über die Ausstellung, Beschränkung, Aussetzung oder Aufhebung des 
Validierungsberichts auf folgender Grundlage:

i) Validierung der Input-Daten, der zugrunde gelegten Annahmen und der Einhaltung der geltenden generischen 
oder produktkategoriespezifischen Vorschriften;

ii) Validierung der Bewertung durch den Hersteller;

iii) Validierung des zur Erstellung dieser Bewertung verwendeten Verfahrens;

iv) Validierung der korrekten Verwendung der für die Bewertung geeigneten Software;

v) Erstinspektion des Herstellungsbetriebs, um unternehmensspezifische Daten zu validieren.
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5. System 3

Konzentration der notifizierten Stelle auf die Bestimmung des Produkttyps

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch:

i) zusätzliche Bewertung der Leistung des Produkts anhand einer Prüfung (einschließlich Probenahme der als 
repräsentativ für den Typ zu berücksichtigenden Bauelemente), einer Typberechnung, von Werttabellen oder 
Unterlagen zur Produktbeschreibung;

ii) werkseigene Produktionskontrolle;

iii) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen vollständigen Nachweis der ordnungsgemäßen 
Anwendung dieser Verordnung in Bezug auf die Leistungsbewertung enthält;

iv) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen Nachweis der Konformität mit den geltenden 
Produktanforderungen dieser Verordnung enthält.

b) Die notifizierte Stelle entscheidet über die Ausstellung, Beschränkung, Aussetzung oder Aufhebung der 
Bescheinigung der Leistung und Konformität des Produkts auf folgender Grundlage:

i) Bewertung der Leistung des Produkts anhand einer von einem notifizierten Prüflabor durchgeführten Prüfung 
(auf der Grundlage der vom Hersteller gezogenen Stichprobe), einer Berechnung, von Werttabellen oder der 
Unterlagen zur Produktbeschreibung;

ii) Bestätigung, dass der Produkttyp und die Produktkategorie korrekt bestimmt wurden.

6. System 4

Eigenprüfung und Selbstzertifizierung des Herstellers

a) Der Hersteller führt folgende Schritte durch:

i) Bewertung der Leistung des Produkts anhand einer Prüfung (einschließlich Probenahme der als repräsentativ 
für den Typ zu berücksichtigenden Bauelemente), einer Typberechnung, von Werttabellen oder Unterlagen zur 
Produktbeschreibung;

ii) Bestimmung des Produkttyps und der Produktkategorie anhand einer Typprüfung, einer Typberechnung oder 
von Werttabellen;

iii) werkseigene Produktionskontrolle;

iv) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen vollständigen Nachweis der ordnungsgemäßen 
Anwendung dieser Verordnung in Bezug auf die Leistungsbewertung enthält;

v) Erstellung einer technischen Dokumentation, die einen Nachweis der Konformität mit den geltenden 
Produktanforderungen dieser Verordnung enthält.

b) Es fällt keine Aufgabe für die notifizierte Stelle an.

7. Für einige oder jedes der genannten Systeme gelten die folgenden horizontalen Bestimmungen:

a) Umfasst ein System eine Inspektion des Herstellungsbetriebs durch eine notifizierte Stelle, so erstrecken sich diese 
Inspektionen auf alle Orte, an denen wichtige Herstellungsprozesse stattfinden, und umfassen mindestens die 
Überprüfung folgender Elemente:

i) werkseigene Produktionskontrolle unter Angabe der zur Sicherstellung der Leistungsbeständigkeit, einschließlich 
der für die Leistung wesentlichen Parameter, vorgesehenen Maßnahmen und der Häufigkeit der Kontrolle;

ii) Überblick über die geplante werkseigene Produktionskontrolle.

b) Umfasst ein System eine werkseigene Produktionskontrolle, so erstrecken sich diese Kontrollen auf den 
Produktionsprozess vom Zeitpunkt des Eingangs der Rohstoffe und Komponenten bis zum Versand des Produkts 
(„Gate-to-Gate“-Ansatz), nachdem mit der Produktion begonnen wurde, und umfassen mindestens folgende 
Elemente:
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i) Sicherstellung, dass die Produkte dem Produkttyp entsprechen und somit die in der Leistungs- und 
Konformitätserklärung angegebene Leistung erreichen und die in dieser Verordnung festgelegten oder im 
Rahmen dieser Verordnung erlassenen Anforderungen erfüllen;

ii) Anwendung der technischen Details, die für die Umsetzung des oder der Bewertungs- und Überprüfungssysteme 
gemäß den harmonisierten technischen Spezifikationen, den Europäischen Bewertungsdokumenten und den 
freiwilligen harmonisierten Normen erforderlich sind, einschließlich mindestens der Parameter, die für die 
Leistung wesentlich sind.

c) Umfasst ein System zusätzliche Prüfungen von Proben, so gilt Folgendes:

i) Die Prüfungen umfassen die Prüfung einer gemäß den harmonisierten technischen Spezifikationen, den 
Europäischen Bewertungsdokumenten und den freiwilligen harmonisierten Normen angemessenen Anzahl von 
Produkten in Bezug auf die Konformität mit dem Produkttyp;

ii) sind Prüfungen für das Produkt nicht geeignet, so kann der Produkttyp anhand der geltenden Vorschriften für 
die erweiterte Anwendung festgelegt werden, auf die in harmonisierten technischen Spezifikationen, 
Europäischen Bewertungsdokumenten und freiwilligen harmonisierten Normen, soweit verfügbar, Bezug 
genommen wird, und die notifizierten Stellen, die bestätigen, dass der Produkttyp korrekt bestimmt wurde, 
bestätigen auch, dass die einschlägigen Vorschriften für die erweiterte Anwendung korrekt angewandt wurden;

iii) die Ergebnisse von Prüfungen, die von einem anderen Hersteller oder einer notifizierten Stelle durchgeführt 
wurden, können gemäß den Artikeln 59 und 62 verwendet werden.

d) Bei Systemen, die sich mit ökologischer Nachhaltigkeit befassen, besteht die Validierung aus der Validierung von 
Berechnungen und Input-Daten; in diesem Zusammenhang validiert die notifizierte Stelle, ob die gemäß der 
harmonisierten technischen Spezifikation oder dem Europäischen Bewertungsdokument anwendbaren Modell-
ierungs- und Input-Daten die Leistung des Produkts sowie die Verwendung der von der Kommission bereitgestellten 
Software sowie alle verwendeten Daten widerspiegeln, und validiert insbesondere die Zuverlässigkeit der 
verwendeten unternehmensspezifischen Daten.

e) Notifizierte Stellen und Hersteller betrachten die für das Produkt ausgestellte Europäische Technische Bewertung als 
Bewertung der Leistung dieses Produkts. Hersteller, die Nachweise dafür erlangen oder von der notifizierten Stelle 
darüber unterrichtet werden, dass die Leistung des Produkts nicht der Europäischen Technischen Bewertung 
entspricht, bringen dieses Produkt mit dieser Bewertung in Einklang, falls erforderlich auch durch Erfüllung der in 
Artikel 22 Absatz 11 genannten Verpflichtungen.
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ANHANG X

Wesentliche Merkmale horizontaler Art

Im Folgenden sind für die Zwecke der Anwendung dieser Verordnung auf der Grundlage der Anhänge I und II entwickelte 
Gruppen von wesentlichen Merkmalen horizontaler Art aufgeführt.

1. Brandverhalten

2. Feuerbeständigkeit

3. Verhalten bei einem Brand von außen

4. Geräuschabsorption

5. Freisetzung und Gehalt von gefährlichen Stoffen

6. Ökologische Nachhaltigkeit
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ANHANG XI

Entsprechungstabellen

Tabelle 1: Verordnung (EU) Nr. 305/2011 > Vorliegende Verordnung

Verordnung (EU) Nr. 305/2011 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 Artikel 3

Artikel 3 Artikel 4 Absatz 4

Artikel 4 Artikel 13

Artikel 5 Artikel 14

Artikel 6 Artikel 15

Artikel 7 Artikel 16

Artikel 8 Artikel 17

Artikel 9 Artikel 18

Artikel 10 Artikel 72

Artikel 11 Artikel 20 und 22

Artikel 12 Artikel 20 und 23

Artikel 13 Artikel 20 und 24

Artikel 14 Artikel 20 und 25

Artikel 15 Artikel 20 und 26

Artikel 16 Artikel 20

Artikel 17 Artikel 5

Artikel 18 Artikel 5

Artikel 19 Artikel 31

Artikel 20 Artikel 32

Artikel 21 Artikel 33

Artikel 22 Artikel 34

Artikel 23 —

Artikel 24 Artikel 35

Artikel 25 Artikel 36

Artikel 26 Artikel 37

Artikel 27 Artikel 5 Absätze 5 und 6

Artikel 28 Artikel 10

Artikel 29 Artikel 39

Artikel 30 Artikel 40

Artikel 31 Artikel 41

Artikel 32 Artikel 41

Artikel 33 Artikel 41

Artikel 34 Artikel 41
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Verordnung (EU) Nr. 305/2011 Vorliegende Verordnung

Artikel 35 —

Artikel 36 Artikel 59

Artikel 37 Artikel 60

Artikel 38 Artikel 61

Artikel 38a Artikel 85

Artikel 38b Artikel 86

Artikel 38c Artikel 87

Artikel 38d Artikel 88

Artikel 39 Artikel 42

Artikel 40 Artikel 43

Artikel 41 Artikel 44

Artikel 42 —

Artikel 43 Artikel 46

Artikel 44 Artikel 47

Artikel 45 Artikel 48

Artikel 46 Artikel 49

Artikel 47 Artikel 50

Artikel 48 Artikel 51

Artikel 49 Artikel 52

Artikel 50 Artikel 53

Artikel 51 Artikel 54

Artikel 52 Artikel 55

Artikel 53 Artikel 56

Artikel 54 Artikel 45

Artikel 55 Artikel 58

Artikel 56 Artikel 65

Artikel 57 Artikel 66

Artikel 58 Artikel 67

Artikel 59 Artikel 65

Artikel 60 Artikel 89

Artikel 61 Artikel 89

Artikel 62 Artikel 89

Artikel 63 Artikel 89

Artikel 64 Artikel 90

Artikel 65 Artikel 94

Artikel 66 Artikel 95

Artikel 67 Artikel 93

Artikel 68 Artikel 96
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Tabelle 2: Vorliegende Verordnung > Verordnung (EU) Nr. 305/2011

Vorliegende Verordnung Verordnung (EU) Nr. 305/2011

Artikel 1 Artikel 1

Artikel 2 —

Artikel 3 Artikel 2

Artikel 4 Artikel 3

Artikel 5 Artikel 17, 18 und 27

Artikel 6 —

Artikel 7 —

Artikel 8 —

Artikel 9 —

Artikel 10 Artikel 28

Artikel 11 —

Artikel 12 —

Artikel 13 Artikel 4

Artikel 14 Artikel 5

Artikel 15 Artikel 6

Artikel 16 Artikel 7

Artikel 17 Artikel 8

Artikel 18 Artikel 9

Artikel 19 —

Artikel 20 Artikel 11, 12, 13, 14, 15 und 16

Artikel 21 —

Artikel 22 Artikel 11

Artikel 23 Artikel 12

Artikel 24 Artikel 13

Artikel 25 Artikel 14

Artikel 26 Artikel 15

Artikel 27 —

Artikel 28 —

Artikel 29 —

Artikel 30 —

Artikel 31 Artikel 19

Artikel 32 Artikel 20

Artikel 33 Artikel 21

Artikel 34 Artikel 22

Artikel 35 Artikel 24

Artikel 36 Artikel 25

Artikel 37 Artikel 26
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Vorliegende Verordnung Verordnung (EU) Nr. 305/2011

Artikel 38 —

Artikel 39 Artikel 29

Artikel 40 Artikel 30

Artikel 41 Artikel 31-34

Artikel 42 Artikel 39

Artikel 43 Artikel 40

Artikel 44 Artikel 41

Artikel 45 Artikel 54

Artikel 46 Artikel 43

Artikel 47 Artikel 44

Artikel 48 Artikel 45

Artikel 49 Artikel 46

Artikel 50 Artikel 47

Artikel 51 Artikel 48

Artikel 52 Artikel 49

Artikel 53 Artikel 50

Artikel 54 Artikel 51

Artikel 55 Artikel 52

Artikel 56 Artikel 53

Artikel 57 —

Artikel 58 Artikel 55

Artikel 59 Artikel 36

Artikel 60 Artikel 37

Artikel 61 Artikel 38

Artikel 62 —

Artikel 63 —

Artikel 64 —

Artikel 65 Artikel 56 und 59

Artikel 66 Artikel 57

Artikel 67 Artikel 58

Artikel 68 —

Artikel 69 —

Artikel 70 —

Artikel 71 —

Artikel 72 Artikel 10

Artikel 73 —

Artikel 74 —

Artikel 75 —
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Vorliegende Verordnung Verordnung (EU) Nr. 305/2011

Artikel 76 —

Artikel 77 —

Artikel 78 —

Artikel 79 —

Artikel 80 —

Artikel 81 —

Artikel 82 —

Artikel 83 —

Artikel 84 —

Artikel 85 Artikel 38a

Artikel 86 Artikel 38b

Artikel 87 Artikel 38c

Artikel 88 Artikel 38d

Artikel 89 Artikel 60-63

Artikel 90 Artikel 64

Artikel 91 —

Artikel 92 —

Artikel 93 Artikel 67

Artikel 94 Artikel 65

Artikel 95 Artikel 66

Artikel 96 Artikel 68
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2024/3119 DER KOMMISSION 

vom 16. Dezember 2024

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/110 zur Verlängerung der Geltungsdauer 
der Sofortmaßnahmen im Zusammenhang mit bestätigten Fällen eines Befalls mit dem Kleinen 

Bienenbeutenkäfer in Frankreich und Italien sowie zur Aufnahme der italienischen Region Sizilien in 
die Liste der Zonen, für die Sofortmaßnahmen gelten, im Anhang des Beschlusses 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2024) 8783) 

(Nur der französische und der italienische Text sind verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen 
und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (1), 
insbesondere auf Artikel 259 Absatz 1 Buchstabe c,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Befall mit Aethina tumida (Kleiner Bienenbeutenkäfer) ist in Anhang II der Verordnung (EU) 2016/429 als Seuche 
und im Anhang der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1882 der Kommission (2) als Seuche der Kategorien D 
und E gelistet.

(2) Diese Seuche tritt in der Union zwar kaum auf, seit September 2014 werden jedoch Fälle in der italienischen Region 
Kalabrien und seit 2022 im französischen überseeischen Departement Réunion festgestellt. Im Durchführungs­
beschluss (EU) 2023/110 der Kommission (3) sind derzeit bestimmte Sofortmaßnahmen im Bereich der 
Tiergesundheit im Zusammenhang mit bestätigten Fällen eines Befalls mit dem Kleinen Bienenbeutenkäfer in Italien 
und Frankreich festgelegt und in dessen Anhang sind Kalabrien sowie die Insel Réunion als Zonen gelistet, für die 
diese Sofortmaßnahmen gelten.

(3) Sowohl Italien als auch Frankreich haben der Kommission kürzlich neue Fälle eines Befalls mit dem Kleinen 
Bienenbeutenkäfer in Kalabrien bzw. auf der Insel Réunion gemeldet. Darüber hinaus hat Italien der Kommission 
kürzlich mehrere neue Fälle eines Befalls mit dem Kleinen Bienenbeutenkäfer in der Region Sizilien gemeldet; diese 
Region ist im Anhang des genannten Durchführungsbeschlusses nicht als Zone gelistet, für die Sofortmaßnahmen 
gelten.

(4) Um unnötige Störungen des Handels innerhalb der Union zu verhindern und von Drittländern auferlegte ungerecht­
fertigte Hemmnisse für den Handel zu vermeiden sowie die Ausbreitung des Befalls mit dem Kleinen Bienenbeu­
tenkäfer in andere Zonen der Union zu verhindern, sollte die Region Sizilien in die im Anhang des Durchführungs­
beschlusses (EU) 2023/110 enthaltene Liste der Mitgliedstaaten oder Zonen von Mitgliedstaaten aufgenommen 
werden, für die Sofortmaßnahmen aufgrund des Befalls mit dem Kleinen Bienenbeutenkäfer gelten.
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(5) Darüber hinaus gilt der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/110 bis zum 31. Dezember 2024. Angesichts der 
anhaltenden Schwierigkeiten, mit denen die Mitgliedstaaten seit einigen Jahren bei der Tilgung des Kleinen 
Bienenbeutenkäfers in den betroffenen Mitgliedstaaten konfrontiert sind, sollte die Geltungsdauer der im genannten 
Durchführungsbeschluss festgelegten Sofortmaßnahmen verlängert werden. Demzufolge sollte der Durchführungs­
beschluss (EU) 2023/110 dahin gehend geändert werden, dass er bis zum 31. Dezember 2026 gilt.

(6) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/110 sollte daher entsprechend geändert werden.

(7) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/110 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 3 erhält folgende Fassung:

„Artikel 3

Dieser Beschluss gilt bis zum 31. Dezember 2026.“

2. Der Anhang erhält die Fassung des Anhangs dieses Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an die Französische Republik und an die Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 16. Dezember 2024

Für die Kommission
Olivér VÁRHELYI

Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Liste der Mitgliedstaaten oder Zonen von Mitgliedstaaten, für die Sofortmaßnahmen gemäß 
Artikel 2 Absatz 1 gelten 

Mitgliedstaat Zonen, für die Sofortmaßnahmen gelten

Frankreich Departement La Réunion

Italien Region Kalabrien: gesamte Region
Region Sizilien: gesamte Region
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BESCHLUSS (EU) 2024/3135 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2024

zur Genehmigung — im Namen der Europäischen Union — einer Änderung des Protokolls zur 
Durchführung des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei zwischen der 

Europäischen Union und der Islamischen Republik Mauretanien 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf den Beschluss (EU) 2022/1448 des Rates (1) vom 18. Juli 2022 über den Abschluss des partnerschaftlichen 
Abkommens über nachhaltige Fischerei zwischen der Europäischen Union und der Islamischen Republik Mauretanien und 
des zugehörigen Durchführungsprotokolls, insbesondere auf Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß dem Beschluss (EU) 2021/2123 des Rates (2) wurden das partnerschaftliche Abkommen über nachhaltige 
Fischerei zwischen der Union und Mauretanien und das zugehörige Durchführungsprotokoll am 15. November 
2021 unterzeichnet und seitdem vorläufig angewendet.

(2) Gemäß Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe c des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei kann der 
Gemischte Ausschuss Änderungen des Durchführungsprotokolls und seiner Anhänge in Bezug auf die technischen 
Bedingungen und Regelungen, unter denen Fischereifahrzeuge der Union ihre Fangtätigkeiten ausüben, genehmigen. 
Gemäß Artikel 14 Absatz 5 des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei können Beschlüsse des 
Gemischten Ausschusses im Wege eines Briefwechsels gefasst werden.

(3) Mit Artikel 3 des Beschlusses (EU) 2022/1448 wird die Kommission ermächtigt, im Namen der Union Änderungen 
des Durchführungsprotokolls zu genehmigen, die von dem mit Artikel 14 des partnerschaftlichen Abkommens 
über nachhaltige Fischerei eingesetzten Gemischten Ausschuss gemäß den im Anhang des genannten Beschlusses 
festgelegten Verfahren und Bedingungen angenommen wurden.

(4) Gemäß dem Durchführungsprotokoll unterliegt die Unionsflotte den Anlande- und Umladeverpflichtungen in 
mauretanischen Häfen gemäß Anhang I Kapitel V des Durchführungsprotokolls.

(5) Hinsichtlich der Anlandeverpflichtungen teilt der Kapitän eines Unionsschiffs der mauretanischen Küstenwache und 
den Hafenbehörden des mauretanischen Hafens, in dem er seinen Fang anlanden möchte, dies mindestens 24 
Stunden vor der Anlandung mit. Als Reaktion auf die Meldung teilt die mauretanische Küstenwache dem 
Schiffskapitän oder dem Vertreter des Kapitäns innerhalb der nächsten 12 Stunden per Fax oder E-Mail ihre 
Zustimmung mit.

(6) Hinsichtlich der Umladungen teilt der Kapitän eines Unionsschiffs der mauretanischen Küstenwache und den 
Hafenbehörden des mauretanischen Hafens, in dem er seinen Fang umladen möchte, dies mindestens 24 Stunden 
(48 Stunden für Thunfischfänger) vor der Anlandung mit. Als Reaktion auf die Meldung teilt die mauretanische 
Küstenwache dem Schiffskapitän oder dem Vertreter des Kapitäns innerhalb der nächsten 12 Stunden per Fax oder 
E-Mail ihre Zustimmung mit.

(7) Seit Anfang 2023 hat die Fischereiindustrie der Union wiederholt mitgeteilt, dass die mauretanische Küstenwache 
aufgrund der Überlastung der mauretanischen Häfen und der Unfähigkeit, die technischen und operativen Dienste 
zu erbringen, nicht in der Lage sei, ihre Zustimmung rechtzeitig zu notifizieren. Die sich daraus ergebenden 
Verzögerungen gefährden die Erzeugnisse der Fischereiindustrie der Union. Während die mauretanischen Behörden 
an der Verbesserung der Lage arbeiten, wurde zwischen der Union und den mauretanischen Behörden erörtert, dass 
bis zu einer Lösung zur Behebung der Verzögerungen in diesen Fällen eine Ausnahme von der Anlandeverpflichtung 
vorgesehen werden sollte.
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(8) Am 8. Dezember 2023 kam der im Rahmen des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei und des 
Durchführungsprotokolls tätige Gemischte Ausschuss überein, einen Vorschlag für eine Ausnahme von den 
Anlande- und Umladeverpflichtungen zu prüfen, der es den Betreibern ermöglichen würde, ihre Erzeugnisse in 
anderen Häfen anzulanden, wenn es zu erheblichen Verzögerungen kommt, um den Risiken für die Qualität der 
Fischereierzeugnisse zu begegnen.

(9) Die Kommission hat einen Vorschlag zur Änderung von Anhang I Kapitel V durch Einfügung eines neuen Abschnitts 
ausgearbeitet, der eine Ausnahme von der Anlande- und Umladeverpflichtung für den Fall vorsieht, dass die 
Wartezeit auf die Anlandung oder Umladung 24 Stunden ab dem in der Mitteilung angegebenen Datum und der 
Uhrzeit überschreitet.

(10) Der Vorschlag für die Änderung wurde dem Rat am 14. Mai 2024 im Einklang mit Nummer 2 des Anhangs des 
Beschlusses (EU) 2022/1448 vorgelegt. Der Rat hat den Vorschlag gemäß Nummer 3 des genannten Anhangs 
bewertet und keine Einwände dagegen erhoben.

(11) Der Beschluss sollte am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten, damit 
die Betreiber ihre Erzeugnisse bei erheblichen Verzögerungen in anderen Häfen anlanden und damit etwaige Risiken 
für die Qualität der Fischereierzeugnisse vermieden werden können.

(12) Der Gemischte Ausschuss hat beschlossen, die vorgeschlagene Änderung im Wege eines Briefwechsels zu 
genehmigen. Die Schreiben wurden am 6. September bzw. am 30. September 2024 übermittelt.

(13) Die Änderung des Protokolls sollte im Namen der Europäischen Union genehmigt werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Änderung des Protokolls zur Durchführung des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige Fischerei zwischen 
der Europäischen Union und der Islamischen Republik Mauretanien, die vom Gemischten Ausschuss am 6. September
bzw. am 30. September 2024 in Form eines Briefwechsels angenommen wurde, wird im Namen der Union genehmigt.

Die Änderung des Protokolls ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Brüssel, den 17. Dezember 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

In Anhang I Kapitel V des Protokolls über die Durchführung des partnerschaftlichen Abkommens über nachhaltige 
Fischerei mit Mauretanien

— wird die Überschrift von Nummer 3 geändert in „Ausnahmen von den Anlandeverpflichtungen in Fällen höherer 
Gewalt“;

— wird folgende Nummer 4 neu eingefügt:

„4. Ausnahmen von den Anlande- und Umladeverpflichtungen, wenn die Wartezeit auf die Anlandung oder 
Umladung mehr als 24 Stunden ab dem Zeitpunkt beträgt, der in der Mitteilung gemäß Nummer 1.6 oder 2.5 
angegeben ist, mit der der Betreiber die Anlandung oder Umladung anmeldet

1. Abweichend von den Nummern 1 und 2 können die betreffenden Betreiber ihre Fänge auf der Reede eines 
mauretanischen Hafens oder in einem Hafen außerhalb von Mauretanien anlanden oder umladen, wenn 
technische oder logistische Schwierigkeiten auftreten (*), die für ein Unionsschiff eine Verzögerung der 
Anlandung am Kai oder der Umladung auf der Reede von mehr als 24 Stunden ab dem Zeitpunkt nach sich 
ziehen, der in der Mitteilung gemäß Nummer 1.6 oder 2.5 angegeben ist, mit der der Betreiber die 
Anlandung oder Umladung anmeldet. Hierzu können die betreffenden Betreiber ausnahmsweise folgendes 
Ausnahmeverfahren aktivieren:

a) der Betreiber unterrichtet unverzüglich seine nationalen Behörden, die Unionsbehörden (die 
EU-Delegation in Mauretanien und die GD MARE der Europäischen Kommission) sowie die 
mauretanische Küstenwache über die vorstehend genannte Verzögerung;

b) die Unionsbehörden ersuchen das Ministerium für Fischerei und Meereswirtschaft, das 
Ausnahmeverfahren einzuleiten, und übermitteln der mauretanischen Küstenwache die Liste der 
betroffenen Unionsschiffe;

c) die mauretanischen Behörden leiten schnellstmöglich das Ausnahmeverfahren ein;

d) nach der Einleitung dieses Ausnahmeverfahrens kann der betreffende Betreiber bei der mauretanischen 
Küstenwache die Genehmigung beantragen, seine Fänge auf der Reede eines mauretanischen Hafens 
umzuladen oder in einem einvernehmlich festgelegten Hafen anzulanden;

e) die mauretanische Küstenwache ernennt unverzüglich die Kontrolleure für die Kontrolle des betreffenden 
Schiffes oder der betreffenden Schiffe auf Reede eines mauretanischen Hafens oder für die Einschiffung 
von Kontrolleuren, die das Schiff zum Anlandehafen begleiten; nach Abschluss der Anlandung werden 
die Kontrolleure vom Betreiber an ihren ursprünglichen Einschiffungsort zurückgebracht;

f) es ist Aufgabe des Betreibers, in Abstimmung mit der mauretanischen Küstenwache die für die Reise der 
Kontrolleure erforderlichen administrativen Angelegenheiten zu regeln;

g) es ist Aufgabe des Betreibers, für angemessene Arbeitsbedingungen zu sorgen und alle möglicherweise 
entstehenden Reisekosten der Kontrolleure zu übernehmen.

2. Dieses Verfahren gilt unbeschadet der sonstigen Befreiungen gemäß Anhang I Kapitel V Nummern 1.2, 1.4, 
1.5, 2.4 und 3 des Protokolls.

3. Wird das hier beschriebene Ausnahmeverfahren angewendet, verständigen sich die beiden Vertragsparteien 
auf die praktischen Modalitäten bezüglich der gemäß Anhang I Kapitel III Nummer 2 des Protokolls als 
Sachleistung zu übergebenden Fänge, wobei auch die Möglichkeit besteht, die kumulierten Sachleistungen bei 
einer folgenden Fangreise mit Anlandung in einem mauretanischen Hafen zu übergeben.

4. Die Ausnahmeregelung gilt, solange die in Absatz 1 genannten Bedingungen erfüllt sind.

_____________
(*) Auch bei unzureichender Lagerkapazität (und/oder fehlenden Behältern), fehlendem Eis oder Stromausfall in dem 

Hafen, den das betreffende Schiff anlaufen wollte.“
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2024/3136 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2024

über die Ernennung des Vorsitzenden sowie der Mitglieder des Netzmanagementgremiums und der 
Koordinierungszelle für Luftfahrtkrisensituationen sowie ihrer jeweiligen Stellvertreter für die 

Funktionen des Flugverkehrsmanagementnetzes für 2025 und 2026 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2024/2803 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2024 zur 
Verwirklichung des Einheitlichen Europäischen Luftraums (1), insbesondere auf Artikel 37 Absatz 5 und Artikel 38 
Absatz 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EU) 2024/2803 wird in Artikel 38 Absatz 14 ein Netzmanagementgremium (im Folgenden 
„Gremium“) zur Gewährleistung einer angemessenen Kontrolle der Ausführung der Netzfunktionen eingerichtet. 
Die detaillierten Vorschriften über die Zusammensetzung, die Arbeitsweise und die Zuständigkeiten sowie die 
Entscheidungsstrukturen des Gremiums sollten von der Kommission festgelegt werden.

(2) In Artikel 18 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/123 der Kommission (2) wird auf das Gremium Bezug 
genommen. Mit Artikel 19 jener Verordnung wurde auch eine europäische Koordinierungszelle für Luftfahrtkrisensi­
tuationen (im Folgenden „Zelle“) geschaffen, die ein effektives Krisenmanagement auf Netzebene gewährleisten soll. 
Bis zu ihrer Überarbeitung nach dem Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2024/2803 sollte sie mit den erforderlichen 
Änderungen sinngemäß gelten, damit die Kontinuität der Tätigkeiten gewährleistet ist.

(3) Um eine effiziente Arbeitsweise des Gremiums und der Zelle bis zur Annahme einer überarbeiteten Durchführungs­
verordnung zu gewährleisten, sollten der Vorsitzende, die stellvertretenden Vorsitzenden, die Mitglieder und die 
Beobachter des Gremiums und deren Stellvertreter sowie die Mitglieder der Zelle und deren Stellvertreter für zwei 
Jahre ernannt werden.

(4) Im April 2024 schlugen die stimmberechtigten Mitglieder einstimmig den Kandidaten für den Vorsitz des neuen 
Gremiums vor.

(5) Im Juni 2024 schlugen die Einrichtungen, die im Netzmanagementgremium vertreten sein sollen, zwei 
stellvertretende Vorsitzende und die Kandidaten für die stimmberechtigten Mitglieder des Netzmanagement­
gremiums und deren Stellvertreter vor.

(6) Im Juni 2024 schlug Eurocontrol gemäß Artikel 18 Absatz 7 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/123 die 
Kandidaten für nicht stimmberechtigte Mitglieder als Vertreter der Anbieter von Flugsicherungsdiensten assoziierter 
Länder in dem neuen Gremium vor.

(7) Im Juni 2024 erhielt die Kommission eine Reihe von Anträgen auf Beobachterstatus im Gremium.

(8) Im Juni 2024 schlugen die Organisationen, die in der Zelle vertreten sein sollen, ihre Nominierungen für die 
Zelle vor.

(9) Der Vorsitzende, die stellvertretenden Vorsitzenden, die Mitglieder und Beobachter des Gremiums und deren 
Stellvertreter sowie die Mitglieder der Zelle und deren Stellvertreter sollten im Einklang mit diesen Vorschlägen 
ernannt werden.

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

DE 
Reihe L 

2024/3136 18.12.2024

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2024/3136/oj 1/8

(1) ABl. L, 2024/2803, 11.11.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/2803/oj.
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2019/123 der Kommission vom 24. Januar 2019 zur Festlegung detaillierter Durchführungsbe­

stimmungen für die Netzfunktionen des Flugverkehrsmanagements und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 677/2011 der 
Kommission (ABl. L 28 vom 31.1.2019, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2019/123/oj).

http://data.europa.eu/eli/reg/2024/2803/oj
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2019/123/oj


(10) Da das Mandat des derzeitigen Gremiums am 31. Dezember 2024 erlischt, sollte dieser Beschluss umgehend in Kraft 
treten, damit die Kontinuität der Tätigkeiten gewährleistet ist.

(11) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des mit Artikel 48 der 
Verordnung (EU) 2024/2803 eingesetzten Ausschusses für den Einheitlichen Luftraum —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Anhang I aufgeführten Personen werden vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2026 in ihren in jenem Anhang 
jeweils genannten Eigenschaften als Mitglieder des Netzmanagementgremiums, als deren Stellvertreter oder als Beobachter 
ernannt.

Artikel 2

Die in Anhang II aufgeführten Personen werden vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2026 in ihren in jenem 
Anhang jeweils genannten Eigenschaften als Mitglieder der europäischen Koordinierungszelle für Luftfahrtkrisensituationen 
oder als deren Stellvertreter ernannt.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Er gilt ab dem 1. Januar 2025.

Brüssel, den 17. Dezember 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I 

ERNENNUNG DER STIMMBERECHTIGTEN UND NICHT STIMMBERECHTIGTEN MITGLIEDER 
DES NETZMANAGEMENTGREMIUMS UND IHRER STELLVERTRETER SOWIE DER 

BEOBACHTER 

Vorsitzender: Herr Enrique MAURER SOMOLINOS
Director-General
ENAIRE

1. Stellvertretender Vorsitzender: Herr Rory SERGISON
Head ATM Infrastructure Europe Regional Safety and Flight 
Operations
IATA

2. Stellvertretender Vorsitzender: Herr Giovanni RUSSO
COO
Genève Aéroport

Luftraumnutzer

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter

AIRE/ERA Frau Dorota DMUCHOWSKA
Chief Operating Officer/
Mitglied des Verwaltungsrats
LOT Polish Airlines — im Namen von 
AIRE

Herr Jean FELON
Head of Operations Control Centre
Luxair — im Namen der ERA

A4E Herr Neal MCMAHON
Chief Operations Officer
Ryanair — im Namen von A4E

Herr Jörn MESSNER
Head of Innovation & Tech Factory LHA 
MUC
Lufthansa Group — im Namen von A4E

IATA Herr Rory SERGISON
Head ATM Infrastructure Europe — 
Regional Safety and Flight Operations
Internationaler Luftverkehrsverband 
(IATA)

Frau Elena VEGA FERNANDEZ Assistant 
Director ATM Infrastructure, Europa
Internationaler Luftverkehrsverband (IATA)

EBAA/IAOPA/EAS Frau Melissa CAPIZZI
Manager, Operational Affairs
European Business Aviation Association 
(EBAA)

Herr Robert BALTUS
COO
European Business Aviation Association 
(EBAA)

Anbieter von Flugsicherungsdiensten je funktionalem Luftraumblock

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter

PANSA — Polen
Oro Navigacija — Litauen

Frau Magdalena 
JAWORSKA-MAĆKOWIAK
President
PANSA

Herr Tomas MONTVILA
Chief Operating Officer
Oro Navigacija

ENAV — Italien
MATS — Malta
HASP — Griechenland
DCA — Zypern

Herr Haris ANTONIADES
Chief Operations Officer (ANS)
DCA — Zypern

Frau Despoina PAPANDREOU
Head of ANS Management & Development 
Division
HASP

BULATSA — Bulgarien
ROMATSA — Rumänien

Herr Adrian COJOC
Director General
ROMATSA

Herr Georgi PEEV
Director General
BULATSA

NAVIAIR — Dänemark
LFV — Schweden

Herr Thorsten ELKJAER
COO
NAVIAIR

Herr Petter EKLUND
COO/ Director En-route
LFV

ABl. L vom 18.12.2024 DE 

ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2024/3136/oj 3/8



Anbieter von Flugsicherungsdiensten je funktionalem Luftraumblock

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter

ATS der Slowakischen 
Republik
ANS der Tschechischen 
Republik
Austro Control — Österreich
HungaroControl — Ungarn
Croatia Control — Kroatien
Slovenia Control — Slowenien
BHANSA — Bosnien und 
Herzegowina

Herr Gábor MENRÁTH
Deputy CEO, Chief Operating Officer
HungaroControl

Herr Petr FAJTL
Executive Director of Operations von ANS 
CR

DFS — Deutschland
skeyes — Belgien
DSNA — Frankreich
ANA — Luxemburg
LVNL — Niederlande
Skyguide — Schweiz

Herr Dirk MAHNS, COO, DFS Herr Frédéric GUIGNIER
Director DSNA
DSNA
Herr Raimund FRIDRICH
Head of FABEC ANSP Office

EANS — Estland
Fintraffic — Finnland
LGS — Lettland
Avinor — Norwegen

Herr Christer BJÖRKMAN
Vice President, International & Network 
ANS
Fintraffic ANS

Herr Aivars PŪCĪTIS
Mitglied des Verwaltungsrats
SJSC Latvijas gaisa satiksme

NAV — Portugal
ENAIRE — Spanien

Herr Pedro BARATA
Director of Strategy, Planning and 
External Relations office
Navegacao Aerea de Portugal (NAV 
Portugal)

Frau Laura GARCÉS ACÍN
Deputy Director von Air Navigation 
Services
ENAIRE

AirNav — Irland Herr David USHER
Head of Network, Airspace and 
Stakeholder Engagement
AirNav — Irland

Herr Joe RYAN
National Network Manager
AirNav — Irland

Flughafenbetreiber

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter

Herr Giovanni RUSSO
COO
Genève Aéroport

Herr Ivan BASSATO
COO
Aeroporti di Roma

Herr Alessandro FIDATO
COO
SEA Milano Airports

Herr Thomas ROMIG
COO
Brussels Airport

Militär

Stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter

Militärische 
Flugsicherungsdienste

Col Raymond MARTIN
Chief Air Traffic Services Officer
Irish Air Corps HQ

Col Matthias LÖWA
ATM Director
Luftfahrtamt der Bundeswehr, Deutschland

Militärische Luftraumnutzer BG Lionel BAVEREY
French military ATM Director
French State Aviation Safety Authority

Col Thierry BRETOS
Head of the International Affairs Office — 
Single European Sky
French State Aviation Safety Authority
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Vorsitzender des Netzmanagementgremiums

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter

Herr Enrique MAURER SOMOLINOS
Director General
ENAIRE

Herr Rory SERGISON
Head ATM Infrastructure Europe Regional 
Safety and Flight Operations
IATA

Herr Giovanni RUSSO
COO
Genève Aéroport

Europäische Kommission

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter

Frau Maria De Las Flores DIAZ PULIDO
Leiterin des Referats Einheitlicher 
europäischer Luftraum — GD MOVE — 
Europäische Kommission

Herr Staffan EKWALL
Policy Officer
GD MOVE — Europäische Kommission

EFTA-Überwachungsbehörde

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter

Herr Gunnar Örn INDRIÐASON
Senior Legal Officer, Transport and 
Connectivity
EFTA-Überwachungsbehörde

Frau Valgerður GUÐMUNDSDÓTTIR, 
Deputy Director for Transport and 
Connectivity
EFTA-Überwachungsbehörde

Netzmanager

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter

Herr Iacopo PRISSINOTTI
Director Network Management
Network Management Directorate
EUROCONTROL

Herr Razvan BUCUROIU
Head of Airspace and Capacity Division
Network Management Directorate
EUROCONTROL

Vorsitzender der Arbeitsgruppe „Operations“ (NDOP)

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter

Herr Adrian FLOREA
Operational Director
ROMATSA

Herr Guillaume BLANDEL
Director of Operations
DSNA

Vertreter der Anbieter von Flugsicherungsdiensten assoziierter Länder

Nicht stimmberechtigte Mitglieder Stellvertreter

1. Januar 2025 bis 
31. Dezember 2025

Herr Davorin PRIMORAC
CEO
BHANSA

Herr Tomislav ŠIMIĆ
Financial Planning
BHANSA

1. Januar 2025 bis 
31. Dezember 2025

Dr. Cengiz PAŞAOĞLU
Deputy Director-General
General Directorate of State Airports 
Authority

Herr Ilker ÖDEMIŞ
Deputy Head of Air Navigation Director
General Directorate of State Airports 
Authority
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Eurocontrol

Nicht stimmberechtigtes Mitglied Stellvertreter

Herr Raúl MEDINA CABALLERO
Director General
EUROCONTROL

Frau Marylin BASTIN
Head of Unit
Aviation Sustainability
EUROCONTROL

Beobachter

Herr Christophe VIVIER
Head of Single European Sky Unit
Europäische Verteidigungsagentur

Herr Athanassios TZIOLAS
Head of Air Traffic Department
Agentur der Europäischen Union für 
Flugsicherheit

Frau Cathy MANNION
Vorsitzende
Performance Review Body of the Single 
European Sky

Herr Andreas BOSCHEN
Executive Director
Gemeinsames Unternehmen SESAR 3

Frau Mariagrazia LA PISCOPIA
Executive Director
SESAR Deployment Manager
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ANHANG II 

ERNENNUNG DER STÄNDIGEN MITGLIEDER DER EUROPÄISCHEN KOORDINIERUNGSZELLE 
FÜR LUFTFAHRTKRISENSITUATIONEN UND IHRER STELLVERTRETER 

Mitgliedstaaten

Mitglied Stellvertreter

Vertreter des Mitgliedstaats, der den 
Vorsitz im Rat der Europäischen Union 
innehat

Vertreter des Mitgliedstaats, der den Vorsitz 
im Rat der Europäischen Union innehat

EFTA-Staaten

Mitglied Stellvertreter

Vertreter des EFTA-Staats, der den Vorsitz 
im Ständigen Ausschuss der 
EFTA-Staaten innehat

Vertreter des EFTA-Staats, der den Vorsitz im 
Ständigen Ausschuss der EFTA-Staaten 
innehat

Europäische Kommission

Mitglied Stellvertreter

Frau Maria De Las Flores DIAZ PULIDO
Leiterin des Referats Einheitlicher 
europäischer Luftraum — GD MOVE
Europäische Kommission

Herr Staffan EKWALL
Policy Officer
GD MOVE
Europäische Kommission

Agentur

Mitglied Stellvertreter

Herr Fabio GRASSO
ATM Standards & Implementation 
Section Manager
EASA

Herr Augustin KLUS
Senior Expert & ATS Expert
EASA

Eurocontrol

Mitglied Stellvertreter

Herr Enrique FRAILE-RIESCO
Chief of Staff
EUROCONTROL

Herr Philip HUGHES
Head of Division EGSD/PCS
EUROCONTROL

Netzmanager

Mitglied Stellvertreter

Herr Iacopo PRISSINOTTI
Director Network Management
EUROCONTROL

Herr Steven MOORE
EACCC Operations Manager
Network Management Directorate
EUROCONTROL
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Militär

Mitglied Stellvertreter

Oberstleutnant Adam KARWOTH
Luftfahrtamt der Bundeswehr

Col Thierry BRETOS
Französische militärische Luftfahrtbehörde

Anbieter von Flugsicherungsdiensten

Mitglied Stellvertreter

Frau Tanja GROBOTEK
CANSO

Herr Rafał MARCZEWSKI
Strategy, International Affairs and Projects 
Director
PANSA

Flughafenbetreiber

Mitglied Stellvertreter

Herr Rick MERNOCK
ACI-Europe

Herr Yves BROUWERS
Brussels Airport
ACI-Europe

Luftraumnutzer

Mitglied Stellvertreter

Herr Carlo VERELST
EACCC Member
IATA Manager ATM Infrastructure 
Europe

Herr Rory SERGISON
Head ATM Infrastructure Europe Regional 
Safety and Flight Operations
IATA

Luftraumnutzer #2

Mitglied Stellvertreter

Herr Achim BAUMANN
EACCC Member
A4E

Herr Chris WOODLAND
EACCC-Stellvertreter
AOLC
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/3140 DER KOMMISSION 

vom 17. Dezember 2024

zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von Hartholzsperrholz mit Ursprung in der 
Volksrepublik China 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 5,

nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 11. Oktober 2024 veröffentlichte die Europäische Kommission (im Folgenden „Kommission“) im Amtsblatt der 
Europäischen Union eine Bekanntmachung (2) über die Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die 
Einfuhren von Hartholzsperrholz mit Ursprung in der Volksrepublik China in die Union.

(2) Dieses Verfahren wurde auf einen Antrag hin eingeleitet, der am 27. August 2024 vom Greenwood Consortium im 
Namen von Herstellern eingereicht wurde, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion von 
Hartholzsperrholz entfallen.

1. ZOLLAMTLICH ZU ERFASSENDE WARE

(3) Bei der zollamtlich zu erfassenden Ware handelt es sich um Sperrholz, ausschließlich aus Furnieren (andere als 
Bambus und Okoumé), mit einer Dicke von 6 mm oder weniger, mit mindestens einer äußeren Lage aus tropischem 
Holz oder aus anderem Holz als Nadelholz, und zwar aus Holz der Arten der Unterpositionen 4412 31, 4412 33
und 4412 34, auch überzogen oder auf der Oberfläche beschichtet (im Folgenden „betroffene Ware“).

(4) Die betroffene Ware wird derzeit unter den HS-Codes ex 4412 31, ex 4412 33 und ex 4412 34 (KN- und 
TARIC-Codes 4412 31 10 80, 4412 31 90 00, 4412 33 10 12, 4412 33 10 22, 4412 33 10 82, 4412 33 20 10, 
4412 33 30 10, 4412 33 90 10 und 4412 34 00 10) eingereiht. Die HS-, KN- und TARIC-Codes werden nur 
informationshalber und unbeschadet einer späteren Änderung der zolltariflichen Einreihung angegeben.

2. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(5) Nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung können die Einfuhren der betroffenen Ware zollamtlich erfasst 
werden, damit, falls die Untersuchungsergebnisse zur Einführung von Antidumpingzöllen führen, diese Zölle bei 
Erfüllung der nötigen Voraussetzungen nach Maßgabe der geltenden Rechtsvorschriften rückwirkend auf die 
zollamtlich erfassten Einfuhren erhoben werden können.

(6) Die Kommission hat nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung auf eigene Initiative beschlossen, die Einfuhren 
der betroffenen Ware zollamtlich zu erfassen. Die Voraussetzungen für die rückwirkende Erhebung von Zöllen 
werden in der etwaigen Verordnung zur Einführung endgültiger Zölle geprüft.

(7) Eine etwaige künftige Zollschuld ergäbe sich aus den Feststellungen der Antidumpinguntersuchung.

(8) Im Antrag auf Einleitung einer Antidumpinguntersuchung werden die Dumpingspannen bei der betroffenen Ware 
für den Zeitraum vom 1. April 2023 bis zum 31. März 2024 auf zwischen 89 % und 335 % je nach Hartholztyp 
und die Schadensbeseitigungsschwelle auf 224 % geschätzt.
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(9) Der Betrag der möglichen künftigen Zollschuld würde nach Artikel 7 Absatz 2 der Grundverordnung üblicherweise 
in Höhe des jeweils niedrigeren der beiden genannten Werte festgesetzt.

(10) Sollte die Kommission bei der Untersuchung Beweise für Verzerrungen des Rohstoffangebots nach Artikel 7 
Absatz 2a der Grundverordnung finden, würde der Betrag der möglichen künftigen Zollschuld nach Artikel 7 
Absatz 2b der Grundverordnung in Höhe der Dumpingspanne festgesetzt, wenn der Schluss gezogen wird, dass ein 
Zoll unterhalb der Dumpingspanne nicht ausreichend wäre, um die Schädigung des Wirtschaftszweigs der Union zu 
beseitigen.

(11) Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist die Kommission nicht in der Lage, den Betrag der möglichen zukünftigen 
Zollschuld zu schätzen. Die im Antrag genannten Beträge dienen somit nur Informationszwecken und können 
keine Erwartungen hinsichtlich der tatsächlichen Höhe der Zollschuld begründen, die sich aus der Untersuchung 
ergeben wird.

3. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN

(12) Alle im Rahmen dieser zollamtlichen Erfassung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung 
(EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) verarbeitet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Zollbehörden werden nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/1036 angewiesen, geeignete Schritte 
zu unternehmen, um die Einfuhren von Sperrholz, ausschließlich aus Furnieren (andere als Bambus und Okoumé), mit 
einer Dicke von 6 mm oder weniger, mit mindestens einer äußeren Lage aus tropischem Holz oder aus anderem Holz als 
Nadelholz, und zwar aus Holz der Arten der Unterpositionen 4412 31, 4412 33 und 4412 34, auch überzogen oder auf 
der Oberfläche beschichtet, die derzeit unter den HS-Codes ex 4412 31, ex 4412 33 und ex 4412 34 (KN- und 
TARIC-Codes 4412 31 10 80, 4412 31 90 00, 4412 33 10 12, 4412 33 10 22, 4412 33 10 82, 4412 33 20 10, 
4412 33 30 10, 4412 33 90 10 und 4412 34 00 10) eingereiht werden und die ihren Ursprung in der Volksrepublik China 
haben, zollamtlich zu erfassen.

(2) Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 17. Dezember 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2024/3142 DER KOMMISSION 

vom 11. Dezember 2024

zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 betreffend 
Sofortmaßnahmen im Zusammenhang mit Ausbrüchen der hochpathogenen Aviären Influenza in 

bestimmten Mitgliedstaaten 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2024) 8942) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen 
und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (1), 
insbesondere auf Artikel 259 Absatz 1 Buchstabe c,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Bei der hochpathogenen Aviären Influenza (HPAI) handelt es sich um eine infektiöse Viruserkrankung von Vögeln, 
die schwerwiegende Auswirkungen auf die Rentabilität von Geflügelhaltungsbetrieben haben und zu Störungen des 
Handels innerhalb der Union sowie der Ausfuhren in Drittländer führen kann. HPAI-Viren können Zugvögel 
infizieren, die diese Viren anschließend während ihres Herbst- und Frühjahrszugs über große Entfernungen 
verbreiten können. Daher birgt das Auftreten von HPAI-Viren bei Wildvögeln die permanente Gefahr, dass diese 
Viren direkt oder indirekt in Betriebe eingeschleppt werden, in denen Geflügel oder in Gefangenschaft lebende 
Vögel gehalten werden. Bei einem Ausbruch der HPAI besteht die Gefahr, dass sich der Erreger auf andere Betriebe 
ausbreitet, in denen Geflügel oder in Gefangenschaft lebende Vögel gehalten werden.

(2) Mit der Verordnung (EU) 2016/429 wurde der Rechtsrahmen für die Prävention und Bekämpfung von Seuchen 
geschaffen, die auf Tiere oder Menschen übertragbar sind. Die HPAI fällt in der genannten Verordnung unter die 
Begriffsbestimmung einer gelisteten Seuche und unterliegt den darin festgelegten Seuchenpräventions- und 
-bekämpfungsvorschriften. Darüber hinaus ergänzt die Delegierte Verordnung (EU) 2020/687 der Kommission (2)
die Verordnung (EU) 2016/429 hinsichtlich der Vorschriften für die Prävention und Bekämpfung bestimmter 
gelisteter Seuchen, einschließlich der Seuchenbekämpfungsmaßnahmen in Bezug auf die HPAI.

(3) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 der Kommission (3) wurde im Rahmen der Verordnung 
(EU) 2016/429 erlassen und enthält Sofortmaßnahmen auf Unionsebene im Zusammenhang mit Ausbrüchen der 
HPAI.

(4) Insbesondere müssen gemäß dem Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 die von den betroffenen Mitgliedstaaten 
nach Ausbrüchen der HPAI gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 eingerichteten Schutz- und 
Überwachungszonen sowie weiteren Sperrzonen mindestens die im Anhang des genannten Durchführungsbe­
schlusses als Schutz- bzw. Überwachungszonen sowie weitere Sperrzonen gelisteten Gebiete umfassen.
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(5) Nach Ausbrüchen der HPAI bei Geflügel oder in Gefangenschaft lebende Vögeln in Tschechien, Deutschland, 
Frankreich, Italien, Ungarn, der Niederlande, Polen und Rumänien wurde der Anhang des Durchführungsbeschlusses 
(EU) 2023/2447 kürzlich durch den Durchführungsbeschluss (EU) 2024/3039 der Kommission (4) geändert, da sich 
diese Ausbrüche in dem genannten Anhang widerspiegeln müssen.

(6) Seit dem Erlass des Durchführungsbeschlusses (EU) 2024/3039 haben Deutschland, Kroatien, Italien, Ungarn, die 
Niederlande und Polen der Kommission Ausbrüche der HPAI in Geflügelhaltungsbetrieben im Bundesland 
Niedersachsen in Deutschland, in der Gespanschaft Zagreb in Kroatien, in den Regionen Emilia-Romagna, 
Lombardei und Venetien in Italien, in den Komitaten Bács-Kiskun, Békés, Csongrád-Csanád und 
Jász-Nagykun-Szolnok in Ungarn, in der Provinz Friesland in der Niederlande und in der Woiwodschaft Lublin in 
Polen gemeldet.

(7) Deutschland, Kroatien, Italien, Ungarn, die Niederlande und Polen haben die gemäß der Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 erforderlichen Seuchenbekämpfungsmaßnahmen ergriffen, einschließlich der Abgrenzung von 
Schutz- und Überwachungszonen um die Ausbrüche herum.

(8) Die Kommission hat die von Deutschland, Kroatien, Italien, Ungarn, der Niederlande und Polen ergriffenen 
Seuchenbekämpfungsmaßnahmen geprüft und sich davon überzeugt, dass die Grenzen der von diesen 
Mitgliedstaaten eingerichteten Schutz- und Überwachungszonen ausreichend weit von den Betrieben entfernt sind, 
in denen die Ausbrüche der HPAI bestätigt wurden.

(9) Für Kroatien sind derzeit im Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 keine Gebiete als Schutz- oder 
Überwachungszonen ausgewiesen.

(10) Um unnötige Störungen des Handels innerhalb der Union zu verhindern und von Drittländern auferlegte ungerecht­
fertigte Hemmnisse für den Handel zu vermeiden, ist es notwendig, die von Deutschland, Kroatien, Italien, Ungarn, 
der Niederlande und Polen gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 abgegrenzten Schutz- und 
Überwachungszonen in Zusammenarbeit mit diesen Mitgliedstaaten rasch auf Unionsebene auszuweisen.

(11) Daher sollten die im Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 für Deutschland, Italien, Ungarn, die 
Niederlande und Polen als Schutz- und Überwachungszonen aufgeführten Gebiete geändert werden.

(12) Ferner sollten im Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 Schutz- und Überwachungszonen für 
Kroatien aufgeführt werden.

(13) Dementsprechend sollte der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 dahin gehend geändert 
werden, dass die Regionalisierung auf Unionsebene aktualisiert wird, indem die von Deutschland, Kroatien, Italien, 
Ungarn, der Niederlande und Polen gemäß der Delegierten Verordnung (EU) 2020/687 ordnungsgemäß 
abgegrenzten Schutz- und Überwachungszonen sowie die Dauer der dort geltenden Maßnahmen aufgenommen 
werden.

(14) Daher sollte der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 entsprechend geändert werden.

(15) Angesichts der Dringlichkeit der Seuchenlage in der Union in Bezug auf die Ausbreitung der HPAI ist es wichtig, dass 
die mit dem vorliegenden Beschluss am Durchführungsbeschluss (EU) 2023/2447 vorzunehmenden Änderungen so 
bald wie möglich wirksam werden.

(16) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —
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(4) Durchführungsbeschluss (EU) 2024/3039 der Kommission vom 4. Dezember 2024 zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbe­
schlusses (EU) 2023/2447 betreffend Sofortmaßnahmen im Zusammenhang mit Ausbrüchen der hochpathogenen Aviären Influenza 
in bestimmten Mitgliedstaaten (ABl. L, 2024/3039, 9.12.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2024/3039/oj).
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/2447 erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 11. Dezember 2024

Für die Kommission
Olivér VÁRHELYI

Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Teil A

Schutzzonen gemäß Artikel 1 Buchstabe a und Artikel 2 in den betroffenen Mitgliedstaaten*:

Mitgliedstaat: Tschechien

ADIS-Bezugsnummer des Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten 

Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

Central Bohemian Region:

CZ-HPAI(NON-P)-2024-00044
Dřísy (633119); Hlavenec (638960); Konětopy (669059); Kostelní 
Hlavno (670511); Lhota u Dřís (680931); Mečeříž (692395); 
Sudovo Hlavno (758892).

19.12.2024

Pilsen Region:

CZ-HPAI(P)-2024-00009

Černíč u Hradešic (647411); Hradešice (647420); Smrkovec u 
Hradešic (647438); Letovy (695815); Miřenice (695823); 
Nalžovské Hory (701521); Otěšín (695840); Ústaleč (774812); 
Velenovy (777803); Tužice (791326); Plichtice (791300); Zavlekov 
(791334).

12.12.2024

South Moravian Region:

CZ-HPAI(P)-2024-00010

Bratčice (609561); Hrušovany u Brna (648833); Kupařovice 
(677582); Ledce u Židlochovic (679682); Malešovice (690872); 
Medlov (692590); Němčičky (703052); Odrovice (709077); 
Smolín (751090); Sobotovice (752142); Cvrčovice u Pohořelic 
(618152) — pouze část katastrálního území východně od silnice 
č. 395.

14.12.2024

Mitgliedstaat: Deutschland

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

MECKLENBURG-VORPOMMERN

DE-HPAI(P)-2024-00022

Landkreis Rostock
— Amt Tessin

Stadt Tessin mit den Ortsteilen Neu Gramsdorf und 
Wolfsberger Mühle
Gemeinde Gnewitz mit den Ortsteilen Gnewitz und Barkvieren
Gemeinde Zarnewanz mit dem Ortsteilen Zarnewanz, Kleinhof 
und Stormstorf

21.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

NIEDERSACHSEN

DE-HPAI(P)-2024-00021

Landkreis Aurich
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
7.483276, 53.648204.
Betroffen sind Teile der Gemeinde Dornum.
Landkreis Wittmund
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
7.483276, 53.648204.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Holtgast, Schweindorf und 
Utarp.

19.12.2024

DE-HPAI(P)-2024-00023

Landkreis Friesland
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
7.847271, 53.691202.
Betroffen sind Teile der Gemeinde Wangerland.
Landkreis Wittmund
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
7.847271, 53.691202.
Betroffen sind Teile der Stadt Wittmund.

24.12.2024

DE-HPAI(P)-2024-00024

Landkreis Cloppenburg
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 
7.977565, 52.894580.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Garrel, Molbergen und der Stadt 
Cloppenburg.

28.12.2024

NORDRHEIN-WESTFALEN

DE-HPAI(P)-2024-00019

Kreis Kleve
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb (GPS-Koordinaten 
6.214183 51.822386); betroffen sind Teile der Gemeinden
— Bedburg-Hau,
— Emmerich am Rhein,
— Kalkar und
— Kleve

12.12.2024

SCHLESWIG-HOLSTEIN

DE-HPAI(P)-2024-00020

Nordfriesland
3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb GPS-Koordinaten
8.924238/54.583847 Teile der Gemeinden Reußenköge, Bredstedt, 
Breklum, Struckum und Hattstedtermarsch

15.12.2024
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Mitgliedstaat: Kroatien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Županija: Zagrebačka:

HR- HPAI(P)- 2024-00003 Grad Ivanić Grad 24.12.2024

Mitgliedstaat: Italien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Veneto region:

IT-HPAI(P)-2024-00016
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.721413, E 12.368124

9.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00017
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.4582909563169, E 12.0665245845646

11.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00019
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.46053010, E 12.05291290

14.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00022
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.7737, E 12.432319

20.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00024
The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.834841781, E 12.486674963

28.12.2024

Lombardia region:

IT-HPAI(P)-2024-00014
The area of the parts of Lombardia contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.187255, E 10.33539

14.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00018
The area of the parts of Lombardia contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.17252, E 10.351436

15.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00021
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle 
of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.380577, E 9.450603

20.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

IT-HPAI(P)-2024-00025
The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle 
of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.285752, E 10.588372

1.1.2025

Friuli Venezia Giulia region:

IT-HPAI(P)-2024-00020

The area of the parts of Friuli Venezia Giulia Region (ADIS: 
IT-HPAI(P)-2024-00020) contained within a circle of radius of three 
kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.822093, E 
13.383938

15.12.2024

Emilia Romagna region:

IT-HPAI(P)-2024-00023
The area of the parts of Emilia Romagna Region contained within a 
circle of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. 
coordinates N 44.8657344077981, E 10.145008

21.12.2024

Mitgliedstaat: Ungarn

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Békés vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00197
Békésszentandrás település közigazgatási területének a 46.926217 
és a 20.461933 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
3 km sugarú körön belül eső területe.

26.12.2024

HU-HPAI(P)-2024-00200
Gádoros, Nagyszénás és Orosháza települések közigazgatási 
területének a 46.660236 és a 20.603750 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

26.12.2024

Jász-Nagykun-Szolnok vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00197
Mesterszállás, Mezőtúr és Öcsöd települések közigazgatási 
területének a 46.926217 és a 20.461933GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

26.12.2024

Csongrád-Csanád vármegye

HU-H-
PAI(P)-2024-00044-00046
HU-HPAI(P)-2024-00048
HU-H-
PAI(P)-2024-00055-00056
HU-H-
PAI(P)-2024-00061-00064
HU-HPAI(P)-2024-00067
HU-HPAI(P)-2024-00076

Ásotthalom, Balástya, Csengele, Forráskút, Kistelek, Ópusztaszer, 
Öttömös, Pusztamérges, Pusztaszer, Ruzsa és Üllés települések teljes 
közigazgatási területe.

29.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

HU-HPAI(P)-2024-00078
HU-H-
PAI(P)-2024-00087-00089
HU-HPAI(P)-2024-00091
HU-HPAI(P)-2024-00101
HU-HPAI(P)-2024-00111
HU-HPAI(P)-2024-00114
HU-HPAI(P)-2024-00122
HU-H-
PAI(P)-2024-00124-00126
HU-H-
PAI(P)-2024-00128-00129
HU-H-
PAI(P)-2024-00131-00133
HU-HPAI(P)-2024-00135
HU-HPAI(P)-2024-00137
HU-HPAI(P)-2024-00141
HU-H-
PAI(P)-2024-00151-00152
HU-H-
PAI(P)-2024-00151-00159
HU-HPAI(P)-2024-00161
HU-H-
PAI(P)-2024-00169-00170
HU-H-
PAI(P)-2024-00173-00176
HU-HPAI(P)-2024-00181
HU-HPAI(P)-2024-00183
HU-HPAI(P)-2024-00185
HU-H-
PAI(P)-2024-00188-00189
HU-H-
PAI(P)-2024-00194-00196

HU-HPAI(P)-2024-00190
HU-HPAI(P)-2024-00199

Csongrád és Szentes közigazgatási területének a 46.648143 és 
a 20.284182, valamint a 46.648578 és a 20.237727 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 km sugarú 
körön belül eső területe.

29.12.2024

HU-HPAI(P)-2024-00200
Árpádhalom, Eperjes és Fábiánsebestyén települések közigazgatási 
területének a 46.660236 és a 20.603750GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

26.12.2024

Bács-Kiskun vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00026
HU-HPAI(P)-2024-00042

Fülöpszállás, Izsák és Soltszentimre települések közigazgatási 
területének a 46.771020 és a 19.266569 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

19.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

HU-HPAI(P)-2024-00030
HU-H-
PAI(P)-2024-00033-00041
HU-H-
PAI(P)-2024-00043-00050
HU-H-
PAI(P)-2024-00055-00064
HU-H-
PAI(P)-2024-00067-00072
HU-H-
PAI(P)-2024-00074-00085
HU-H-
PAI(P)-2024-00087-00096
HU-H-
PAI(P)-2024-00098-00103
HU-H-
PAI(P)-2024-00106-00122
HU-H-
PAI(P)-2024-00124-00132
HU-H-
PAI(P)-2024-00134-00144
HU-H-
PAI(P)-2024-00147-00154
HU-H-
PAI(P)-2024-00156-00164
HU-H-
PAI(P)-2024-00168-00185
HU-H-
PAI(P)-2024-00188-00189
HU-H-
PAI(P)-2024-00191-00196
HU-HPAI(P)-2024-00198
HU-HPAI(P)-2024-00201

Bácsalmás, Bácsszőlős, Balotaszállás, Bócsa, Bugac, 
Bugacpusztaháza, Csikéria, Csólyospálos, Gátér, Harkakötöny, 
Imrehegy, Jakabszállás, Jánoshalma, Jászszentlászló, Kaskantyú, 
Kecel, Kelebia, Kiskőrös, Kiskunfélegyháza, Kiskunhalas, 
Kiskunmajsa, Kisszállás, Kömpöc, Kunbaja, Kunfehértó, Mélykút, 
Móricgát, Nyárlőrinc, Orgovány, Páhi, Pálmonostora, Petőfiszállás, 
Pirtó, Soltvadkert, Szank, Tataháza, Tázlár, Tompa és Zsana 
települések teljes közigazgatási területe.

Borota és Kéleshalom települések közigazgatási területének 
a 46.308760 és a 19.291230 GPS-koordináták által meghatározott 
pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

Kunszállás és Városföld települések közigazgatási területének 
a 46.795153 és a 19.817421, valamint a 46.775865 é s 
a 19.800372 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
3 km sugarú körön belül eső területe.

29.12.2024

HU-HPAI(P)-2024-00123
HU-H-
PAI(P)-2024-00145-00146
HU-HPAI(P)-2024-00155
HU-H-
PAI(P)-2024-00186-00187

Borota, Csávoly és Rém települések közigazgatási területének 
a 46.254915 és a 19.131604, a 46.257157 és a 19.128105, 
a 46.256205 és a 19.125921, valamint a 46.261845 és 
a 19.129315 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
3 km sugarú körön belül eső területe.

19.12.2024

Komárom-Esztergom vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00165
Bábolna, Kerékteleki és Tárkány települések közigazgatási 
területének a 47.590030 és a 17.937804 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

14.12.2024

Győr-Moson-Sopron vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00165
Bana és Rétalap települések közigazgatási területének a 47.590030 
és a 17.937804 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
3 km sugarú körön belül eső területe.

14.12.2024
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Mitgliedstaat: Niederlande

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Provinces Gelderland and Flevoland

NL-HPAI(P)-2024-00003
Those parts of the provinces Gelderland and Flevoland contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centered on WGS84 dec. 
coordinates long / 5.54 lat 52.27

11.12.2024

Province Friesland

NL-HPAI(P)-2024-00004
Those parts of the province Friesland contained within a circle of a 
radius of 3 kilometres, centered on WGS84 dec. coordinates long 
5.88 / lat 53.33

30.12.2024

Mitgliedstaat: Polen

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

PL-HPAI(P)-2024-00030
PL-HPAI(P)-2024-00033
PL-HPAI(P)-2024-00034
PL-HPAI(P)-2024-00035
PL-HPAI(P)-2024-00036
PL-HPAI(P)-2024-00039

W województwie wielkopolskim:

1) w powiecie średzkim, w gminie Środa Wlkp., miejscowości: 
Brzezie, Czarne Piątkowo, Grójec, Nietrzanowo, Starkówiec 
Piątkowski, Szlachcin, Szlachcin-Huby, Winna Góra, Pierzchno, 
Pierzchnica, Marianowo Brodowskie, Brodowo, Włostowo, 
Olszewo, Chudzice, Henrykowo, Ruszkowo, Tadeuszewo, 
Rumiejki, Środa Wlkp., Zielniki, Zielniczki, Urniszewo, 
Zmysłowo, Bieganowo, Turek, Januszewo, Jarosławiec, Topola, 
Janowo, Dębicz, Babin, Podgaj, Romanowo;

2) w powiecie średzkim, w gminie Krzykosy, miejscowości 
Miąskowo, Murzynówko, Wiosna, Wygranka;

3) w powiecie wrzesińskim, w gminie Miłosław, miejscowości: 
Białe Piątkowo, Bugaj, Franulka, Kozubiec, Lipie, Kębłowo, 
Pałczyn, Miłosław, Rudki, Biechówko, Biechowo, Gorzyce, 
Skotniki, Mikuszewo, Chrustowo, Sarnice, Czeszewo;

4) w powiecie średzkim, w gminie Dominowo, miejscowości: 
Murzynowo Kościelne, Sabaszczewo;

5) w powiecie wrzesińskim, w gminie Kołaczkowo, miejscowość: 
Budziłowo.

10.12.2024

PL-HPAI(P)-2024-00038
PL-HPAI(P)-2024-00041
PL-HPAI(P)-2024-00045

W województwie lubelskim:

W powiecie lubartowskim:
1) w gminie Uścimów miejscowości: Drozdówka, Głębokie, 

Jedlanka Nowa, Jedlanka Stara, Maśluchy, Uścimów Nowy, 
Uścimów Stary, Orzechów Kolonia;

2) w gminie Ostrów Lubelski miejscowości: Ostrów Lubelski i 
Kolechowice.

21.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

PL-HPAI(P)-2024-00040

W województwie dolnośląskim:

1) w powiecie górowskim:
a) w gminie Niechlów, miejscowości: Świerczów, Klimontów, 

Bartodzieje, Karów,

2) w powiecie głogowskim, w gminie Pęcław, miejscowości: 
Droglowice, Mieleszyn, Golkowice, Wietszyce.

W województwie lubuskim:

1) w powiecie wschowskim, w gminie Szlichtyngowa, 
miejscowość Dryżyna i Wyszanów.

13.12.2024

PL-HPAI(NON-P)-00043
PL-HPAI(NON-P)-00045

W województwie opolskim:

1) w powiecie namysłowskim, w gminie Namysłów miejscowości: 
Miasto Namysłów, Michalice, Kowalowice, Smarchowice Małe, 
Objazda, Józefków, Rychnów, Bukowa Śląska, Kamienna, 
Krzyków.

11.12.2024

PL-HPAI(P)-2024-00042

W województwie śląskim, w powiecie gliwickim:

1) w gminie Toszek, miejscowości: Ligota Toszecka, Kotulin wraz z 
przynależącą do niego Szklarnią, Pawłowice, Proboszczowice 
oraz częściowo miejscowość Boguszyce obejmując tylko 
kolonię Zalesie;

2) w gminie Rudziniec, miejscowość: Niekarmia.

W województwie opolskim:

1) w powiecie strzeleckim, w gminie Strzelce Opolskie 
miejscowości: Błotnica Strzelecka,

Płużnica Wielka

16.12.2024

PL-HPAI(P)-2024-00043

W województwie mazowieckim, w powiecie siedleckim:

1) w gminie Wiśniew, miejscowości: Radomyśl, Zabłocie;

2) w gminie Zbuczyn, miejscowości: Dziewule, Januszówka, 
Łęcznowola, Smolanka.

W województwie lubelskim, w powiecie łukowskim:

1) w gminie Trzebieszów, miejscowości: Celiny, Gołowierzchy, 
Wólka Konopna;

2) w gminie Łuków, miejscowość: Krynka.

19.12.2024

PL-HPAI(P)-2024-00044

W województwie warmińsko-mazurskim:

1) w powiecie iławskim:

a) w gminie Lubawa, miejscowości: Mortęgi, Targowisko 
Górne, w granicach administracyjnych miejscowości 
Ludwichowo na wschód od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Sampława i Pacółtowo, w granicach 
administracyjnych miejscowości Rakowice na wschód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Biała Góra i 
Jakubkowo, w granicach administracyjnych miejscowości 
Sampława na południe od drogi krajowej nr 15, w 
granicach administracyjnych miejscowości Targowisko 
Dolne na południe od drogi krajowej nr 15, w granicach 
administracyjnych miejscowości Tuszewo na zachód od 
drogi nr 541;

19.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

b) w granicach administracyjnych miasta Lubawa na południe 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Fijewo i 
Rodzone;

2) w powiecie nowomiejskim, w gminie Grodziczno: w granicach 
administracyjnych miejscowości Zajączkowo na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Łążek i Kuligi.

Mitgliedstaat: Rumänien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

County: Timiș

RO-HPAI(P)-2024-00003
CUTINA — Com. BETHAUSEN
BETHAUSEN — Com. BETHAUSEN
BODO — Com BALINȚ

17.12.2024

Teil B

Überwachungszonen gemäß Artikel 1 Buchstabe a und Artikel 3 in den betroffenen Mitgliedstaaten*:

Mitgliedstaat: Bulgarien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Yambol region

BG-HPAI(P)-2024-00018

Tundzha municipality:
— Bezmer
— Hadzhidimitrovo
— Botevo
— Boyadzhik
— Roza
— Galabintsi

Yambol municipality:
— Yambol

17.12.2024

Tundzha municipality:
— Bolyarsko

9.12.2024-17.12.2024

DE ABl. L vom 18.12.2024 
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/687 gültig bis

Oblast Sliwen

BG-HPAI(P)-2024-00018

Sliven municipality:
— Chokoba
— Skobelevo
— Bozadzhii

17.12.2024

Mitgliedstaat: Tschechien

ADIS-Bezugsnummer des Ausbruchs Das Gebiet umfasst:
Gemäß Artikel 55 der 

Delegierten Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

Pilsen Region:

CZ-HPAI(P)-2024-00009

Břežany (614891); Budětice (615307); Lipová Lhota (615315); 
Vlkonice (784028); Číhaň (623571); Plánička (623598); Čímice u 
Sušice (623911); Dobršín (759635); Hejná (638161); Hnačov 
(721450); Horažďovická Lhota (770213); Třebomyslice u 
Horažďovic (770221); Zářečí u Horažďovic (641928); Čejkovy 
(619027); Čermná (619728); Hrádek u Sušice (647276); Tedražice 
(647284); Zbynice (619035); Habartice u Obytců (708852); Kvaslice 
(797901); Boříkovy (608220); Brod (668397); Buršice (668401); 
Kolinec (668419); Lukoviště (689068); Mlázovy (697281); Ujčín 
(668443); Vlčkovice u Kolince (668451); Kovčín (671541); Hliněný 
Újezd (639206); Malé Hydčice (639214); Malý Bor (691399); Týnec u 
Hliněného Újezdu (639222); Maňovice u Pačejova (717282); Bystré u 
Klatov (667609); Lešišov (698245); Mokrosuky (698253); Loužná 
(700657); Milčice (671550); Myslív (700665); Nový Dvůr u Myslíva 
(700681); Krutěnice (774804); Neprochovy (703524); Těchonice 
(765457); Žďár u Nalžovských Hor (765465); Nehodiv (700673); 
Olšany u Kvášňovic (678236); Pačejov (717304); Strážovice u 
Pačejova (717312); Týřovice u Pačejova (717321); Velešice u Pačejova 
(717339); Bližanovy (687588); Křížovice u Číhaně (623580); 
Kvasetice (687596); Lovčice u Klatov (687600); Plánice (721476); 
Pohoří u Lovčic (687618); Štipoklasy u Lovčic (687626); Vracov u 
Číhaně (623601); Zdebořice (623610); Bojanovice pod Rabím 
(737097); Čepice (737101); Rabí (737119); Malá Chmelná (651915); 
Sušice nad Otavou (759601); Velká Chmelná (651923); Újezd u 
Plánice (773972); Velké Hydčice (778834); Jetenovice (779521); 
Skránčice (791318); Vlčnov u Zavlekova (783889); Zborovy 
(721484); Žichovice (796930)

21.12.2024

Černíč u Hradešic (647411); Hradešice (647420); Smrkovec u 
Hradešic (647438); Letovy (695815); Miřenice (695823); Nalžovské 
Hory (701521); Otěšín (695840); Ústaleč (774812); Velenovy 
(777803); Tužice (791326); Plichtice (791300); Zavlekov (791334).

13.12.2024-21.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des Ausbruchs Das Gebiet umfasst:
Gemäß Artikel 55 der 

Delegierten Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

South Moravian Region:

CZ-HPAI(P)-2024-00010

Blučina (605808); Branišovice (609374); Dolní Kounice (629286); 
Hajany (636541); Hlína u Ivančic (639184); Holasice (640778); Ivaň 
(655708); Budkovice (615595); Jezeřany (659428); Maršovice 
(659436); Kubšice (676888); Loděnice u Moravského Krumlova 
(686344); Mělčany u Ivančic (692786); Moravské Bránice (698890); 
Moravský Krumlov (699128); Nosislav (704865); Nové Bránice 
(706043); Olbramovice u Moravského Krumlova (709930); 
Opatovice u Rajhradu (711527); Ořechov (712612); Nová Ves u 
Pohořelic (705667); Pohořelice nad Jihlavou (724866); Popovice u 
Rajhradu (725854); Pravlov (733016); Prštice (733954); Přibice 
(735311); Přísnotice (736261); Rajhrad (738921); Rajhradice 
(738956); Silůvky (747815); Syrovice (761834); Šumice (764248); 
Trboušany (768057); Unkovice (774642); Vedrovice (777536); 
Zábrdovice u Vedrovic (798754); Vlasatice (783307); Vojkovice u 
Židlochovic (784567); Vranovice nad Svratkou (785512); Žabčice 
(794121); Želešice (795968); Židlochovice (796701); Cvrčovice u 
Pohořelic (618152) — pouze část katastrálního území západně od 
silnice č. 395; Modřice (697931) — pouze část katastrálního území 
západně od silnice E461 a jižně od silnice č. 15.

23.12.2024

Bratčice (609561); Hrušovany u Brna (648833); Kupařovice 
(677582); Ledce u Židlochovic (679682); Malešovice (690872); 
Medlov (692590); Němčičky (703052); Odrovice (709077); Smolín 
(751090); Sobotovice (752142); Cvrčovice u Pohořelic (618152) — 
pouze část katastrálního území východně od silnice č. 395.

15.12.2024-23.12.2024

Central Bohemian Region:

CZ-HPAI(NON-P)-2024-00044

Nové Benátky (602108); Obodř (602116); Staré Benátky (602124); 
Borek nad Labem (607517); Brandýs nad Labem (609048); Popovice 
u Brandýsa nad Labem (609251); Stará Boleslav (609170); Brázdim 
(609773); Byšice (617172); Čečelice (618772); Dolní Slivno 
(630152); Slivínko (630161); Dřevčice u Brandýsa nad Labem 
(632937); Horní Slivno (644111); Hřivno (649171); Jiřice (602078); 
Káraný (708020); Kochánky (667731); Jiřice u Kostelce nad Labem 
(661031); Kostelec nad Labem (670171); Rudeč (670189); Košátky 
(670740); Kojovice (667919); Kropáčova Vrutice (675041); Krpy 
(675091); Střížovice (758086); Sušno (675059); Křenek (675806); 
Lázně Toušeň (767859); Liblice (617199); Vysoká Libeň (788066); 
Benátecká Vrutice (602060); Mratín (700118); Nedomice (717100); 
Lobkovice (703664); Nový Vestec (708038); Ovčáry u Dřís (717118); 
Polerady u Prahy (725218); Předměřice nad Jizerou (734284); Sedlec 
u Benátek nad Jizerou (746665); Otradovice (748366); Skorkov 
(748382); Sluhy (750751); Sojovice (752169); Stará Lysá (753807); 
Chrást u Tišic (767344); Kozly u Tišic (767352); Tišice (767361); 
Tuřice (771856); Přívory (736376); Všetaty (787485); Zápy 
(609226); Martinov (791008); Záryby (791016); Zdětín u Benátek 
nad Jizerou (792373); Čelákovice (619159) — severozápadní část 
katastrálního území u ČOV ohraničená na jihovýchodě spojnicí mezi 
koncem vodní nádrže Mezi Mosty a řekou Labe; Lysá nad Labem 
(689505) — severozápadní část katastrálního území ohraničená 

28.12.2024

DE ABl. L vom 18.12.2024 
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ADIS-Bezugsnummer des Ausbruchs Das Gebiet umfasst:
Gemäß Artikel 55 der 

Delegierten Verordnung (EU) 
2020/687 gültig bis

potokem Mlynařice od řeky Labe k ulici Ke Karlovu a dále ulicí Stržiště, 
Sojovická, Československé armády a Ke Vrutici; Malý Újezd 
(691437) — jihovýchodní část katastrálního území na severozápadě 
ohraničené silnicí vedoucí mezi obcí Kly a částí obce Malý Újezd — 
Vavřineč; Mělnické Vtelno (692808) — jižní část katastrálního území 
na severu ohraničené silnicí č. 16 procházející obcí.

Dřísy (633119); Hlavenec (638960); Konětopy (669059); Kostelní 
Hlavno (670511); Lhota u Dřís (680931); Mečeříž (692395); Sudovo 
Hlavno (758892).

20.12.2024-28.12.2024

Mitgliedstaat: Deutschland

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

MECKLENBURG-VORPOMMERN

DE-HPAI(P)-2024-00022

Landkreis Rostock

— Amt Tessin
Gemeinde Cammin mit den Ortsteilen Prangendorf, Weitendorf und 
Wohrenstorf
Gemeinde Gnewitz mit dem Ortsteil Neu Barkvieren
Gemeinde Grammow mit den Ortseilen Alt Strassow, Neu Strassow, 
Grammow, Neuhof und Recknitzberg
Gemeinde Nustrow mit dem Ortsteil Nustrow
Gemeinde Selpin mit den Ortsteilen Vogelsang, Reddersdorf, Bärenberg, 
Woltow, Selpin und Drüsewitz
Gemeinde Stubbendorf mit den Ortsteilen Stubbendorf und Ehmkendorf
Stadt Tessin und den Ortsteilen Helmstorf, Vilz und Klein Tessin
Gemeinde Thelkow mit den Ortsteilen Sophienhof, Thelkow, Kowalz, 
Liepen und Starkow

— Gemeinde Sanitz mit den Ortsteilen und Ortschaften:
Sanitz, Niekrenz, Groß Lüsewitz, Oberhof, Vietow, Wehnendorf, Ausbau 
Niekrenz, Neu Wendorf, Horst, Teutendorf, Klein Wehnendorf, Klein 
Freienholz, Wendorf, Reppelin, Wendfeld, Groß Freienholz, Gubkow und 
Hohen Gubkow

— Amt Gnoien
Gemeinde Behren Lübchin mit der Ortschaft Duckwitz
Gemeinde Walkendorf mit den Ortschaften Repnitz und Basse

Landkreis Vorpommern-Rügen

— Gemeinde Dettmannsdorf
— Gemeinde Lindholz mit dem Ortsteil Schabow
— Stadt Marlow mit den Ortsteilen Dänschenburg, Carlsruhe, Neu 

Steinhorst, Alt Steinhorst, Brunstorf, Fahrenhaupt, Schulenberg, Kneese

30.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

Landkreis Rostock

— Amt Tessin
Stadt Tessin mit den Ortsteilen Neu Gramsdorf und Wolfsberger Mühle
Gemeinde Gnewitz mit den Ortsteilen Gnewitz und Barkvieren
Gemeinde Zarnewanz mit dem Ortsteilen Zarnewanz, Kleinhof und 
Stormstorf

22.12.2024-30.12.2024

NIEDERSACHSEN

DE-HPAI(P)-2024-00021

Landkreis Aurich

10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.483276, 
53.648204.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Baltrum, Dornum und Großheide.

Landkreis Wittmund

10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.483276, 
53.648204.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Blomberg, Dunum, Esens, Eversmeerr, 
Holtgast, Langeoog, Moorweg, Neuharlingersiel, Nenndorf, Neuschoo, 
Ochtersum, Schweindorf, Stedesdorf, Utarp und Westerholt.

28.12.2024

Landkreis Aurich

3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.483276, 
53.648204.
Betroffen sind Teile der Gemeinde Dornum.

Landkreis Wittmund

3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.483276, 
53.648204.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Holtgast, Schweindorf und Utarp.

19.12.2024-28.12.2024

DE-HPAI(P)-2024-00023

Landkreis Friesland

10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.847271, 
53.691202.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Wangerland und Wangerooge.

Landkreis Wittmund

10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.847271, 
53.691202.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Neuharlingersiel, Spiekeroog, Werdum 
und der Stadt Wittmund.

2.1.2025

Landkreis Friesland

3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.847271, 
53.691202.
Betroffen sind Teile der Gemeinde Wangerland.

Landkreis Wittmund

3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.847271, 
53.691202.
Betroffen sind Teile der Stadt Wittmund.

25.12.2024-2.1.2025

DE ABl. L vom 18.12.2024 
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

DE-HPAI(P)-2024-00024

Landkreis Cloppenburg

10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.977565, 
52.894580.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Bösel, Cappeln, Emstek, Garrel, Lastrup, 
Molbergen sowie der Städte Cloppenburg und Friesoythe.

6.1.2025

Landkreis Cloppenburg

3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb mit den GPS-Koordinaten 7.977565, 
52.894580.
Betroffen sind Teile der Gemeinden Garrel, Molbergen und der Stadt 
Cloppenburg.

29.12.2024-6.1.2025

NORDRHEIN-WESTFALEN

DE-HPAI(P)-2024-00019

Kreis Kleve

10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb (GPS-Koordinaten 6.214183 
51.822386); betroffen sind Teile der folgenden Gemeinden:
— Bedburg-Hau (über das Gebiet der Schutzzone hinausgehend),
— Emmerich am Rhein (über das Gebiet der Schutzzone hinausgehend),
— Goch,
— Kalkar (über das Gebiet der Schutzzone hinausgehend),
— Kleve (über das Gebiet der Schutzzone hinausgehend),
— Kranenburg und
— Rees

21.12.2024

Kreis Kleve

3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb (GPS-Koordinaten 6.214183 
51.822386); betroffen sind Teile der folgenden Gemeinden:
— Bedburg-Hau,
— Emmerich am Rhein,
— Kalkar und
— Kleve

13.12.2024-21.12.2024

SCHLESWIG-HOLSTEIN

DE-HPAI(P)-2024-00020

Nordfriesland

10 km Radius um den Ausbruchsbetrieb GPS-Koordinaten
8.924238/54.583847. Die gesamte Gemeinde Sönnebüll, Almdorf sowie 
Teile der Gemeinden Reußenköge, Bredstedt, Breklum, Struckum, 
Hattstedtermarsch, Elisabeth-Sophien-Koog, Nordstrand, Husum, 
Wobbenbüll, Horstedt, Hattstedt, Arlewatt, Ahrenshöft, Bohmstedt, Drelsdorf, 
Vollstedt, Högel, Olderup, Bordelum, Langenhorn, Ockholm

24.12.2024

Nordfriesland

3 km Radius um den Ausbruchsbetrieb GPS-Koordinaten
8.924238/54.583847 Teile der Gemeinden Reußenköge, Bredstedt, Breklum, 
Struckum und Hattstedtermarsch

16.12.2024-24.12.2024
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Mitgliedstaat: Frankreich

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

Département Allier (03):

FR-HPAI(P)-2024-000015

BOURBON L’ARCHANBMAULT
CERILLY
COULEUVRE
FRANCHESSE
LE VILHAIN
LIMOISE
LURCY-LEVIS
POUZY MESANGY
SAINT AUBIN LE MONIAL
THENEUILLE
YGRANDE

14.12.2024

SAINT PLAISIR 6.12.2024-14.12.2024

Département Landes (40):

FR-HPAI(P)-2024-00014
FR-HPAI(P)-2024-00016

Bélus
Biarrotte
Biaudos
Cagnotte
Cauneille
Hastingues
Heugas
Josse
Oeyregave
Orthevielle
Peyrehorade
Rivière-Saas-et-Gourby
Saint-André-de-Seignanx
Saint-Geours-de-Maremne
Saint-Laurent-de-Gosse
Saint-Vincent-de-Tyrosse
Saubrigues
Saubusse
Siest
Tercis-les-Bains

14.12.2024

Orist
Pey
Port-de-Lanne
Saint-Étienne-d’Orthe
Saint-Jean-de-Marsacq
Saint-Lon-les-Mines
Sainte-Marie-de-Gosse
Saint-Martin-de-Hinx

6.12.2024-14.12.2024
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

Département Morbihan (56):

FR-HPAI(P)-2024-00013

— BIGNAN: Commune entière
— BULÉON: Commune entière
— CREDIN: Zone de la commune ainsi délimitée: sud d’un axe reliant le 

lieu-dit Keraudran au lieu dit l’Ecu en passant par le centre de Crédin
— KERFOURN: Partie Sud-Ouest de la commune délimitée

— Au sud par la route de Kerlegouge puis route de Park Yen jusqu’au 
bourg

— A l’Est par la rue du Hent Don et la rue de Guerdaner
— LANTILLAC: Commune entière
— LOCMINÉ: Commune entière
— MOREAC: Partie Sud-Ouest de la commune qui n’est pas en ZP
— MOUSTOIR AC: Zone nord de la commune ainsi délimitée: nord du 

Ponctuel
— ÉVELLYS: Partie de la commune qui n’est pas en ZP
— GUENIN: Partie Nord-Est de la commune délimitée par la D768 jusqu’à 

Talnay puis par la route passant par Bedivy, Kervihan, Kerauffret, 
Saint-Eno jusqu’à la N24

— Puis délimitée au sud par la D724 jusqu’à la Haie Basse et la Villeneuve
— LA CHAPELLE-NEUVE: Partie Nord de la commune délimitée par la route 

passant par La Villeneuve jusqu’à Kerzo puis par Le Gentil Coq, Keriven puis 
par la D117

— NOYAL-PONTIVY: Zone au sud du ruisseau de Mengoët
— PLEUGRIFFET: Commune entière
— PLUMÉLIAU-BIEUZY: Partie Nord-Est de la commune délimitée Le Blavet 

jusqu’à la D1 puis par la route passant par Kermaniec, Kerhaluy-Guennec 
jusqu’à Saint Hilaire puis par la route passant par Lann Brugo jusqu’à la 
D768

— PLUMELIN: Partie Nord de la commune délimitée par la D117 puis par la 
Rue du Stade

— RADENAC: Commune entière
— RÉGUINY: Commune entière hormis la zone au sud de la route de 

Kergars-Keroyard jusqu’au lieu dit Keroyard
— SAINT-ALLOUESTRE: Commune entière
— SAINT-THURIAU: Commune entière

4.12.2024

— MOREAC: Zone nord-est de la commune ainsi délimitée: au sud par la route 
passant par Le Guénevin puis à l’est de la D767 jusqu’à Porh Le Gal et au sud 
par la D181 jusqu’à La Madelaine puis par la route passant par Le Crézo, Le 
Lanninc, Le Cosquer

— EVELLYS: Partie de la commune délimitée
— au Nord par la D17 puis par la route passant par Cléguennec et 

Luzunin puis la D 17 jusqu’à Naizin, rue des Hortensias, rue Henri de 
Langle, rue des Lilas jusqu’à Kerdec, Les Trois Alouettes, Kergicquel, 
Runiat, Moric, La Lande du Crano et Keradenys,

— à l’Ouest par la D179 puis par la ruisseau allant jusqu’à Le Scaouët
— au Sud: D1 passant par Remungol puis la route passant par Le Breuil et 

Kerrogard

26.11.2024-4.12.2024
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— PLUMELIAU-BIEUZY: Partie Est de la commune délimitée par le ruisseau Le 
Kergouet, puis la route passant par Guerrobic jusqu’à la D1

— RÉGUINY Zone au sud de la route de Kergars-Keroyard jusqu’au lieu dit 
Keroyard

Département Pyrénées-Atlantiques (64):

FR-HPAI(P)-2024-00014 GUICHE
SAMES 8.12.2024

Mitgliedstaat: Kroatien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

HR- HPAI(P)- 2024-00003

Županija: Sisačko- moslavačka

— općina Martinska Ves: naselja Jezero Posavsko, Desni Dubrovčak, Lijeva 
Luka i Lijevo Željezno

Županija: Bjelovarsko- bilogorska

— grad Čazma: naselje Sovari

Županija: Zagrebačka

— općina Brckovljani: naselja Prečec i Tedrovec

— grad Ivanić Grad: naselja Derežani, Opatinec, Caginec, Šemovec Breški, 
Posavski Bregi, Trebovec, Topolje, Greda Breška, Deanovec, Graberje 
Ivanićko, Prečno, Lepšić, Lijevi Dubrovčak, Prerovec, Šumećani, Tarno, 
Zaklepica i Zelina Breška

— općina Kloštar Ivanić: naselja Kloštar Ivanić, Sobočani, Lipovec Lonjski, 
Bešlinec, Šćapovec, Čemernica Lonjska, Križci, Predavec i Stara Marča

— općina Križ: naselja Križ, Johovec, Bunjani, Gornji Prnjarovec, Velika 
Hrastilnica, Mala Hrastilnica i Širinec

— općina Rugvica: naselja Ježevo, Obedišće Ježevsko i Prevlaka

2.1.2025

Županija: Zagrebačka

— Grad Ivanić Grad
24.12.2024-2.1.2025

Mitgliedstaat: Italien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 39 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

Veneto region:
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IT-HPAI(P)-2024-00015

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.905288528, E 12.057325217

16.12.2024

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.905288528, E 12.057325217

8.12.2024-16.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00016

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.721413, E 
12.368124

18.12.2024

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.721413, E 12.368124

10.12.2024-18.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00017

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.4582909563169, E 12.0665245845646

20.12.2024

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.4582909563169, E 12.0665245845646

12.12.2024-20.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00019

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.46053010, 
E 12.05291290

23.12.2024

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.46053010, E 12.05291290

15.12.2024-23.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00022

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.7737, E 
12.432319

29.12.2024

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.7737, E 12.432319

21.12.2024-29.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00024

The area of the parts of Veneto Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.834841781, E 12.486674963

6.1.2025

The area of the parts of Veneto Region contained within a circle of 
radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.834841781, E 12.486674963

29.12.2024-6.1.2025
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Emilia-Romagna region:

IT-HPAI(P)-2024-00023

The area of the parts of Emilia Romagna Region extending beyond 
the area described in the protection zone and within the circle of a 
radius of ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
44.8657344077981, E 10.145008

30.12.2024

The area of the parts of Emilia Romagna Region contained within a 
circle of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. 
coordinates N 44.8657344077981, E 10.145008

22.12.2024-30.12.2024

Lombardia region:

IT-HPAI(P)-2024-00014

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.187255, E 
10.33539

23.12.2024

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle 
of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.187255, E 10.33539

15.12.2024-23.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00018

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.17252, E 
10.351436

24.12.2024

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle 
of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.17252, E 10.351436

16.12.2024-24.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00021

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.380577, E 
9.450603

29.12.2024

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle 
of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.380577, E 9.450603

21.12.2024-29.12.2024

IT-HPAI(P)-2024-00025

The area of the parts of Lombardia Region extending beyond the area 
described in the protection zone and within the circle of a radius of 
ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 45.285752, E 
10.588372

10.1.2025

The area of the parts of Lombardia Region contained within a circle 
of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.285752, E 10.588372

2.1.2025-10.1.2025
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Friuli Venezia Giulia region:

IT-HPAI(P)-2024-00020

The area of the parts of Friuli Venezia Giulia Region extending 
beyond the area described in the protection zone and within the circle 
of a radius of ten kilometres, centred on WGS84 dec. coordinates N 
45.822093, E 13.383938

24.12.2024

The area of the parts of Friuli Venezia Giulia Region contained within 
a circle of radius of three kilometres, centred on WGS84 dec. 
coordinates N 45.822093, E 13.383938

16.12.2024-24.12.2024

Mitgliedstaat: Ungarn

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

Békés vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00016
HU-HPAI(P)-2024-00020
HU-HPAI(P)-2024-00022
HU-HPAI(P)-2024-00052
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00065-00066
HU-HPAI(P)-2024-00197
HU-HPAI(P)-2024-00200

Békésszentandrás, Csabacsűd, Gyomaendrőd, Kardos, Örménykút és 
Szarvas települések közigazgatási területének a 46.893317 és 
a 20.424107, a 46.851265 és a 20.590212, a 46.857937 és 
a 20.338368, a 46.859602é s a 20.635836, a 46.893870 és 
a 20.380987, a 46.892883 és a 20.367728, valamint a 46.926217 
és a 20.461933 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
10 km sugarú körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

Csorvás, Gádoros, Nagyszénás és Orosháza települések közigazgatási 
területének a 46.660236 és a 20.603750 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 10 km sugarú körön belül és 
védőkörzeten kívül eső területe.

15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00025

Békéssámson, Kaszaper, Kardoskút, Mezőhegyes, Mezőkovácsháza, 
Nagybánhegyes, Orosháza, Pusztaföldvár, Tótkomlós, és Végegyháza 
települések közigazgatási területének a 46.423992 és a 20.763161 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

11.12.2024

HU-HPAI(P)-2024-00197
Békésszentandrás település közigazgatási területének a 46.926217 és 
a 20.461933 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 km 
sugarú körön belül eső területe.

27.12.2024-15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00200
Gádoros, Nagyszénás és Orosháza települések közigazgatási 
területének a 46.660236 és a 20.603750 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

27.12.2024-15.1.2025

Hajdú-Bihar vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00104

Folyás, Görbeháza, Hajdúnánás, Polgár, Újtikos és Újszentmargita 
települések közigazgatási területének a a 47.823523 és a 21.124078 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

18.12.2024
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Jász-Nagykun-Szolnok vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00016
HU-HPAI(P)-2024-00020
HU-HPAI(P)-2024-00022
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00051-00052
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00065-00066
HU-HPAI(P)-2024-00086
HU-HPAI(P)-2024-00197

Cibakháza, Kengyel, Martfű, Mesterszállás, Mezőhék, Mezőtúr, 
Öcsöd, Rákóczifalva, Rákócziújfalu, Tiszaföldvár, Tiszajenő, 
Tiszavárkony és Vezseny települések közigazgatási területének 
a 46.893317 és a 20.424107, a 46.851265 és a 20.590212, 
a 46.857937 és a 20.338368, valamint a 46.926217 és 
a 20.461933 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
10 km sugarú körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

Cserkeszőlő, Csépa, Kunszentmárton, Nagyrév, Szelevény, 
Tiszainoka, Tiszakürt és Tiszasas települések védőkörzeten kívül eső 
teljes közigazgatási területe.

15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00167

Besenyszög, Jászalsószentgyörgy, Jászboldogháza, Jászladány, 
Szászberek, Szolnok, Újszász és Zagyvarékas települések 
közigazgatási területének a 47.251081 és a 20.109558 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

17.12.2024

HU-HPAI(P)-2024-00197
Mesterszállás, Mezőtúr és Öcsöd települések közigazgatási 
területének a 46.926217 és a 20.461933GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

27.12.2024-15.1.2025

Csongrád-Csanád vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00016
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00020-00022
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00033-00034
HU-HPAI(P)-2024-00037
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00039-00041
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00043-00049
HU-HPAI(P)-2024-00052
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00055-00056
HU-HPAI(P)-2024-00058
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00061-00069
HU-HPAI(P)-2024-00071
HU-HPAI(P)-2024-00076
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00078-00081
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00083-00084
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00087-00091

Árpádhalom, Baks, Bordány, Csanytelek, Csongrád, Derekegyház, 
Dóc, Domaszék, Eperjes, Fábiánsebestyén, Felgyő, Mártély, 
Mindszent, Mórahalom, Nagymágocs, Nagytőke, Röszke, 
Sándorfalva, Szatymaz, Szegvár, Szentes, Székkutas, Tömörkény, 
Zákányszék és Zsombó védőkörzeten kívül eső teljes közigazgatási 
területe.

15.1.2025
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HU-HPAI(P)-2024-00095
HU-HPAI(P)-2024-00101
HU-HPAI(P)-2024-00103
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00106-00107
HU-HPAI(P)-2024-00109
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00111-00112
HU-HPAI(P)-2024-00114
HU-HPAI(P)-2024-00122
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00124-00126
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00128-00129
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00131-00133
HU-HPAI(P)-2024-00135
HU-HPAI(P)-2024-00137
HU-HPAI(P)-2024-00141
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00151-00152
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00151-00159
HU-HPAI(P)-2024-00161
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00169-00170
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00173-00176
HU-HPAI(P)-2024-00181
HU-HPAI(P)-2024-00183
HU-HPAI(P)-2024-00185
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00188-00190
HU-HPAI(P)-2024-00192
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00194-00196
HU-HPAI(P)-2024-00199
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HU-HPAI(P)-2024-00025

Ambrózfalva, Csanádalberti, Nagyér és Pitvaros települések 
közigazgatási területének a 46.423992 és a 20.763161 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül eső területe.

11.12.2024

HU-H-
PAI(-
P)-2024-00044-00046
HU-HPAI(P)-2024-00048
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00055-00056
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00061-00064
HU-HPAI(P)-2024-00067
HU-HPAI(P)-2024-00076
HU-HPAI(P)-2024-00078
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00087-00089
HU-HPAI(P)-2024-00091
HU-HPAI(P)-2024-00101
HU-HPAI(P)-2024-00111
HU-HPAI(P)-2024-00114
HU-HPAI(P)-2024-00122
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00124-00126
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00128-00129
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00131-00133
HU-HPAI(P)-2024-00135
HU-HPAI(P)-2024-00137
HU-HPAI(P)-2024-00141
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00151-00152
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00151-00159
HU-HPAI(P)-2024-00161
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00169-00170
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00173-00176
HU-HPAI(P)-2024-00181
HU-HPAI(P)-2024-00183
HU-HPAI(P)-2024-00185

Ásotthalom, Balástya, Csengele, Forráskút, Kistelek, Ópusztaszer, 
Öttömös, Pusztamérges, Pusztaszer, Ruzsa és Üllés települések teljes 
közigazgatási területe.

30.12.2024-15.1.2025
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HU-H-
PAI(-
P)-2024-00188-00189
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00194-00196

HU-HPAI(P)-2024-00190
HU-HPAI(P)-2024-00199

Csongrád és Szentes közigazgatási területének a 46.648143 és 
a 20.284182, valamint a 46.648578 és a 20.237727 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön 
belül eső területe.

30.12.2024-15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00200
Árpádhalom, Eperjes és Fábiánsebestyén települések közigazgatási 
területének a 46.660236 és a 20.603750GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

27.12.2024-15.1.2025

Bács-Kiskun vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00023
HU-HPAI(P)-2024-00026
HU-HPAI(P)-2024-00029
HU-HPAI(P)-2024-00031
HU-HPAI(P)-2024-00042

Apostag, Dunaegyháza, Dunatetétlen, Dunavecse, Felsőlajos, 
Fülöpháza, Fülöpszállás, Harta, Kerekegyháza, Kunadacs, Kunbaracs, 
Kunpeszér, Kunszentmiklós, Ladánybene, Lajosmizse, Solt, 
Soltszentimre, Szabadszállás, Szalkszentmárton, Tass és Újsolt 
települések települések védőkörzeten kívül eső teljes közigazgatási 
területe.

1.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00021
HU-HPAI(P)-2024-00026
HU-HPAI(P)-2024-00030
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00032-00050
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00055-00064
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00067-00072
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00074-00085
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00087-00096
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00098-00103
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00106-00149
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00151-00164
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00168-00189
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00191-00196
HU-HPAI(P)-2024-00198
HU-HPAI(P)-2024-00201

Ágasegyháza, Akasztó, Bácsbokod, Bácsborsód, Bácsszentgyörgy, 
Baja, Ballószög, Balotaszállás, Bátmonostor, Bátya, Borota, 
Császártöltés, Csátalja, Csávoly, Csengőd, Dávod, Drágszél, 
Dunafalva, Dunapataj, Dunaszentbenedek, Dusnok, Érsekcsanád, 
Érsekhalma, Fajsz, Felsőszentiván, Foktő, Fülöpjakab, Gara, Géderlak, 
Hajós, Helvécia, Hercegszántó, Homokmégy, Izsák, Kalocsa, 
Katymár, Kecskemét, Kéleshalom, Kunszállás, Lakitelek, Madaras, 
Mátételke, Miske, Nagybaracska, Nemesnádudvar, Ordas, 
Öregcsertő, Páhi, Rém, Sükösd, Szakmár, Szentkirály, Szeremle, 
Tabdi, Tiszaalpár, Tiszakécske, Tiszaug, Újtelek, Uszód, Városföld és 
Vaskút települések védőkörzeten kívül eső teljes közigazgatási 
területe.

15.1.2025
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HU-HPAI(P)-2024-00026
HU-HPAI(P)-2024-00042

Fülöpszállás, Izsák és Soltszentimre települések közigazgatási 
területének a 46.771020 és a 19.266569 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

20.12.2024-1.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00030
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00033-00041
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00043-00050
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00055-00064
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00067-00072
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00074-00085
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00087-00096
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00098-00103
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00106-00122
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00124-00132
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00134-00144
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00147-00154
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00156-00164
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00168-00185
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00188-00189
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00191-00196
HU-HPAI(P)-2024-00198
HU-HPAI(P)-2024-00201

Bácsalmás, Bácsszőlős, Balotaszállás, Bócsa, Bugac, 
Bugacpusztaháza, Csikéria, Csólyospálos, Gátér, Harkakötöny, 
Imrehegy, Jakabszállás, Jánoshalma, Jászszentlászló, Kaskantyú, 
Kecel, Kelebia, Kiskőrös, Kiskunfélegyháza, Kiskunhalas, 
Kiskunmajsa, Kisszállás, Kömpöc, Kunbaja, Kunfehértó, Mélykút, 
Móricgát, Nyárlőrinc, Orgovány, Páhi, Pálmonostora, Petőfiszállás, 
Pirtó, Soltvadkert, Szank, Tataháza, Tázlár, Tompa és Zsana 
települések teljes közigazgatási területe.

Borota és Kéleshalom települések közigazgatási területének 
a 46.308760 és a 19.291230 GPS-koordináták által meghatározott 
pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

Kunszállás és Városföld települések közigazgatási területének 
a 46.795153 és a 19.817421, valamint a 46.775865 é s 
a 19.800372 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 km 
sugarú körön belül eső területe.

30.12.2024-15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00123
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00145-00146
HU-HPAI(P)-2024-00155
HU-H-
PAI(-
P)-2024-00186-00187

Borota, Csávoly és Rém települések közigazgatási területének 
a 46.254915 és a 19.131604, a 46.257157 és a 19.128105, 
a 46.256205 és a 19.125921, valamint a 46.261845 és 
a 19.129315 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 km 
sugarú körön belül eső területe.

20.12.2024-15.1.2025
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Fejér vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00023
HU-HPAI(P)-2024-00029
HU-HPAI(P)-2024-00031

Alap, Alsószentiván, Baracs, Daruszentmiklós, Dunaújváros, 
Előszállás, Hantos, Kisapostag, Mezőfalva, Nagykarácsony, 
Nagyvenyim, Rácalmás és Sárbogárd települések közigazgatási 
területének a 46.899692 és a 18.818620, a 46.884010 és 
a 18.818080, valamint az 46.905820 és a 18.849790 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

1.1.2025

Tolna vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00023
HU-HPAI(P)-2024-00029
HU-HPAI(P)-2024-00031

Dunaföldvár település közigazgatási területének a 46.899692 és 
a 18.818620, a 46.884010 és a 18.818080, valamint az 46.905820 
és a 18.849790 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
10 km sugarú körön belül eső területe.

1.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00032
Bogyiszló, Decs és Őcsény települések közigazgatási területének 
a 46.278670 és a 18.980240 849790 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 10 km sugarú körön belül eső területe.

15.1.2025

HU-HPAI(P)-2024-00150

Aparhant, Bonyhád, Bonyhádvarasd, Csibrák, Döbrököz, Györe, 
Izmény, Kisdorog, Kismányok, Kisvejke, Kurd, Lengyel, Mucsfa, 
Mucsi, Nagymányok, Nagyvejke, Tevel, Váralja és Závod települések 
közigazgatási területének a 46.350438 és 18.371764 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

15.12.2024

Komárom-Esztergom vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00165

Ács, Ászár, Bábolna, Bakonyszombathely, Bana, Bársonyos, Csép, 
Ete, Kerékteleki, Kisbér, Nagyigmánd, Tárkány közigazgatási 
területének a 47.590030 és a 17.937804 GPS-koordináták által 
meghatározott 10 km sugarú körön belül és védőkörzeten kívül eső 
területe.

23.12.2024

HU-HPAI(P)-2024-00165
Bábolna, Kerékteleki és Tárkány települések közigazgatási 
területének a 47.590030 és a 17.937804 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 3 km sugarú körön belül eső területe.

15.12.2024-23.12.2024
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Győr-Moson-Sopron vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00165

Mezőörs, Rétalap, Bőny, Mezőörs, Nyalka, Pázmándfalu, Pér, Rétalap, 
Táp, Tápszentmiklós közigazgatási területének a 47.590030 és 
a 17.937804 GPS-koordináták által meghatározott 10 km sugarú 
körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

23.12.2024

HU-HPAI(P)-2024-00165
Bana és Rétalap települések közigazgatási területének a 47.590030 és 
a 17.937804 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 3 km 
sugarú körön belül eső területe.

15.12.2024-23.12.2024

Borsod-Abaúj-Zemplén vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00104

Hejőkürt, Oszlár, Tiszakeszi, Tiszapalkonya, Tiszatarján és 
Tiszaújváros települések közigazgatási területének a a 47.823523 és 
a 21.124078 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
10 km sugarú körön belül eső területe.

18.12.2024

Baranya vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00150

Alsómocsolád, Bikal, Egyházaskozár, Hegyhátmaróc, Kárász, 
Köblény, Mágocs, Máza, Mekényes, Nagyhajmás, Szalatnak, Szászvár, 
Tófű és Vékény települések közigazgatási területének a 46.350438 
és 18.371764 GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 
10 km sugarú körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

15.12.2024

Somogy vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00166

Bárdudvarnok, Beleg, Csököly, Gige, Görgeteg, Hedrehely, Hencse, 
Homokszentgyörgy, Jákó, Kadarkút, Kisbajom, Kőkút, Kutas, Lábod, 
Mike, Nagykorpád, Rinyabesenyő, Rinyakovácsi, Szabás és Visnye 
települések közigazgatási területének a 46.238856 és a 17.538140 
GPS-koordináták által meghatározott pont körüli 10 km sugarú 
körön belül és védőkörzeten kívül eső területe.

17.12.2024

Pest vármegye

HU-HPAI(P)-2024-00167

Abony, Tápiógyörgye és Újszilvás települések közigazgatási 
területének a 47.251081 és a 20.109558 GPS-koordináták által 
meghatározott pont körüli 10 km sugarú körön belül és 
védőkörzeten kívül eső területe.

17.12.2024
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Provinces Gelderland, Utrecht and Flevoland

NL-HPAI(P)-2024-00003

Those parts of the the provinces of Gelderland, Utrecht en Flevoland 
extending beyond the area described in the protection zone and 
contained within a circle of a radius of 10 kilometres, centered on 
WGS84 dec. coordinates long / 5.54 lat 52.27

20.12.2024

Those parts of the provinces of Gelderland and Flevoland contained 
within a circle of a radius of 3 kilometres, centered on WGS84 dec. 
coordinates long / 5.54 lat 52.27

12.12.2024-20.12.2024

DE-HPAI(P)-2024-00019
Those parts of the province Gelderland contained within a circle of a 
radius of 10 kilometres, centered on WGS84 dec. coordinates long 
6.21 lat 51.82

21.12.2024

Province Friesland

NL-HPAI(P)-2024-00004

Those parts of the the province of Friesland extending beyond the 
area described in the protection zone and contained within a circle of 
a radius of 10 kilometres, centered on WGS84 dec. coordinates long 
5.88 / lat 53.33

8.1.2025

Those parts of the province of Friesland contained within a circle of a 
radius of 3 kilometres, centered on WGS84 dec. coordinates long 
5.88 / lat 53.33

31.12.2024-8.1.2025

Mitgliedstaat: Österreich

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

Niederösterreich

AT-HPAI(P)-2024-00002
AT-HPAI(P)-2024-00003
AT-HPAI(P)-2024-00004

Bezirk Amstetten, Teile der Gemeinden Amstetten, Allhartsberg, 
Ardagger, Aschbach-Markt, Biberbach, Ertl, Haag, Neuhofen an der 
Ybbs, Oed-Oehling, Seitenstetten, Sonntagberg, St. Peter in der Au, 
Strengberg, Wallsee-Sindelburg, Weistrach, Winklarn, Wolfsbach, 
Ybbsitz, Zeillern innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 
12,76 km, dessen Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, 
Länge 14,73 sind.

Bezirk Waidhofen an der Ybbs, Teile der Gemeinde Waidhofen an der 
Ybbs innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 12,76 km, dessen 
Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,73 
sind.

Bezirk Scheibbs, Teile der Gemeinde Randegg innerhalb eines Kreises 
mit einem Radius von 12,76 km, dessen Mittelpunkt die 
WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,73 sind.

10.12.2024

Bezirk Amstetten, Teile der Gemeinden Allhartsberg, Amstetten, 
Aschbach-Markt, Biberbach, Kematen an der Ybbs, Oed-Oehling, St. 
Peter in der Au, Seitenstetten, Sonntagberg, Wolfsbach innerhalb 
eines Kreises mit einem Radius von 5,78 km, dessen Mittelpunkt die 
WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,73 sind.

Bezirk Waidhofen an der Ybbs, Teile der Gemeinde Waidhofen an der 
Ybbs Wolfsbach innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 
5,78 km, dessen Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, 
Länge 14,73 sind.

2.12.2024-10.12.2024
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AT-HPAI(P)-2024-00006

Bezirk Amstetten, Teile der Gemeinden Allhartsberg, Amstetten, 
Ardagger, Aschbach-Markt, Biberbach, Ertl, Euratsfeld, Haag, 
Neuhofen an der Ybbs, Oed-Oehling, Seitenstetten, Sonntagberg, St. 
Peter an der Au, Strengberg, Wallsee-Sindelburg, Weistrach, 
Winklarn, Wolfsbach, Ybbsitz, Zeillern innerhalb eines Kreises mit 
einem Radius von 13,8 km, dessen Mittelpunkt die 
WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,73 sind.

Bezirk Scheibbs, Teile der Gemeinde Randegg innerhalb eines Kreises 
mit einem Radius von 13,8 km, dessen Mittelpunkt die 
WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,73 sind.

Bezirk Waidhofen an der Ybbs (Stadt), Teile der Gemeinde Waidhofen 
an der Ybbs innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 13,8 km, 
dessen Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 
14,73 sind.

Bezirk Perg, Teile der Gemeinde Mitterkirchen im Machland 
innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 13,8 km, dessen 
Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,73 
sind.

Bezirk Steyr-Land, Teile der Gemeinde Gaflenz, Maria Neustift 
innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 13,8 km, dessen 
Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,73 
sind.

15.12.2024

Bezirk Amstetten, Teile der Gemeinden Allhartsberg, Amstetten, 
Aschbach-Markt, Biberbach, Kematen an der Ybbs, Neuhofen an der 
Ybbs, Oed-Oehling, Seitenstetten, Sonntagberg, St.Peter an der Au, 
Wolfsbach innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 6,8 km, 
dessen Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 
14,73 sind.

Bezirk Waidhofen an der Ybbs (Stadt), Teile der Gemeinde Waidhofen 
an der Ybbs innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 6,8 km, 
dessen Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 
14,73 sind.

7.12.2024-15.12.2024

Niederösterreich und Oberösterreich

AT-HPAI(P)-2024-00005

Bezirk Amstetten, Teile der Gemeinden Behamberg, Ennsdorf, 
Ernsthofen, Haag, Haidershofen, St. Pantaleon-Erla, Strengberg, St. 
Valentin, Weistrach, innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 
10 km, dessen Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,14, 
Länge 14,49 sind.

Bezirk Linz-Land, Teile der Gemeinde Asten, Enns, Hargelsberg, 
Hofkirchen im Traunkreis, Kronstorf, Niederneukirchen, St. Florian 
innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 10 km, dessen 
Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,05, Länge 14,49 
sind.
Bezirk Steyr-Land, Teile der Gemeinde Dietach, Wolfern innerhalb 
eines Kreises mit einem Radius von 10 km, dessen Mittelpunkt die 
WGS84-Koordinaten Breite 48,14, Länge 14,49 sind.

13.12.2024
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Bezirk Stadt Steyr, Teile der Gemeinde Steyr innerhalb eines Kreises 
mit einem Radius von 10 km, dessen Mittelpunkt die 
WGS84-Koordinaten Breite 48,14, Länge 14,49 sind.

Bezirk Amstetten, Teile der Gemeinden Ernsthofen, St. Valentin 
innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 3 km, dessen 
Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,14, Länge 14,49 
sind.

Bezirk Linz-Land, Teile der Gemeinde Hargelsberg, Kronstorf 
innerhalb eines Kreises mit einem Radius von 3 km, dessen 
Mittelpunkt die WGS84-Koordinaten Breite 48,14, Länge 14,49 
sind.

5.12.2024-13.12.2024

Mitgliedstaat: Polen
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PL-HPAI(P)-2024-00030
PL-HPAI(P)-2024-00033
PL-HPAI(P)-2024-00034
PL-HPAI(P)-2024-00035
PL-HPAI(P)-2024-00036
PL-HPAI(P)-2024-00039

W województwie wielkopolskim:

1) w powiecie średzkim, w gminie Środa Wlkp., miejscowości: Ulejno, 
Dębiczek, Janowo, Mączniki, Kijewo, Chwałkowo, Czartki, Nadziejewo, 
Strzeszki, Pętkowo, Słupia Wielka, Annopole, Lorenka, Brzeziny, Koszuty, 
Koszuty-Huby, Żabikowo, Trzebisławki, Staniszewo, Pławce, 
Zdziechowice;

2) w powiecie średzkim, w gminie Dominowo, miejscowości: 
Mieczysławowo, Bukowy Las, Zberki, Rusibórz, Rusiborek, Kopaszyce, 
Orzeszkowo, Dominowo, Szrapki, Marianowo, Gablin, Bagrowo, 
Michałowo, Wysławice, Karolewo, Andrzejpole, Borzejewo, Chłapowo, 
Nowojewo, Biskupice, Giecz, Poświątno, Janowo;

3) w powiecie średzkim, w gminie Krzykosy, miejscowości: Murzynowo 
Leśne, Murzynowiec Leśny, Garby, Baba, Kaźmierki, Sulęcinek, Borowo, 
Sulęcin, Bogusławki, Bronisław, Witowo, Krzykosy, Przymiarki, Solec, 
Małoszki, Lubrze, Pięczkowo, Młodzikówko, Młodzikowo, Młodzikowice;

4) w powiecie średzkim, w gminie Nowe Miasto nad Wartą, miejscowości: 
Komorze, Komorze Nowe, Nowe Miasto nad Wartą, Hermanów, Wolica 
Kozia, Dębno, Lutynia, Franciszków;

5) w powiecie średzkim, w gminie Zaniemyśl, miejscowość: Pigłowice, 
Śnieciska, Polwica-Huby, Polwica, Dobroczyn Pierwszy, Płaczki, 
Brzostek, Luboniec, Wyszakowskie Huby, Wyszakowo, Czarnotki, 
Jaszkowo, Bożydar, Winna, Mądre;

6) w powiecie wrzesińskim, w gminie Miłosław, miejscowości: Orzechowo, 
Szczodrzejewo, Książno, Chlebowo, Nowa Wieś Podgórna;

19.12.2024
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7) w powiecie wrzesińskim, w gminie Września, miejscowości: Bardo, 
Chwalibogowo, Obłaczkowo, Chocicza Mała, Osowo, Nowa Wieś 
Królewska, Grzymysławice, Neryngowo, Kaczanowo;

8) w powiecie wrzesińskim, w gminie Nekla, miejscowości: Mystki, Targowa 
Górka, Racławki, Mała Górka;

9) w powiecie jarocińskim, w gminie Żerków, miejscowości: Lgów, Gęczew, 
Gąsiorów, Śmiełów, Szczonów, Pogorzelica, Paruchów, Komorze 
Przybysławskie;

10) w powiecie wrzesińskim, w gminie Kołaczkowo, miejscowości: Krzywa 
Góra, Grabowo Królewskie, Kołaczkowo, Łagiewki, Wszembórz, Cieśle 
Wielkie, Spławie, Cieśle Małe, Borzykowo, Żydowo, Zieliniec, 
Gorazdowo;

11) w powiecie poznańskim, w gminie Kórnik, miejscowość: Prusinowo, 
Biernatki, Dębiec, Kórnik, Dziećmierowo, Szczodrzykowo, Celestynowo, 
Pierzchno, Runowo, Kromolice;

12) w powiecie poznańskim, w gminie Kleszczewo, miejscowości: Śródka, 
Krzyżowniki, Zimin, Krerowo, Bugaj, Lipowiec, Kleszczewo, Bylin, 
Nagradowice, Poklatki, Markowice;

13) w powiecie poznańskim, w gminie Kostrzyn, miejscowość: Czerlejno, 
Mikuszyn, Węgierskie, Ługowiny, Klony, Drzązgowo, Sokolniki 
Drzązgowskie, Gułtowy;

14) w powiecie wrzesińskim, w gminie Pyzdry, miejscowości: Tarnowa, 
Pyzdry, Dłusk.

W województwie wielkopolskim:

1) w powiecie średzkim, w gminie Środa Wlkp., miejscowości: Brzezie, 
Czarne Piątkowo, Grójec, Nietrzanowo, Starkówiec Piątkowski, 
Szlachcin, Szlachcin-Huby, Winna Góra, Pierzchno, Pierzchnica, 
Marianowo Brodowskie, Brodowo, Włostowo, Olszewo, Chudzice, 
Henrykowo, Ruszkowo, Tadeuszewo, Rumiejki, Środa Wlkp., Zielniki, 
Zielniczki, Urniszewo, Zmysłowo, Bieganowo, Turek, Januszewo, 
Jarosławiec, Topola, Janowo, Dębicz, Babin, Podgaj, Romanowo;

2) w powiecie średzkim, w gminie Krzykosy, miejscowości Miąskowo, 
Murzynówko, Wiosna, Wygranka;

3) w powiecie wrzesińskim, w gminie Miłosław, miejscowości: Białe 
Piątkowo, Bugaj, Franulka, Kozubiec, Lipie, Kębłowo, Pałczyn, Miłosław, 
Rudki, Biechówko, Biechowo, Gorzyce, Skotniki, Mikuszewo, Chrustowo, 
Sarnice, Czeszewo;

4) w powiecie średzkim, w gminie Dominowo, miejscowości: Murzynowo 
Kościelne, Sabaszczewo;

5) w powiecie wrzesińskim, w gminie Kołaczkowo, miejscowość: Budziłowo

11.12.2024-19.12.2024
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PL-HPAI(P)-2024-00037

W województwie dolnośląskim:

1) w powiecie wołowskim:

a) w gminie Wińsko, miejscowości: Staszowice, Smogorzów Wielki, 
Smogorzówek, Rudawa, Domanice, Baszyn, Zygląg, Chwałkowice, 
Wińsko, Rogówek, Kleszczowice, Białków, Stryjno, Węglewo, 
Morzyna, Grzeszyn, Piskorzyna, Naroków, Jakubikowice, b) w 
gminie Wołów, miejscowości: Nieszkowice, Trzy Domy, Pierusza, 
Pawłoszewo, Łazarzowice, Smarków, Straża, Gródek, Proszkowa, 
Siodłkowice, Stęszów, Pełczyn, Straszowice, Żychlin, Wróblewo, 
Warzęgowo;

2) w powiecie górowskim:

a) w gminie Wąsosz, miejscowości: Wrząca Śląska, Drozdowice Małe, 
Drozdowice Wielkie, Marysin, Jawor, Kamień Górowski, 
Chocieborowice, Kowalowo, Płoski, Kobylniki, Ostrawa, Pobiel, 
Młynary, Zubrza, Ługi, Unisławice, Bartków,

b) w gminie Jemielno, miejscowości: Piotrowice Małe,

c) w mieście Wąsosz: obszar położony na południowy zachód od rzeki 
Barczy;

3) w powiecie trzebnickim:

a) w gminie Żmigród, miejscowości: Laskowa, Korzeńsko, Chodlewo, 
Garbce, Żmigród, Żmigródek, Kędzie, Borek, Karnice, Bychowo, 
Węglewo, Łapczyce, Kliszkowice Małe, Kliszkowice, Borzęcin, 
Morzęcino,

b) w gminie Prusice, miejscowości: Raszowice, Zakrzewo, Ligota 
Strupińska, Strupina, Górka, Piotrkowice, Raki, Sucha, część 
obrębu geodezyjnego miejscowości Pększyn położona na północny 
zachód i północ od drogi łączącej miejscowości Skokowa i Krościna 
Wielka.

11.12.2024

W województwie dolnośląskim:

1) w powiecie wołowskim, w gminie Wińsko miejscowości: Białawy Małe, 
Białawy, Białawy Wielkie, Czaplice, Brzózka, Mysłoszów, Głębowice, 
Trzcinica Wołowska, Turzany, Aleksandrowice;

2) w powiecie górowskim, w gminie Wąsosz miejscowości: Lubiel, Czaple, 
Wrząca Wielka;

3) w powiecie trzebnickim, w gminie Żmigród miejscowość: Barkowo, 
Rogożowa, Barkówko, Wierzbina, Góreczki.

3.12.2024-11.12.2024
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PL-HPAI(P)-2024-00038
PL-HPAI(P)-2024-00041
PL-HPAI(P)-2024-00045

W województwie lubelskim:

W powiecie lubartowskim:

1) w gminie Uścimów miejscowości: Krasne, Ochoża, Rudka Starościańska;

2) w gminie Ostrów Lubelski miejscowości: Bójki, Jamy, Kaznów-Kolonia, 
Kolechowice-Folwark, Kolechowice-Kolonia, Rozkopaczew, Rudka 
Kijańska, Wólka Stara Kijańska;

3) w gminie Serniki miejscowości: Brzostówka i Wólka Zawieprzycka,;

4) w gminie Niedźwiada miejscowości: Brzeźnica Bychawska i Zabiele;

W powiecie łęczyńskim:

5) w gminie Ludwin miejscowości: Krzczeń, Rogóźno, Zezulin Drugi, 
Jagodno, Rozpłucie Drugie;

6) w gminie Sosnowica miejscowości: Stary Orzechowów, Nowy Orzechów, 
Walerianów, Libiszów, Górki, Komarówka, Lejno, Zamłyniec,

W powiecie parczewskim:

7) w gminie Parczew: Babianka, Tyśmienica, Buradów;

8) w gminie Dębowa Kłoda miejscowości Białka i Makoszka.

30.12.2024

W województwie lubelskim:

W powiecie lubartowskim:

1) w gminie Uścimów miejscowości: Drozdówka, Uścimów Stary;

2) w gminie Uścimów miejscowości: Głębokie, Jedlanka Nowa, Jedlanka 
Stara, Maśluchy, Uścimów Nowy;

3) w gminie Ostrów Lubelski miejscowości: Ostrów Lubelski, Kolechowice.

22.12.2024-30.12.2024

PL-HPAI(P)-2024-00040

W województwie dolnośląskim:

1) w powiecie górowskim:

a) w gminie Niechlów, miejscowości: Siciny, Łękanów, Naratów, 
Niechlów, Wroniec, Żuchlów, Miechów, Wągroda, Żabin, 
Szaszorowice, Lipowiec, Głobice, Bełcz Wielki, Masełkowice,

b) w gminie Góra część miejscowości Osetno Małe położonej na 
północny zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 323 z 
przysiółkiem Kietlów,

2) w powiecie lubińskim:

a) w gminie Rudna miejscowość Orsk

3) w powiecie polkowickim:

a) w gminie Grębocice, miejscowości: Trzęsów, Rzeczyca, Żabice, 
Szymocin, Bucze, Czerńczyce,

22.12.2024
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4) w powiecie głogowskim:

a) w gminie Pęcław, miejscowości: Kotowice, Leszkowice, Kaczyce, 
Piersna, Igłowice, Wierzchownia, Turów, Pęcław, Białołęka, 
Wojszyn, Borków

b) w gminie Głogów, miejscowości: Przedmoście, Bytnik, Borek, 
Zabornia, Serby, Stare Serby, Klucze, Wilków, Krzekotów,

c) w gminie Kotla, miejscowości: Głogówko, Leśna Dolina.

W powiecie lubuskim, w powiecie wschowskim:

1) w gminie Szlichtyngowa, miejscowości: Gola, Górczyna, Jędrzychowice, 
Kowalewo, Stare Drzewce, Szlichtyngowa, Zamysłów,

2) w gminie Wschowa, miejscowości: Kandlewo, Konradowo, Siedlnica, 
przysiółek Czerlejewo.

W województwie dolnośląskim:

1) w powiecie górowskim:

a) w gminie Niechlów, miejscowości: Świerczów, Klimontów, 
Bartodzieje, Karów,

2) w powiecie głogowskim, w gminie Pęcław, miejscowości: Droglowice, 
Mieleszyn, Golkowice, Wietszyce.

W województwie lubuskim:

1) w powiecie wschowskim, w gminie Szlichtyngowa, miejscowość Dryżyna 
i Wyszanów.

14.12.2024-22.12.2024

PL-HPAI(NON-P)-00043
PL-HPAI(NON-P)-00045

W województwie opolskim, w powiecie namysłowskim:

1) w gminie Namysłów, miejscowości: Ligotka, Krasowice, Nowe 
Smarchowice, Smarchowice Śląskie, Smarchowice Wielkie, Łączany, 
Ziemiełowice, Jastrzębie, Woskowice Małe, Igłowice, Baldwinowice, 
Głuszyna, Smogorzów, Brzezinka, Pawłowice Namysłowskie;

2) w gminie Wilków, miejscowości: Wilków, Lubska, Dębnik, Wojciechów, 
Pągów, Idzikowice, Jakubowice;

3) w gminie Domaszowice, miejscowości: Gręboszów, Strzelce, Siemysłów, 
Woskowice Górne, Domaszowice.

W województwie wielkopolskim:, w powiecie kępińskim:

1) w powiecie kępińskim, w gminie Rychtal, miejscowości: Dalanów, 
Darnowiec, Dworzyszcze, Krzyżowniki, Proszów, Rychtal, Sadogóra, 
Skoroszów, Zgorzelec;

2) w gminie Perzów, miejscowości: Zbyczyna, Ligota, Trębaczów, Posmyk.

W województwie dolnośląskim:

w powiecie oleśnickim, w gminie Dziadowa Kłoda, miejscowości: Gronowice, 
Dalborowice, Gołębice, Miłowice.

22.12.2024
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W województwie opolskim:

1) w powiecie namysłowskim, w gminie Namysłów miejscowości: Miasto 
Namysłów, Michalice, Kowalowice, Smarchowice Małe, Objazda, 
Józefków, Rychnów, Bukowa Śląska, Kamienna, Krzyków.

12.12.2024-20.12.2024

PL-HPAI(P)-2024-00042

W województwie śląskim, w powiecie gliwickim:

1) w gminie Toszek, miejscowości: Ciochowice, Pisarzowice, Toszek, 
Kotliszowice, Sarnów, Płużniczka, Wilkowiczki, Paczyna. Częściowo 
miejscowości: Paczynka, gdzie granica obszaru zagrożonego przebiega 
wzdłuż ulicy Pniowskiej, Boguszyce z wyłączeniem kolonii Zalesie oraz 
Pniów, gdzie granica obszaru zagrożonego przebiega wzdłuż ulic Górnej i 
Pniowskiej;

2) w gminie Rudziniec, miejscowości: Poniszowice, Słupsko, Chechło, 
Widów, Łany, Pławniowice, Bycina, Niewiesze. Częściowo miejscowości: 
Rudno i Rudziniec, gdzie granica obszaru zagrożonego biegnie wzdłuż 
linii kolejowej;

3) w gminie Wielowieś, miejscowości: Gajowice, Dąbrówka, Wiśnicze. 
Częściowo miejscowości: Zacharzowice, gdzie granica obszaru 
zagrożonego biegnie wzdłuż cieku wodnego „Pniówka“, Świbie w 
wyłączeniem części wsi o nazwie Napłatki.

W województwie opolskim, w powiecie strzeleckim:

1) w gminie Jemielnica, miejscowości: Barut — na południe od ul. Polnej i 
Marka Prawego, Centawa, Jemielnica-na południowy wschód od DW426;

2) w gminie Strzelce Opolskie, miejscowości: Brzezina, Dziewkowice, 
Warmątowice, Strzelce Opolskie- dzielnica Mokre Łany;

3) w gminie Ujazd, miejscowości: Balcarzowice, Jaryszów, Niezdrowice — 
Wydzierów (ul. Wiejska 1-7), Nogowczyce, Olszowa — osada 
Komorniki, Sieroniowice, Stary Ujazd, Ujazd, Zimna Wódka

25.12.2024

W województwie śląskim, w powiecie gliwickim:

1) w gminie Toszek, miejscowości: Ligota Toszecka, Kotulin wraz z 
przynależącą do niego Szklarnią, Pawłowice, Proboszczowice oraz 
częściowo miejscowość Boguszyce obejmując tylko kolonię Zalesie;

2) w gminie Rudziniec, miejscowość: Niekarmia.

W województwie opolskim:

1) w powiecie strzeleckim, w gminie Strzelce Opolskie, miejscowości: 
Błotnica Strzelecka, Płużnica Wielka.

17.12.2024-25.12.2024
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PL-HPAI(P)-2024-00043

W województwie mazowieckim, w powiecie siedleckim:

1) w gminie Wiśniew, miejscowości: Borki-Kosiorki, Borki-Paduchy, 
Borki-Sołdy, Ciosny Daćbogi, Gostchorz, Kaczory, Nowe Okniny, 
Okniny-Podzdrój, Pluty, Stare Okniny, Śmiary, Tworki, Wiśniew, 
Wiśniew-Kolonia wyłącznie część miejscowości sięgającej do drogi 
krajowej nr 63;

2) w gminie Zbuczyn, miejscowości: Borki-Kosy, Borki-Wyrki, Bzów, 
Chromna, Grodzisk, Jasionka, Karcze, Ługi Wielkie, Pogonów, Rówce, 
Tchórzew, Tchórzew-Plewki, Wólka Kamienna, Zbuczyn, Zdany.

W województwie lubelskim, w powiecie łukowskim:

1) w gminie Łuków, miejscowości: Biardy, Gołaszyn, Gręzówka, Gręzówka 
Kolonia, Klimki, Ławki, Łuków, Role, Suleje, Turze Rogi, Wólka 
Świątkowa, Zalesie;

2) w gminie Trzebieszów, miejscowości: Dębowica, Karwów, Mikłusy, 
Nurzyna, Płudy, Popławy Rogale, Szaniawy-Matysy, Szaniawy-Poniaty, 
Świercze, Trzebieszów Drugi, Trzebieszów Kolonia, Trzebieszów 
Pierwszy, Wierzejki, Wylany, Zaolszynie, Zembry.

28.12.2024

W województwie mazowieckim, w powiecie siedleckim:

1) w gminie Wiśniew, miejscowości: Radomyśl, Zabłocie;

2) w gminie Zbuczyn, miejscowości: Dziewule, Januszówka, Łęcznowola, 
Smolanka.

W województwie lubelskim, w powiecie łukowskim:

1) w gminie Trzebieszów, miejscowości: Celiny, Gołowierzchy, Wólka 
Konopna;

2) w gminie Łuków, miejscowości: Krynka.

20.12.2024-28.12.2024

PL-HPAI(P)-2024-00044

W województwie warmińsko-mazurskim:

1) w powiecie iławskim:

a) w gminie Iława: w granicach administracyjnych miejscowości 
Dziarnówko na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Bagno i Tchórzanka, w granicach administracyjnych 
miejscowości Smolniki na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Bagno i Tchórzanka, w granicach administracyjnych 
miejscowości Tchórzanka na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Dziarnówko i Pomierki;

28.12.2024
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b) w gminie Lubawa, miejscowości: Biała Góra, Byszwałd, Fijewo, 
Kazanice, Losy, Łążek, Łążyn, Napromek, Omule, Prątnica, 
Rodzone, Złotowo, w granicach administracyjnych miejscowości 
Czerlin na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Lubstyn i Gutowo, w granicach administracyjnych miejscowości 
Grabowo na południe od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Dół i Wałdyki, w granicach administracyjnych miejscowości Lubstyn 
na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości Czerlin i 
Grabowo, w granicach administracyjnych miejscowości 
Ludwichowo na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Sampława i Pacółtowo, w granicach administracyjnych miejscowości 
Rakowice na zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Biała Góra i Jakubkowo, w granicach administracyjnych 
miejscowości Rożental na południe od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Dół i Wałdyki, w granicach administracyjnych 
miejscowości Sampława na północ od drogi krajowej nr 15, w 
granicach administracyjnych miejscowości Szczepankowo na 
zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości Czerlin i 
Truszczyny, w granicach administracyjnych miejscowości 
Targowisko Dolne na północ od drogi krajowej nr 15, w granicach 
administracyjnych miejscowości Tuszewo na wschód od drogi 
nr 541, w granicach administracyjnych miejscowości Wałdyki na 
zachód od linii poprowadzonej przez miejscowości Czerlin i 
Grabowo;

c) w granicach administracyjnych miasta Lubawa na północ od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Fijewo i Rodzone.

2) w powiecie nowomiejskim:

a) w gminie Grodziczno, miejscowości: Grodziczno, Kuligi, Linowiec, 
Montowo, Świniarc, Zwiniarz, w granicach administracyjnych 
miejscowości Lorki na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Hartowiec i Sugajenko, w granicach administracyjnych 
miejscowości Mroczenko na północ od linii poprowadzonej przez 
miejscowości Ostaszewo i Kąciki, w granicach administracyjnych 
miejscowości Nowe Grodziczno na północ od linii poprowadzonej 
przez miejscowości Hartowiec i Sugajenko, w granicach 
administracyjnych miejscowości Zajączkowo na zachód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Łążek i Kuligi;
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ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

b) w gminie Nowe Miasto Lubawskie, miejscowości: Bratian, 
Pacółtowo, Tylice, w granicach administracyjnych miejscowości 
Chrośle na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Smolniki i Mikołajki, w granicach administracyjnych miejscowości 
Gwiździny na północ od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Kurzętnik i Grądy, w granicach administracyjnych miejscowości 
Nawra na wschód od linii poprowadzonej przez miejscowości 
Gryźliny i Krzemieniewo, w granicach administracyjnych 
miejscowości Nowy Dwór Bratiański na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Katarzynki i Nawra, w 
granicach administracyjnych miejscowości Radomno na wschód od 
linii poprowadzonej przez miejscowości Dół i Nowy Dwór 
Bratiański;

c) w granicach administracyjnych miasta Nowe Miasto Lubawskie na 
wschód od ulicy Jagiellońskiej, dalej ulicą Mickiewicza do Ronda 
Niepodległości, następnie na wschód od linii łączącej Rondo 
Niepodległości i miejscowość Nawra.

W województwie warmińsko-mazurskim:

1) w powiecie iławskim:

a) w gminie Lubawa, miejscowości: Mortęgi, Targowisko Górne, w 
granicach administracyjnych miejscowości Ludwichowo na wschód 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Sampława i Pacółtowo, 
w granicach administracyjnych miejscowości Rakowice na wschód 
od linii poprowadzonej przez miejscowości Biała Góra i Jakubkowo, 
w granicach administracyjnych miejscowości Sampława na południe 
od drogi krajowej nr 15, w granicach administracyjnych 
miejscowości Targowisko Dolne na południe od drogi krajowej 
nr 15, w granicach administracyjnych miejscowości Tuszewo na 
zachód od drogi nr 541;

b) w granicach administracyjnych miasta Lubawa na południe od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Fijewo i Rodzone;

2) w powiecie nowomiejskim, w gminie Grodziczno: w granicach 
administracyjnych miejscowości Zajączkowo na wschód od linii 
poprowadzonej przez miejscowości Łążek i Kuligi.

20.12.2024-28.12.2024
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Mitgliedstaat: Rumänien

ADIS-Bezugsnummer des 
Ausbruchs Das Gebiet umfasst:

Gemäß Artikel 55 der 
Delegierten Verordnung (EU) 

2020/687 gültig bis

County: Timiș

RO-HPAI(P)-2024-00003

SECAȘ — Com. SECAȘ
BARA — Com. BARA
DOBREȘTI — Com. BARA
LĂPUȘNIC — Com. BARA
OHABA LUNGĂ — Com. OHABA LUNGĂ
IERȘNIC — Com. OHABA LUNGĂ
CLADOVA — Com. BETHAUSEN
REMETEA-LUNCĂ — Com. MĂNĂȘTIUR
LEUCUȘEȘTI — Com. BETHAUSEN
JUPANI — Com. TRAIAN VUIA
SUSANI — Com. TRAIAN VUIA
SUDRIAȘ — Com. TRAIAN VUIA
CLICIOVA — Com. BETHAUSEN
NEVRINCEA — Com. BETHAUSEN
VALEA LUNGĂ ROMÂNĂ — Com. COȘTEIU
ȚIPARI — Com. COȘTEIU
PĂRU — Com. COȘTEIU
BALINȚ — Com. BALINȚ
TÂRGOVIȘTE — Com. BALINȚ
PANIOVA — Com. GHIZELA
FĂDIMAC — Com. BALINȚ

26.12.2024

CUTINA — Com. BETHAUSEN
BETHAUSEN — Com. BETHAUSEN
BODO — Com BALINȚ

18.12.2024-26.12.2024

Teil C

Weitere Sperrzonen gemäß Artikel 1 Buchstabe b und Artikel 4 in den betroffenen Mitgliedstaaten*:

Mitgliedstaat: Italien

Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

Emilia-Romagna region:

— Municipality of Argenta (Ferrara)
— Municipality of Codigoro (Ferrara)
— Municipality of Comacchio (Ferrara)
— Municipality of Copparo (Ferrara)
— Municipality of Ferrara (Ferrara)
— Municipality of Fiscaglia (Ferrara)
— Municipality of Goro (Ferrara)
— Municipality of Jolanda di Savoia (Ferrara)
— Municipality of Lagosanto (Ferrara)
— Municipality of Masi Torello (Ferrara)
— Municipality of Mesola (Ferrara)
— Municipality of Ostellato (Ferrara)

31.1.2025
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Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

— Municipality of Portomaggiore (Ferrara)
— Municipality of Riva del Po (Ferrara)
— Municipality of Tresignana (Ferrara)
— Municipality of Voghiera (Ferrara)

Lombardia region:

— Municipality of Antegnate (Bergamo)
— Municipality of Bagnatica (Bergamo) South of A4
— Municipality of Barbata (Bergamo)
— Municipality of Bariano (Bergamo)
— Municipality of Bolgare (Bergamo) South of A4
— Municipality of Calcinate (Bergamo)
— Municipality of Calcio (Bergamo)
— Municipality of Castelli Calepio (Bergamo) South of A4
— Municipality of Cavernago (Bergamo)
— Municipality of Cividate al Piano (Bergamo)
— Municipality of Cologno al Serio (Bergamo)
— Municipality of Cortenuova (Bergamo)
— Municipality of Costa di Mezzate (Bergamo) South of A4
— Municipality of Covo (Bergamo)
— Municipality of Fara Olivana con Sola (Bergamo)
— Municipality of Fontanella (Bergamo)
— Municipality of Ghisalba (Bergamo)
— Municipality of Grumello del Monte (Bergamo) South of A4
— Municipality of Isso (Bergamo)
— Municipality of Martinengo (Bergamo)
— Municipality of Morengo (Bergamo)
— Municipality of Mornico al Serio (Bergamo)
— Municipality of Pagazzano (Bergamo)
— Municipality of Palosco (Bergamo)
— Municipality of Pumenengo (Bergamo)
— Municipality of Romano di Lombardia (Bergamo)
— Municipality of Seriate (Bergamo) South of A4
— Municipality of Telgate (Bergamo) South of A4
— Municipality of Torre Pallavicina (Bergamo)
— Municipality of Acquafredda (Brescia)
— Municipality of Alfianello (Brescia)
— Municipality of Azzano Mella (Brescia)
— Municipality of Bagnolo Mella (Brescia)
— Municipality of Barbariga (Brescia)
— Municipality of Bassano Bresciano (Brescia)
— Municipality of Berlingo (Brescia)
— Municipality of Borgo San Giacomo (Brescia)
— Municipality of Borgosatollo (Brescia)
— Municipality of Brandico (Brescia)
— Municipality of Brescia (Brescia) South of A4
— Municipality of Calcinato (Brescia) South of A4
— Municipality of Calvisano (Brescia)
— Municipality of Capriano del Colle (Brescia)
— Municipality of Carpenedolo (Brescia)
— Municipality of Castegnato (Brescia) South of A4
— Municipality of Castel Mella (Brescia)
— Municipality of Castelcovati (Brescia)
— Municipality of Castenedolo (Brescia) South of A4
— Municipality of Castrezzato (Brescia)
— Municipality of Cazzago San Martino (Brescia) South of A4
— Municipality of Chiari (Brescia)
— Municipality of Cigole (Brescia)
— Municipality of Coccaglio (Brescia)
— Municipality of Cologne (Brescia)

31.1.2025
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Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

— Municipality of Comezzano-Cizzago (Brescia)
— Municipality of Corzano (Brescia)
— Municipality of Dello (Brescia)
— Municipality of Desenzano del Garda (Brescia) South of A4
— Municipality of Erbusco (Brescia) South of A4
— Municipality of Fiesse (Brescia)
— Municipality of Flero (Brescia)
— Municipality of Gambara (Brescia)
— Municipality of Ghedi (Brescia)
— Municipality of Gottolengo (Brescia)
— Municipality of Isorella (Brescia)
— Municipality of Leno (Brescia)
— Municipality of Lograto (Brescia)
— Municipality of Lonato del Garda (Brescia) South of A4
— Municipality of Longhena (Brescia)
— Municipality of Maclodio (Brescia)
— Municipality of Mairano (Brescia)
— Municipality of Manerbio (Brescia)
— Municipality of Milzano (Brescia)
— Municipality of Montichiari (Brescia)
— Municipality of Montirone (Brescia)
— Municipality of Offlaga (Brescia)
— Municipality of Orzinuovi (Brescia)
— Municipality of Orzivecchi (Brescia)
— Municipality of Ospitaletto (Brescia) South of A4
— Municipality of Palazzolo sull’Oglio (Brescia) South of A4
— Municipality of Pavone del Mella (Brescia)
— Municipality of Pompiano (Brescia)
— Municipality of Poncarale (Brescia)
— Municipality of Pontevico (Brescia)
— Municipality of Pontoglio (Brescia)
— Municipality of Pozzolengo (Brescia) South of A4
— Municipality of Pralboino (Brescia)
— Municipality of Quinzano d’Oglio (Brescia)
— Municipality of Remedello (Brescia)
— Municipality of Rezzato (Brescia) South of A4
— Municipality of Roccafranca (Brescia)
— Municipality of Roncadelle (Brescia) South of A4
— Municipality of Rovato (Brescia) South of A4
— Municipality of Rudiano (Brescia)
— Municipality of San Gervasio Bresciano (Brescia)
— Municipality of San Paolo (Brescia)
— Municipality of San Zeno Naviglio (Brescia)
— Municipality of Seniga (Brescia)
— Municipality of Torbole Casaglia (Brescia)
— Municipality of Travagliato (Brescia)
— Municipality of Trenzano (Brescia)
— Municipality of Urago d’Oglio (Brescia)
— Municipality of Verolanuova (Brescia)
— Municipality of Verolavecchia (Brescia)
— Municipality of Villachiara (Brescia)
— Municipality of Visano (Brescia)
— Municipality of Camisano (Cremona)
— Municipality of Casale Cremasco-Vidolasco (Cremona)
— Municipality of Casaletto di Sopra (Cremona)
— Municipality of Castel Gabbiano (Cremona)
— Municipality of Soncino (Cremona)
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Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

Veneto region:

— Municipality of Arzergrande (Padova)
— Municipality of Bovolenta (Padova)
— Municipality of Brugine (Padova)
— Municipality of Candiana (Padova)
— Municipality of Codevigo (Padova)
— Municipality of Correzzola (Padova)
— Municipality of Piove di Sacco (Padova)
— Municipality of Pontelongo (Padova)
— Municipality of Sant’Angelo di Piove di Sacco (Padova)
— Municipality of Adria (Rovigo)
— Municipality of Ariano nel Polesine (Rovigo)
— Municipality of Corbola (Rovigo)
— Municipality of Loreo (Rovigo)
— Municipality of Papozze (Rovigo)
— Municipality of Pettorazza Grimani (Rovigo)
— Municipality of Porto Tolle (Rovigo)
— Municipality of Porto Viro (Rovigo)
— Municipality of Rosolina (Rovigo)
— Municipality of Taglio di Po (Rovigo)
— Municipality of Campagna Lupia (Venezia)
— Municipality of Campolongo Maggiore (Venezia)
— Municipality of Camponogara (Venezia)
— Municipality of Cavarzere (Venezia)
— Municipality of Chioggia (Venezia)
— Municipality of Cona (Venezia)
— Municipality of Dolo (Venezia) South of A4
— Municipality of Fiesso d’Artico (Venezia)
— Municipality of Fossò (Venezia)
— Municipality of Mira (Venezia) South of A4
— Municipality of Mirano (Venezia) South of A4
— Municipality of Pianiga (Venezia) South of A4
— Municipality of Stra (Venezia)
— Municipality of Venezia (Venezia) South of A4
— Municipality of Vigonovo (Venezia)

31.1.2025

Mitgliedstaat: Polen

Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

W województwie wielkopolskim:

1) w powiecie poznańskim, w gminie Kostrzyn, miejscowości: Czerlejnko, Trzek, Strumiany, 
Sokolniki Klonowskie, Libartowo, Siedlec, Brzeźno, Antonin;

2) w powiecie poznańskim, w gminie Kleszczewo: miejscowości: Tulce, Komorniki;

3) w powiecie poznańskim, w gminie Kórnik, miejscowości: Dachowa, Robakowo, Borówiec, 
Skrzynki, Mościenica, Bnin, Czołowo, Błażejewo;

4) w powiecie średzkim, w gminie Dominowo, miejscowość Dzierżnica;

19.12.2024
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Das Gebiet umfasst: Maßnahmen gemäß 
Artikel 3a gültig bis

5) w powiecie średzkim, gmina Nowe Miasto nad Wartą na terenie nie objętym obszarem, o którym 
mowa w cz. B załącznika;

6) w powiecie średzkim, gmina Zaniemyśl na terenie nie objętym obszarem, o którym mowa w cz. 
B załącznika;

7) w powiecie wrzesińskim, w gminie Nekla, miejscowości: Starczanowo, Stroszki, Podstolice, 
Chwałszyce, Stępocin, Opatówko;

8) w powiecie wrzesińskim, w gminie Września, miejscowości: Września, Żerniki, Bierzglinek, 
Dębina, Białężyce, Chocicza Wielka, Nadarzyce, Gozdowo, Gozdowo-Młyn;

9) w powiecie wrzesińskim, w gminie Kołaczkowo, miejscowości: Bieczewo, Bieganowo, Sokolniki, 
Szamarzewo;

10) w powiecie wrzesińskim, w gminie Pyzdry, miejscowości: Rataje, Ksawerów, Walga, 
Zapowiednia, Królewiny, Glinianki, Trzcianki, Benewicze, Kruszyny, Tłoczyzna, Baraniec, Dolne 
Grądy, Zimochowiec, Zamość, Modlica, Ruda Komorska, Łupice, Olsz, Lisewo;

11) w powiecie jarocińskim, w gminie Żerków, miejscowości: Chrzan, Laski, Bieździadów, 
Rozmarynów, Brzostków, Antonin, Przybysław, Kretków, Żerniki;

12) w powiecie śremskim, w gminie Książ Wlkp., miejscowości: Gogolewo, Gogolewko, Świączyń.

* Im Einklang mit dem Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der 
Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und insbesondere nach Artikel 5 Absatz 4 des 
Windsor-Rahmens (siehe die Gemeinsame Erklärung Nr. 1/2023 der Union und des Vereinigten Königreichs im mit dem 
Abkommen über den Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union 
und der Europäischen Atomgemeinschaft eingesetzten gemeinsamen Ausschuss vom 24. März 2023 (ABl. L 102 vom 
17.4.2023, S. 87)) in Verbindung mit Anhang 2 dieses Rahmens gelten für die Zwecke dieses Anhangs Verweise auf einen 
Mitgliedstaat auch für das Vereinigte Königreich in Bezug auf Nordirland.
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BESCHLUSS (EU) 2024/3146 DES RATES

vom 10. Dezember 2024

zur Ernennung eines Mitglieds des Rechnungshofs

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 286 Absatz 2,

auf Vorschlag der Republik Bulgarien,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Stelle des Mitglieds des Rechnungshofs, das auf Vorschlag der Republik Bulgarien ernannt wird, ist seit dem 
19. September 2023 unbesetzt. Die Amtszeit dieses Mitglieds läuft am 31. Dezember 2024 ab.

(2) Daher sollte ein Mitglied des Rechnungshofs ernannt werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Frau Iliana Naydenova IVANOVA wird für die Zeit vom 1. Januar 2025 bis zum 31. Dezember 2030 zum Mitglied des 
Rechnungshofs ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2024.

Im Namen des Rates

Der Präsident

VARGA M. 

Amtsblatt 
der Europäischen Union
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(1) Stellungnahme vom 26. November 2024 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).



BESCHLUSS (EU) 2024/3112 DES RATES

vom 12. Dezember 2024

zur Ernennung eines Europäischen Staatsanwalts der Europäischen Staatsanwaltschaft

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchführung einer Verstärkten 
Zusammenarbeit zur Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (1), insbesondere auf Artikel 16,

gestützt auf den Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1696 des Rates vom 13. Juli 2018 über die Regeln für die Tätigkeit des 
Auswahlausschusses nach Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/1939 zur Durchführung einer Verstärkten 
Zusammenarbeit zur Errichtung der Europäischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (2),

gestützt auf den Beschluss (EU) 2023/133 des Rates vom 17. Januar 2023 zur Ernennung der Mitglieder des in Artikel 14 
Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/1939 vorgesehenen Auswahlausschusses (3),

gestützt auf die begründete Stellungnahme und die Rangfolge der Kandidaten, wie sie der Auswahlausschuss erstellt hat,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die EUStA wurde durch die Verordnung (EU) 2017/1939 errichtet.

(2) Die Europäischen Staatsanwälte beaufsichtigen Ermittlungen und Strafverfolgungsmaßnahmen in Einklang mit 
Artikel 12 der Verordnung (EU) 2017/1939.

(3) Mit dem Beschluss (EU) 2024/807 der Kommission (4) wurde die Beteiligung Polens an der Verstärkten 
Zusammenarbeit zur Errichtung der EUStA bestätigt.

(4) Im Durchführungsbeschluss (EU) 2018/1696 sind die Regeln für die Tätigkeit des Auswahlausschusses nach 
Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/1939 (im Folgenden „Regeln für die Tätigkeit des 
Auswahlausschusses“) festgelegt.

(5) Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1939 benennt jeder teilnehmende Mitgliedstaat drei 
Kandidaten für das Amt eines Europäischen Staatsanwalts aus dem Kreis von Bewerbern, die aktive Mitglieder der 
Staatsanwaltschaft oder der Richterschaft des jeweiligen Mitgliedstaats sind, die jede Gewähr für Unabhängigkeit 
bieten und in ihrem jeweiligen Mitgliedstaat die für die höchsten staatsanwaltlichen oder richterlichen Ämter 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllen und die über einschlägige praktische Erfahrungen im Rahmen der 
nationalen Rechtsordnungen, der Finanzermittlungen und der internationalen justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen verfügen.

(6) Polen hat drei Kandidaten nominiert.

(7) Der Auswahlausschuss hat für jeden Kandidaten, der von Polen benannt wurde und die Bedingungen des Artikels 16 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/1939 erfüllt, eine begründete Stellungnahme erstellt und seinen Platz in der 
Rangfolge festgelegt und dem Rat diese Informationen übermittelt, die der Rat am 15. Juli 2024 erhalten hat.

(8) Gemäß Regel VII.2 Absatz 4 der Regeln für die Tätigkeit des Auswahlausschusses hat der Auswahlausschuss die 
Rangfolge der Kandidaten entsprechend ihren Qualifikationen und Erfahrungen festgelegt. Die Rangfolge entspricht 
der vom Auswahlausschuss bevorzugten Reihenfolge und ist für den Rat nicht bindend.

(9) Gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/1939 wählt der Rat nach Eingang der begründeten 
Stellungnahme des Auswahlausschusses einen der Kandidaten aus und ernennt ihn zum Europäischen Staatsanwalt 
des betreffenden teilnehmenden Mitgliedstaats.

(10) Gemäß Artikel 16 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/1939 wählt der Rat die Europäischen Staatsanwälte mit 
einfacher Mehrheit aus und ernennt sie für eine Amtszeit von sechs Jahren; Wiederernennung ist nicht zulässig.

Amtsblatt 
der Europäischen Union
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(1) ABl. L 283 vom 31.10.2017, S. 1.
(2) ABl. L 282 vom 12.11.2018, S. 8.
(3) ABl. L 17 vom 19.1.2023, S. 90.
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(11) Der Rat hat die jeweiligen Verdienste der Kandidaten gewürdigt und dabei die begründete Stellungnahme des 
Auswahlausschusses berücksichtigt.

(12) Auf der Grundlage einer Bewertung der jeweiligen Verdienste der Kandidaten, hat sich der Rat der nicht bindenden 
vom Auswahlausschuss bevorzugten Reihenfolge der von Polen benannten Kandidaten angeschlossen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die folgende von Polen benannte Kandidatin wird für eine nicht erneuerbare Amtszeit von sechs Jahren ab dem 8. Januar 
2025 zur Europäischen Staatsanwältin der EUStA ernannt:

Frau Grażyna STRONIKOWSKA

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 12. Dezember 2024.

Im Namen des Rates

Der Präsident

PINTÉR S. 
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Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2023/1695 der Kommission vom 10. August 2023
über die technische Spezifikation für die Interoperabilität der Teilsysteme „Zugsteuerung, 

Zugsicherung und Signalgebung“ des Eisenbahnsystems in der Europäischen Union und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) 2016/919 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 222 vom 8. September 2023) 

Seite 391, Anhang I Kapitel 1 Abschnitt 1.1 Absatz 2 Nummer 2:

Anstatt: „2. Spezialfahrzeuge, z. B. Gleisbaumaschinen, die mit einem Führerraum ausgerüstet sind und im 
Fahrmodus auf eigenen Rädern betrieben werden sollen.“

muss es heißen: „2. Sonderfahrzeuge, z. B. Gleisbaumaschinen, die mit einem Führerraum ausgerüstet sind und im 
Fahrmodus auf eigenen Rädern betrieben werden sollen.“

Seite 428, Anhang I Kapitel 6 Abschnitt 6.2.2 Absatz 2:

Anstatt: „Zusätzlich und ausschließlich für die Interoperabilitätskomponente ‚SIM-Karte‘ darf das Modul CA 
gewählt werden.“

muss es heißen: „Darüber hinaus darf der Hersteller oder sein Bevollmächtigter für die Prüfung der Interoperabilitäts­
komponente ‚SIM-Karte‘ und ‚Markierungstafel‘ das Modul CA wählen.“

Seite 464, Anhang I Kapitel 7 Abschnitt 7.4.3.2 Satz 1:

Anstatt: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, Spezialfahrzeuge im Sinne des Abschnitts 2.2.2 
Buchstabe C der TSI LOC&PAS, einschließlich Zweiwegefahrzeuge, von der Verpflichtung zur 
Ausrüstung mit ETCS, RMR oder ATO in einem bestimmten Verwendungsgebiet auszunehmen, 
wenn der Betrieb dieser Fahrzeuge der Außerbetriebsetzung der Klasse B nicht entgegensteht.“

muss es heißen: „Die Mitgliedstaaten können beschließen, Sonderfahrzeuge im Sinne des Abschnitts 2.2.2 
Buchstabe C der TSI LOC&PAS, einschließlich Zweiwegefahrzeuge, von der Verpflichtung zur 
Ausrüstung mit ETCS, RMR oder ATO in einem bestimmten Verwendungsgebiet auszunehmen, 
wenn der Betrieb dieser Fahrzeuge der Außerbetriebsetzung der Klasse B nicht entgegensteht.“

Seite 488, Anhang I Anlage B Abschnitt B1 Tabelle B1.1 Nummer 2 Spalte 5 Absatz 3:

Anstatt: „Gilt für Spezialfahrzeuge ab dem 1. Januar 2026 in Bezug auf 7.4.3.2.“

muss es heißen: „Gilt für Sonderfahrzeuge ab dem 1. Januar 2026 in Bezug auf 7.4.3.2.“
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Seite 488, Anhang I Anlage B Abschnitt B1 Tabelle B1.1 Nummer 2 Spalte 6 Absatz 3:

Anstatt: „Gilt für Spezialfahrzeuge ab dem 1. Januar 2030 in Bezug auf 7.4.3.2.“

muss es heißen: „Gilt für Sonderfahrzeuge ab dem 1. Januar 2030 in Bezug auf 7.4.3.2.“

Seite 489, Anhang I Anlage B Abschnitt B1 Tabelle B1.1 Nummer 3 Spalte 5 Absatz 2:

Anstatt: „Gilt für Spezialfahrzeuge ab dem 1. Januar 2026.“

muss es heißen: „Gilt für Sonderfahrzeuge ab dem 1. Januar 2026.“

Seite 489, Anhang I Anlage B Abschnitt B1 Tabelle B1.1 Nummer 3 Spalte 6 Absatz 3:

Anstatt: „Gilt für Spezialfahrzeuge ab dem 1. Januar 2030.“

muss es heißen: „Gilt für Sonderfahrzeuge ab dem 1. Januar 2030.“
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